
Vor einigen Jahren ist in der radikalen Linken in Deutschland 
eine Strategiedebatte darüber entbrannt, wie die politische 
Arbeit von einer Fokussierung auf die eigene Szene weg und hin 
zur breiteren Gesellschaft und ihren sozialen Auseinanderset­
zungen verlagert werden kann. Aus dieser Suchbewegung sind 
unterschiedliche Stadtteilgruppen hervorgegangen, die ver­
suchen, Profitorientierung, Konkurrenz und Vereinzelung eine 
solidarische und bedürfnisorientierte Praxis entgegenzu setzen, 
indem sie in Form von Basisarbeit an die lokalen Lebens­
bedingungen anknüpfen und entlang von Alltagskonflik ten 
zu einer Politisierung des Stadtteils beitragen. In der aktiven 
Hinwendung zu den Nachbar*innen unterscheiden sie sich von 
klassischen Infoläden und linken Szenetreffs, zugleich grenzen  
sie sich durch den sozialrevolutionären Anspruch klar von 
Sozialarbeit und reformistischen Ansätzen ab. Ihre zentralen 
Arbeitsfelder sind Miet­ und Arbeitskämpfe, Feminismus und 
Care­Arbeit sowie Antirassismus.

Um zu einer Weiterentwicklung dieses Praxisansatzes beizu­
tragen, hat die Gruppe ›Vogliamo tutto‹ fünf dieser Initiativen 
(in Hamburg, Bremen, Münster und Berlin) zu ihren bisherigen 
Erfahrungen und längerfristigen Perspektiven befragt und wollte 
wissen, wie genau ihre Praxis aussieht, was ihre Strategie ist, 
was warum gelingt und was nicht.

Die Gespräche liefern reichhaltiges Reflexionsmaterial – sowohl  
für Aktivist*innen, die eine ähnliche Praxis verfolgen oder 
planen,  als auch für alle, die sich fragen, wie wir zu einer eman­
zipatorischen Transformation unserer Gesellschaft beit ragen 
können.
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Die Gruppe Vogliamo tutto widmet sich Fragen einer revolutionären 
Praxis in erster Linie theoretisch. Doch will ihre Arbeit aktive Gruppen in 
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VORWORT

In Reaktion auf ihre geringe Wirkmächtigkeit und fehlende gesellschaft-
liche Verankerung wird in der deutschsprachigen radikalen Linken seit 
einigen Jahren eine Debatte um eine strategische Neuausrichtung 
geführt. Im Zuge dieser Debatte haben sich an unterschiedlichen Or-
ten Initiativen entwickelt, die mit ihrer Arbeit im Stadtteil ansetzen. 
Sie versuchen, kapitalismus- und herrschaftskritische Politik im Alltag 
zu verankern, indem sie sich mit Menschen entlang von gemeinsamen 
Interessen organisieren und verbindliche solidarische Beziehungen 
aufbauen. Ein Ziel ist, dass sich in gemeinsamen Kämpfen, in Gesprä-
chen und durch Bildungsveranstaltungen antikapitalistische Positionen 
entwickeln und verbreiten. Eine überregionale Organisierung, auf die 
ein Teil der Gruppen parallel zu ihrer Arbeit im Stadtteil hinarbeitet, soll 
dabei helfen, eine Perspektive für eine umfassende gesellschaftliche 
Transformation zu erarbeiten und zu größerer Handlungsfähigkeit zu 
gelangen.

Wir von Vogliamo tutto gehören zum überwiegend theoretisch ar-
beitenden Teil der radikalen Linken und haben selbst keine Erfahrung 
mit Basisarbeit. Wir finden an dem Ansatz besonders spannend, dass 
er eine Perspektive bietet, die Selbstisolation der Linken zu überwin-
den. Die Idee zu diesem Interviewprojekt entstand im Gespräch mit 
Genoss:innen aus einer der Stadtteilgruppen, die bedauerten, dass 
ihnen oft die Zeit für den Austausch mit ähnlich ausgerichteten Initiati-
ven fehle. Unser Interesse war es zunächst, ein möglichst genaues Bild 
sowohl von der Praxis – daher die teils recht kleinteiligen Fragen an die 
Gruppen – als auch von den zugrundeliegenden strategischen Überle-
gungen zu bekommen. So soll eine erste Einschätzung möglich werden, 
wie weit dieser Praxisansatz im Hinblick auf die formulierten Ziele trägt.

Das vorliegende Buch scheint uns derzeit die beste Form zu sein, in 
der wir selbst zum Gelingen dieses Ansatzes beitragen können. Unser 
Ziel ist es, Interessierten die bisherigen Erfahrungen der Gruppen zu-
gänglich zu machen, damit sie möglicherweise als Inspiration für die 
eigene Praxis dienen können. Darüber hinaus wollen wir die Diskussion 
über das bisher Erreichte, über gemeinsame Problemstellungen und 
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die unterschiedlichen Lösungswege fördern. Nicht zuletzt möchten wir 
diese Praxis in der radikalen Linken bekannter machen.

Wir haben durch die Interviews sehr viel gelernt und einige unserer 
Vorannahmen und Erwartungen revidiert. Beispielsweise waren wir 
überrascht davon, wie gut es den Gruppen gelungen ist, etwa durch 
Haustürgespräche Nachbar:innen anzusprechen und Interesse für eine 
gemeinsame Organisierung zu wecken. Zu Beginn unserer Auseinan-
dersetzung mit Basisarbeit im Stadtteil stand für uns außerdem die 
Einschätzung im Zentrum, dass die Gründung einer überregionalen 
Assoziation für den Erfolg dieses Ansatzes unerlässlich ist. Für uns hat 
sich diese Annahme zwar bestätigt, aber es wurde auch deutlich, dass 
bisherige Versuche, eine solche Assoziation zu gründen, mit einigen 
Schwierigkeiten verbunden waren: So haben die Gruppen die Erfahrung 
gemacht, dass eine überregionale Organisierung nicht per Beschluss 
im Hauruckverfahren entstehen kann, sondern mit den Bedürfnissen 
und Kapazitäten der Basisinitiativen korrespondieren muss und einer 
kontinuierlichen Beziehungsarbeit bedarf.

Wir würden diesen Praxisansatz gerne weiterhin unterstützen. Wenn 
ihr als Gruppe in diesem Bereich tätig seid und unsere Zuarbeit gebrau-
chen könntet – zum Beispiel, weil ihr das Bedürfnis nach Austausch 
mit anderen, ähnlich arbeitenden Gruppen habt oder weil ihr zu be-
stimmten Dingen, die ihr euch vorgenommen habt, nicht kommt und 
findet, dass diese Dinge im Sinne einer Arbeitsteilung auch von außen 
angegangen werden könnten –, dann würde es uns sehr freuen, wenn 
ihr auf uns zukommt.

Zum Aufbau dieses Buchs: In einem einleitenden Text diskutieren 
wir die aus unserer Sicht zentralen Aspekte der eingangs erwähnten 
Strategiedebatte. Darauf folgen die Interviews, die wir zwischen Sep-
tember 2020 und Mai 2021 mit jeweils zwei bis vier Mietgliedern von fünf 
Stadtteilgruppen geführt haben. Wir haben die Transkripte der Inter-
views, die zwischendurch immer wieder auch die Form eines Gesprächs 
angenommen haben, gekürzt und für eine bessere Lesbarkeit überar-
beitet. Es ist nicht notwendig, sie in einer bestimmten Reihenfolge zu 
lesen. Wir haben sie nach geografischer Lage angeordnet, von West 
nach Ost: Berg Fidel Solidarisch und ROSA (Münster), Solidarisch 
in Gröpelingen und kollektiv (Bremen), Wilhelmsburg Solidarisch 
(Hamburg), Hände weg vom Wedding (Berlin) und Kiezkommune Wed-
ding (Berlin). Danach folgt eine Diskussion mit Delegierten aus Münster 
und Bremen, die einige Problemstellungen aufgreift, die, wie sich in 
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den Interviews gezeigt hat, mehrere der Gruppen umtreiben. Der Band 
schließt mit einem Auswertungstext, in dem wir unsere Erkenntnisse 
aus den Interviews zusammenfassen: Was sind die Gemeinsamkeiten 
der Gruppen, was die Unterschiede zwischen ihnen und was könnten 
jeweils Gründe dafür sein? Welche Schwierigkeiten sind bisher aufge-
taucht und wie gehen die Gruppen jeweils damit um? Welche Erfolge 
können bisher verzeichnet werden? Welche Perspektiven ergeben sich 
aus der derzeitigen lokalen Praxis für eine überregionale Organisierung?

Wir wünschen viele Erkenntnisse beim Lesen und freuen uns über 
Rückmeldungen aller Art.

Vogliamo tutto, Dezember 2021 
vogliamo.tutto@disroot.org
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Einleitung:  
ZUR DEBATTE UM REVOLUTIONÄRE 
BASISORGANISIERUNG 2015–2018

Etwa in dem Zeitraum 2015 bis 2018 wurde in Teilen der deutsch-
sprachigen antikapitalistischen Linken in Reaktion auf die wenig 
erfolgreichen Proteste im Zuge der Euro-Krise eine Debatte um 
Basisorganisierung geführt, die den strategischen Hintergrund 
der Interviews in diesem Band bildet. Sie hat die Praxis der be-
fragten Gruppen mitgeprägt, zwei von ihnen waren selbst zentral 
an ihr beteiligt, und bei der Vorbereitung unserer Interviewfra-
gen hat sie uns als Orientierung gedient.1 Deshalb zeichnen wir 
in der folgenden Einleitung Aspekte dieser Debatte nach, die wir 
für besonders wichtig halten. Primär beziehen wir uns dabei auf 
diese drei Texte: Antifa Kritik & Klassenkampf (Frankfurt am 
Main): »Der kommende Aufprall« (2015), kollektiv (Bremen): »11 
Thesen um Organisierung und revolutionäre Praxis« (2016) und 
radikale linke berlin, Kiezkommune Wedding, Kiezkommune 
Kreuzberg-Neukölln & Kiezkommune Friedrichshain: »Das 
Konzept Kiezkommune« (o. J.). Wir zitieren diese Texte als ›Kom-
mender Aufprall‹, ›11 Thesen‹ und ›Konzept Kiezkommune‹.

»Und wie soll man das alles schaffen? Die 

Ausgangsbedingungen sind doch so schlimm!

Eins ist sicher: Wer sie bloß anstarrt, macht sie schlimmer.«

Dietmar Dath, Klassenkampf im Dunkeln2

■ Gesellschaftliche Verankerung antikapitalistischer Praxis

Die Einschätzung von Sinn und Unsinn einer politischen Praxis ist nur 
vor dem Hintergrund ihrer Ziele und strategischer Überlegungen zu 
deren Erreichen möglich. Das langfristige Ziel der für diesen Band be-
fragten Stadtteilinitiativen ist eine von breiten Teilen der Bevölkerung 
getragene Überwindung des Kapitalismus und anderer Herrschafts-
verhältnisse wie Rassismus, Sexismus, Ableismus etc. Die durchaus in 
mancher Hinsicht unterschiedlichen Strategien, die in den Interviews 
thematisiert werden, haben einen gemeinsamen Hintergrund in einer 
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kritischen Auseinandersetzung mit den in der radikalen Linken domi-
nanten Praxismodellen »mindestens der letzten 35 Jahre«, so die Grup-
pe kollektiv (11 Thesen, S. 11). Adressiert werden die Praxis des Schaf-
fens und Verteidigens linker Freiräume sowie eine Kampagnenpolitik, 
die, besonders sichtbar im Kontext von politischen Großereignissen 
wie beispielsweise G20 oder Nato-Treffen, mit Demonstrationen, Pro-
testen und Blockaden die Artikulation des Unmuts über die aktuellen 
Verhältnisse organisiert; sie richtet sich damit zwar an eine allgemeine 
Öffentlichkeit, erreicht letztlich aber doch nur die eigene Szene.

Beide Praxisformen wurden von den Debattenteilnehmer:innen 
dafür kritisiert, nicht bloß aufgrund äußerer widriger Bedingungen, 
sondern schon konzeptuell nicht in der Lage zu sein, außerhalb der 
eigenen Szene eine Wirkung zu entfalten.3 Gesucht wurde eine Praxis, 
mit der dies gelingen kann. Für die Protagonist:innen der Debatte lag 
die Notwendigkeit auf der Hand, die eigene Szene zu verlassen und auf 
Menschen zuzugehen, die die eigenen Überzeugungen nicht ohnehin 
bereits teilen. Die Einschätzung, dass es darum geht, eine breitere 
gesellschaftliche Verankerung antikapitalistischer und herrschaftskriti-
scher Praxis voranzutreiben, indem man aktiv Leute dafür zu gewinnen 
versucht, wird in der antikapitalistischen Linken keineswegs allgemein 
geteilt. Zwei Einwände wurden dagegen vorgebracht:

Der erste Einwand ist ein revolutionstheoretischer. Bei den Gruppen 
beispielsweise, die die Zeitschrift Kosmoprolet herausbringen, ist die 
Überzeugung verbreitet, dass sich ein revolutionäres Potenzial nur aus 
den spezifischen Umständen einer besonderen, krisenhaften histori-
schen Situation heraus ergeben kann, in der dann ›die Massen‹ in einem 
elektrifizierenden Augenblick ihre Weltsicht und Gefühlswelt von jetzt 
auf gleich umkrempeln. Die Idee, Energie in den Versuch einer Vorbe-
reitung dieses revolutionären Moments durch mühselige Organisierung 
zu stecken, basiere auf einer Überschätzung der Rolle, »die selbst eine 
gut organisierte Linke in einer Krise bestenfalls spielen könnte«4. Wir 
halten diese Annahme für unbegründet und finden es gewagt, sich auf 
ihr Zutreffen zu verlassen. Historisch spricht nicht viel dafür, wie auch 
die Gruppe kollektiv einwendet:

»Wir gehen nicht davon aus, dass der Zeitpunkt gesellschaftlicher oder revoluti-

onärer Erhebungen durch revolutionäre Organisationen bestimmt oder vorher-

gesagt werden kann. Dieser hängt auch von den materiellen und historischen 

Bedingungen ab. Die Geschichte zeigt aber, dass revolutionären Erhebungen 
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ebenso wie radikalen Kämpfen häufig jahrzehntelange, kontinuierliche, geduldi-

ge, organisierte Arbeit vorausgegangen ist.« (11 Thesen, S. 6 f.)

Der zweite Einwand ist ein strategisch-politischer und betrifft die Rolle, 
die linke Aktivist:innen in diesem Konzept der gesellschaftlichen Ver-
ankerung antikapitalistischer Politik einnehmen. Diese Rolle besteht 
erstens darin, auf Menschen, die die eigenen Überzeugungen nicht 
unbedingt teilen, zuzugehen und sie dazu zu animieren, sich zu orga-
nisieren, solidarisch für ihre Interessen zu kämpfen und sich im Zwei-
felsfall mit der herrschenden Klasse anzulegen, und zweitens darin, die 
gesamtgesellschaftliche Perspektive in die Kämpfe einzubringen und zu 
versuchen dazu beizutragen, dass die Kämpfe sich perspektivisch gegen 
die kapitalistische Produktionsweise wenden. Aktivist:innen, die sich 
darum bemühen, Kämpfe anzustoßen und eine kapitalismuskritische 
Haltung zu verbreiten, werden in der Debatte auch als »Initiativkräfte« 
bezeichnet. Ihre Rolle ist dem zweiten Einwand zufolge als »bevormun-
dend, instrumentalisierend oder manipulativ«5 abzulehnen. Auf andere 
zuzugehen, die erst mal die politischen Ziele gar nicht teilen, um sie 
dazu zu bewegen, diese Ziele zu verfolgen, häufig verbunden mit einem 
Wissensgefälle etwa in Hinblick auf strategische Debatten, birgt für die 
Kritiker:innen die Gefahr einer autoritären Stellvertreterpolitik.6 Sie 
trauen der Versicherung nicht über den Weg, dass es sich bei den Initi-
ativkräften keineswegs um zukünftige Technokrat:innen in der Tradition 
realsozialistischer Staatskommunist:innen handle, die im Laufe der Zeit 
alle Macht an sich reißen würden, sondern bloß um diejenigen, »die 
bereit sind, die ersten Schritte zu gehen« und es dabei als ihre Haupt-
aufgabe sehen, »sich überflüssig zu machen« (Konzept Kiezkommune, 
S. 5).7 – Wir denken, dass nur der Versuch einer praktischen Umsetzung 
zeigen kann, ob und in welcher Hinsicht das Überflüssigwerden der 
»Initiativkräfte« gelingen kann.

■ Einzelne Kämpfe und gesamtgesellschaftliche Perspektive

Die Grundidee der im Rahmen der Debatte geäußerten strategischen 
Überlegungen ist nicht neu: Durch ein gemeinsames Engagement in 
Kämpfen, die sich an sozialen Problemen entzünden, sollen längerfris-
tige Beziehungen und selbstorganisierte Solidarstrukturen aufgebaut 
werden, die perspektivisch über die einzelnen Kämpfe hinausweisen 
könnten. Solche Strukturen würden nicht nur der vereinzelnden kapi-
talistischen Vergesellschaftung etwas entgegensetzen, indem sie ein 
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solidarisches Miteinander unabhängig von Familie und Freundschaft 
hervorbringen und die Lebensqualität der Beteiligten verbessern; sie 
könnten auch zu einem kritischen politischen Bewusstsein beitragen 
und, so zumindest die Hoffnung, eine Offenheit für gesamtgesellschaft-
liche Ursachenerklärungen und einen Veränderungswillen hervorbrin-
gen. Denn

»erst wenn der Widerspruch zwischen den eigenen Interessen und Bedürfnissen 

und denen des Kapitals, der sich in dieser Form des politischen Kampfes aus-

drückt, von den Kämpfenden auf die gesellschaftliche Totalität bezogen wird, das 

heißt die eigene Position innerhalb dieser verortet wird, konstituieren sich poten-

zielle Träger:innen sozialrevolutionärer Veränderung.« (Kommender Aufprall, S. 7)

■ Felder der anvisierten Kämpfe und die Rolle des Stadtteils

Einigkeit besteht in der Debatte darüber, dass die Verankerung antika-
pitalistischer Praxis in Alltagskämpfen als eine langfristige Basisarbeit 
zu denken ist: als ein lokaler Zusammenschluss von Betroffenen ka-
pitalistischer oder anderer herrschaftsförmiger Zumutungen zwecks 
solidarischer Unterstützung und gemeiner Kämpfe. 

»Offenkundige Felder sind Erwerbstätigkeit (Betrieb, Ämter), Wohnen (Haus, 

Straße, Stadtteil), Reproduktion (insbesondere Kinder und Pflege) sowie Lebens-

grundlagen (solidarische Netzwerke, Lebensmittelproduktion, Gesundheit) etc.« 

(11 Thesen, S. 19)

Diese Einschätzung hat sich erst im Verlauf der Debatte herauskristal-
lisiert. Die Antifa Kritik und Klassenkampf hatte in ihrem Strategie-
papier noch die Organisation am Arbeitsplatz ins Zentrum gerückt, 
mit dem klassischen Argument, dass allein im Arbeitsprozess die 
Lohnarbeiter:innen wirklich eine gesellschaftliche Macht entfalten 
können, nämlich aufgrund ihrer Fähigkeit, den kapitalistischen Pro-
duktionsprozess zu unterbrechen. Dass die Antifa Kritik und Klassen-
kampf zugleich auch in der teils kapitalistisch, teils privat organisierten 
Reproduktions- und Fürsorgearbeit ein wichtiges Kampffeld sieht, in 
dem sich ihrer Einschätzung nach aktuell die »Widersprüche … zuspit-
zen« (Kommender Aufprall, S. 11), bleibt etwas unverbunden neben der 
Zentrierung der Lohnarbeit stehen.

In den elf Thesen der Gruppe kollektiv hat sich die Perspektive 
von der ökonomischen Macht am Arbeitsplatz auf alle Bereiche ver-
schoben, deren Transformation angestrebt wird.8 Diese strategische 
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Dezentrierung des Arbeitsplatzes hat zunächst auch den Grund, dass 
kollektiv unter den gegenwärtigen, von Diskontinuität und Verein-
zelung geprägten Arbeitsbedingungen ein vermindertes Potenzial für 
eine solidarische Organisierung sieht (11 Thesen, S. 19). Hinzu kommt 
in Deutschland die Besetzung des Bereichs formaler Arbeit durch stark 
sozialpartnerschaftlich eingebundene Gewerkschaften.

Die Wahl des Stadtteils als Ort der Organisierung hat aber auch den 
positiven Grund, dass er als ein Knotenpunkt gesehen wird, der den 
»Aufbau selbstorganisierter Strukturen in allen Bereichen des Alltages« 
ermöglichen könnte (11 Thesen, S. 18).

Die radikale linke berlin und die Kiezkommunen subsumieren den 
Bereich Arbeit explizit unter die Organisierung am Wohnort:

»Wenn wir davon sprechen, dass wir ›Kommunen‹ aufbauen wollen, dann bedeu-

tet das, dass wir in kleinen territorialen Einheiten – Nachbarschaften, Kiezen, auf 

Perspektive [sic] Betrieben – Selbstverwaltungsstrukturen ermöglichen. Soll hei-

ßen, die Kiezkommune soll sich um alle Angelegenheiten in ihrem Kiez kümmern: 

soziale Fragen, Mieten-, Arbeitskämpfe, antipatriarchale Kämpfe, Aufbau sozialer 

Treffpunkte, Jugendarbeit, Antifaschismus.« (Konzept Kiezkommune, S. 4)

Im Stadtteil, so die Hoffnung, können sich die verschiedenen Ebenen 
gesellschaftlicher Auseinandersetzung bündeln und miteinander kom-
munizieren. Auch ein Verständnis des Zusammenhangs verschiedener 
gesellschaftlicher Konflikte kann auf diesem Weg vielleicht besser 
entstehen. Und es scheint besser möglich zu sein, der kapitalistischen 
Vereinzelung organisierte solidarische Strukturen entgegenzusetzen. 
Eine Einmischung in Arbeitskämpfe, die aus einer Stadtteilorganisie-
rung heraus geschieht, bietet möglicherweise einen stärkeren Rückhalt 
in einem gefestigten sozialen Gefüge. Nicht zuletzt ist es im Stadtteil 
auch möglich, die verschiedenen Herrschaftsverhältnisse – neben dem 
Klassenverhältnis auch das Geschlechterverhältnis und verschiedene 
Formen des Rassismus – in ihrer Verschränkung zu bekämpfen. Gleich-
zeitig ist natürlich auch der Stadtteil keine sozial homogene Einheit; 
gesellschaftliche Interessensgegensätze schlagen sich dort nieder und 
können einer gemeinsamen Organisierung teilweise entgegenstehen.

■ Aufbau von Gegenmacht

Als mittelfristiges Ziel muss es Antifa Kritik & Klassenkampf zufolge 
gelingen, »eine emanzipatorische Gegenmacht zu Staat und Kapital 
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aufzubauen, die insbesondere in Krisenzeiten eine praktische wie the-
oretische Alternative zu reaktionären Lösungsvorschlägen bieten kann« 
(Kommender Aufprall, S. 21).

»Gegenmacht« meint hier einen breiten, gut organisierten Wider-
stand gegen Kapital und Staat, der in der Lage ist, sowohl effektiv für 
die Verbesserung der Lebensbedingungen im Hier und Jetzt zu kämp-
fen, als auch an einer Überwindung des kapitalistischen Systems zu 
arbeiten. Die radikale linke berlin und die Kiezkommunen gehen in 
der Beschreibung ihrer Strategie so weit zu sagen, dem Staat »durch 
Schaffung neuer sozialer Beziehungen … Schritt für Schritt« Terrain 
abtrotzen zu wollen (Konzept Kiezkommune, S. 4).

»Wenn wir unser eigenes Zusammenleben organisieren können, ist das Gegen-

macht; wenn im Kiez nicht die Bullen, sondern die Kommune gerufen wird, um 

Konflikte zu regeln, ist das Gegenmacht; wenn wir unsere Reproduktionsarbeit kol-

lektiv gewährleisten können, ist das Gegenmacht.« (Konzept Kiezkommune, S. 6)

■ Organisierung von gesellschaftskritischer Bildung

In Kämpfen kann Solidarität und das Bewusstsein von Handlungsfä-
higkeit entstehen und man erlernt eine Reihe wertvoller Fähigkeiten. 
Daraus allein erwächst jedoch nicht notwendigerweise auch ein Ver-
ständnis davon, unter welchen Bedingungen diese Kämpfe geführt 
werden und wie sie untereinander und mit dem System insgesamt in 
Zusammenhang stehen. Neben der Erfahrung, sich gemeinsam wehren 
zu können, ist aber dieses Wissen um Zusammenhänge und Ursachen 
eine Voraussetzung dafür, die bestehenden gesellschaftlichen Verhält-
nisse als das Problem zu erkennen, eine realistische herrschaftsfreie 
Alternative anzuvisieren und eine revolutionäre Perspektive einzu-
nehmen. Vor diesem Hintergrund ist Bildung ein zentraler Gegenstand 
in der Debatte. Die Gruppe kollektiv schlägt vor, sie in Form einer 
»Akademie von unten« zu einem festen Bestandteil revolutionärer Or-
ganisierung zu machen. Das könne auch ein Weg sein, der bestehenden 
Spaltung der deutschsprachigen Linken in Theorie- und Praxisgruppen 
entgegenzuwirken (11 Thesen, S. 27). Bildung könnte praktischer 
werden, wenn sie in organisierter und weniger zufälliger Form statt-
findet und sich auch an den Erkenntnisbedürfnissen orientiert, die 
aus Kämpfen heraus entstehen; zudem könnte die Praxis stärker an 
strategische Überlegungen gekoppelt werden, die von einer Analyse 
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der gesellschaftlichen Bedingungen und von historischen Erfahrungen 
informiert sind.

■ Entwicklung einer »revolutionären Kultur«

Für kollektiv und die Kiezkommunen liegt in der Entwicklung neuer 
Umgangsformen oder einer »revolutionären Kultur« eine weitere not-
wendige Bedingung des Gelingens ihres Ansatzes. Beide gehen davon 
aus, dass die auch unter Linksradikalen weit verbreiteten elitären 
Abgrenzungsbedürfnisse, Status- und Konkurrenzkämpfe eine Organi-
sierung erschweren können (11 Thesen, S. 24). Der Kampf gegen Herr-
schaftsverhältnisse muss daher auch den Kampf dagegen einschließen, 
wie diese Herrschaftsverhältnisse unsere eigenen sozialen Beziehungen 
durchdringen. Und von Dauer können die neu geschaffenen Strukturen 
nur sein, wenn sie das Leben der Beteiligten bereichern, indem sie Räu-
me schaffen, in denen sich die Menschen gerne bewegen und in ihren 
Bedürfnissen gesehen fühlen.

Unterschiede gibt es in der weiteren Konkretion dessen, was als 
»revolutionäre Kultur« anvisiert wird. Die radikale linke berlin und 
die Kiezkommunen legen Wert auf die Entwicklung von Methoden, 
um soziale Probleme selbstorganisiert bearbeiten zu können, und 
von »Werkzeugen der Konfliktbewältigung«. Sie wollen eine Kultur 
des Zusammenlebens schaffen, die als Teil des Zurückdrängens von 
staatlicher Zuständigkeit begriffen wird. (Konzept Kiezkommune, S. 6)

kollektiv zufolge müssen als Teil einer revolutionären Kultur Um-
gangsweisen erarbeitet werden, die soziale Bedürfnisse berücksichti-
gen, die im Kapitalismus zu kurz kommen, etwa das »Bedürfnis nach 
Anerkennung sowie das Gefühl wertvoll zu sein«. (11 Thesen, S. 24)

»Eine revolutionäre Kultur zeichnet sich aus durch Offenheit, respektvollen Um-

gang, Empathie, Interesse, echte Freiheit, Solidarität, Gemeinschaftlichkeit (Kol-

lektivität), die Fähigkeit zuhören zu können, Herzlichkeit sowie Humor. Das heißt, 

sie entsteht durch Verhaltensweisen, welche die Selbstbestimmung und Selbst-

entfaltung aller Einzelnen in der Gemeinschaft ermöglichen.« (11 Thesen, S. 25)

Die genannten Werte sind zwar auch in bestimmten Bereichen bürger-
licher Kultur zu finden. Revolutionäre Kultur soll es aber insgesamt er-
leichtern, diese Werte zu leben, auch in Bereichen jenseits von Freund-
schaften und Familienverhältnissen: Sie soll auch die Beziehungen 
von Menschen prägen, die sich nicht primär aufgrund von Sympathie, 



– 18 – EINLEITUNG | Vogliamo tutto

sondern aufgrund gemeinsamer Interessen und wechselseitiger Ab-
hängigkeiten zusammentun, um sich gegen Konkurrenz und Spaltung 
zu wehren.

■ Überregionale Organisierung

Der Kern der vorgeschlagenen Praxis ist zunächst die Organisierung in 
lokalen Basisgruppen. Die strategische Perspektive erschöpft sich aber 
nicht darin, dass möglichst viele solcher Gruppen entstehen – idealer-
weise in jedem Stadtteil und jedem Dorf –, sondern es wird gleichzeitig 
die Notwendigkeit gesehen, dass sich die Gruppen überregional zusam-
mentun und eine gemeinsame Organisationsstruktur entwickeln. Dazu, 
wie solch eine Organisation aussehen und entstehen könnte, gibt es 
verschiedene Vorschläge.

Die radikale linke berlin und die Kiezkommunen sehen in den 
einzelnen Basisgruppen – in ihrem Fall den Kiezkommunen – poten-
zielle Keimzellen einer demokratischen Selbstverwaltung, die sich nur 
in vollem Umfang realisieren lässt, wenn sich die lokal verankerten 
Gruppen stadt-, landes- oder weltweit zusammenschließen (Konzept 
Kiezkommune, S. 4). Der Ansatz ist also von vornherein nicht nur über-
regional, sondern internationalistisch und global ausgerichtet. radika-
le linke berlin und die Kiezkommunen sehen sich in der Tradition der 
historischen Arbeiter:innenräte und stellen sich, ausgehend von den 
einzelnen Kiezkommunen als Basisräten, eine mehrstufige Struktur vor, 
die »von unten nach oben per imperativem Mandat organisiert« sein 
sollte (Konzept Kiezkommune, S. 4).

Das Konzept der Kiezkommunen hat die Besonderheit, dass die 
überregionale Perspektive hier schon in der Konzeption der einzelnen 
Basisgruppe angelegt ist, die von vornherein in ihrer Entstehung schon 
Teil eines größeren Zusammenhangs ist. Das vereinfacht einerseits die 
Frage nach dem Wie einer verbindlichen überregionalen Zusammenar-
beit, kann aber zu einer fragwürdigen Geschlossenheit führen, sofern 
Basisgruppen, die in anderen Kontexten entstanden sind, von dieser 
überregionalen Organisierung gar nicht angesprochen sind.

Die Antifa Kritik und Klassenkampf stellt sich den Prozess einer 
überregionalen Organisierung als eine »Verfestigung« von »Kommu-
nikations- und Koordinationsstrukturen« vor, die zunächst im Modus 
einer lockeren Bündnisarbeit zwischen Basisgruppen untereinander 
und mit stärker theoretisch arbeitenden politischen Gruppen ent-
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stehen (Kommender Aufprall, S. 19). Als Aufgaben, die auf überre-
gionaler Ebene angegangen werden müssten, nennt Antifa Kritik 
und Klassenkampf: Erfahrungen teilen, gemeinsam reflektieren und 
gezielt weitergeben; gemeinsame Kämpfe und Aktionen inhaltlich 
und organisatorisch koordinieren und lokale Aktionen unterstützen; 
sich wechselseitig organisatorisch unterstützen; Expert:innenwissen 
dorthin vermitteln, wo Bedarf danach besteht; gemeinsame politisch-
strategische Diskussionsprozesse gestalten; Bildung organisieren; die 
Bewegung und Organisation nach außen hin sichtbar und ansprechbar 
machen (Kommender Aufprall, S. 19 f.). Dazu, wie die Organisation ins-
gesamt intern strukturiert sein könnte, äußert sich Antifa Kritik und 
Klassenkampf wenig, schlägt aber die Einrichtung eines ständigen »Bü-
ros« vor, das nach einem Rotationsprinzip besetzt wäre und Aufgaben 
der Kommunikation, Koordinierung, Ansprechbarkeit etc. übernehmen 
würde (Kommender Aufprall, S. 20).

kollektiv weist auf die Dringlichkeit von Organisierung hin, die auf 
einer überregionalen Ebene angegangen werden muss:

»Weil die Hegemonie der kapitalistischen Ideen eine strukturelle Hegemonie 

ist, ist es nicht möglich, einzeln oder in gespaltenen, kleinen Gruppen gegen sie 

anzukämpfen … Unorganisiert und vereinzelt wächst die Gefahr, dass wir die 

herrschenden Denkweisen verinnerlichen und reproduzieren oder im Versuch 

aufgesogen werden, die eigenen Alltagsprobleme individuell zu lösen. Um vor 

diesem Hintergrund emanzipative Denkweisen zu verteidigen, zu entwickeln und 

auszuweiten, bedarf es eines organisierten, kollektiven Kampfes. Gleichzeitig 

bildet Organisierung die Grundlage für politisches Handeln, das sich an der Ana-

lyse gesellschaftlicher Bedingungen und Entwicklungen orientiert und daraus 

Strategien, Taktiken und Ziele ableitet.« (11 Thesen, S. 6)

Auch die radikale Linke ist gesellschaftlichen Spaltungen ausgeliefert, 
solange sie nicht durch einen bewussten Organisierungsprozess da-
gegen angeht, wie es sich besonders deutlich an der Notwendigkeit 
zeigt, die »Gettoisierung von migrantischen und nicht-migrantischen 
radikalen Linken zu überwinden« (11 Thesen, S. 9). kollektiv zeigt 
aber ebenso eindringlich, dass sich das häufige Schieflaufen von Orga-
nisierungsprozessen nicht bloß einem Spleen Linksradikaler verdankt:

»Sich zu organisieren heißt, Kompromissfähigkeit zu entwickeln, kollektiv denken 

zu lernen und sich auch zurücknehmen zu können. Damit meinen wir nicht, eigene 

Überzeugungen und Standpunkte aufzugeben. Vielmehr gilt es zu unterscheiden 
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zwischen grundsätzlichen Überzeugungen, über die es zu diskutieren und notfalls 

zu streiten gilt, und der Tatsache, dass man nicht immer alles mitentscheiden, 

bestimmen oder beeinflussen muss. In der radikalen Linken sind egoistische 

Tendenzen und die Eigenschaft, immer die Unterschiedlichkeit zu betonen, stark 

verbreitet. Diese sind … eine Folge jahrhundertelanger autoritärer Prägung. 

Daraus ergeben sich psychologische Faktoren, wie die Suche nach Anerkennung 

und Wertschätzung über Leistung und Profilierungsstreben, die Organisierungs-

prozesse deutlich hemmen können.« (11 Thesen, S. 9)

Organisierung ist nicht als ein bloß formeller Akt misszuverstehen, nach 
dem dann die politische Arbeit erst beginnt, sondern als politische 
Herausforderung zu begreifen, die als solche angegangen und ernstge-
nommen werden muss.

Einigkeit herrscht in der Debatte darüber, dass bei einer Organi-
sierung in größerem Maßstab einer möglichen Zentralisierung von 
Entscheidungsgewalt entgegengearbeitet werden muss. In den Texten 
fallen Begriffe wie »imperatives Mandat« oder »jederzeitige Rückruf-
barkeit der Delegierten und Rotation«, doch sie gehen mit einer ge-
wissen Unsicherheit einher – angesichts eines Mangels an lebendiger 
Erfahrung in diesen Dingen aus jüngerer Zeit und auch der Tatsache, 
dass aufgrund des Zustandes defizitärer Organisierung in den letzten 
Jahrzehnten »Erfahrungen zwischen Generationen von Aktivist:innen 
nicht weitergegeben werden können und alle immer wieder von vorne 
beginnen« (11 Thesen, S. 7 f.).

■ Sinn und Grenzen strategischer Überlegungen

Bei diesen theoretischen Vorstößen zu einer Neuausrichtung anti-
kapitalistischer Praxis handelt es sich um eine Strategiedebatte. Mit 
dem Anliegen, sich über strategische Fragen zu verständigen, stößt 
man jedoch nicht immer und überall auf offene Ohren. Es gibt den 
Einwand, dass es sich dabei nur um ein Kreisen um sich selbst handle, 
eine Selbstbespaßung, ein sich Verzetteln, ein Verschwenden kostbarer 
Zeit und Kraft, die man besser in »Aktionen« stecken sollte. Außerdem 
könne man ohnehin nicht antizipieren, welche Praxisform erfolgreich 
ist. Schließlich lasse sich keine »Blaupause«, kein »Rezept« zur erfolg-
reichen Überwindung des Kapitalismus entwickeln. Deshalb enden wir 
mit der Frage nach der Funktion einer Strategiedebatte.

Eine Strategie ist eine Handlungsorientierung auf langfristige Ziele 
im Bewusstsein undurchsichtiger Umstände. Das unterscheidet eine 
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Strategie von einem Plan, der das Erreichen des Ziels durch das Antizi-
pieren einer bestimmten Abfolge von Handlungen und deren Wirkun-
gen vorwegnehmen kann, weil eine Durchsichtigkeit der Umstände 
gegeben ist.

Eine Strategie geht von einer Analyse der gegenwärtigen Umstände 
und der eigenen Mittel aus und behauptet davon ausgehend, dass 
eine bestimmte Ausrichtung des eigenen Handelns geeignet ist, ein 
ferner liegendes Ziel zu erreichen. Die Plausibilisierung der Strategie 
beinhaltet begründete Vermutungen über die möglichen Folgen eines 
bestimmten Handelns, also ein Moment von Spekulation. In der Stra-
tegiedebatte verschränkt sich daher die aktuelle praktische Schwäche 
der antikapitalistischen Linken mit einer unumgänglichen theoreti-
schen Unsicherheit, was die Antifa Kritik und Klassenkampf in ihrem 
eigenen Strategieentwurf so ausdrückt (wobei sie das Wort »Plan« 
verwendet, wo wir »Strategie« sagen würden):

»Uns ist klar, dass solche Reisepläne in Richtung Utopia zunächst einigermaßen 

lächerlich wirken … Ihre Umsetzung … hängt in der Praxis nicht vom starken Wil-

len der Strateg:innen ab, sondern … von Prozessen, deren Verlauf nicht in ihren 

Händen liegt. Daher die relative Hilflosigkeit der Schritt-für-Schritt-ins-Paradies-

Pläne, die meist der Grund dafür ist, dass sie belächelt werden. Doch letztlich 

führt kein Weg in eine befreite Gesellschaft daran vorbei, gemeinsam praktische 

Ziele auszuloten und zu setzen und zu versuchen sie zu erreichen.« (Kommender 

Aufprall, S. 21, FN 22)

Wir können Strategien nur unter den Bedingungen der Machtlosigkeit 
und Unsicherheit formulieren, aber erst der strategische Bezug unseres 
Handelns auf das Ziel macht es zu einem zweckgerichteten politischen 
Handeln. Und wenn man eine soziale Revolution nicht für etwas hält, 
das ohne jede Beziehung zu vorhergehendem politischen Handeln ein-
fach über uns kommt – sei es quasi-religiös als Erlösung gedacht oder 
schlecht materialistisch als ein automatischer Reflex ökonomischer 
Veränderungen –, dann stellt sich die Frage, wie unsere verschiedenen 
Handlungsoptionen strategisch zu bewerten sind.

Dass die Gruppen, die wir zu ihrer Praxis befragt haben, den Schritt 
getan haben, die in linken Szenen gewohnten und Anerkennung ver-
sprechenden Praxisfelder zu verlassen und ins kalte Wasser zu springen, 
ist in Anbetracht der skizzierten Schwäche und Unsicherheit umso mu-
tiger. Ihre Praxis ist noch recht jung und die Zahl der Initiativen ist nicht 
groß – wir würden sie in Deutschland auf ca. 15 schätzen. Vor diesem 



– 22 – EINLEITUNG | Vogliamo tutto

Hintergrund kann man die Verwendung des Attributs »revolutionär« im 
Titel dieses Buches natürlich für realitätsfern halten. Doch auch, wenn 
niemand weiß, ob diese Bewegung größer und welche Ausrichtung sie 
annehmen, wie sie sich zu möglichen anderen sozialen Bewegungen 
verhalten wird und vor allem, wie sich die gesellschaftlichen Bedingun-
gen einer Transformation entwickeln werden: Für die aktuelle Ausrich-
tung der Praxis macht es einen Unterschied, welche übergeordneten 
Ziele man anpeilt.

In den Interviews schildern die Gruppen ihre bisherigen Erfahrungen 
mit der noch jungen Praxis und reflektieren diese in Bezug auf ihre 
mittel- und langfristigen Ziele. In der sich an die Interviews anschlie-
ßenden Auswertung versuchen wir, diese Erfahrungen zu bündeln und 
strategisch einzuschätzen.

■ Anmerkungen
1 Die Debatte wurde unter anderem in Zeitschriften und Blogs wie dem re:volt ma­

gazine, dem Lower Class Magazine, dem Autonomie Magazin, der analyse & kritik 
und in Nr. 55 der Frankfurter Student:innenzeitschrift diskus geführt. An manchen 
Stellen überlappte sie mit den Diskussionen über »Neue Klassenpolitik«, ist von 
letzterer aber in ihrer durchgängig antistaatlichen Ausrichtung und revolutionären 
Perspektive zu unterscheiden. Auch ein Gegeneinander-Ausspielen verschiedener 
Herrschaftsverhältnisse, wie es zuweilen unter dem Stichwort »Neue Klassenpoli-
tik« vorkommt, ist der hier behandelten Debatte völlig fremd.

2 Dietmar Dath: »Klassenkampf im Dunkeln. Zehn zeitgenössische sozialistische 
Übungen«. Hamburg: konkret 2014, S. 151.

3 Neuere Entwicklungen linker Kampagnenpolitik ergeben ein etwas anderes Bild – 
zum Beispiel die Erfolge der Klimabewegung und der Berliner Mieter:innenkämpfe, 
insbesondere im Zusammenhang mit dem Volksentscheid Deutsche Wohnen 
und Co. enteignen. In diesen Fällen gibt es eine Strahlkraft über die linksradikale 
Szene hinaus und es werden Themen verhandelt, die von vielen Menschen als sich 
zuspitzende Konflikte erlebt werden. Offen ist bisher, ob in diesen Kontexten auch 
eine langfristige Organisierung mit revolutionärem Potenzial gelingen kann.

4 Vgl. Eine:r der Freundinnen und Freunde der klassenlosen Gesellschaft: »Fragmen-
tarisches zur Organisationsfrage«. Kürzlich ist aus dem Umfeld des Kosmoprolet 
eine Kritik an der Vorstellung erschienen, eine revolutionäre (und wünschenswer-
te) Transformation der Gesellschaft könne aus einem krisenhaften Moment allein 
hervorgehen: Katja Wagner, Lukas Egger und Marco Hamann: »Was tun in Zeiten 
der Schwäche?« (communaut, 16. Oktober 2021, https://communaut.org/de/was-
tun-zeiten-der-schwaeche, dieser sowie sämtliche folgenden Links wurden zuletzt 
aufgerufen am 14.02.2022). Als Schlussfolgerung, die aber in diesem Umfeld nicht 
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auf positive Resonanz traf, wird in dem Text die Gründung einer Partei vorgeschla-
gen, von der ein Aufbau von Gegenmacht ausgehen soll.

5 Einige Teilnehmer:innen: »Nachbereitungspapier des Selber-Machen-Kongresses 
2017«. Der Selber-Machen-Kongress fand 2017 in Berlin statt und versammelte 
rund 600 Personen, um Strategien rund um Basisorganisierung, Gegenmacht 
und Autonomie zu diskutieren. Das Nachbereitungspapier zeichnet die zentralen 
Kontroversen des Kongresses nach, die etwa das Subjekt der Selbstorganisierung 
und die Bedingungen für eine revolutionäre Organisierung betrafen.

6 Ebd.

7 Es gibt viele Parallelen zwischen der hier behandelten Debatte und der Kritik der 
autonomen Szenepolitik, die Anfang der 1990er Jahre unter dem Titel »Heinz-
Schenk-Debatte« geführt wurde und aus der die Berliner Gruppe FelS hervorge-
gangen ist sowie diejenige Praxis, für die heute die Interventionistische Linke 
steht. In der von FelS herausgegebenen Broschüre mit Texten von damals heißt es: 
»Ein revolutionärer Prozess ist nie von außerhalb gegen die Gesellschaft, sondern 
nur innerhalb der Gesellschaft gegen ihre Unterdrückungsverhältnisse denkbar«; 
daher geht es »um den Aufbau kollektiver Strukturen im Normalalltag, dort wo 
wir lernen, arbeiten, studieren und leben« (FelS: »Heinz-Schenke-Debatte«, S. 67). 
»Die Linke muss, wenn sie eine gesellschaftliche Option sein will, präsent sein und 
sie muss es … auch endlich wieder den verschiedensten Leuten ermöglichen, an 
linker Politik teilzunehmen« (Ebd., S. 69). »Wichtig wird dabei auch sein, ob die 
Linke … weiterhin glaubt, Wissen vermitteln zu müssen, oder aber ob sie ihre 
Umwelt zur Selbstfindung, zum Subjektwerden anstachelt« (Ebd.). Damals war 
das Ergebnis der Debatte die Gründung einer Organisation, die das längerfristige 
Führen strategischer Debatten, die Intervention in gesellschaftliche Kämpfe und 
Partizipationsmöglichkeiten für Leute schaffen sollte, die nicht aus der Szene 
kommen. Die an der jüngeren Diskussion Beteiligten teilen dagegen nicht mehr die 
Erwartung, eine bloß nach außen hin offenere Gestaltung linker Organisationen 
könne diese aus ihrem Szene- und Sektendasein befreien.

8 Für eine Basisorganisierung, die Lohnarbeit in den Mittelpunkt stellt, ihre Praxis 
jedoch ebenfalls auf den Stadtteil ausgeweitet hat, ist vor allem auf die Erfahrun-
gen der Angry Workers aus London zu verweisen, die ihre Erfahrungen in dem 
2020 erschienenen Buch »Class Power on Zero-Hours« dargestellt haben.
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Berg Fidel Solidarisch und ROSA | Münster

ROSA (Räte organisieren, Solidarität aufbauen) ist eine Grup-
pe in Münster, die es seit 2018 gibt und aus der heraus 2019 
die Stadtteilgruppe Berg Fidel Solidarisch im Münsteraner 
Stadtteil Berg Fidel gegründet wurde. Beide Gruppen sind nicht 
formell, aber personell und thematisch verbunden. Berg Fidel 
Solidarisch1 gliedert sich in themenspezifische Arbeitsgruppen, 
ein Aktiventreffen, das die Aktiven aus den AGs zusammenbringt 
und als politischer Ort der Initiative fungiert, sowie ein Strate-
gietreffen, das die mittelfristige Ausrichtung der Gesamtgruppe 
in den Blick nimmt.

Wir haben das Interview im Februar 2021 geführt. Alle drei 
Interviewten sind bei Berg Fidel Solidarisch, zwei von ihnen 
außerdem bei ROSA organisiert.

Erster Teil: Berg Fidel Solidarisch

■ Was macht Berg Fidel Solidarisch?

Luise: Könnt ihr zum Einstieg beschreiben, was die Hauptaktivitäten 
von Berg Fidel Solidarisch sind und wie die Praxis im Alltag aussieht?

Tom: Unser Ansatz ist, Menschen hier im Viertel anhand von konkreten 
Alltagsproblemen und sozialen Aktivitäten zu organisieren, um gemein-
sam Widerstand zu leisten und Kollektivität zu stärken. Die Organisie-
rung betrachten wir als Voraussetzung von Prozessen der politischen 
Bildung und Selbstermächtigung. Im Moment geht es im Alltag viel 
um den Konflikt mit der LEG, einem großen Mietkonzern, dem mit den 
Hochbauten hier fast das komplette Viertel gehört. Wir sind viel damit 
beschäftigt, Nachbar:innen anzusprechen und dazuzuholen, mehr zu 
werden, zu überlegen, was wir gemeinsam tun können.

1 https://bfsolidarisch.blackblogs.org/
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Eure Frage ist momentan schwer zu beantworten, weil unsere eigent-
liche Struktur, die sehr auf physischen Treffen basiert, wegen Corona 
so nicht funktioniert. Aber auf dem Papier sind wir strukturiert in ein 
Strategie-Treffen, ein offenes Aktiventreffen und themenspezifische 
AGs. Dazu gehören die AG zum Konflikt mit der LEG und die Frauen-AG, 
die versucht, Selbstorganisierung für frauenspezifische Themen anzu-
stoßen. Das Aktiventreffen soll der Ort sein, an dem Nachbar:innen aus 
den verschiedenen AGs zusammenkommen, wo sich also verschiedene 
Themen und Kämpfe verbinden und die Menschen sich kennenlernen; 
wo wir aber auch politisch diskutieren können, beispielsweise darü-
ber, was gesellschaftspolitisch gerade anliegt, oder über Themen aus 
dem Viertel; und wo wir neue Initiativen starten können. Die meisten 
Nachbar:innen kommen über die Anti-LEG-Aktivitäten zu uns. Daneben 
verteilen wir ungefähr einmal pro Woche eine Stadtteilzeitung vor dem 
Supermarkt hier im Viertel – die wir natürlich vorher auch schreiben.

Sarah: Die Idee für eine Stadtteilzeitung kam auf, als es mit 
Corona anfing und wir gemerkt haben, dass wir nicht 

mehr mit unseren normalen Strukturen weiterma-
chen konnten. Wir wollten einen Weg finden, die 

Menschen im Viertel weiterhin zu erreichen. Die 
Stadtteilzeitung hat sich bisher ganz gut bewährt, 
um den Kontakt im Viertel zu halten.

Jana: Das funktioniert auch nicht nur als einseitiger 
Kontakt in dem Sinne, dass das Viertel informiert 

wird oder Sachen lesen kann, die wir schreiben. Wir 
führen auch Interviews und tragen die Stimme der Leute, 

die in unseren AGs aktiv sind, ins Viertel, um in beide Richtungen das 
Gespräch aufrechtzuerhalten – wenn wir uns schon nicht bei Ver-
sammlungen treffen können. Die Hauptarbeit findet in den einzelnen 
AGs statt. Sachen wie das Aktiventreffen sind dazu da, ein allgemein 
politischeres Bewusstsein zu schaffen und Kämpfe zusammenzufüh-
ren – diese Treffen konnten im letzten Jahr selten stattfinden, weshalb 
wir da noch am Anfang stehen. 
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■ AGs und Aktiventreffen

Luise: In welchem Verhältnis stehen Aktiventreffen und AG-Tref-
fen zueinander? Gibt es übergeordnete Entscheidungen, die auf 
dem Aktiventreffen gefällt werden, oder sind die AGs autonom 
und das Aktiventreffen dient vor allem dazu, Informationen zu-
sammenzutragen?

Sarah: Bislang ist es so, dass aus jeder AG Abgesandte ins Aktiventreff en 
gehen – das kann eigentlich jede:r sein, je nachdem, wie die Einzelnen 
Zeit haben. Und dort tauscht man sich erstmal aus: Jede AG berichtet, 
was in den letzten Wochen gelaufen ist. Aber es können dort auch Ide-
en für neue AGs oder Aktivitäten entstehen, die in die Stadtteilarbeit 
einfließen.

Tom: Die Idee ist, dass beim Aktiventreffen Berg Fidel Solidarisch als 
politische Gesamtstruktur zusammenkommt, während es in den AGs 
ja um ein konkretes Thema geht. Wenn zum Beispiel die AfD hier ein 
Wahlkampfstand machen will, wäre das Aktiventreffen der Ort, um uns 
als Berg Fidel Solidarisch dagegen zu positionieren und zu gucken, 
was wir machen. Das geht eben über ein Problem mit der Miete hinaus. 
Und Leute können darüber auch in weiteren Bereichen aktiv werden – 
zum Beispiel die Zeitung mitverteilen oder mitschreiben.

Sarah: Es ist auch ein Ort, wo Leute, die sich noch nicht für eine AG 
entschieden haben, mehr darüber erfahren können, welche Möglich-
keiten es gibt, bei Berg Fidel Solidarisch aktiv zu werden. Dort stellen 
wir regelmäßig vor, was gemacht wird und was wir vorhaben. Da kann 
man auch fragen, wer noch Lust hat, in ein bestimmtes Thema mit 
einzusteigen.

Luise: Um eine Idee von der Größe zu bekommen: Wie viele Leute 
sind in der Regel bei den Treffen, und wie hoch ist die Auflage 
eurer Zeitung?

Jana: Ich würde schätzen, dass wir beim Aktiventreffen immer um die 
10 Leute sind, und inklusive aller AGs wären es dann 20 Leute.

Sarah: Das soll natürlich noch wachsen, was aber aufgrund der Corona-
Beschränkungen bisher noch nicht möglich war.

Tom: Dieses Aktiventreffen hat vielleicht vier- oder fünfmal stattgefun-
den. Wir haben versucht, erstmal die Aktiven aus den AGs einzubinden. 
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Der Plan ist, das offensiver zu bewerben, wenn es wieder möglich ist. 
Die Stadtteilzeitung hat eine Auflage von 100 bis 150, weil wir sie nur 
persönlich vor dem Supermarkt verteilen.

■ Der Stadtteil Berg Fidel

Luise: Wie ist es dazu gekommen, dass ihr eure Praxis nach Berg 
Fidel verlegt habt, und wie würdet ihr die Sozialstruktur des 
Stadtteils charakterisieren?

Sarah: Berg Fidel ist kein großer Stadtteil, hier wohnen vielleicht 5.000 
oder 6.000 Leute. Aber es ist ein spannendes Viertel mit hoher kulturel-
ler Vielfalt – vermutlich das Viertel in Münster, in dem die meisten Nati-
onalitäten zusammenkommen. Außerdem gab es in Berg Fidel, bevor 
wir uns dort organisiert haben, wenig bis gar keine offizielle städtische 
Organisierung. Es gibt auch jetzt noch kein Quartiersmanagement und 
auch kaum Angebote, die über Kitas, Schulen und einen Sozialträger 
hinausgehen. Die soziale Lage der Menschen ist gleichzeitig von hoher 
Arbeitslosigkeit und der Abhängigkeit von Sozialleistungen geprägt, 
und es gibt insgesamt ein großes Gefühl von Abgehängtsein. Von außen 
wird Berg Fidel gerne mal als Brennpunkt betrachtet, die Leute im Vier-
tel sehen sich selbst aber auf jeden Fall nicht so. Die Stadt fängt jetzt 
gerade an, sich um das Viertel zu kümmern, was vielleicht daran liegt, 
dass das Viertel 50 Jahre alt wird und dass sie denken, zum Jubiläum 
müssen sie ein bisschen was tun. Da kann man nur hoffen, dass sie das 
danach bald wieder aufgeben und wir uns selbst organisieren können.

Jana: Als wir anfangs überlegt haben, wo wir eine Stadtteilinitiative 
gründen wollen, haben wir in verschiedenen Vierteln Gespräche auf der 
Straße geführt und danach geschaut: Wo ist das Interesse hoch, etwas 
zu verändern? Wo sind Unzufriedenheiten, wo sind Probleme da? Und 
da ist Berg Fidel mit der LEG, also mit der Mietproblematik stark auf-
gefallen, weil dieses kollektive Problem allen auf der Seele brennt und 
relativ viel Wut zu spüren war. Auf der anderen Seite hat es eine Rolle 
gespielt, dass es nach wenigen Gesprächen schon erste Kontakte gab. 
Außerdem gibt es einen zentralen Platz, der sich ganz gut eignet, um 
dort im Viertel anzukommen und die Initiative aufzubauen.

Tom: Zu der Wut, die sehr schnell spürbar war, würde ich noch die 
Enttäuschung oder sogenannte Politikverdrossenheit ergänzen. Es gab 
viele Leute, die uns erzählt haben: Die Politik macht doch eh nichts, die 
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Stadt vergisst uns, das bringt doch alles nichts. Da haben wir Raum für 
unseren Ansatz der Selbstorganisation gesehen.

Sarah: Viele Leute wohnen schon sehr lange im Viertel; von den 
Nachbar:innen, mit denen wir Kontakt haben, wohnen die meisten 
schon seit 20, 30 Jahren hier. Die haben das Viertel auch anders erlebt 
und sehen, wie sich Vieles zum Schlechteren entwickelt. Früher gab es 
noch Cafés und Kneipen, so etwas gibt es gar nicht mehr. Und immer 
mehr steht leer, sodass Leute sagen: Wir müssen etwas tun, damit unser 
Viertel nicht komplett abgehängt wird und weiter lebenswert bleibt.

■ Herantasten an den Kiez, Befragung der Anwohner:innen

Luise: Wie seid ihr auf Leute zugegangen, als ihr mit eurer Praxis 
angefangen habt? Wie haben die Leute bei der Kontaktaufnahme 
auf euch reagiert?

Jana: Wir haben wie gesagt Umfragen auf der Straße gemacht, um ein 
Gespür für das Viertel und für die Probleme und Wünsche der Menschen 
zu bekommen. Und so haben wir dann erstmal auch weitergemacht. 
Wir haben ein paar Versuche mit Veranstaltungen im Viertel gemacht, 
also mit Filmabenden und Cafés. Das kam nicht so gut an, aber das 
Gespräch kam dabei immer wieder auf einzelne Probleme, vor allem 
auf das Mietthema. Es war dann relativ klar, dass wir direkt in den LEG-
Konflikt reingehen müssen.

Sarah: Ein Problem, das sich von Anfang an gestellt hat und vor dem 
wir jetzt auch stehen, ist, dass uns Räumlichkeiten fehlen. Wir haben 
am Anfang ein Gebäude einer städtischen Stadtteil-Orga mitgenutzt, 
in dem Nachhilfe und Ähnliches stattfindet, das aber sehr von Sozi-
alarbeit geprägt ist. Dort haben wir versucht, unsere Filmabende zu 
machen, was aber die Leute im Viertel ganz schlecht erreicht hat, weil 
das Gebäude für viele negativ besetzt oder unbekannt ist. Für uns hat 
sich also das Problem gestellt, wo wir überhaupt etwas anbieten kön-
nen, wir haben da viel ausprobiert. Später sind wir dann eher in den 
öffentlichen Raum gegangen und haben im Park Angebote gemacht, 
was deutlich besser lief.

Jana: Um in Bezug auf das LEG-Thema, wovon ja klar war, dass es das 
brennende Thema ist, eine erste große Versammlung zu starten und 
möglichst viele betroffene Nachbar:innen zusammenzubekommen, 
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haben wir dann Haustürgespräche geführt und relativ viele Häuser 
abgeklingelt. Eine erste Versammlung war der Startpunkt für die LEG-
AG, die dann verschiedene Aktionen wie öffentliche Versammlungen, 
Unterschriftensammlungen und Protestaktionen durchgeführt hat. 
Wir haben auch eine spezifische Befragung zu feministischen und 
Frauen-Themen gemacht. Diese Umfrage-Methode funktioniert sehr 
gut, da wird einem sehr offen begegnet und es ergeben sich viele gute 
Kontakte.

Sarah: Ja, wenn man sich einfach mal mit einem Stand oder mit einem 
Transpi ins Zentrum des Viertels stellt, merkt man: Die Leute kommen 
und erzählen und sind total offen; und sind der Meinung, es passiert 
endlich mal was; toll, dass sich jemand interessiert, und toll, dass es 
eine Organisierung gibt, dass sich Leute zusammentun und sich mal 
was trauen. Es kommt sehr positiv an. Es gibt tatsächlich auch Leute, 
die sich sofort anstecken lassen und dann eben auch kämpferisch sa-
gen: Ja, wir schaffen das zusammen! Wir erreichen hier was zusammen 
im Viertel.

Luise: Seid ihr bei den Befragungen von Tür zu Tür gegangen, oder 
haben sie im öffentlichen Raum stattgefunden? Gab es eine Art 
standardisierten Fragebogen, oder war es ein offenes Gespräch?

Sarah: Wir haben zwei verschiedene Sachen getan. Einmal haben wir 
mit verschiedenen Fragebögen Befragungen im öffentlichen Raum 
durchgeführt, am Anfang relativ offen, um herauszufinden, was die 

Probleme sind, und später themenspe-
zifischer. Bei der Befragung zur LEG sind 
wir dann in den LEG-Häusern wirklich von 
Haustür zu Haustür gegangen und haben 
bei ca. 700 Parteien geklingelt. Wir haben 
nicht alle erreicht, weil dafür die Kapa-
zitäten zu gering waren, aber wir haben 
wirklich viele Häuser abgeklingelt und sind 
mit einem vorbereiteten Fragebogen mit 
den Leuten ins Gespräch gekommen. Wir 
haben erstmal Eindrücke zur Wut der Men-
schen gesammelt, um zu gucken: Was gibt 

es für Möglichkeiten, und was können wir zusammen erreichen? Uns 
war es dann sehr wichtig, erst einmal zu sehen, auf welche Leute wir 
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bauen könnten und wer von den Nachbar:innen sich wirklich aktiv an-
schließen würde. Wir haben da tolle Kontakte geknüpft mit Leuten, die 
jetzt auch sehr aktiv in den AGs mit dabei sind, vor allem in der LEG-AG.

Tom: Diese Haustürbefragung war keine unmittelbare Mobilisierung zu 
der Versammlung, sondern wir sind hingegangen und haben versucht, 
Leute zu finden, die sich mit uns organisieren wollen, so eine Versamm-
lung mit vorbereiten und zu »Kernaktiven« – so haben wir es damals 
genannt – werden können. Es war der erste Schritt, um eine kleine 
Gruppe von Kernaktiven aufzubauen, mit der wir dann zusammen 
später zu den Versammlungen aufgerufen haben und das zusammen 
organisiert haben.

Sarah: Außerdem wollten wir von den Leuten erfahren, wie der Zustand 
der Wohnungen eigentlich ist. Wir wurden durch Wohnungen geführt, 
konnten uns massive Schäden ansehen und haben auch das ganze 
Leid der Menschen gespürt. Das hat nochmal einen wirklich intensiven 
Einblick in das Viertel gegeben. Wir haben dann in den Wohnungen der 
Leute gestanden, die uns gezeigt haben: »Guckt mal, das habe ich hier 
selber renoviert, nachdem sich hier keiner gekümmert hat«, und wir 
haben uns die Fenster und die kaputten Heizungen und die kaputten 
Badezimmer und den ganzen Schimmel angeguckt. Wir waren da sehr 
nah dran und haben ein gutes Gespür für das Viertel gekriegt; man hat 
die Wut der Menschen gespürt, aber auch die Offenheit und die Hoff-
nung, dass sich vielleicht doch etwas ergeben kann.

Luise: Habt ihr die Ergebnisse dieser Gespräche auch veröffent-
licht, oder dienten sie nur der internen Auswertung?

Sarah: Das war intern.

Tom: Der Fokus lag ja darauf, Leute zu finden, die aktiv werden wol-
len. Wir haben nicht standardisiert gesammelt oder ausgewertet, wir 
hatten drei Kategorien je nachdem, wie wir das Aktivitätslevel und die 
Ansprechbarkeit der Leute eingeschätzt haben.

■ Sichtbarkeit linker Positionen

Luise: Ihr habt gerade beschrieben, dass die Leute sehr positiv 
reagieren und sich freuen, dass es eine Organisierung gibt. Tretet 
ihr offen als Linkradikale auf?
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Tom: Ich würde sagen, dass das auch eine Entwicklung oder ein Prozess 
ist. Die ersten Befragungen haben wir sehr offen gehalten und nicht 
wirklich zu erkennen gegeben, wer wir sind beziehungsweise wo wir 
politisch stehen. Wir hatten ein Banner, auf dem stand: »Stadtteilum-
frage: Erzählt uns Berg Fidel«. Da ging es allgemein darum zu gucken, 
ob und welche Probleme es überhaupt gibt und wie viel Bereitschaft, 
dagegen etwas zu tun. Als wir dann als Berg Fidel Solidarisch aufge-
treten sind, haben wir als einen der ersten Schritte unsere Grundsät-
ze2 veröffentlicht, die wir immer zu den Treffen mitgebracht und den 
Leuten in die Hand gedrückt haben. Da steckt schon eine linksradikale 
Perspektive drin. Aber wir sind nicht am Anfang hingegangen und haben 
es raushängen lassen und gesagt: »Wir sind linksradikal, wollt ihr mit-
machen?«, sondern wir haben versucht, die Leute über die Probleme 
anzusprechen, aber darin natürlich auch eine bestimmte Haltung zu 
vermitteln: was wir machen wollen und was nicht. Einer der Grundsät-
ze ist: Wir sind keine Sozialarbeiter:innen, wir sind keine Dienstleister, 
sondern Aktivist:innen. Mittlerweile sprechen wir von uns meistens als 
linken Aktivist:innen, wenn wir uns vorstellen. Wir versuchen es eher in 
einer Haltung herüberzubringen, als abstrakt parolenhaft linksradikale 
Positionen rauszuhauen.

Jana: Bei der ersten direkten Ansprache wird man zum Teil schon 
gefragt, warum man das macht. Dann sagen wir: »Wir sehen, dass es 
wahnsinnig viele Probleme gibt, dass Leute damit allein dastehen, und 
wir wollen etwas dagegen tun. Und wir haben uns schon vorher überlegt, 
wo das vielleicht gut gehen könnte.« Wir verstecken uns also nicht, aber 
wir sind wenig parolenhaft oder superdirekt aufgetreten. Es gab auch 
Ausnahmen: Ich kann mich erinnern, dass jemand bei einer Umfrage 
gesagt hat: »Ja, ich bin Revolutionärin«. Das ist nicht ganz einheitlich.

Sarah: In dem, wie man miteinander spricht, und anhand der Aktionen 
und der Themen wird es dann deutlich, anhand unserer gemeinsamen 
Handlungen.

Luise: Ist es schon mal vorgekommen, dass Leute negativ oder 
ablehnend auf eure linke Positionierung reagiert haben?

Sarah: In dieser Form tatsächlich nicht. Es war bei den Umfragen teil-
weise so, dass man auf der Straße eben auch an Menschen geraten ist, 

2 https://bfsolidarisch. blackblogs.org/uber-uns/unsere-grundsatze/.
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die eine entgegengesetzte Meinung haben. Wenn wir gemerkt haben, es 
bringt uns jetzt nichts, wenn wir mit diesen Leuten das Gespräch wei-
terführen, dann haben wir versucht, es möglichst kurz zu halten. Was 
wohl schon mal vorkommt, ist, dass Leute sagen: »Ja macht mal, hat 
eh keinen Zweck.« So eine desillusionierte Haltung ist uns tatsächlich 
häufiger begegnet, dass Leute denken: »Ich habe jahrelang gekämpft, 
aber es funktioniert nicht. Macht ihr jungen Leute mal!« Es gibt aber 
auch häufiger Leute, die sagen: »Ich selbst habe keine Probleme, aber 
es ist gut, dass sich mal jemand um die Probleme kümmert.«

Tom: Mir würden jetzt auch nicht so viele Beispiele für eine ablehnende 
Haltung einfallen, ich glaube, weil wir Leute ja schon immer mit etwas 
Konkretem ansprechen, zum Beispiel: »Die Situation mit der LEG ist 
total beschissen und wir würden gern zusammen etwas machen.« Da-
durch entsteht der Kontakt. Dann ist es auch leichter, über politische 
Positionen zu reden. Leute sind offener dafür, weil sie merken, dass es 
uns auch um etwas Konkretes geht, um eine konkrete Veränderung, die 
sie ja dann auch betrifft.

■ Mietkampf mit der LEG

Luise: Zum Kampf gegen die LEG habt ihr schon einiges gesagt. 
Könnt ihr nochmal einen kurzen Abriss geben, was die Hauptak-
tivitäten in diesem Kampf waren und wie ihr eure Erfolge bisher 
einschätzen würdet? Was seht ihr dabei überhaupt als Erfolge?

Sarah: Wir waren auf einem sehr guten Weg, bevor Corona kam. Als wir 
durch die Befragungen auf der Straße gemerkt haben, dass es hier ein 
Riesenproblem gibt, haben wir entschieden, dass das ein super The-
ma ist, um die Leute zu aktivieren. Dieser Konzern bereichert sich auf 
Kosten der Menschen, die Mietverhältnisse sind zum Teil katastrophal, 
es kümmert sich niemand darum. Die Menschen fühlen sich hilflos und 
alleingelassen. Das Problem betrifft ungefähr 80% der Leute. Die Wut 
der Menschen kann man total schnell wecken, das war vor allem bei den 
Hausbefragungen extrem. Sobald man gesagt hat: »Wir kommen von 
Berg Fidel Solidarisch und würden gern mit dir über die LEG reden«, 
da sind einige Türen zugeknallt, weil die Leute so eine Wut hatten. Wenn 
wir dann gesagt haben: »Wir sind nicht von der LEG, wir sind gegen die 
LEG«, dann ging die Tür wieder auf. Diese Wut hat geholfen, die Leute 
zu mobilisieren, um dann zu gucken: Was gibt es denn für Möglichkei-
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ten, was für Maßnahmen, die man ergreifen könnte? Wie könnte eine 
bessere Perspektive aussehen? Durch die Haustürbefragung haben 
wir sehr viele Leute kennengelernt und auch schnell eine relativ gut 
funktionierende Gruppe gehabt, die wir LEG-AG genannt haben. Wir 
haben alle zwei Wochen LEG-Treffen veranstaltet, und die Gruppe 
der Nachbar:innen, die dazukamen, wurde immer größer. Teilweise 
saßen wir in den regulären AG-Treffen mit 30 Leuten, und das war eher 
durch Raumkapazitäten begrenzt. Auf diesen Treffen haben wir dann 
beschlossen, dass wir eine größere Versammlung machen wollen, und 
haben einen größeren Saal gemietet. Zu unserer ersten großen Ver-
sammlung im Dezember 2019 kamen knapp 100 Leute, und dort haben 
wir gemeinsam überlegt, was wir eigentlich wollen. Was sind Schritte, 
was sind Ideen von euch und von uns? Wie können wir uns gegen die 
LEG organisieren? Bei dieser Versammlung wurden gemeinsam drei 
konkrete Forderungen und Schritte beschlossen, und für diese Kernfor-
derungen haben wir danach Unterschriften gesammelt und zusammen 
einen Brief verfasst. Es kamen 400 Unterschriften zusammen, und den 
Brief haben wir veröffentlicht und an die LEG verschickt. Dann gab es 
auch eine mediale Kampagne – wir haben uns ans Radio, ans Fernsehen 
gewendet und Druck auf die LEG aufgebaut. Für den März letzten Jahren 
hatten wir eine gemeinsame Demo geplant. Und dann kam Corona. Ich 
würde sagen, wir hatten da gerade einen richtig guten Lauf. Man hat 
gemerkt, dass die Fahrzeuge vom Reparaturservice der LEG ständig 
durchs Viertel fuhren – die hatte man vorher jahrelang nicht gesehen. 
Man hat den Druck auf die LEG gespürt und gemerkt, dass sie das Viertel 
plötzlich wieder im Blick hatten und dass etwas passiert. Aber dadurch, 
dass dann die Demo und die regelmäßigen Treffen ausgefallen sind und 
wir den Druck nicht weiter aufbauen konnten, ist das Ganze erstmal 
ein bisschen zurückgegangen. Immerhin haben die Reparaturen besser 
funktioniert, das war eine unserer drei Hauptforderungen: 

Wir fordern einen Hausmeister oder einen zuverlässigen Hausmeis-
terdienst für das Viertel; wir fordern wieder regelmäßige Sprechstunden 
der LEG im Viertel – normalerweise wird man dann nach Dortmund 
oder nach Düsseldorf verwiesen –; und wir fordern, dass die LEG trans-
parente und nachvollziehbare Nebenkostenabrechnungen aufstellt. 
Was relativ schnell entstand, waren Sprechstunden vor Ort. Das waren 
Erfolge, die wir verbuchen konnten. Einen Hausmeister haben wir aller-
dings immer noch nicht. Die LEG sagt, dass aufgrund von Corona alles 
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schwieriger sei. Das ist ein sturer Konzern, und man rennt da immer 
wieder gegen Mauern. Aber wir versuchen es weiter.

Tom: Diese Forderungen aus der Versamm-
lung sind für viele total nachvollziehbar. 
Wenn wir sagen »LEG – wir wollen einen 
Hausmeister«, dann hat das großes Mobi-
lisierungspotenzial auf der Straße. Es war 
immer unsere Herangehensweise zu sagen: 
Wenn Sachen von Nachbar:innen nicht mit-
getragen werden und sie selbst nicht bereit 
sind, das umzusetzen, sondern klar wird, 
da hat eigentlich niemand Bock drauf, dann 
machen wir das auch nicht – zum Beispiel 
Unterschriften zu sammeln, das haben nur 
die Mieter:innen selbst gemacht. Deshalb eignen sich diese Forderun-
gen auch so gut, weil alle da als Minimalkonsens dahinterstehen und 
auch sehr schnell bereit sind, selber dafür aktiv zu werden. Im weiteren 
Verlauf gab es Infostände, die Nachbar:innen selber organisiert haben, 
wo wir teilweise nur daneben standen und den Pavillon aufgebaut 
haben. 

Das ist abgesehen von materiellen Erfolgen – also zum Beispiel der 
Sprechstunde im Viertel – ein Erfolg der bisherigen Bemühungen: dass 
die Nachbar:innen selber aktiv werden, dass sich jetzt diese Gruppe von 

ungefähr 5 bis 10 Aktiven relativ verstetigt 
hat und wir sehr eng zusammenarbeiten, 
dass sich die Leute wieder handlungsfä-
hig fühlen und gleichzeitig miteinander 
verbunden. Das hat auch einen sozialen 
Aspekt: seine Nachbar:innen zu kennen 
und gemeinsam mit ihnen etwas zu tun. 
Uns ist es dadurch sehr gut möglich, immer 
politischer mit den Leuten zusammenzuar-
beiten, mal über andere Themen zu disku-
tieren, mal zu fragen: Was macht eigentlich 
Corona oder diese Lockdown-Politik mit 

euch? Wie sieht’s auf der Arbeit aus? Und was haltet ihr eigentlich von 
Parteien? Da gab es eine große Diskussion zwischendurch. Aus einer 
längerfristigen Organisierungsperspektive sind das die größten Erfolge.



– 36 – Berg Fidel Solidarisch und ROSA | Münster

Sarah: Definitiv, und die Verbundenheit im Viertel ist dadurch enorm 
gestiegen. Die Leute fühlen sich deutlich weniger allein mit ihren Prob-
lemen. Darin, dass wir einen gemeinsamen Kampf haben und die LEG 
unseren Druck spürt, liegt der größte Erfolg. Der Konzernchef der LEG 
hat mal versucht, mit uns Kontakt aufzunehmen. Aber wir haben auch 
Kontakt mit der Gewerkschaft der Beschäftigten des Reparaturservice. 
Wir haben versucht, die Interessen der Beschäftigten dort und der 
Mieter:innen für einen gemeinsamen Kampf zu bündeln. Die Beschäf-
tigten haben letztens gestreikt, und viele Nachbar:innen haben sich 
mit Soli-Plakaten fotografiert, so dass wir sehen können, wir stehen 
gemeinsam mit einer großen Gruppe gegen die LEG. Wir sind nicht 
mehr alleine.

■ Frauen-AG, Care- und Reproduktionsarbeit im Stadtteil

Luise: Ich würde gerne mit der Frauen-AG weitermachen. Ich finde 
es sehr spannend, dass ihr diesen Arbeitsschwerpunkt habt. Was 
waren eure Überlegungen, diesen Schwerpunkt zu wählen, und 
wie genau sehen die Aktivitäten und Ziele der Frauen-AG aus?

Jana: Gestartet ist es eigentlich mit der offenen Frage, ob das sinnvoll 
wäre. Als Linke kennt man das so oder denkt, dass eine eigene Frauen-
Organisierung zu feministischen Themen sinnvoll sein könnte. Wir 
wollten herausfinden, ob das im Viertel geteilt wird oder ob es da noch-
mal spezifische Probleme gibt. Ab und an ist in allgemeinen Umfragen 
auch schonmal so etwas aufgekommen, und da dachten wir, wir fragen 
mal gezielt nach, um herauszufinden, ob es den Wunsch nach einer 
gesonderten Organisierung oder nach einem Raum für Austausch gibt. 
Wir müssen sagen, dass das aus verschiedenen Gründen relativ schlep-
pend läuft. Zum einen hat sich gezeigt, dass das nicht das brennende 
Problem ist, weil die Wohnsituation viel präsenter ist. Es ist dann eher 
mal passiert, dass wir bei Frauenbefragungen Kontakte für die LEG-
AG gesammelt haben, was aber auch vollkommen in Ordnung ist. Es 
war allerdings ganz spannend, mal so Fragen zu stellen wie: »Nimmst 
du eigentlich Sexismus wahr?«, und zu merken, dass Probleme und 
eigentlich auch eine Notwendigkeit, sich zu organisieren, gesehen 
werden, aber meistens gesagt wurde: »Die anderen brauchen das, ich 
brauche das nicht.« Es kam schon oft das Feedback, dass es eigentlich 
schön wäre, sich zusammenzutun und sich gegenseitig zu stärken, aber 
es hat bisher noch nicht die Dringlichkeit erreicht, dass es tatsächlich 
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erfolgreich wäre. Wir haben auch verschiedene Formate ausprobiert, 
Frühstücke, Picknicks oder mal eine inhaltliche Veranstaltung gemacht. 
Es sind einige Leute vorbeigekommen, vor allem bei den Parkpicknicks 
im Sommer, für die wir auch eine Kinderbetreuung organisiert hatten, 
um in Ruhe mit den Frauen sprechen zu können. Das hat ganz gut funk-
tioniert, aber es hat sich noch nicht verstetigt und nicht radikalisiert. 
Zum Teil liegt es aber auch daran, dass uns Corona dazwischengekom-
men ist, so dass wir noch nicht die Kontinuität hinbekommen haben, 
regelmäßig präsent zu sein. Wir glauben aber, dass es auch daran liegt, 
dass uns der Raum fehlt, um zusammenzukommen und als verlässliche 
Ansprechpartner:innen stetig präsent zu sein. Das steht vielleicht als 
Erstes an. Man muss aber sagen, dass wir uns schwer tun, die richtige 
Herangehensweise zu finden – ähnlich wie in den Anfängen von Berg 
Fidel Solidarisch, als wir zunächst nicht so erfolgreiche Filmveran-
staltungen gemacht haben. Da sind wir noch ein bisschen auf der 
Suche. Bei der inhaltlichen Veranstaltung, die ich gerade angesprochen 
habe, ging es um den möglichen Austritt Polens und der Türkei aus der 
Istanbul-Konvention, einem europäischen Abkommen zum Schutz von 
Frauen vor Gewalt und Diskriminierung. Die haben wir mit einer interna-
tionalistischen Gruppe aus Münster gemacht. Das war auch ganz nett, 
aber es kamen kaum Leute dazu, obwohl vorher beim Flyer-Verteilen 
einige Interesse gezeigt hatten.

Luise: Du hast gesagt, ihr seid mit dem Interesse reingegangen, 
herauszufinden, ob das ein wichtiges Thema sein könnte. Hattet 
ihr bestimmte Vorüberlegungen, aus welchen Gründen es wich-
tig sein könnte? War das etwas, das in den Gesprächen häufiger 
aufgetaucht ist und dem ihr dann genauer nachgehen wolltet?

Jana: Ich denke, es ist eine Mischung. Wir 
sehen auch selber die Notwendigkeit, wir 
würden uns zum Teil selbst als Frauen 
organisieren wollen und denken, dass es 
für eine erfolgreiche, breitere, größere 
feministische Bewegung nötig ist, dass 
man sich in der Gesellschaft zusammen-
schließt und nicht nur unter Linken. Da 
tasten wir uns jetzt heran. Zum Teil wur-
den solche Überlegungen dadurch bestä-
tigt, dass Leute gesagt haben, das würde 
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eigentlich schon helfen, oder auch dadurch, dass Leute durch Care-
Arbeit stark eingespannt sind und zum Beispiel aufgrund von Kinderbe-
treuung nicht an den LEG-Aktivitäten teilnehmen. Das heißt, wir sehen 
da schon irgendwie den Bedarf.

Luise: Welche Themen waren in den Gesprächen, die ihr geführt 
habt, besonders präsent? Ging es da eher um Alltagssexismus 
oder um Care-Arbeit und die Infrastruktur, die für Care-Arbeit zur 
Verfügung steht?

Jana: Zum Teil ging es tatsächlich um häusliche Gewalt, was ein sehr 
schwieriges Thema ist. Wir hatten dann auch Notfall-Telefonnummern 
dabei, die wir vor Corona verteilt haben. Andere Themen waren Care-
Arbeit und ein starker Wunsch nach Gemeinschaft. Zum Teil kamen 
auch Sicherheitsfragen auf, zum Beispiel dass sich Leute zum Teil 
nachts nicht auf die Straße trauen. Bei einer Person gibt es in der Straße 
kein Licht, weil die Laternen nicht angehen.

Luise: Bei einigen interviewten Gruppen gibt es separate Struk-
turen, um sich dem Thema Feminismus in der Stadtteilarbeit 
zuzuwenden, aber unser Eindruck ist, dass eine tatsächliche Um-
organisierung von Reproduktionsarbeit im Stadtteil bisher nicht 
gelingt. Uns interessiert, woran das liegt und ob ihr in diesem 
Bereich überhaupt Potenziale seht: Kann derzeit die Etablierung 
einer kollektiven Praxis und eine Politisierung gelingen, die auf 
eine Umgestaltung der jetzigen Care- und Geschlechterverhält-
nisse im Stadtteil zielt und darüber hinausweist? Man könnte dem 
die Einschätzung entgegenhalten, dass Care gerade so stark im 
privaten Rahmen organisiert wird, dass es unter den gegebenen 
Bedingungen keinen Ansatzpunkt für einen solchen Kampf gibt.

Jana: Ihr habt das als zwei Blickweisen, die man darauf haben kann, 
dargestellt, aber ich glaube, dass es beides sein kann. Einerseits würde 
ich zustimmen, dass die gesellschaftliche Organisation von Care- und 
Reproduktionsarbeit gerade immer präsenter wird; erst recht im letz-
ten Jahr, in dem für einige die Situation noch prekärer geworden ist. Es 
gibt eine starke Notwendigkeit, etwas zu verändern, sodass durchaus 
Potenzial auch für weitergehende Veränderung da wäre, indem man 
anfängt, sich darum herum zu organisieren. Ich glaube, dass das ge-
rade im Stadtteil gut gehen kann, weil es da möglich ist, gemeinsam 
andere Strukturen aufzubauen. Gleichzeitig ist es, soweit ich das bei 
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uns im Stadtteil auf der Straße erlebt und als Stimmung dazu bisher 
mitgenommen habe, derart normalisiert, Care als privates Problem 
zu sehen, dass es total schwierig ist, einen Drive reinzubekommen; 
einen tatsächlichen Veränderungswillen oder überhaupt die Vision, 
dass es anders sein könnte. Andere Themen sind einfach mit Wut 
behaftet, aber im Bereich von Care- und Reproduktionsarbeit sind 
viele Strukturen so weit normalisiert, dass es viel schwieriger ist, zu 
einer Organisierung zu kommen. Hinzu kommt, dass gerade in diesem 
Bereich kein Weg daran vorbeiführt, sich langsam heranzutasten und 
erst einmal gemeinsame Strukturen und Austauschplattformen zu 
schaffen. Ich habe auch das Gefühl, gerade eine weitere Vereinzelung 
zu erleben. Insgesamt würde ich euren beiden Thesen zustimmen – das 
ist ein Spannungsfeld.

■ Verhältnis des Strategietreffens zur übrigen Struktur

Luise: Kann man innerhalb der Gruppe eine Trennung beobachten 
zwischen Leuten, die über konkrete Anliegen dazukommen und 
sich dann beteiligen, und Leuten, die zum Initiativkreis gehören 
und fest beteiligt sind? Wie sieht dieses Verhältnis intern aus?

Tom: Ich habe vorhin schon die verschiedenen Treffen vorgestellt. Der 
Initiativkreis entspricht dem Strategietreffen. Da sind wir so circa zehn 
Personen, die aus linken oder linksradikalen Motivationen dabei sind 
und revolutionäre Stadtteilarbeit aufbauen wollen. In diesem Kreis sind 
noch keine Leute dabei, die zunächst über die AG-Aktivitäten dazuge-
kommen sind. Die erste Stelle, an der Nachbar:innen dazukommen, 
sind meistens die AGs. Die Idee ist schon, dieses Strategietreffen mittel-
fristig zu öffnen beziehungsweise die Aktiven aus den AGs reinzuholen, 
um diese Trennung, wenn man es so nennen will, aufzuheben und die 
Rolle der Initiativkräfte an mehr Leute aus dem Viertel abzugeben.

Luise: Ist es trotzdem vorgekommen, dass einzelne Leute dazu-
gekommen sind und sich danach als festen Teil von Berg Fidel 
Solidarisch gesehen haben?

Tom: Auf jeden Fall. Diese Gruppe von fünf bis zehn Aktiven in der LEG-
AG, die fest Teil davon sind, haben sich überraschend schnell auch als 
Teil dieser kompletten Struktur verstanden. Die haben auf der Straße 
zu anderen gesagt, ich bin von Berg Fidel Solidarisch, kommen zu 
Aktiventreffen und haben auch ein Bewusstsein entwickelt, dass es 
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nicht nur um den Kampf gegen die LEG geht, sondern um einen Kampf 
für Solidarität und Gerechtigkeit insgesamt.

Luise: Wie muss man sich das Verhältnis von Strategietreffen und 
AGs vorstellen? Werden auf dem Strategietreffen Entscheidungen 
getroffen?

Tom: Natürlich werden in dem Sinne Entscheidungen getroffen, aber wir 
entscheiden zum Beispiel nicht, was wir zu dem LEG-Thema machen. 
Das wird in der AG entschieden. 
Was wir auf dem Strategietref-
fen machen, ist, zu reflektieren: 
Was machen wir in den einzel-
nen AGs eigentlich? Wie schaf-
fen wir es, die Leute zu verbin-
den, ein Bewusstsein für andere 
Kämpfe herzustellen oder über 
das eigene Themenfeld hinaus-
zublicken? Wir machen auch 
Vorschläge für neue Initiativen, 
zum Beispiel ist das Thema Ju-
gendorganisierung schon länger 
bei uns auf dem Zettel. Die Idee ist, dass wir Vorschläge entwickeln und 
diese in das Aktiventreffen hineintragen, weil wir das als den zentralen 
Entscheidungsort verstehen. Aber jetzt gerade, in der Aufbauphase, 
wurde dort zum Beispiel auch entschieden, dass wir eine Stadtteilzei-
tung machen, und auf diese Weise werden dann Projekte gestartet.

Jana: Was dort auch besprochen wird, ist das, was ich vorhin als Pro-
blem bei der Frauen-AG angesprochen habe. Bei diesem oder anderen 
Themen, die zwar zum Teil im Viertel auch als Probleme genannt wer-
den, aber nicht ganz so breit geteilt werden, die nicht ganz so kollektiv 
sind oder nicht ganz so unter den Nägeln brennen wie dieses Wohnen/
LEG-Thema, merkt man, dass es schwierig ist, das Thema tatsächlich 
anzugehen und die Strukturen und die Gemeinschaft dafür zu schaffen. 
Das zu reflektieren und zu bemerken, kann dann auf einem Strategie-
treffen passieren. So ist dann auch die Überlegung entstanden, für die 
nächste Zeit erstmal die Raumfrage anzugehen. Dieses Treffen bietet 
also Raum für die etwas längerfristig gedachten Themen und für brei-
tere Reflexion.
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■ Abgrenzung von Sozialarbeit, kollektive Ausrichtung

Luise: Vorhin habt ihr erwähnt, dass ihr klarmacht, dass ihr keine 
Sozialarbeiter:innen seid. Kommt es manchmal vor, dass ihr in 
diese Rolle reinrutscht? Und falls ja, wie geht ihr damit um?

Sarah: Am Anfang war bei den Leuten schon diese Haltung zu merken: 
»Ah toll, da kommen jetzt Leute, die wollen das organisieren. Macht 
mal! Meinen Segen habt ihr.« Dann haben wir aber sehr schnell klar-
gemacht, dass das so nicht funktioniert. Wie Tom das vorhin sagte, 
bei uns steht und fällt alles damit, dass die Nachbar:innen selbst aktiv 
werden. Wenn wir eine Idee haben, sich aber keine:r findet, der oder die 
das – vielleicht auch mit unserer Hilfe – umsetzen möchte, dann lassen 
wir es und überlegen stattdessen gemeinsam mit den Nachbar:innen, 
welche Wege es gäbe. Alleine dadurch, dass wir keine festen Beratungs-
angebote und keine feste Anlaufstelle haben, kommen wir auch gar 
nicht in ein Sozialarbeitsverhältnis. Das ist alleine durch die Struktur 
nicht gegeben. Und gerade bei dem Thema LEG wird es auch klar: Es 
funktioniert nur, wenn die Leute selbst mitmachen.

Tom: Die LEG-AG ist schon in einer vorangeschrittenen Phase, weil wir 
da natürlich auch schon Aktive haben, die sich als Teil dieser AG, als Teil 
von Berg Fidel Solidarisch verstehen. Wenn es zum Beispiel darum 
geht, die Frauengruppe aufzubauen, dann bedarf das am Anfang schon 
einer Gruppe von uns, die dafür die ersten Schritte geht, ohne dass 
unbedingt Nachbar:innen dabei sind. Wenn wir spüren, Leute setzten 
sich auf ein Treffen und wenden sich an uns, die wir das moderieren, 
und sagen: »Hier habe ich das und das Problem, könnt ihr mir dabei hel-
fen?«, dann verweisen wir immer darauf, dass das ein kollektiver Raum 
ist. Wir moderieren vielleicht das Treffen oder kümmern uns um den 
Raum, aber es geht darum, zusammen zu überlegen, was wir machen 
können, und eben auch zu schauen, wie wir Veränderung für möglichst 
viele Leute schaffen können, statt nur ein einzelnes Problem zu lösen.

Sarah: Bei den Nachbar:innen, die schon länger dabei sind, ist das 
allen klar, und sie würden das auch selbst so formulieren. Sie sagen 
dann: »Wie können wir gemeinsame Lösungen finden, die allen helfen?« 
Diese Art und Weise, darüber zu kommunizieren, hat sich innerhalb der 
Aktiven im Viertel ganz gut verbreitet. Außerdem reflektieren wir auch 
auf Ebene des Strategietreffens bei einzelnen Punkten und einzelnen 
Aktionen immer wieder selbst darüber, inwiefern wir in die Gefahr 
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kommen, in ein Sozialarbeitsverhältnis zu rutschen. Und wir sind sehr 
darauf bedacht, dass das nicht passiert.

■ Antikapitalistische Positionen

Luise: Habt ihr das Ziel, dass Leute durch eure Aktivitäten anti-
kapitalistische Positionen einnehmen? Und wenn das so ist, wie 
stellt ihr euch den Weg dahin vor?

Tom: Zu der Frage würden wir alle ganz klar ja sagen. Die Idee von Basis-
arbeit ist vor dem Hintergrund der Frage entstanden, wie gesamtgesell-
schaftliche Veränderung möglich ist. Wie können wir diese in der Gesell-
schaft organisieren? Von daher ist das Ziel natürlich, antikapitalistische 
Positionen zu entwickeln. Das hört sich allerdings so an, als gäbe es 
die nicht. Wir merken immer wieder, dass ein Bewusstsein dafür schon 
ziemlich verbreitet ist. Gerade beim LEG-Kampf ist vielen Leuten ziem-
lich klar, dass da ein Konzern Profite macht und dass das gegen unsere 
Bedürfnisse steht. Den Weg zu antikapitalistischen Positionen stellen 
wir uns über genau solche konkreten sozialen Kämpfe vor, indem wir in 
diesem Kampf deutlich machen, was eigentlich das Problem ist, warum 
die LEG Profit machen muss und warum das auf Kosten von unseren 
Bedürfnissen geht. Es geht also darum, aus den eigenen Erfahrungen in 
diesen Kämpfen zu merken, dass dahinter eine grundlegende Struktur 
steht, dass wir natürlich in den Verhältnissen für bessere Bedingungen 
kämpfen, aber dass die kapitalistische Struktur dahinter das eigentliche 
Problem ist. Wir versuchen das über diesen Weg vom eigenen Interesse 
der Leute ausgehend zu entwickeln. Wir wollen nicht rein abstrakt sa-
gen, dass Kapitalismus scheiße ist, sondern dass wir dieses und jenes 
Problem sehen, und dass das mit dem Kapitalismus zusammenhängt, 
der letztendlich das Problem ist. Wobei das nach meinem Eindruck für 
viele Leute auch keine sonderlich neue Erkenntnis ist.

Jana: Es ist für uns auch ein zentraler Aspekt, dass durch die gemein-
same Organisierung und die Kämpfe, die geführt werden, wieder Hoff-
nung entsteht. Die Hoffnung ist, glaube ich, auch eine Bedingung, sich 
zu trauen, antikapitalistische Positionen zu haben beziehungsweise 
beizubehalten. Häufig wird gesagt: »Es ist scheiße, wie es ist, aber ich 
sehe nicht, wie es anders sein kann.« Da gibt es ein totales Ohnmachts-
gefühl, und das muss man aufbrechen. Das führt auch dazu, dass man 
sich traut, andere Positionen einzunehmen und zu erkämpfen, und im 
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Organisieren lernt man, neue Strukturen und Möglichkeiten aufzubau-
en und zu erdenken.

Sarah: Auf dem Weg haben wir definitiv auch schon Erfolge gesehen. 
Die Leute kommen mit einer totalen Wut, aber auch einer totalen 
Machtlosigkeit. Und dann sehen sie, wir versuchen etwas gemeinsam, 
es kann anders funktionieren, und schöpfen aufgrund dieser positiven 
Erfahrungen neuen Mut und neue Hoffnung, etwas von unten anzuge-
hen, um sich zu wehren. Gerade über diese Erfolgserlebnisse lässt sich 
etwas von unten organisieren und aufbauen.

Jana: Dass es jetzt mit dem gewerkschaftlichen Kampf innerhalb der 
LEG zusammenfällt, ist ein totaler Glücksfall. Da kann man schon bei 
einigen Leuten feststellen, dass sie sehen, dass es dasselbe Problem ist: 
Dass da die Arbeitsbedingungen schlecht sind, hat die gleichen Gründe 
wie, dass unser Mietverhältnis schlecht ist.

Sarah: Es war am Anfang total faszinierend zu sehen, dass die Nach-
bar:innen und die Mieter:innen eine große Wut auf den Reparaturser-
vice hatten, also auf die Arbeiter:innen, die von der LEG ausgebeutet 
werden und gar nichts dafür können, weil sie selbst unter diesen Ar-
beitsbedingungen leiden, und an der Grundsituation gar nichts ändern 
können. Mittlerweile hat sich da ein gegenseitiges Solidaritätsgefühl 
entwickelt, das uns hilft, den wahren Gegner für alle ganz deutlich her-
auszukristallisieren. Nicht die Mieter:innen sind schuld daran, dass die 
Wohnungen so aussehen, wie sie aussehen. Nicht der Reparaturservice 
ist schuld daran, dass nichts repariert wird oder dass die Wohnungen so 
aussehen, wie sie aussehen, sondern der Konzern im Hintergrund. Und 
gerade aus diesen Erlebnissen entwickelt sich bei ganz vielen einfach 
von selbst eine antikapitalistische beziehungsweise kapitalismuskri-
tische Haltung. Wir haben den gemeinsamen Gegner gefunden und 
erkennen hinter den verschiedenen Problemen ähnliche Strukturen, 
das gleiche System, aber auch unsere Interessen, die dagegen stehen.

■ Politische Bildung

Luise: So wie ich das bisher herausgehört habe, waren Bildungs-
veranstaltungen bislang keine zentralen Aktivitäten für euch. 
Stimmt dieser Eindruck? Wie würdet ihr die Rolle von Bildung in 
eurer Praxis beschreiben?



– 44 – Berg Fidel Solidarisch und ROSA | Münster

Tom: Klassische Bildungsveranstaltungen, wie wir sie aus der Linken 
kennen, haben wir wie gesagt am Anfang versucht, also Filmabende 
und die Veranstaltung zur Istanbul-Konvention. Das sind nach unserer 
bisherigen Analyse immer Momente, die nicht besonders viele Leute 
anziehen, wenn sie vereinzelt stattfinden. Gleichzeitig haben wir einen 
Begriff von politischer Bildung, der nicht nur einen klassischen Vortrag 
oder Workshop meint. Wir begreifen die Organisierungsprozesse als 
Teil von politischer Bildung, weil wir uns auch Sachen aneignen müs-
sen: Wie schreibe ich Flyer, wie mache ich einen Infostand, wie mache 
ich Befragungen? Im Moment sind wir aber dabei, auch explizitere 
politische Bildung zu entwickeln, die dann allerdings an diesen Orga-
nisierungsprozess angebunden ist. Zum Beispiel entwickeln wir gerade 
ein Konzept für eine Veranstaltung zu der Rolle von Parteien und Sozi-
alarbeit und warum wir uns eigentlich unabhängig selbstorganisieren 
wollen. Das ist ein Prozess, der bei uns gerade erst losgeht. Wir denken, 
dass – gerade in Bezug auf eine emanzipatorische Perspektive – nicht 
alles organisch von unten entsteht, sondern dass für den Aufbau einer 
Bewegung und für ein tatsächlich antikapitalistisches Bewusstsein 
explizite politische Bildung nötig ist.

Sarah: Wenn wir mit den Nachbar:innen zum Beispiel in den AGs zu 
tun haben und merken, keine:r traut sich, den Vorschlag für den Brief 
zu entwerfen, dann sagen wir: »Sollen wir das zusammen versuchen?« 
Wir versuchen, den Nachbar:innen die Sicherheit zu geben, Aufgaben 
selber zu übernehmen, wenn sie sich zum Beispiel unsicher sind, 
wie man einen Brief formuliert 
oder strategische Überlegun-
gen angehen sollte. Aber das 
findet bisher eher im Kleinen 
statt und nicht im größeren 
Rahmen.

Tom: Mit der politischen Bil-
dung haben wir uns bis jetzt 
auf diese Gruppe an Kernak-
tiven konzentriert und zum 
Beispiel zwischendurch mal 
Einzelgespräche geführt: »Was 
heißt eigentlich Solidarität für 
euch? Versteht ihr euch als Teil 
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von Berg Fidel Solidarisch? Was ist für euch die Idee dahinter?« Wir 
wollten einerseits wissen, wie die Leute diese ganze Initiative verste-
hen, ob es für sie ein Mieterverein ist oder mehr. Eigentlich ist es für 
alle mehr als das. Andererseits war es auch eine Möglichkeit, darüber 
ins Gespräch zu kommen und von unserer Seite klarzumachen, dass es 
nicht reicht, das Problem mit der LEG zu bekämpfen, sondern dass wir 
insgesamt Solidarität aufbauen und gegen verschiedene Aspekte des 
Kapitalismus kämpfen müssen. Das waren Einzelgespräche, die dann 
aber auch die Funktion von politischer Bildung erfüllt haben. Allerdings 
ist das bisher nicht besonders institutionalisiert oder strukturiert.

Sarah: In gewissem Rahmen versuchen wir, politische Bildung auch 
über die Stadtteilzeitung einzubringen, indem wir darin politische The-
men ansprechen und sie so an die Leute herantragen. Das ist aktuell 
unser Weg in der Corona-Zeit, um politische Ideen weiterzuverbreiten, 
anhand von aktuellen Themen, die im Stadtteil oder in der Stadt akut 
sind.

Tom: Jenseits von Corona ist eigentlich die Idee, auf dem Aktiventref-
fen Inhalte aus der Zeitung oder bestimmte Themen gemeinsam zu 
diskutieren.

■ Umgang mit diskriminierenden Spaltungen im Stadtteil

Luise: Eingangs habt ihr erwähnt, dass ihr eure Grundsätze immer 
auf den Treffen dabeihabt. Ist es schon einmal vorgekommen, 
dass Leute gegen diese Grundsätze verstoßen haben, indem sie 
sich zum Beispiel rassistisch oder sexistisch geäußert haben? Falls 
ja, wie geht ihr mit solchen Situationen um?

Jana: Einerseits gibt es das natürlich, weil die Gesellschaft eben ist, 
wie sie ist. Wir haben alle irgendwie rassistische Ressentiments und 
Geschlechterbilder im Kopf. Davon können wir uns nicht freisprechen 
und natürlich auch die anderen Aktiven nicht. Das heißt, es gibt immer 
mal einen Spruch oder Ähnliches. Aber wenn das bei einer Person 
wirklich verhärtet vorkommen würde, wäre das ein Ausschlusskriteri-
um, bei uns mitzumachen. Das ist bis jetzt noch nicht passiert. Auf der 
Straße bei Gesprächen kommt es schon mal vor. Dann versucht man, 
das Gespräch kurz zu halten, auch je nachdem, wie die einzelne Per-
son sich das zutraut. Wenn man das Gefühl hat, das ist jetzt vielleicht 
oberflächlich dahergesagt und gar nicht so sehr so gemeint, dann kann 



– 46 – Berg Fidel Solidarisch und ROSA | Münster

man das Gespräch durchaus auch produktiv weiterführen. Aber es gab 
schon Fälle, in denen es die Grundhaltung war. Dann habe ich auch 
schon gesagt: »Na gut, wir haben keine gemeinsame Grundlage, da 
brauchen wir jetzt auch nicht weiterreden.« Natürlich gibt es Spaltun-
gen im Stadtteil, sei das aus rassistischen oder sexistischen Gründen, 
aber viel auch zwischen Arbeiter:innen und Arbeitslosen, Menschen, 
die lange im Viertel leben und Menschen, die zugezogen sind – solche 
Spaltungslinien existieren. Und es funktioniert unterschiedlich gut, sie 
zu überwinden. Wenn das gemeinsame Interesse stark genug ist, geht 
das aber.

Sarah: Was man gerade im Kampf gegen die LEG oft feststellen kann, 
ist, dass viel von einer Ohnmacht der Aktiven oder der Leute, die aktiv 
werden wollen, zu spüren ist. Die sagen: »Ich habe versucht, im Haus 
meine Nachbar:innen zu mobilisieren, aber die Hälfte will einfach 
nicht.« Da kommen auch Ressentiments in einer gewissen Form vor, 
also dass Leute sagen: »Die zahlen ja eh nicht selber für ihre Wohnung, 
natürlich kümmern sie sich nicht.« Dann entgegnen wir, dass sie ja 
trotzdem dieselben Probleme haben. Solche Spaltungen erleben wir 
im Alltag häufiger, gerade wenn man mit Leuten spricht, die gerade 
anfangen, aktiv zu werden und teilweise auch schon frustriert sind, 
weil andere nicht aktiv werden wollen oder können und weil es nicht 
so gut klappt, eine große Masse zu mobilisieren. Dann überlegen sie 
sich, woran das liegen kann, und in den Erklärungsmustern, in die man 
schnell verfällt, tauchen dann auch Vorurteile auf.

Tom: Nach unserem Ansatz ist es immer von Vorteil, einen konkreten 
Kampf und eine kollektive Betroffenheit zu haben. Wir machen dann 
die Perspektive stark: Wenn wir uns aufgrund solcher Sachen spalten 
lassen, dann werden wir verlieren. Wir müssen uns alle zusammentun. 
Egal welche Nationalität oder Geschlecht oder ob Arbeiter:in oder 
Arbeitslose:r, letztendlich wohnen wir alle in diesen Wohnungen der 
LEG und müssen uns zusammentun, um gemeinsam etwas zu errei-
chen. So bieten wir auch ein anderes Deutungsmuster an, was dann re-
lativ schnell übernommen wird und tatsächlich verfestigtem Rassismus 
den Rang abläuft. Oft sind es, wie Sarah sagt, Erklärungsmuster, um sich 
die eigene Situation und die Situation der anderen zu erklären. Unsere 
Rolle ist dabei, andere Deutungsmuster anzubieten. Das funktioniert 
ziemlich gut, weil es auch aufgrund der Logik dieses Kampfes für die 
meisten total ersichtlich ist.
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Sarah: Allein über diese Erfahrung, dass ich hier die Flyer mit einer Frau 
verteile, die aus einem anderen Land kommt, und ich selbst komme 
schon aus einem anderen Land, also über die Erfahrungen, die sie im 
Viertel gerade in diesem Kampf zusammen gemacht haben, schmelzen 
solche rassistischen Vorstellungen ganz schnell dahin. Dafür ist eigent-
lich kein Raum. Wenn sich jemand zwar in den Kampf gegen die LEG 
einbringen würde, aber zu sehr mit rassistischen Vorurteilen beschäftigt 
ist, würde das langfristig einfach nicht funktionieren. Und die Gefahr, 
dass man sich spalten würde, wäre zu hoch. Hinter gewissen Grundsät-
zen müssen deshalb einfach alle stehen. Und zu unseren Grundsätzen 
gehört ja auch: Wir lassen uns nicht spalten.

Tom: In dem Sinne sind diese Grundsätze keine unmittelbare Voraus-
setzung, dass Leute überhaupt mal mitmachen. Wir sagen nicht: »Du 
hast jetzt einen Spruch gebracht, etwas Rassistisches oder Sexistisches 
gesagt, deswegen schließen wir dich aus.« Wir benutzen die Grundsätze 
eher als Diskussionsgrundlage, und auch als eine gewisse Absicherung 
für uns, als etwas, worauf wir verweisen können.

Sarah: Alle haben Zugang dazu, und wenn jemand konträr gehen wür-
de, dann würden wir sagen, eine Zusammenarbeit passt einfach nicht. 
Aber im Prinzip stehen alle, die sich aktiv bei uns einbringen, sowieso 
schon dahinter, kommen über ähnliche Ideen dazu oder erleben in ihrer 
Alltagspraxis in den AGs, dass genau das der richtige Weg ist.

■ Positive Gestaltungsperspektive 
und Wunsch nach Gemeinschaft

Luise: Ihr habt viel über die Wut der Leute gesprochen und dass 
sie ein Potenzial für Organisierung birgt. Würdet ihr sagen, dass 
ihr über diese unmittelbare Betroffenheit – zum Beispiel durch die 
LEG – hinaus auch Potenzial dafür seht, den Stadtteil selbstorga-
nisiert in einem positiven Sinne zu gestalten, ihn lebenswerter zu 
machen? Verfolgt ihr langfristig dieses Ziel, selbst wenn es jetzt 
keine unmittelbare Perspektive ist?

Jana: Ja. Das wird in Gesprächen auch immer wieder als Wunsch ge-
nannt, schon dadurch, dass es einfach keine Orte gibt, an dem Leute 
einfach zusammenkommen und Gemeinschaft leben können. Das Ziel 
ist auf jeden Fall, dass es ein lebenswerterer Stadtteil wird und insge-
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samt kollektiv gestaltet wird. Natürlich ist das ein langer Weg, aber kein 
unmöglicher, würde ich sagen.

Tom: Bei denen, die aktiv werden, steht hinter der Wut meistens ein 
Wunsch nach eigener Handlungsfähigkeit oder danach, etwas fürs Vier-
tel zu machen. Viele von den Leuten haben in den letzten Jahren auch 
schon allerlei probiert: Selbst ihre Nachbar:innen zusammenzutrom-
meln; mit anderen zum Beispiel etwas gegen das Müllproblem, oder 
auch gegen die LEG zu unternehmen; im Haus kleine Treffen oder einen 
Kaffeeklatsch abzuhalten. Ich glaube, eine Motivation bei Leuten, die 
aktiv werden, ist immer auch ein Wunsch nach positiver Veränderung 
und aktiver Mitgestaltung.

Sarah: Wir sprechen mit vielen Leuten, die schon sehr lange im Viertel 
wohnen und das Viertel anders erlebt haben und die sagen, im Viertel 
lässt sich mehr schaffen als das, was gerade da ist, wir müssen unser 
Viertel wieder lebendiger und lebenswerter machen. Diese Hoffnung, 
diese Ideen und Utopien sind in vielen Köpfen vorhanden.

Tom: Bisher haben wir nur am Rande von diesen Parkpicknicks oder 
Cafés erzählt, die wir vor Corona regelmäßig veranstaltet haben und 
die wir nicht nur als nettes Beiwerk zum Rest begreifen, sondern als 
zentralen Bestandteil unserer Praxis – genau mit dieser Idee, einen 
sozialen Ort zu schaffen, eine Alternative oder überhaupt einen Ort 
zum Zusammenkommen anzubieten, aber dadurch natürlich auch 
ein Stück weit eine gemeinsame solidarische, vielleicht widerstän-
dige Kultur aufzubauen. In diesen Mo-
menten merken wir, dass es ein starkes 
Bedürfnis danach gibt. Bei den Leuten 
entstehen dann Ideen, was man alles 
noch machen könnte. Am Anfang waren 
wir sehr problemfokussiert und haben 
dann immer mehr gemerkt, dass der 
Wunsch nach positiver Veränderung und 
die eigenen Bedürfnisse der Leute ein 
genauso starker Antrieb sind, aktiv zu 
werden.

Jana: Obwohl die Erfahrung schon zeigt, 
dass der Wille, sich zu organisieren, bei 
akuten Problemen und Dingen, die Wut 
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auslösen, höher ist. Der Wunsch nach dem anderen ist auch da, und 
das wird auch durchaus positiv angenommen, aber für einen festeren 
Zusammenschluss sind bisher die Alltagsprobleme als Ausgangspunkt 
nötig. Aber wenn es keine Gemeinschaft gibt, kann man auch die All-
tagsprobleme nicht gemeinsam lösen, und über diesen Weg kommt es 
dann doch noch dazu.

■ Aktivitäten unter Corona-Bedingungen

Luise: Es wurde schon deutlich, dass Corona euch viele Proble-
me bereitet hat. Wollt ihr dazu noch etwas ergänzen? Habt ihr 
die Erwartung, dass sich die ökonomische Krise in der nächsten 
Zeit noch zuspitzen und sich das auch auf eure Praxis auswirken 
wird?

Tom: Die ganzen Lockdowns haben seit einem Jahr vieles auf Eis 
gelegt, was eigentlich eine ganz gute Dynamik hatte, zum Beispiel 
den LEG-Kampf. Wir merken schon, wie wichtig diese Ebene von 
physischen Treffen ist – zusammenzukommen und sich gemeinsam 
zu erleben. Das geht gerade nur in sehr geringem Ausmaß, und dann 
oft auch über uns als Initiator:innen, was dem Ganzen eine gewisse 
Kollektivität nimmt. Andererseits haben wir uns darauf konzentriert, 
die bestehenden Kontakte zu halten und zu reflektieren, was wir 
bisher gemacht haben: War das erfolgreich, wie können wir weiter-
machen, wenn es die Bedingungen wieder zulassen? Es war nicht so 
gut möglich, viele Nachbar:innen über Onlinetreffen einzubinden, 
das heißt der Initiativkreis hat sich auch nicht vergrößert. Zu Beginn 
der Pandemie haben wir versucht, hier im Viertel ein solidarisches 
Netzwerk zur Einkaufshilfe, für Arztbesuche usw. einzurichten. Wir 
haben versucht zu schauen, was wir gerade machen können, was die 
Leute vielleicht brauchen und was unseren Ansatz stärkt. Bei dieser 
Einkaufshilfengeschichte gab es nicht so großen Bedarf, aber auch 
darüber haben wir wiederum Leute erreicht, oder es haben uns Leute 
kennengelernt, die zu helfen bereit waren. Positiv war die Gründung 
der Stadtteilzeitung, die den Zweck haben sollte, dass wir einerseits 
auf Leute zugehen und Interviews führen, so eine Art Ohr im Stadtteil 
behalten und mitkriegen, was los ist, und andererseits natürlich auch 
auf der Straße präsent bleiben, diese Zeitung verteilen, Gespräche 
führen.
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■ Ausblick auf die Krise

Tom: Zur Frage nach der ökonomischen Krise: Wir haben relativ früh 
die Analyse gehabt, dass es wahrscheinlich die Wirtschaftskrise, die ja 
sowieso besteht, verstärken wird und sich irgendwann die Frage stellen 
wird, wer dafür zahlt. Wir haben Plakate mit dem Slogan »Wir zahlen 
nicht für eure Krise« aufgehängt, um genau diese Klassenfrage darin zu 
thematisieren. Das war vor ungefähr einem Jahr, wobei allerdings nach 
unserem Gefühl bei den Leuten selber noch kein starkes Bewusstsein 
existiert hat, was diese Krise bedeutet und was vielleicht kommen 
wird. Im letzten Jahr hat sich das aber verändert, weil sich immer mehr 
die Frage stellen: »Wer zahlt das?«, und jetzt auch die Haushaltszahlen 
rauskommen, wo zum Beispiel stark im Bereich Soziales gekürzt wird. 
So entwickelt sich ein Bewusstsein davon, dass das wahrscheinlich 
auch uns treffen wird. Und viele trifft es ja auch schon durch Kurzarbeit, 
Lohnkürzungen, Entlassungen oder auch zuhause mit Homeschooling 
und Reproduktionsarbeit. Allerdings arbeiten wir in einem Viertel, in 
dem viele dieser Probleme auch vor Corona schon existiert haben. Das 
ist also nichts Neues, es wird sich vermutlich weiter verschärfen und 
soziale Auseinandersetzungen hervorrufen. Wir sind zu dem Schluss 
gekommen, dass diese Strukturen und Methoden von sozialen Kämp-
fen von unten, die wir hier zu entwickeln versuchen, genau der richtige 
Schritt sind, beziehungsweise dass sie in Zukunft auch immer wichtiger 
werden. Deswegen denken wir, dass wir eigentlich ganz gut vorbereitet 
sind und der Ansatz sich auch für kommende Auseinandersetzungen 
eignet. Ungeklärt ist natürlich, ob unsere Strukturen dann offen und 
dynamisch genug sind, um diese ganzen Entwicklungen, die wir selber 
auch nicht komplett überblicken und einschätzen können, ausrei-
chend aufzufangen und mit einer solidarischen Antwort zu verknüpfen 
und nicht rechten oder reaktionären Antworten das Feld zu überlassen.

■ Schwierigkeiten der Organisierung

Luise: Gibt es über den Umgang mit Corona hinaus noch andere 
Probleme, die in eurer Praxis immer wieder auftauchen, vielleicht 
auch Vorhaben, die sich nicht haben umsetzen lassen?

Jana: Bisher gestaltet es sich schwierig, sich über das Wutthema LEG 
hinaus zu organisieren und eine hinreichende Dynamik zu erzeugen, 
sodass Aktivitäten wirklich erfolgreich werden. Das überschneidet sich 
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mit dem vorhin angesprochenen Gemeinschaftsthema: Ein Problem ist, 
dass wir keinen schönen Raum haben, den wir auch relativ frei gestalten 
und nutzen können. Gerade im Winter ist es schwierig mit Aktionen – 
im Sommer kann man das auch mal im Park machen, aber das bringt 
keine Kontinuität, wenn es keinen Ort gibt, der immer ansprechbar 
und nutzbar ist.

Tom: Eine klassische Schwierigkeit sind bei uns auch die Kapazitäten: 
An Ideen für weitere Initiativen, sei es Jugend oder eine Form von Orga-
nisierung auf der Arbeit, zu Arbeitslosigkeit oder zur Viertelgestaltung 
mangelt es nicht. Es ist immer eine Frage, worauf wir uns fokussieren 
und was wir stemmen können. Wir setzen uns realistische Zwischenzie-
le: Was ist gerade machbar, was bleibt erstmal im Ideenstatus? Geschei-
tert sind wir in einem Bereich noch nicht so wirklich. Im Hinblick auf den 
Aufbau einer sozialen und antikapitalistischen Bewegung merkt man 
aber in unseren konkreten Kämpfen schon, dass es relativ schwierig ist 
– und vielleicht auch unmöglich –, in einem einzelnen Stadtteil all die-
se Ziele umzusetzen, die wir mit revolutionärer Basisarbeit verfolgen. 
Das wird auch im LEG-Kampf schon deutlich, wenn wir größere Ziele 
angehen wollen. Dann brauchen wir einen Zusammenschluss von mehr 
Mieter:innen, dann müssen wir uns mit anderen Städten oder Stadttei-
len zusammenschließen, wo ebenfalls Leute aktiv sind. Aus unserer Per-
spektive, in der das Ganze ja auch dem Aufbau einer größeren sozialen 
Bewegung dienen soll, die nicht nur auf ein Thema fokussiert bleibt, ist 
natürlich immer ein Ziel, über den eigene Stadtteil hinauszugehen, sich 
mit Gruppen in anderen Städten zusammenzuschließen, um auch als 
Bewegung und als gemeinsame Struktur zu funktionieren. Ich glaube, 
wir könnten ganz viele offene Fragen und Probleme aufzählen, die sich 
anderen Gruppen wahrscheinlich genauso stellen. Wir denken, dass 
das nicht in einem Stadtteil zu lösen ist und es dafür eine überregionale 
Zusammenarbeit braucht, und die fehlt gerade noch.

Jana: Jetzt auch aus der Perspektive von ROSA gesprochen: Wenn 
das Ziel ist, dass es einen gesamtgesellschaftlichen Wandel, eine Re-
volution, wie auch immer man das nennen möchte, geben soll, und 
die Gesellschaft ganz anders strukturiert sein sollte, als sie gerade ist, 
dann funktioniert das natürlich nicht vereinzelt in einem Stadtteil, dafür 
brauchen wir das in jedem Stadtteil, und sei es erstmal in unserer Stadt, 
wo sich das zusammenschließen könnte. Aber natürlich wäre das auch 
auf größerer, überregionaler Ebene nötig. Ich würde nicht sagen, dass 
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das gescheitert ist, sondern es ist einfach etwas, was noch fehlt. Des-
wegen ist es schön, dass es – auch vielleicht nach Strategiedebatten, 
die breiter geführt wurden – nach und nach viele ähnliche Initiativen 
gab. Hoffentlich hat es das Potenzial, zu etwas Größerem zu werden.

Zweiter Teil: ROSA

■ Entstehung von ROSA

Tobias: Die Stadtteilgruppe Berg Fidel Solidarisch ist ja auf 
Initiative von ROSA entstanden. Was genau ist ROSA?

Jana: ROSA ist entstanden aus einer Kritik an bisheriger linksradikaler 
Praxis, wie wir sie zum Teil in Münster gelebt und umgesetzt haben. 
Es gab eine Unzufriedenheit damit, dass nicht gezielt auf eine größere 
Veränderung, auf eine Revolution oder grundlegende Veränderung 
der Verhältnisse hingearbeitet wird, sondern man eher von Projekt zu 
Projekt, von Kampagne zu Kampagne springt, immer Abwehrkämpfe 
führt, aber nicht wirklich weiterkommt. Dann wurde ein Such- und 
Diskussionsprozess gestartet, es gab eine Strategiekonferenz zu dem 
Thema, auch in Münster, wo solche Fragen und auch die Ideen von 
Basisarbeit und Stadtteilarbeit diskutiert wurden. Es ging darum, dass 
wir Politik mit der Gesellschaft und nicht eine Stellvertreterpolitik 
machen wollen; dass wir uns nicht als Linke unter Linken, sondern 
mit weiteren Teilen der Gesellschaft organisieren; nicht gegen, son-
dern für die Gesellschaft arbeiten wollen, indem wir uns als Teil der 
Gesellschaft sehen und verorten, um sie mitzuverändern. Aus diesem 
Such- und Diskussionsprozess und der Strategiekonferenz ist ROSA 
als politische Gruppe entstanden, mit dem Ziel, den Ansatz von revo-
lutionärer Basisarbeit im Stadtteil zu stärken – als einem Ort, an dem 
verschiedene Konfliktlinien und Themen zusammenkommen. Die 
Idee ist, von unten Strukturen aufzubauen und Prozesse anzustoßen, 
die basisdemokratisch organisiert sind, die Interessen der Menschen 
im Stadtteil in den Vordergrund stellen und einordnen, um so darauf 
hinzuarbeiten, dass eine Revolution mit der Gesellschaft möglich 
wird. Das ist das eigentliche Ziel von ROSA: Der Aufbau einer basis-
demokratisch und rätedemokratisch organisierten Gesellschaft. Solch 
ein revolutionärer Prozess hat dabei natürlich weitere Ebenen neben 
der Arbeit in Stadtteilen. Aus diesem Grund existiert ROSA neben den 
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Basisprojekten als eigenständige politische Struktur, die zum Beispiel 
auch das Ziel verfolgt, weitere Initiativen aufzubauen, Diskurspolitik 
zu machen, eine linksradikale überregionale Organisierung aufzu-
bauen, politische Bildungsstrukturen zu entwickeln, Initiativkräfte 
auszubilden usw.

■ Verhältnis von ROSA und Berg Fidel Solidarisch

Tobias: In welchem Verhältnis stehen ROSA und Berg Fidel Soli­
darisch zueinander, sowohl in der Organisationsstruktur als auch 
im Blick auf personelle Überlappungen – zwei von euch dreien 
sind ja bei ROSA, eine Person nicht?

Jana: Im Initiativkreis von Berg Fidel Solidarisch, also bei den Leu-
ten, die das gestartet haben, und nun im Strategietreffen gibt es eine 
personelle Überschneidungen mit ROSA. Ansonsten ist es strukturell 
unabhängig. Natürlich spielen Ideen, die zum Teil bei ROSA entwickelt 
werden, mit rein und stoßen mal einen Prozess an, aber der wird dann 
bei Berg Fidel Solidarisch gesondert besprochen. Es ist klar voneinan-
der getrennt. ROSA macht weiterhin viel Diskussionsarbeit und will den 
Suchprozess noch weiterführen, während in Berg Fidel die tatsächliche 
Stadtteilarbeit stattfindet.

Tom: Berg Fidel Solidarisch ist auf Initiative von ROSA entstanden. Wir 
haben dann beschlossen, dass wir uns auch vor dem Hintergrund der 
Strategiedebatten vor ein paar Jahren nicht gänzlich in einem lokalen 
Stadtteilprojekt auflösen wollen, weil wir glauben, dass es – wie oben 
schon erwähnt – weitere Ebenen revolutionärer Arbeit braucht. Wir ver-
stehen uns als Teil einer radikalen Linken und wollen uns auch neben 
der Stadtteilarbeit weiterhin so organisieren. Denn wir glauben, dass 
die Basisarbeit nur durch ein Zusammenspiel von lokaler Stadtteilar-
beit, Prozessen überregionaler Organisierung und einer kollektiven Dis-
kussion als radikale Linke zu einem gesamtgesellschaftlichen Wandel 
führen kann. Das findet in dieser Trennung, in diesen zwei Strukturen 
von ROSA und Berg Fidel Solidarisch, auch seinen Ausdruck.

Tobias: Ihr habt davon berichtet, dass sich einige Anwohner:innen 
Berg Fidel Solidarisch zugehörig fühlen. Gab es auch Übergänge 
von der Nachbar:innengruppe über Berg Fidel Solidarisch zu 
ROSA?
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Tom: Den Übergang vom Stadtteil zu ROSA gab es jetzt noch nicht. Aller-
dings wäre da auch unsere Perspektive, die Leute erstmal zu ermutigen, 
Initiativkräfte für Berg Fidel Solidarisch zu werden, sich im Strategie-
treffen in Berg Fidel zu organisieren und dieses Projekt voranzubringen. 
Das Ziel ist nicht, möglichst viele Leute aus dem Stadtteil zu ROSA hin 
zu agitieren, auch wenn das mittelfristig eine schöne Entwicklung wäre.

■ Warum Stadtteilarbeit? Verhältnis zu einzelnen Kämpfen

Tobias: Es gibt mehrere Möglichkeiten, linke Politik zu betreiben, 
die sich nicht auf den Ortsteil konzentrieren. Warum habt ihr euch 
trotzdem für die Stadtteilarbeit entschieden?

Tom: Ausgehend von unserer Diskussion über die linksradikale Sub-
kultur, aus der wir kamen oder kommen und die von der Gesellschaft 
getrennt stattfindet und sich teilweise gegen sie konstituiert, haben 
wir gesagt: Für einen gesamtgesellschaftlichen Wandel, der nicht durch 
eine Avantgarde-Partei oder eine Minderheit gegen die Gesellschaft 
durchgesetzt werden soll, sondern vom Großteil der Gesellschaft ge-
tragen wird und so auch in einer emanzipatorischen Gesellschaft, die 
herrschaftsfrei ist, ankommen soll, muss es einen Prozess geben, der 
aus der Gesellschaft heraus kommt und von vielen Leuten mitgetragen 
wird. Dann haben wir geschaut: Wo gibt es in der Gesellschaft Potenzial 
dafür, dass Leute sich organisieren? Wir waren der Ansicht, dass wir 
uns konkret da organisieren müssen, wo Leute leben, die Interesse an 
einem radikaleren Wandel haben könnten. Für uns steht Stadtteilarbeit 
gar nicht unbedingt gegen eine Organisierung in Arbeitskämpfen oder 
feministischen und anderen Kämpfen. Wir begreifen den Stadtteil als 
einen Ort, wo viele dieser Kämpfe zusammenkommen, wo es möglich 
ist, verschiedene Kämpfe zu führen und durch die physische Nähe 
zusammenzuführen. Stadtteilarbeit bedeutet für uns nicht Mietkampf, 
sondern wir begreifen das schon als ein umfassendes Politikmodell.

Sarah: Ich bin nicht bei ROSA dabei. Als ich von Berg Fidel Solidarisch 
gehört habe, hat mich das total angesprochen, gerade in der Vielsei-
tigkeit, die man in so einem Stadtviertel erlebt, wo man sich nicht auf 
eine Sache konzentrieren muss, sondern wirklich in allen Bereichen 
Kämpfe führen kann.

Tom: Nochmal zu der Frage, warum im Stadtteil und nicht feministische 
Kämpfe oder Arbeitskämpfe: Für uns ist die Organisierungsperspektive 
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sehr zentral. Wir glauben, wir müssen Orte schaffen, wo sich Leute 
kontinuierlich organisieren und letztlich radikalisieren können, wo 
Prozesse von politischer Bildung und der Aufbau von Kollektivität 
stattfinden. Wir sind zu dem Schluss gekommen, dass es im Stadtteil 
unter den aktuellen Bedingungen gut möglich ist, Langfristigkeit und 
Kontinuität aufzubauen, die dann Organisierungsprozesse im Alltag der 
Leute lostreten kann.

Jana: Außerdem ist beispielsweise bei feministischen Kämpfen, die 
sonst häufig stadtübergreifend stattfinden, die Verortung im Stadtteil 
eine Chance, das auf stärkere und breitere Beine zu stellen, weil Leute 
sich viel enger und direkter und langfristiger organisieren können und 
somit auch schlagkräftiger werden. Dort hat man eine Basis, die Stärke 
gibt, weil man vielleicht auch von den negativen Konsequenzen eines 
Streiks beispielsweise weniger abgeschreckt wird, weil es solidarische 
Strukturen gibt, die einem den Rücken stärken. In der Breite der Ge-
sellschaft fehlt das oft, oder man muss in den linken Kreisen sein, die 
vielleicht untereinander solidarisch, aber nach außen geschlossener 
sind. Deshalb glaube ich, dass es da Potenzial gibt, die übergeord-
neten Themen auch im Stadtviertel zu verorten, und dass sich das 
gegenseitig stärkt.

■ Zielvorstellungen

Tobias: Was würde passieren, wenn alles so läuft, wie ihr euch 
das vorstellt?

Tom: Das langfristige Ziel ist natürlich eine basisdemokratische, soli-
darische Gesellschaft und auch ein solidarisches und demokratisches 
Wirtschaftssystem – was für uns heißt: ein Bruch mit dem Kapitalismus, 
ein Bruch mit den Unterdrückungsmechanismen, die das einschließt. 
Kurzfristig geht es für uns darum, erst einmal erfolgreiche Projekte in 
einzelnen Orten aufzubauen, erfolgreiche Kämpfe zu führen und Leute 
in unseren Strukturen zu organisieren – was auch einschließt, sich die 
Methoden, die wir brauchen, um wirklich soziale Kämpfe zu führen 
und zu gewinnen, wieder anzueignen und Solidarität und widerstän-
diges Handeln aufzubauen. Dann denken wir, dass es solche Projekte 
an vielen Orten braucht, dass wir weitere Projekte aufbauen müssen, 
aber auch, dass wir uns mittelfristig mit bestehenden Projekten zu-
sammenschließen müssen, um nicht nur Politik für einen schöneren 
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Stadtteil zu machen, sondern letztendlich eine Basisarbeitsbewegung 
aufzubauen, die im Alltag der Menschen verankert ist und nicht nur 
als abstrakte Kampagnenpolitik stattfindet. Also eine Bewegung, die 
konkrete Verbesserungen erkämpfen kann, aber sich auch schon in 
der Art organisiert, wie wir uns eine zukünftige Gesellschaft vorstel-
len. Und dafür braucht es Organisierung – nicht nur eine Vernetzung 
zwischen Gruppen, sondern auch ein Projekt, um eine gemeinsame 
Struktur aufzubauen und sich gemeinsam zu organisieren, um an 
Stärke zu gewinnen und die Gruppen in die Lage zu versetzen, immer 
mehr Errungenschaften zu erkämpfen. So weit können wir im Moment 
vielleicht denken.

■ Rätedemokratie

Tobias: Gemeinsam eine Struktur für eine basisdemokratische, 
antikapitalistische Gesellschaft aufbauen ist auch ein gutes Stich-
wort zur Frage der Organisation: Und zwar steht das RO in ROSA 
ja für »Räte organisieren«. Bis jetzt haben wir aber noch nicht 
über die Organisierung in Räten gesprochen. Ist das etwas, das 
ihr anstrebt oder angestrebt habt?

Jana: Tom hat das schon angeschnitten mit der Bemerkung dass es 
uns auch darum geht, jetzt schon, in den Kämpfen die wir führen, 
Elemente einer kommenden Gesellschaft aufzubauen, wo man sich 
vorstellen kann, dass so eine solidarische Struktur in einem Stadtteil 
auch ein An fang oder eine Basis für eine Rätestruktur sein kann, die sich 

dann, wenn wir solche 
Initiativen auch in den 
anderen Stadtteilen ha-
ben, für stadtweite The-
men austauschen und 

zusammentun. Deswegen würde ich das schon als Keimzelle einer 
Rätestruktur sehen. Was wir machen, ist, die Selbstorganisierung in der 
Gesellschaft nach basisdemokratischen Grundsätzen zu stärken. Das ist 
ein Schritt hin zu einer Räteorganisierung.

Tom: In der Praxis nennen wir das, was wir aufbauen, noch nicht Räte, 
weil es, glaube ich, auch ein bisschen vermessen wäre. Aber wir denken, 
dass beispielsweise das Aktiventreffen das Potenzial hat, sich zu einer 
Struktur auszubilden, in der wir vielleicht irgendwann auf einer breiteren 
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Basis zusammenkommen und auch Entscheidungen treffen können, die 
den Stadtteil und die Menschen, die hier wohnen, betreffen. Wir müssen 
natürlich schauen, wie sich das überhaupt umsetzen lässt. Über die kon-
kreten materiellen Dinge, über die wir entscheiden, müssen wir letztlich 
auch verfügen können. Deswegen ist das ein Prozess, würde ich sagen. 
Aber wir versuchen Elemente davon mit diesem Ziel einer rätedemokra-
tischen Gesellschaft jetzt schon Stück für Stück aufzubauen.

■ Welche Arbeit macht ROSA?

Tobias: Gibt es bei ROSA Aktivitäten, die über die Basis- und Stadt-
teilarbeit hinausgehen?

Tom: Ja, die gibt es. Das ist vor allem eine Arbeit in der Linken in Müns-
ter, aber auch bundesweit. Wir sind in Münster in Bündnissen aktiv, 
in sozialen Kämpfen oder in sozialen Bewegungen, und versuchen, 
diesem Ansatz der revolutionären Stadtteilarbeit eine gewisse theore-
tische Grundlage zu geben, ihn zu verbreiten oder dafür zu werben. Ein 
Teil unserer Aktivität in sozialen Bewegungen ist es, diese Perspektive 
starkzumachen. Daneben organisieren wir bei ROSA Bildungsveran-
staltungen, die wir teilweise auch für Nichtmitglieder öffnen, und sind 
durch ROSA mit Gruppen in anderen Städten in Kontakt. Mit denen 
tauschen wir uns aus, führen Diskussionen zu Basisarbeit und revolu-
tionären Perspektiven.

Tobias: Könnte man sagen, dass Berg Fidel Solidarisch konkre-
te Arbeit vor Ort leistet und ROSA versucht, eine Art theoretisch 
weiterführende Perspektive zu vermitteln?

Jana: Ja, so könnte man es sagen.

Tom: Hätte ich spontan auch gesagt. Die Grundlage bei Berg Fidel Soli-
darisch ist eher, dass Leute aufgrund gemeinsamer sozialer Probleme, 
aufgrund des Stadtteils zusammenkommen und versuchen, Verbesse-
rungen zu erkämpfen. ROSA verstehen wir eher als politische Organi-
sation, bei der ideologische Gemeinsamkeit eine stärkere Rolle spielt.

■ Zur Vorgeschichte: Der »Lasst uns reden«-Prozess

Tobias: Ihr habt erwähnt, dass die Strategiekonferenz »Lasst uns 
reden« für euch wichtig war. Wie kam es zu dieser Konferenz, und 
welche Ergebnisse waren aus eurer Perspektive wichtig?



– 58 – Berg Fidel Solidarisch und ROSA | Münster

Tom: Die Konferenz hat 2016 stattgefunden. Es war die Zeit, in der die 
überregionale Strategiedebatte viel Dynamik hatte und sich viele Grup-
pen an vielen verschiedenen Orten die gleiche Frage gestellt haben: 
Passt unsere Praxis eigentlich zu unseren Ziel eines revolutionären Wan-
dels? In dieser Zeit sind ziemlich viele Strategiepapiere entstanden, und 
in Münster haben sich aus verschiedenen Motivationen heraus Leute 
gefunden, um eine Konferenz zu organisieren, auf der mit Bezug auf die 
eigene Stadt die eigene Praxis diskutiert werden sollte. Es wurde breit 
eingeladen. Es sollte für dieses Wochenende die Organisierung in viele 
Kleingruppen, die letztlich jahrelang nichts miteinander zu tun gehabt 
hatten, aufgebrochen werden, um allgemein über Ziele in der radika-
len Linken und Strategien und Organisierung zu diskutieren. Da hat im 
Vorhinein schon eine Debatte stattgefunden. Es wurde ein Reader ver-
öffentlicht, in dem verschiedene Gruppen Positions- oder Kritikpapiere 
veröffentlicht haben. Der positive Effekt war vor allem, dass knapp 100 
Leute an diesem Wochenende zusammenkamen, was für Münster eine 
beträchtliche Zahl ist, und gemeinsam diskutiert haben. Daraus ist eine 
Selbstkritik an der eigenen Praxis und eine Offenheit entstanden, über 
eine Neuausrichtung der eigenen Praxis nachzudenken. Konkret wurde 
daraus letztlich ein Strategietreffen, auf dem Leute das auch mit der 
Perspektive, eine Praxis daraus zu entwickeln, weiter diskutieren woll-
ten. Daneben gab es verschiedene Kooperationen zwischen Gruppen, 
wovon aber aus heutiger Sicht nicht viel übriggeblieben ist, weil viele 
Gruppen letztlich doch wieder das gemacht haben, was sie sowieso 
machen. Es gibt immer noch einen starken Fokus auf Kampagnenpolitik 
und Organisierung in linksradikalen Kleingruppen. Das Strategietreffen 
konnten wir über zwei Jahre weiterführen. In diesem Diskussionspro-
zess ist die Idee von Basisarbeit immer stärker geworden: Wir haben in 
diesem Ansatz viel wiedergefunden, was uns vorher gefehlt hat, was 
nicht stattfand. Wir haben gesehen, dass es möglich ist, zu sagen: Wir 
organisieren uns in einem Stadtteil, wir organisieren uns mit den Men-
schen, die da wohnen. Und letztendlich haben wir aus diesem Kreis 
ROSA gegründet und Berg Fidel Solidarisch als lokale Praxis.

Jana: Ein großer Punkt ist, sich zu trauen oder den Absprung zu schaf-
fen, die Praxis zu verändern und Dinge anders zu machen, als man es 
vorher gemacht hat und dann auch erstmal mit vielen Fragezeichen 
dazustehen und nicht zu wissen, wie man anfangen soll. Bei uns gab es 
einen starken Bruch mit dem, was wir vorher gemacht haben. Das hat 
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es erleichtert, tatsächlich etwas langfristiges anderes aufzubauen und 
nicht in das Vertraute zurückzufallen.

Tom: Die Perspektive von Basisarbeit oder Hinwendung zur Gesell-
schaft aus linksradikaler Perspektive war auch eine Konsequenz aus 
der Konferenz. In Münster hat sich das im Diskurs so verbreitet, dass 
sich teilweise Monate oder Jahre später noch Gruppen auf Basisarbeit 
beziehen, aber als ein Bestandteil unter vielen. Dann werden Dinge 
als Basisarbeit verstanden, die höchstens ein Aspekt davon sind. Zum 
Beispiel am 1. Mai eine Kundgebung in einem Außenbezirk zu machen. 
Da sehen wir eher die Gefahr, dass es den Begriff von Basisarbeit 
schwammig macht. Aus unserer Sicht ist Basisarbeit ein bestimmtes 
Organisierungsmodell, das wir mit Berg Fidel Solidarisch aufzubauen 
versuchen und nicht eine Komponente, die man mal macht und dann 
wieder nicht.

■ Überregionale Kontakte und Organisierung

Tobias: Wie sieht euer überregionaler Austausch als ROSA mit 
anderen Gruppen aus?

Jana: Es gibt ein Beispiel, was uns in der Entscheidung, tatsächlich 
Stadtteilarbeit zu machen, sehr vorangebracht hat. In Bielefeld hat eine 
Gruppe eine Veranstaltung zu Stadtteilarbeit gemacht und eine Gruppe 
aus Argentinien vorgestellt, die dort Stadtteilarbeit und Basisarbeit 
macht. Wir waren als gesamte Gruppe dort und hatten einen totalen 
Aha-Moment. So gibt es schon verschiedene Formen von Austausch.

Tom: Wir haben schon gesagt, dass Basisarbeit für uns auch bedeutet, 
eine überregionale Organisierung aufzubauen. Deshalb schauen wir 
auch immer, wo es Gruppen gibt, die ähnliche Sachen machen, und ver-
suchen in Kontakt zu treten. Wir sehen zwei Ebenen der überregionalen 
Perspektive: Wir glauben, es braucht einen Zusammenschluss dieser 
Basisarbeitsprojekte zu einer gemeinsamen organisierten Bewegung. 
Daneben denken wir aber, weshalb es ja noch ROSA als eigenständige 
Struktur gibt, dass es auch den Aufbau einer überregionalen politischen 
Organisierung von linksradikalen Initiativkräften braucht. Der Aufbau 
dieses Modells benötigt ein Zusammenspiel dieser beiden Ebenen. 
Deshalb diskutieren wir immer mal wieder mit Gruppen über diese 
Fragen und tauschen uns aus.
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Tobias: Könnt ihr vielleicht jeweils ein Beispiel nennen, wie sich 
eine Vernetzung von Gruppen überregional auf dieser Stadtteil-
ebene von Berg Fidel darstellen und auswirken kann und wie es 
im Unterschied dazu auf der Ebene von ROSA aussieht?

Tom: Auf der Basisarbeitsebene entsteht der Bedarf letztlich aus der 
Praxis selbst. Wenn wir beispielsweise merken, hier stoßen wir an eine 
Grenze, oder wenn wir einen Mietkampf führen und merken, es gibt 
viele Initiativen, die Mietkämpfe führen, und um stärker zu werden, 
müsste man sich eigentlich zusammenschließen – da gilt es, eine 
überregionale Organisierung herzustellen, die aus den Fragen und 
Herausforderungen der lokalen Praktiken entsteht und durch die man 
voneinander lernen und Ressourcen teilen kann. Aber eben auch Orte 
für politische Bildung zu schaffen, damit das Ganze über eine reine 
Vernetzung hinausgeht und wir uns als wirklich gemeinsame Bewegung 
mit ähnlichen Prinzipien und Zielen begreifen können. Auf ROSA-Ebene 
wäre das die ideologische Funktion: Wir denken, dass es eine politische 
Organisation braucht, die daran arbeitet, eine eigene Erzählung aufzu-
bauen, eine Utopie zu entwickeln, eine gesellschaftliche Alternative zu 
propagieren, Diskursarbeit zu machen; diese Perspektive in weiteren 
Teilen der Gesellschaft zu verbreiten und nicht nur in Stadtteilen; und 
Bildungsarbeit zu machen, Initiativkräfte zu entwickeln. Das wären 
Sachen, die eine politische Organisation erfüllen könnte.

Jana: Als Ergänzung zum überregionalen Zusammenschluss auf ROSA-
Ebene als politische Organisation: Ich finde, das hängt auch stark mit 
dem Verständnis als Initiativkräfte zusammen, die versuchen, in den 
Stadtteil zu gehen und dort basisdemokratisch Selbstorganisierungs-
prozesse anzustoßen. Dabei ist es natürlich hilfreich, wenn man sich mit 
Menschen zusammenschließen kann, die ein ähnliches Verständnis ha-
ben, und sich überlegen kann: Was ist das für eine Rolle, wie kann man 
das gut machen, was braucht man für Strukturen? Und: Was braucht 
man für Alternativstrukturen für eine bessere Gesellschaft? Was sind 
Dinge, die anzustoßen sinnvoll wäre? Es wäre gut, das nicht an jedem 
Ort alleine für sich zu überlegen, sondern voneinander profitieren 
zu können. Dabei ist der Zusammenschluss der Basisstrukturen der 
Stadtteilprojekte besonders wichtig, und dass sich Utopien entwickeln 
können. Das muss nicht nur in der politischen Organisation geschehen, 
es ist besonders wichtig, dass es dabei eine Verortung in der Basis gibt.
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■ Neue Klassenpolitik

Tobias: ROSA leistet auch Theoriearbeit. Zu Beginn des Gesprächs 
habt ihr gesagt, dass die Menschen in eurem Stadtteil bereits ein 
starkes Gefühl von Abgehängtsein haben und dass man ihnen zum 
Teil nicht mehr erklären muss, dass etwas nicht richtig läuft, wenn 
sie in schlechten Wohnungen wohnen, wo sich nichts verbessert. 
Das sind Phänomene, die in Theoriedebatten aufgenommen wer-
den und zum Teil unter dem Begriff »Neue Klassenpolitik« laufen. 
Wie beurteilt ihr die Debatte zur Neuen Klassenpolitik? Seht ihr 
eine Neuausrichtung in der radikalen Linken?

Tom: Auf der einen Seite sind wir als Gruppe aus dieser Debatte entstan-
den und beschäftigen uns auch immer noch damit, oder diskutieren 
verschiedene Beiträge. Wir denken also, viel von dem, was wir praktisch 
tun, findet sich da wieder. Wir denken, dass diese kollektive Diskussion 
erst einmal total positiv ist. Die Frage ist, ob es sich in konkreter Orga-
nisierung, in einer konkreten Praxis niederschlägt. Da hatten wir teil-
weise das Gefühl, dass die Debatte ziemlich breit ist – bis hin zu einem 
Bernd Riexinger, der ein Buch mit diesem Titel geschrieben hat – und 
dadurch teilweise auch abstrakt, akademisch und unkonkret. Für uns 
geht es darum, diese theoretischen Erkenntnisse aufzunehmen und zu 
schauen, wie wir daraus eine Praxis entwickeln und ein Organisierungs-
modell aufbauen können. Eine Auswirkung davon ist die Gründung 
von vielen Solidarisch-Gruppen oder neuen Stadtteilgruppen, was 
positiv ist, weil Gruppen es offenbar in eine Praxis übersetzen wollen. 
Wir sehen allerdings die Gefahr, dass es diese recht abstrakte Debatte 
auf der einen Seite gibt und konkrete lokale Projekte auf der anderen, 
und dass dieser Faden einer gesamtgesellschaftlichen Veränderung 
und einer überregionalen Organisierung verloren geht, weil sich viele 
Gruppen in ihrer eigenen Praxis oder im eigenen Stadtteil befinden und 
Basisarbeit ein bisschen zum Selbstzweck wird. Eigentlich müssten wir 
wieder schauen, wie wir diese lokalen Projekte auf eine überregionale 
oder gesamtgesellschaftliche Ebene heben können. Wir glauben aber 
auch, dass wir im Laufe der Zeit viele praktische Erfahrungen gemacht 
haben, die es jetzt ermöglichen würden, auf die Frage der Neuen 
Klassenpolitik, der verbindenden Klassenpolitik oder überregionalen 
Organisierung tatsächlich auch praktische Lösungen oder Antworten 
zu finden, und nicht nur rein theoretische.
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■ Desiderate

Tobias: Das wäre wahrscheinlich noch einmal ein eigenes Ge-
spräch wert. Kannst du kurz beschreiben, was euch vorschwebt?

Tom: Vor allem diese Perspektive erst wieder stark zu machen: Dass lo-
kale Basisarbeit für einen gesamtgesellschaftlichen Wandel eine über-
regionale Perspektive braucht und den Zusammenschluss zu einer ge-
samtgesellschaftlichen Bewegung. Beispiele könnten sein, Kongresse 
zu veranstalten, auf denen verschiedene Gruppen zusammenkommen 
und sich nach und nach Gemeinsamkeiten oder verschiedene Struktu-
ren herausbilden können. Unser Eindruck ist im Moment, dass im Zuge 
dieser Debatte viel über Basisarbeit und lokale Stadtteilarbeit geredet 
wurde und Gruppen angefangen haben, sich dort zu organisieren, und 
jetzt vor Problemen oder Herausforderungen stehen und das auch 
reflektieren. Aber die Perspektive eines gemeinsamen überregionalen 
Zusammenschluss findet sich nicht mehr so stark wie zu Beginn dieser 
Debatte.

Tobias: Seht ihr neben dieser überregionalen Vernetzung, die 
gestärkt werden muss, in der Stadtteilarbeit noch Potenziale, die 
durch die Debatte um die Neue Klassenpolitik angestoßen, aber 
noch nicht ausgeschöpft worden sind?

Jana: Ich würde sagen ja. Das würde zum Beispiel heißen, in den Stadt-
teilen noch mehr zu gucken, wo genau die Überschneidungspunkte 
unterschiedlicher Unterdrückungsmechanismen liegen. Wie kann man 
Mietkämpfe mit Arbeitskämpfen zusammenführen? Wie kann femi-
nistische Stadtteilarbeit aussehen? Wie können wir im Stadtteil oder 
an der Basis antirassistische Kämpfe führen und weiterführen? Da ist 
noch ganz viel Ausbaupotenzial. Ich glaube, dass wir da auf jeden Fall 
vor Fragen stehen und dass es an anderen Orten auch so sein wird und 
man voneinander profitieren könnte. Ein anderes Beispiel ist, dass 
man unter Basisarbeit und Stadtteilarbeit vieles verstehen kann. Und 
den Fokus auf die basisdemokratischen und Selbstorganisierungspro-
zesse zu legen, bedeutet nicht nur, in einen anderen Stadtteil zu gehen 
und dort für eine Demo zu flyern, sondern es braucht eine langfristige 
kontinuierliche Arbeit und eine gemeinsame Organisierung an dem 
jeweiligen Ort mit den dort lebenden Menschen.
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Solidarisch in Gröpelingen  
und kollektiv | Bremen

Nachdem die Bremer Gruppe kollektiv 2016 den in der deut-
schen radikalen Linken breit rezipierten Text »Für eine grundle-
gende Neuausrichtung linksradikaler Politik – Kritik & Perspek-
tiven um Organisierung und revolutionäre Praxis« veröffent-
licht hatte, haben Teile des kollektiv gemeinsam mit weiteren 
Bremer:innen als Solidarisch in Gröpelingen den Versuch 
gestartet, die im oben genannten Text skizzierte Praxis in die 
Tat umzusetzen.

Dabei ging es um die Etablierung einer Stadtteilgewerkschaft 
im Stadtteil Gröpelingen, um dort solidarische Kämpfe anzuhei-
zen und zusammenzuführen. Die Stadtteilgewerkschaft hatte 
in der Nachbarschaft zu zweiwöchigen Treffen eingeladen, wo 
Einzelne von ihren Problemen bei der Arbeit, beim Amt oder mit 
ihren Vermieter:innen berichten konnten und wo Strategien ent-
wickelt werden sollten, um sich gemeinsam zur Wehr zu setzen. 
Konkreter bearbeitet wurden die Themen in entsprechenden 
Komitees – einem Arbeitskampfkomitee und einem Mieten-
kampfkomitee. Allerdings befindet sich die Gruppe seit einiger 
Zeit in einem Umstrukturierungsprozess, wie auch im Interview 
zu erfahren ist. 

Wir haben das Interview im Oktober 2020 geführt.

■ Bisherige Arbeitsweise und Hürden bei der Arbeit

Luise: Zunächst einmal allgemein: Was macht ihr als Stadtteilge-
werkschaft? Auf eurer Website schreibt ihr, dass ihr eine Mietinitia-
tive und eine Initiative für Arbeitskampf habt und dass eine Jugend-
gruppe in Planung ist. Was sind die Aktivitäten dieser Untergrup-
pen? Gibt es regelmäßige Treffen? Was passiert auf den Treffen?

Emma: Wie die Stadtteilgewerkschaft auf der Homepage dargestellt 
wird, so haben wir sie die letzten drei Jahre praktiziert. Alle zwei Wo-
chen gab es ein einstündiges offenes Treffen der Stadtteilgewerkschaft 
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und anschließend haben sich das Mietkomitee und das Arbeitskampf-
komitee getroffen. Diese Stadtteilgewerkschaftsstruktur war lange 
Zeit ergänzt durch verschiedene kulturelle, soziale und auch politische 
Aktivitäten.

Vor einiger Zeit haben wir dann angefangen, die letzten drei Jahre 
auszuwerten und einen Veränderungsprozess einzuleiten. Deswegen 
wäre im Moment die Frage eigentlich nicht »Was macht ihr gerade?«, 
sondern eher »Was habt ihr gemacht und was werdet ihr zukünftig 
machen?«

Josefine: Zurzeit haben wir wegen Corona und unserer Umstruktu-
rierung als einzig offen zugängliche Aktivität den »Freitagstreff«. Den 
gibt es erst seit anderthalb Monaten. Zwei bis drei Stunden ist dann 
unser Raum geöffnet und Leute können einfach kommen und mit uns 
quatschen. Die Treffen des Mietkomitees, die zurzeit stattfinden, würde 
ich dagegen als halboffenen beschreiben, weil wir dafür gerade nicht 
so sehr werben. Dahin kommen Mieter:innen, die uns schon länger 
begleiten und mit denen wir Kontakt zu halten versuchen. Ansonsten 
sind wir, wie Emma schon sagte, intern sehr damit beschäftigt, eine 
Umstrukturierung und Neuausrichtung vorzubereiten.

Insa: In den letzten zwei Jahren hat das Mietkomitee Kampagnen 
und Kämpfe gegen den Immobilienkonzern Vonovia in den Bereichen 
Modernisierung und Betriebskostenabrechnung geführt. Das werten 
wir zurzeit aus. Ein Grund für die Umstrukturierung im Bereich Mieten-
kampf ist, dass das, was wir bisher gemacht haben, stark in eine Indi-
vidualisierung der Probleme gemündet und auf Rechtsfragen hinaus-
gelaufen ist. Wir haben zwar immer versucht, als Gruppe aufzutreten, 
aber Vonovia hat das immer wieder vereinzelt. Dadurch wurden die 
Leute verunsichert und haben individuell reagiert.

Wir haben es zwar geschafft, einzelne kleinere Kämpfe zu führen 
und auch zu gewinnen, aber den zentralen Kampf gegen die falschen 
Betriebskostenabrechnungen konnten wir nicht erfolgreich beenden. 
Es ist uns hier nicht gelungen, Menschen dauerhaft zu organisieren 
und ausreichend Druck auf der Straße oder durch Öffentlichkeitsarbeit 
aufzubauen. Deshalb überlegen wir im Mietkomitee gerade, eher auf 
Themen zu setzen, bei denen einem Konzern die Anwendung solcher 
Strategien der Vereinzelung und Verrechtlichung nicht so leicht mög-
lich ist.
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Anna: Wie sieht es beim Arbeitskampfkomitee aus?

Emma: Das ist auch von der Umstrukturierung betroffen, wenn es auch 
weniger aktiv ist als das Mietenkomitee. Im Arbeitskampfkomitee 
haben wir uns mit der Frage beschäftigt, was eine Perspektive für Ar-
beitskämpfe sein kann, die aus dem Stadtteil kommt und die außerge-
werkschaftlich ist, was auf schlechten Erfahrungen mit Gewerkschaften 
beruht. Wir haben angefangen, uns mit Leiharbeit zu beschäftigen, 
weil es viele Leute in Gröpelingen betrifft und Bremen eine Hochburg 
der Leiharbeit ist, vor allem im Logistikbereich. Wir haben im Stadtteil 
und in den Logistikzentren, wo viele verschieden Firmen auf einem 
Fleck sind, Flyer verteilt. Das war auf ein regelmäßiges Treffen, eine 
Art Stammtisch ausgerichtet, aber wir haben auch Kundgebungen und 
Infotische organisiert.

Wir haben jedoch gemerkt, dass eine Organisierung von Leih arbei-
ter:innen aus dem Stadtteil heraus die Kapazitäten unserer Stadtteil-
gewerkschaft übersteigt und es da eine breitere Perspektive braucht – 
auch wenn Leiharbeit eng mit dem Stadtteil verknüpft ist und oft eine 
Gewerkschaft nicht existiert. Deshalb sind wir einen Schritt zurückge-
gangen und haben angefangen, Interviews über Arbeitsbedingungen im 
Stadtteil zu machen, um herauszufinden, was die tatsächliche Situation 
ist. Es ist uns allerdings mit diesem Ansatz nicht gelungen, wirklich Leu-
te zusammenzubringen. Einzelne sind dazugekommen. Aber die Idee, 
dass es einen Raum gibt, der außerhalb von wechselnden Betrieben 
steht, der im Stadtteil verankert ist und in dem Leute sich austauschen 
und Perspektiven entwickeln können, ist bisher nicht aufgegangen.

Das Arbeitskampfkomitee hat auch Veranstaltungen gemacht. Wir 
hatten Arbeiter:innen von Amazon aus Posnań in Polen und aus Hers-
feld zu Besuch und haben eine Veranstaltung über den LKW-Bereich 
gemacht, um das Thema präsenter zu machen.

Auch haben wir einzelne kleine Kämpfe geführt, zum Beispiel als eine 
Person aus unserem Komitee von seiner Leiharbeitsfirma entlassen 
wurde und Lohn nicht ausgezahlt bekommen hat. Da sind wir gemein-
sam zu der Firma gefahren und haben so parallel zu der laufenden Klage 
Druck aufgebaut. Aber im Arbeitsbereich ist es sehr schwierig, weil die 
Leute viel Angst haben und die rechtliche Situation oft nicht auf der 
Seite der Leute ist.

Also: Wir haben das Thema Arbeitskampf bearbeitet, aber wir haben 
es nicht geschafft, eine Organisierungsperspektive daraus zu entwickeln.
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Anna: Ihr seid noch in einer Suchbewegung?

Emma: Genau. Auch das Arbeitskampfkomitee befindet sich in diesem 
Umstrukturierungsprozess. Wir wollen ab Beginn nächsten Jahres mit 
unserem neuen Konzept starten und dann stellt sich die Frage, wie die 
verschiedenen Kommissionen und Komitees damit verbunden werden.

Anna: Ist die Jugendgruppe noch in Planung?

Insa: Einerseits konnten wir uns nicht entscheiden, ob wir einfach einen 
Ort für Jugendliche schaffen sollten, um dann im Prozess zu sehen, 
was passiert; oder ob wir eher direkt eine politische Gruppe anvisieren 
sollten, zum Beispiel eine Antifa-Gruppe, um von vornherein mit dem 
gewählten Thema auf Jugendliche zuzugehen. Da gab es lange ein Hin 
und Her. Schwierig war, dass unsere Räume zu klein sind – da können 
sich junge Menschen nicht gut treffen. Das dritte ist, dass viele von uns 
weiß sind und viele der jungen Menschen in Gröpelingen POC.

Luise: Nochmal zurück zu eurer Umstrukturierung: Gab es noch 
weitere Gründe, diesen Prozess zu beginnen?

Josefine: Beim Treffen der Stadtteilgewerkschaft, in das wir schon 
recht viel Hoffnung gesteckt hatten, konnten wir die Probleme der 
Leute, die zu uns kamen, nicht wirklich aufnehmen und damit etwas 
machen. Zwar hatten wir das Treffen genauso beworben – »Kommt mit 
euren Problemen mit dem Amt, mit der Miete und so weiter zu uns!« – 
und dann waren die Leute plötzlich da und haben tatsächlich von sol-
chen Problemen erzählt, was aber in dem Setting dann einfach nicht 
so funktioniert hat, wie wir das erwartet hatten. Einerseits gab es Hem-
mungen, in der größeren Gruppe genauer nachzuhaken, was das Prob-
lem ist, weil dabei auch intimere Sachen zur Sprache kommen können; 
andererseits waren wir uns als Gruppe nicht im Klaren darüber, was ge-
nau wir eigentlich machen wollten und was nicht. Klar, wir wollten am 
liebsten sofort vor das Jobcenter ziehen und Radau machen – aber an 
diesem Punkt waren die Leute meistens nicht. Sie brauchten eher eine 
Begleitung, um die Sachen zu sortieren, bevor dann der Schritt kom-

men könnte, dass 
sie Lust haben, 
mit uns politisch 
aufzutreten. Die-
ser Schritt hat ge-
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fehlt. Da ist einfach nicht so viel passiert, oder es ist nicht das passiert, 
was wir wollten. Wir sind nicht zusammen weitergekommen.

Insa: Dass wir da in der großen Gruppe saßen, hat auch dazu geführt, 
dass die einen von uns mit den Leuten über ihre Themen gesprochen 
haben, während die anderen dabeisaßen und eigentlich nur auf ein 
anschließendes AG-Treffen gewartet haben. Es war unklar: Wer spricht 
mit den Menschen, und was ist die Rolle von denen, die dabeisitzen? Wir 
konnten nicht gut deutlich machen, warum es uns überhaupt wichtig 
war, diese Dinge in der Gruppe kollektiv zu besprechen, und was als 
Ansatz dahintersteht. Dass da so viele Leute saßen, hat die Menschen 
eher eingeschüchtert.

■ Pläne für Umstrukturierung

Insa: Und das ist auch ein Aspekt unserer neuen Herangehensweise, 
dass wir den Beratungsansatz und den Vollversammlungsansatz kom-
binieren wollen. Unsere ersten Anlaufstellen werden individuelle Bera-

tungen in rechtlichen Fragen 
sein. Sie sind insofern niedrig-
schwelliger, weil diejenigen, 
die dorthin kommen, erstmal 
auf weniger Leute von uns tref-
fen. Ihr Problem und ihre Sicht 
der Dinge können dann mehr 
Raum bekommen und wir kön-
nen besser erklären, wer wir 

sind, was wir wollen und warum wir überhaupt die Beratung anbieten. 
Die Leute können uns in dieser Beratungssituation und vielleicht auch 
darüber, dass sie Unterstützung erfahren, erst einmal kennen lernen, 
um dann daraufhin vielleicht auch an Treffen teilzunehmen, auf denen 
es darum geht, wie wir gemeinsam politisch aktiv werden können.

Vorher gab es für all das nur das eine Treffen: Dort haben wir uns 
kennengelernt, wollten die Leute unterstützen, wollten uns politisch 
gemeinsam organisieren und irgendwie ging das alles zu schnell. Den 
Leuten war oft unklar, in was für einem Rahmen sie da eigentlich gelan-
det sind. Deshalb wollen wir die Räume für individuelle Probleme, für 
die gemeinsame Organisation und die für die Komitee-Treffen stärker 
voneinander trennen.
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Emma: Unsere Frage war immer: Wie können wir Strukturen aufbauen, 
in denen Menschen gemeinsam kämpfen? Und wie können wir dabei 
einen Politisierungsprozess anstoßen? Unsere Analyse und Bewertung 
der letzten drei Jahre ist, dass wir es zwar – insbesondere bei den Miet-
kämpfen – geschafft haben, immer wieder vereinzelt Kämpfe zu führen, 
und auch, Leute zusammenzubringen, dass wir auch einen Namen im 
Stadtteil haben und Leute uns kennen, dass auch Leute zu unseren 
kulturellen und sozialen Angeboten kommen; dass es uns aber nicht 
gelungen ist, kontinuierlich Leute gemeinsam zu organisieren und dass 
vor allem ein Politisierungsprozess nicht in dem Maße stattfindet, wie 
wir uns das vorher gedacht haben.

Die Idee der Stadtteilgewerkschaft war ja eigentlich: Wir führen 
verschiedene Kämpfe wie Miet- und Arbeitskämpfe, und dadurch, dass 
die Beteiligten sich freitags alle treffen, findet eine Verbindung der un-
terschiedlichen Kämpfe statt; es wird ein Ort der Politisierung. Das hat 
so aber nicht funktioniert, denn es sind nur wenige Leute geblieben.

Anna: Liegt das Problem also darin, dass die Leute, die zu euch 
kommen, nicht mit der Art zurechtkommen, wie ihr als Stadtteil-
gewerkschaft Probleme angehen wollt? Sie kommen in der Erwar-
tung, dass sie als Individuen eine Art Rechtsberatung bekommen, 
und das stimmt dann nicht mit dem überein, was ihr anbietet?

Insa: Dem würde ich zustimmen.

Emma: Ich würde sagen, dass für die meisten Menschen, die in Deutsch-
land leben, individuelle Rechtsberatung das Mittel der Wahl ist um ihre 
Probleme zu lösen; denn Leute sind es gewohnt, so an ihre Probleme 
heranzugehen, und das ist auch durch die Verfasstheit der Probleme 
nahegelegt. Bei den Mietkämpfen, bei denen wir häufiger mit vielen 
Leuten zusammen an einem Tisch saßen, oder mit 80 oder 100 Leu-
ten kollektiv Widerspruch eingelegt haben, haben wir immer wieder 
gemerkt, dass man am Ende dahin getrieben wird, doch wieder indi-
viduelle Rechtsfragen zu lösen, damit Leute nicht ihr Haus verlieren 
oder Ähnliches.

Und wenn Leute mit einem Problem zum Treffen der Stadtteilge-
werkschaft kommen, das wir nicht konkret lösen können, dann ist 
der Nutzen für sie nicht groß genug. Davon ausgehend haben wir uns 
überlegt: Wenn individuelle Rechtsberatung so eine große Rolle spielt 
und sie momentan von sozialstaatlichen und kirchlichen Trägern 
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nahezu abgedeckt wird und individualisiert bleibt, dann können wir 
sie auch anbieten, um sie als Ausgangspunkt der Organisierung zu 
nutzen.

Tabo Lamarca: Die Beratung als Ausgangspunkt kann man auch aus 
einer internationalistischen Perspektive betrachten. Migrant:innen wie 
ich haben viele Probleme mit der Miete, mit dem Jobcenter etc., und 
müssen immer wieder zur Beratung gehen. Die Leute brauchen das mit 
einer gewissen Regelmäßigkeit. Beratung hat für uns die Funktion, dass 
die Leute kontinuierlich immer wieder kommen und dass das einen 
Organisierungsprozess ermöglichen kann. Es geht uns nicht einfach 
um die Beratung an sich.

Emma: Ja genau, die Hoffnung ist, dass Leute, die regelmäßig an Bera-
tung teilnehmen, auf Dauer auch zu den regelmäßig Vollversammlun-
gen kommen, in denen wir besprechen, welche kollektiven Aktionen 
wir machen können und was im Stadtteil passiert.

■ Anliegen, mit denen Nachbar:innen kommen

Luise: Mit welchen Anliegen sind die Leute bisher zu den Treffen 
der Stadtteilgewerkschaft gekommen?

Insa: Vielleicht hilft es, ein paar Beispiele zu erzählen, etwa die Ge-
schichte mit den Razzien: Da sind Nachbar:innen zu uns gekommen, 
bei denen Razzien durchgeführt worden waren, bei denen es offiziell 
darum ging, Überbelegungen oder Baumängel festzustellen – aber die 
Razzien waren natürlich auf Kosten der Mieter:innen und wurden von 
ihnen als extrem erniedrigend erlebt. Die Nachbar:innen haben erst mit 
uns Kontakt gesucht, sind dann aber schnell wieder zurückgerudert. 
Wir wissen nicht genau, woran das lag; vielleicht daran, dass wir in dem 
Gespräch gleich in Richtung Öffentlichkeitsarbeit gegangen sind – ich 
kann mir vorstellen, dass das vielleicht abschreckend war.

Andere, die gekommen sind, hatten zum Beispiel Probleme mit dem 
Jugendamt. Es war aber oft so, dass wir den Leuten in dem Moment 
nicht genügend anbieten konnten, um sie zu überzeugen, dass das der 
richtige Ort ist, um ihre Probleme zu lösen; weil wir einfach stark in 
Richtung Organisierung gedacht haben, aber die Begegnungsmomente 
zu kurz waren, um die Leute mitzunehmen.
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Josefine: Manche Leute kamen auch mit ihren Jobcenter-Bescheiden. 
Da können dann immer nur zwei oder drei Leute reinschauen, um sich 
ein Bild zu machen – das passte nicht so in den Rahmen.

Oder es kamen Leute wegen Problemen mit ihren Nachbar:innen, 
wobei so ein Rassismus bei ihnen durchgeklungen ist.

■ Rassistische Spaltungen im Stadtteil

Insa: Da ist beispielsweise das Thema Müll. Eigentlich haben wir uns 
immer davor gedrückt, etwas dazu zu machen, weil das Thema so 
rassistisch aufgeladen ist.

Gröpelingen ist sehr von Müll geprägt, der sich überall stapelt. In 
den anliegenden Parzellengebieten wird der Müll hingeschmissen. Ich 
bin einmal an einem Sperrmüllhaufen stehen geblieben, und dann hat 
gleich irgendwer aus dem Fenster gebrüllt, dass ich weitergehen und 
bloß nichts hinwerfen solle. Es ist eine sehr aufgeladene Stimmung. Wir 
hatten kurz Hoffnung, dass daraus etwas Positives entstehen könnte, 
als sich in einer unserer WhatsApp-Gruppen ein paar Mieter:innen da-
rüber unterhalten haben, dass das ja so nicht geht und dass man da 
was machen sollte. Ich glaube, es gab die Überlegung, dass es mehr 
Information in verschiedenen Sprachen bräuchte. Zumindest war es 
etwas konstruktiver als die sonst typischen rassistischen Schuldzuwei-
sungen. Aber den Impuls konnten wir nicht aufnehmen. Dann gab es in 
Verbindung mit dem Müllthema Razzien in Wohnhäusern, in denen vor 
allem bulgarische Nachbar:innen wohnen.

Das Thema ist schwierig. Und wir wussten nicht, was unsere Position 
zu der Problematik sein könnte. Am Anfang haben wir rumgesponnen, 
dass wir eine Kunstaktion machen und aus Müll etwas bauen könnten, 
um erst einmal ins Gespräch zu kommen. Aber das ist schon länger her.

Emma: Wenn wir eine Vollversammlung zum Thema Müll machen wür-
den, wäre die Gefahr ziemlich hoch, dass dabei Forderungen nach mehr 
Kameras vor jedem Haus, mehr Polizei und härteren Strafen herauskä-
men. Deshalb kann man nicht einfach Leute dazu zusammenbringen, 
ohne eine Idee davon zu haben, wie wir uns darüber hinaus weiter mit 
den Leuten zusammen organisieren können. Außerdem bleibt es sehr 
wichtig, im Diskurs endlich die Forderung stark zu machen, dass die 
Stadt dafür verantwortlich ist, sich um die Abholung des Mülls, wenn 
nötig alle zwei Tage, zu kümmern anstatt immer mehr Methoden zu 
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entwickeln, um Menschen zu überwachen und zu bestrafen und so die 
gegenseitige Denunzierung zu fördern.

Luise: Kommen rassistische Vorstellungen dieser Art im Stadtteil 
häufiger vor?

Emma: Ich würde sagen, dass es sehr häufig vorkommt und in ver-
schiedene Richtungen geht: Für die alten Deutschen sind die gesam-
ten Migran t:innen oder Geflüchteten das Problem, für die Türk:innen 
sind es die Kurd:innen, für die Kurd:innen die Bulgar:innen, für die 
Bulgar:innen die Rom:nija. Deshalb ist es umso wichtiger, Menschen 
zusammen zu bringen und den Fokus auf die strukturellen Ursachen 
der Probleme zu richten.

■ Interne Struktur von Solidarisch in Gröpelingen

Luise: Könnt ihr eure interne Struktur beschreiben?

Josefine: Bei Solidarisch in Gröpelingen gibt es eine Strategiegruppe 
aus Initiativkräften, die sich jede Woche trifft. Wir gewichten die Treffen 
abwechselnd entweder auf Strategie oder auf Organisatorisches. Stra-
tegietreffen beinhalten viel Reflexion unserer Praxis. Bei den organisa-
torischen Treffen geht es dann eher um Fragen wie »Wer kümmert sich 
um den Brief an unseren Vermieter und wer ist beim Info-Tisch nächste 
Woche?«. Neben diesen Gesamtgruppentreffen organisieren wir uns 
in verschiedenen Kommissionen, die sich unter anderem um Öffent-
lichkeitsarbeit oder unsere internen politischen Bildungen kümmern. 
Oder wir bilden kurzzeitige Arbeitsgruppen, die für eine Ausgabe der 
Zeitung oder die Vorbereitung des nächsten Strategie-Wochenendes 
verantwortlich sind. Das Miet-Komitee und das Antira-Komitee sind 
zurzeit unsere einzigen festen Komitees. Dorthin kommen auch Leute, 
die nicht in der Strategiegruppe sind.

Anna: Bestimmte Untergruppen nennt ihr Kommissionen, andere 
Komitees: Was unterscheidet sie?

Emma: Ursprünglich waren 
Komitees die Teile der Stadt-
teilgewerkschaft, in denen 
sich Menschen in bestimm-
ten Kampffeldern gemein-
sam organisiert haben, wie 
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zum Beispiel Miete, Arbeit, Jugend, Rassismus. Kommissionen gehören 
der Strategiegruppe an und sind nicht offen, sondern es braucht eine 
gewisses inhaltliches Verständnis und Übereinstimmung mit den Zielen 
und Strategien von Solidarisch in Gröpelingen.

Josefine: Seit Neuestem haben wir noch ein Team zu Prozesskoordi-
nation. Das versucht, all die Stränge, an denen wir arbeiten, im Auge 
zu behalten und die Leute zu erinnern, an bestimmten Sachen weiter-
zuarbeiten und zu schauen, ob es schon Ergebnisse gibt, damit nicht 
so viel unter den Tisch fällt. Es geht aber auch darum, Möglichkeiten 
zu schaffen, leichter in die Gruppe reinzuwachsen  – einen besseren 
Überblick zu bekommen und sich mehr verbunden zu fühlen, dadurch 
dass es in dem Team vielleicht eine Person gibt, die schon ein bisschen 
länger dabei ist, und eine andere, die noch nicht ganz so tief drinsteckt.

Anna: Wie trefft ihr Entscheidungen? Gibt es eine Art Rätestruk-
tur mit Delegierten, oder ist es eher informell geregelt? Habt ihr 
Erfahrungen gemacht, was gut und was schlecht funktioniert?

Josefine: Entscheidungen treffen wir beim Strategie-Treffen. Es gibt 
Entscheidungen, die so folgenreich sind, dass wir das noch einmal mit 
anderen Leuten rücksprechen – das kommt aufs Thema an. Ansons-
ten sind die Strategie- und die Orga-Treffen Orte, wo Entscheidungen 
getroffen werden. Aber auch im Miet-Komitee, an dem Menschen teil-
nehmen, die nicht in der Strategiegruppe sind, werden Entscheidungen 
getroffen.

Insa: Es gibt Leute, die sich als Teil des Miet-Komitees, aber nicht als 
Teil von Solidarisch in Gröpelingen sehen. Die Leute in der Strate-
giegruppe fühlen sich dagegen als Teil der Gesamtstruktur; sie werden 
auch als »Initiativkräfte« oder »Aktivist:innen« bezeichnet. Wir haben 
kein Delegiertensystem, es wird nicht gewählt, wer zur Strategiegrup-
pe geht. Allen im Miet-Komitee ist aber klar, dass wir als Kernaktive in 
Zusammenhängen arbeiten, die über dieses Komitee hinausgehen, und 
die Leute wissen, dass sie Sachen an uns herantragen können, zum 
Beispiel wenn sie mit etwas nicht einverstanden sind.

Anna: Es gibt also eine interne Gruppe, die das Ganze ins Rollen 
gebracht hat, die sich strategische und organisatorische Überle-
gungen macht usw., und dann gibt es Leute, die beim Komitee 
mitmachen und die ganze Sache sozusagen mit tragen?
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Insa: Genau. Es ist natürlich möglich, Teil der Strategiegruppe zu 
wer den. Das hängt davon ab: Wie sehr will ich das Gesamtding mit 
voran bringen, wie sehr sehe ich das als meine Aufgabe? Und habe ich 
dafür Kapazitäten? Einige sehen sich auch als Vertre ter:innen des Miet-
Komitees und sprechen auch in dieser Funktion auf Versammlungen 
usw., aber nur für diesen einen Bereich.

Anna: In der Strategiedebatte um eine Neuausrichtung der radi-
kalen Linken sind ja die »11 Thesen« von kollektiv stark rezipiert 
worden. Ist kollektiv einfach ein früherer Namen von Solida­
risch in Gröpelingen? Oder ist es eine eigenständige Gruppe?

Emma: Nachdem kollektiv die »11 Thesen« veröffentlicht hatte, gab es 
in Bremen verschiedene Leute, die Interesse an einer Stadtteilorgani-
sation geäußert haben; und weil klar war, dass wir von kollektiv nicht 
in der Lage waren, so eine Praxis zu beginnen, hat sich eine Gruppe 
– Solidarisch in Gröpelingen – gegründet, die nicht deckungsgleich 
mit kollektiv ist und in der diskutiert wurde, wie man das Konzept 
aus den »11 Thesen« in die Praxis umsetzen kann. Diese Gruppe ist es, 
die sich für den Stadtteil Gröpelingen entschieden hat und die dieses 
Konzept der revolutionären Stadtteilarbeit weiterentwickelt und trägt. 
Viele von kollektiv sind Teil von Solidarisch in Gröpelingen, aber 
nicht alle; und bisher ist eine Person von Solidarisch in Gröpelingen 
auch mit zu kollektiv gekommen.

Insgesamt würde ich sagen, dass das Verhältnis der beiden Gruppen 
immer wieder neu bestimmt werden muss. Solidarisch in Gröpelin-
gen hat ursprünglich spezifischer die Frage der lokalen Umsetzung 
verfolgt, während kollektiv immer mit der Frage der überregionalen 
Organisierung und der innerlinken Diskursverbreitung zu tun hatte. 
Inzwischen ist aber auch die Praxis von Solidarisch in Gröpelingen 
darauf ausgerichtet, eine organisierte soziale Bewegung zwischen den 
verschiedenen Basisprojekten zu schaffen.1

1 Siehe dazu den 2021 von Berg Fidel Solidarisch und Solidarisch in Grö-
pelingen gemeinsam verfassten Text im Untergrund Blättle: https://www.
untergrund-blättle.ch/politik/theorie/stadtteilbasisbewegung-stadtteilarbeit-
die-konstruktion-einer-alternative-6633.html
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■ Räume und Finanzierung

Anna: Wie wichtig ist es bei eurer Arbeitsweise, eigene Räume zu 
haben? Wie seid ihr an Räume gekommen und wie finanziert ihr sie?

Josefine: Wir zahlen das selbst. Jede:r von uns zahlt so viel, wie er oder 
sie kann, und wir haben auch noch über die Kerngruppe hinaus Leute 
von außerhalb, die regelmäßig Geld überweisen. Vielleicht gibt es auch 
ab und zu mal Spenden von Eltern oder anderen Leuten. Das klappt 
eigentlich ziemlich gut – wir haben teilweise mehr, als wir ausgeben. Wir 
hatten trotzdem auch überlegt, mal wieder eine kleine Spendenmail zu 
schreiben, um einen Puffer für später aufzubauen oder für den Fall, dass 
Leute abspringen und nicht mehr zahlen können.

Anna: Es reicht aber nicht für größere Räumlichkeiten?

Insa: Es ist die Frage, ob wir das wirklich wollen. Uns um Räume zu be-
mühen, hat uns ein halbes Jahr lang für andere Themen außer Gefecht 
gesetzt. Es ist auch eine Frage, wie viel wir uns zumuten wollen, was die 
Betreuung und Pflege von Räumen angeht.

Und nochmal zur Finanzierung: Wir haben von Anfang an die Regel 
gehabt, dass wir alle laufenden Kosten selber aus der Gruppe und 
über Kontakte stemmen wollen und Gelder nur für einmalige Kosten 
beantragen – zum Beispiel wenn wir wegfahren oder eine Anschaffung 
machen. Wir wollen nicht Gefahr laufen, in Abhängigkeiten zu geraten.

Und wie wichtig eigene Räume für eine Stadtteilgruppe sind? Es 
gibt auch Gruppen, die gute Erfahrungen damit machen, keine eige-
nen Räume zu haben. Bei uns ist das Problem, dass wir andere Räume 
nicht mehr nutzen durften. Die Träger haben gesagt, dass wir inhaltlich 
kooperieren müssen, wenn wir deren Räume nutzen wollen, oder sie 
haben uns einfach rausgeworfen. Wir haben keine gute Erfahrung damit 
gemacht, andere Räume zu nutzen.

■ Wer ist adressierbar? Womit erreicht man Leute?

Luise: Wie hat sich die Zusammensetzung eurer Gruppe entwi-
ckelt? Gibt es Leute, die neu dazugekommen sind?

Josefine: Im Miet-Komitee sind drei Leute, die zu Versammlungen von 
uns gekommen sind oder eine Begleitung von uns angefragt haben und 
dann dabeigeblieben sind. Eine von ihnen hat vorher schon Menschen 
organisiert und Mieter:innen geholfen, sich zu wehren. Eine andere war 
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ebenfalls früher schon in lin-
ken Kontexten aktiv. Es bleiben 
eher Leute dabei, die sich ei-
gentlich selbst helfen können, 
die aber Lust haben, das mit 
anderen zu machen.

Emma: Unsere interne Gruppe 
ist auch ein bisschen gewach-
sen. Wir haben zum Beispiel 
Anfang des Jahres einen Ken-
nenlernabend gemacht  – da 
war eine Person, die auch vorher schon mal auf einem Vortrag von 
kollektiv gewesen ist und die jetzt in der Kerngruppe ist.

Anna: Was sind das für Leute, die eure Angebote wahrnehmen?

Emma: Das sind alles ganz unterschiedliche Leute. Der Stadtteil insge-
samt ist sehr arm und migrantisch geprägt. Ich würde sagen, dass die 
Leute, die zum Miet-Komitee kommen, eher weiß und älter sind. Aber 
zu den Beratungsangeboten und sozialen Aktivitäten kommen sehr 
unterschiedliche Leute. Leute, für die das Angebot über existenzielle 
Probleme vielleicht nicht der passende Zugang ist, sind Jugendliche, 
würde ich sagen.

Luise: Wie werden Leute auf euch aufmerksam, und wie geht ihr 
auf sie zu? Wie ist euer Auftreten? Geht ihr offen mit euren politi-
schen Positionen um?

Josefine: Das hat sich auch geändert. Wir versuchen inzwischen, deut-
licher aufzutreten  – vor allem in der Stadtteilzeitung  – und natürlich 
trotzdem eine verständliche Sprache zu sprechen.

Wir verwenden Flyer und mit der Stadtteilgewerkschaft haben wir 
viel plakatiert. Darüber haben uns die Leute auch gefunden. Wir sind in 
verschiedenen Facebook-Gruppen, die Gröpelingen zum Thema haben. 
Außerdem machen wir Infotische und versuchen, auf der Straße mit 
Leuten ins Gespräch zu kommen.

Emma: Ich würde die Infotische als einen besonders wichtigen Teil her-
vorheben. Wir haben ziemlich regelmäßig Infotische an verschiedenen 
Plätzen gemacht, immer, wenn es etwas Aktuelles gab und wir neue 
Flyer hatten, in Hochzeiten einmal die Woche.
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Insa: Als wir eine Versammlung zu Vonovia gemacht haben, haben wir 
fast an jeden Hauseingang eine Einladung geklebt.

Josefine: Als wir noch keinen eigenen Raum hatten, haben wir einen 
von der Stadt finanzierten Bewohner:innentreff benutzt. Die Häuser 
stehen direkt um diesen Treff herum, und wenn wir dort ein Café ge-
macht haben, sind wir klingeln gegangen und haben die Leute einge-
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laden. Geklingelt haben wir auch im Zusammenhang mit der Vonovia-
Aktion  – da aber mit sehr konkreten Fragen, zum Beispiel, ob schon 
Widerspruch gegen die Betriebskosten eingelegt wurde.

Insa: Ich möchte noch etwas dazu ergänzen, wie wir vielleicht auf Leute 
im Stadtteil wirken. Ich glaube, wir sind schon weißer, wir sind teilwei-
se auch akademischer und haben teilweise andere Werte: Viele von 
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uns haben keine so starke Bindung an so etwas wie Heimat, Familie, 
Religion oder Arbeit, und ich glaube, dass viele Menschen im Stadtteil 
ein anderes Weltbild haben. Da ist es manchmal nicht so leicht, mitei-
nander auf eine gemeinsame Sprache zu kommen und sich gegenseitig 
zu verstehen.

■ Revolutionäre Kultur

Luise: In euren Thesen findet sich das Konzept einer revolutionä-
ren Kultur. Wir fanden den Gedanken sehr spannend, dass es bei 
revolutionärer Organisierung nicht nur darum gehen kann, sich 
von bestimmten Positionen abzugrenzen, sondern dass man auch 
im positiven Sinne bestimmte Formen im Umgang miteinander 
neu entwickeln muss. Findet das in Eingang in eure Arbeit? Habt 
ihr Versuche unternommen, darauf hinzuarbeiten?

Emma: Dieser Punkt der revolutionären Kultur war gedacht als Abgren-
zung, um gerade in so einem Stadtteil wie Gröpelingen nicht in eine 
Art Multikulti zu verfallen, wie es vor allem von einer weiß-deutschen 
Linken praktiziert wird. Gerade auch die türkischen Genoss:innen oder 
andere aus unserer Gruppe haben betont, dass es in jeder Community 
Rassismen und Nationalismen usw. gibt, und dass es darum gehen 
muss, eine neue gemeinsame Kultur zu entwickeln, die entsteht, wenn 
verschiedene Leute zusammenkommen und solidarisch miteinander 
sind; und die aus sehr verschiedenen Elementen oder mit verschiede-
nen Methoden hergestellt werden kann. Ich würde allerdings sagen, 
dass das bei Solidarisch in Gröpelingen schwierig ist, weil wir, 
ganz banal, bisher keinen kontinuierlichen, gemeinsam organisierten 
Rahmen hatten, und auch unsere kleinen Räumlichkeiten machen es 
schwierig, dass etwas Lebendig-Dynamisches entsteht. In unserem 
Raum kann keine Café-Atmosphäre entstehen.

Tabo Lamarca: Wenn wir von populärer Macht oder von Macht von 
unten reden und bestimmte Formen schaffen möchten, in denen eine 
Gesellschaftsveränderung vorbereitet werden kann, dann gehört es 
dazu, dass wir neue kulturelle Beziehungen zwischen allen Leuten 
schaffen, die daran teilnehmen. Das haben wir in den Thesen so ge-
schrieben, aber das praktisch umzusetzen, ist eine Herausforderung. 
Das ist nichts, was von heute auf morgen geht, das braucht Zeit und 
natürlich Kraft und Leute.
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Luise: Spielt die Verteilung von Care- und Reproduktionsarbeit 
im Stadtteil eine Rolle in eurer Arbeit? Wie finden feministische 
Themen allgemein Eingang in eure Arbeit?

Josefine: Zu der Frage ist uns in der Vorbereitung nicht so viel einge-
fallen, weil das Themen sind, die wir nicht so oft ansprechen. Was Care 
innerhalb der Gruppe angeht, merken wir, dass wir es nicht schaffen, 
Menschen mit Kindern in der Gruppe zu entlasten, und wir führen 
Diskussionen darüber, wie es für sie einfacher wäre, an Treffen teilzu-
nehmen – was für Strukturen braucht es, damit Menschen mit Kindern 
dabei sein können? Kinderbetreuung haben wir am Anfang mal pro-
biert, aber die Menschen haben sich natürlich auch selbst schon darum 
gekümmert, sich ihre Strukturen geschaffen und ihre Bezugspersonen 
für die Kinder gesucht. Das zu verändern ist schwierig, dazu muss man 
gut miteinander in Kontakt sein und sich auf einer sehr persönlichen 
Ebene austauschen.

Um da etwas voranzukommen, haben wir soziale Treffen für uns 
selbst eingeführt, weil wir nicht ein Freundeskreis sind, sondern aus 
verschiedenen Gruppen kommen. Wir waren bisher viel in einem Ar-
beitsmodus und versuchen jetzt, uns auch außerhalb dieser Arbeit im 
Stadtteil näher zu kommen. Damit Beziehungen gelingen, braucht es 
Zeit und Vertrauen. Wenn wir selbst in der Gruppe noch keine guten 
Antworten haben, wie man das Leben kollektiver macht, so dass es 
für alle einfacher ist und alle ein bisschen mehr Zeit haben, dann ist 
es natürlich schwierig, auch noch eine Idee für den Stadtteil zu haben. 
Das Einzige, was mir einfällt, um auf Stadtteilebene Reproduktions-
arbeit kollektiver zu gestalten, ist, eine Küfa zu machen, also auf den 
gemeinsamen Treffen gemeinsam zu kochen, sodass Leute sich nicht 
überlegen müssen, was mache ich heute Abend, wann geh ich einkau-
fen usw. Eine Küfa können Leute einfach in Anspruch nehmen. Da trifft 
man sich, es findet ein Austausch statt. Aber dafür braucht es geeignete 
Infrastruktur. Unsere Küche ist nicht so groß, aber es ist schon möglich. 
Uns kam allerdings Corona dazwischen.

Nimah: Eines unserer wichtigsten Vorhaben war immer, ein Frauenko-
mitee zu bilden, mit einigen Genossinnen als Initiativkräften und inter-
essierten Frauen aus dem Stadtteil. Daran sind wir bis jetzt gescheitert, 
einerseits, weil unsere Kapazität nicht so groß ist, und andererseits, 
weil wir keine solche Basis um uns organisiert haben. Wir waren auf 
dem Weg dahin, aber Corona hat die Bedingungen verschlechtert. 
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Deshalb fokussieren wir uns bei unserem Ziel, Care zu politisieren, jetzt 
auf uns als Initiativkräfte. Im Moment geht es nur wenig nach außen, 
sondern vor allem nach innen. Das hat mit Bildung zu tun, und auch 
damit, dass wir uns in unseren Reflexionstreffen kollektiv ein kritisches 
und verbindliches Bewusstsein darüber schaffen wollen. Wie Josefine 
gesagt hat, kommen wir aus unterschiedlichen Ecken, daher braucht 
es so einen Prozess nach innen. Manchmal haben Genossinnen die 
gesamte Gruppe zum Beispiel 
darauf aufmerksam gemacht, 
dass nicht genug auf Care-Ar-
beit geachtet wird. Sie haben 
Kritik geäußert, und das hat 
zu Diskussionen geführt. Das 
war insgesamt positiv.

Nach außen haben wir am 
8. März eine Aktion vor dem 
Laden gemacht. Wir haben 
Leute, die bei Solidarisch in Gröpelingen sind oder in der Nähe woh-
nen, eingeladen, etwas gemeinsam zu machen. Das ist symbolisch, das 
Ziel war, Aufmerksamkeit zu schaffen. Durch unsere Stadtteilzeitung 
haben wir versucht, das Thema aufzugreifen, wie schwierig Reproduk-
tionsarbeit für Frauen während Corona ist. Wir hatten eine Sonderaus-
gabe für Frauenthemen. Auch in zwei Interviews haben wir Hausarbeit 
während Corona thematisiert.

Josefine: Das war auch irgendwie erfolgreich, weil sich nämlich eine 
Person in den Texten wiedergefunden hat und deshalb zu uns in den 
Laden gekommen ist. Leider konnten wir die Zusammenarbeit mit ihr 
nicht fortsetzen, weil es doch zu viel für sie war, mit dem ganzen Kram, 
den sie zu bewältigen hat. Das war ein bisschen schade. In dieser 
Ausgabe war es auf jeden Fall schon mal Thema, es ist aber generell, 
würde ich sagen, nicht so ein großes Thema. Wir hatten eine Zeit lang 
vormittags ein Sprachcafé und da kamen vor allem Frauen – das war 
teilweise eine reine Frauengruppe.

■ Entscheidung für Stadtteilarbeit

Anna: Wie seid ihr überhaupt zu der Entscheidung gekommen, 
Stadtteilarbeit zu machen – im Unterschied etwa zu Arten der Or-
ganisierung, die mehr an bestimmten Themen oder bestimmten 
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Kampfformen hängen? Man könnte sich beispielsweise ja auch 
vorstellen, bremenweit Mietprotestgruppen oder Beratungsgrup-
pen zu machen. Warum ist es wichtig für euch, das im Stadtteil 
zu machen?

Emma: Das war eine Überlegung, die sich bei den Diskussionen während 
des Schreibens der »11 Thesen« ergeben hat. Eine der Analysen ist, dass 
die radikale Linke seit dem Ende des Realsozialismus in Teilbereichs-
kämpfe zerfallen ist und dass eine übergeordnete Strategie oder die 
Frage nach einer Systemalternative oder einer Gesellschaftsverände-
rung, die über einen Teilbereichskampf hinausgeht, verlorengegangen 
ist, während diese Teilbereichskämpfe häufig von sozialen Kämpfen 
getrennt waren.

Seit den Diskussionen nach der Krise 2009/2010 sind soziale Kämpfe 
zwar wieder mehr Thema geworden, sie sind aber wieder mit denselben 
Methoden bearbeitet worden, nämlich mit Kampagnen und so weiter. 
Die Überlegung, in den Stadtteil zu gehen, ist: Es geht darum, die ver-
schiedenen Kämpfe zusammenzubringen, und den Stadtteil wählen wir 
als sozialen Ort, wo Menschen leben, die gleichzeitig von schlechten 
Arbeitsbedingungen, von Mietproblemen und von Rassismus betroffen 
sind; wo es die Chance gibt, verschiedene Unterdrückungsverhältnisse 
und verschiedene Kämpfe zusammenzuführen, die Verbindung der 
unterschiedlichen Probleme deutlich zu machen und eine gesamtge-
sellschaftliche Perspektive abzuleiten.

Insa: Bisher hat es noch nicht in der Dimension geklappt, die Kämpfe 
miteinander zu verbinden, wie wir uns das wünschen würden. Aber 
Menschen, die eigentlich nur zum Mietkomitee kommen oder zu einzel-
nen Treffen des Mietkomitees, bekommen zum Beispiel auch antirassis-
tische Kämpfe mit oder Sachen, die wir gegen Polizeigewalt machen. 
Das ist schon ein großer Vorteil bei dem, was wir tun: dass verschie-
dene Themen gleichzeitig Raum haben können, mit verschiedenen 
Schwerpunkten in den einzelnen Begegnungen. Wir können uns mit den 
Menschen im Stadtteil zu verschiedenen Bereichen austauschen und 
aufzeigen, wo sie zusammenhängen und wo dieselben Ursachen hinter 
unterschiedlichen Problemen stecken. Das ist etwas, was in einzelnen 
Teilbereichskämpfen nicht so gut funktioniert.



– 82 – Solidarisch in Gröpelingen und kollektiv | Bremen

■ Vor- und Nachteile der Wahl von Gröpelingen

Anna: Wir würden gerne mehr über eure Entscheidung für den 
Stadtteil Gröpelingen wissen. Wenn ich das richtig mitbekommen 
habe, wolltet ihr in einen Stadtteil gehen, der besonders arm und 
besonders migrantisch geprägt ist. Warum?

Insa: Wir haben uns verschiedene dieser prekären Stadtteile ange-
schaut und Umfragen vor Ort gemacht, um herauszubekommen, wie 
die Stimmung dort ist und was die Leute bewegt. Aufgrund verschie-
dener Faktoren – einerseits der Umfragen, andererseits auch, wo wir 
selbst wohnen und wie der Stadtteil generell aufgestellt ist – haben 
wir uns dann für Gröpelingen entschieden. Da bekommen wir Sachen 
mit, die es in reicheren Stadtteilen nicht in der Weise gibt, wie zum 
Beispiel dieses Müllthema, zu dem wir noch keinen Weg gefunden 
haben, wie wir es bearbeiten könnten, das aber sehr präsent ist; oder 
die Razzien in der Straße, in der unser Laden ist; oder auch die Tak-
tiken und Strategien der großen Wohnungsbaukonzerne, die genau 
dort ihre Wohnungen haben. Es ist ein Ort, an dem wir das Gefühl 
haben, dass es Sinn macht, präsent zu sein. Dort gibt es höchstens die 
Generation von Linken, die jetzt Soziale Arbeit und kulturelle Arbeit 
macht; aber es gibt keine linken Strukturen, die nicht von Wohlfahrts-
trägern oder Parteien abhängig sind. Zuletzt wurde da ein Mensch von 
der Polizei erschossen – es passieren einfach Sachen, die in anderen 
Stadtteilen nicht passieren, und die wichtig für uns sind und für das, 
was wir machen.

Josefine: Wir haben nicht gedacht: Je prekärer, umso besser orga-
nisierbar. Vielleicht eher: Hier gibt es Probleme und vielleicht ist das 
eine Möglichkeit, in Kontakt zu kommen, um dagegen etwas zu tun. 
In Wirklichkeit ist es aber so, dass die Leute keinen Kopf dafür haben, 
sich mit uns zu organisieren, oder wir konnten noch nicht verständlich 
machen oder zeigen, dass das was bringt. Leute müssen die ganze Zeit 
fies arbeiten und auch zu unterschiedlichen Zeiten, sodass wir Leute nie 
gut zu einem Termin zusammenbringen konnten, weil immer irgendwer 
arbeitet oder mal einspringen oder auf Kinder aufpassen muss. Das ist 
ein Hindernis, für das wir noch keine Lösung gefunden haben.

Dadurch, dass hier viele migrantische Leute wohnen, haben wir 
auch oft Sprachbarrieren, die wir bisher nicht zufriedenstellend über-
winden können. Die Zeitung können wir übersetzen lassen, wenn wir 
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Leute finden, die Zeit dazu haben, aber in der Kerngruppe sind nicht 
immer Leute da, die Türkisch oder Persisch sprechen, wenn wir einen 
Infotisch machen.

Emma: Wir haben uns am Anfang verschiedene Kategorien von Stadttei-
len angeschaut, nämlich zum einen die, in denen es eine linke Subkultur 
gibt und die meistens zentrumsnah sind, und auf der anderen Seite 
prekäre Stadtteile, die oft weit weg vom Zentrum liegen, in denen kaum 
Linke wohnen, die man kennt, und in denen es wenig Strukturen gibt. 
Es war eine bewusste Entscheidung zu sagen: Wir wollen linke Politik 
und Organisierungsansätze genau dahin tragen, wo bisher vor allem 
religiöse und reaktionäre Kräfte aktiv sind oder wo es eben gar keine 
Angebote gibt. Wenn man als Jugendliche:r in Gröpelingen aufwächst, 
ist die Wahrscheinlichkeit relativ gering, dass man mit linken Organi-
sierungsansätzen oder Ideen in Kontakt kommt.

Wir haben am Anfang Umfragen in anderen Stadtteilen gemacht, wo 
uns oft gesagt wurde: »Schöne Idee, was ihr macht, aber nee, ich habe 
meine eigene Wohnung, ich habe meinen Job.« Also natürlich: Umso 
mehr Probleme da sind, desto mehr ist auch ein Potenzial da. Aber das 
heißt noch lange nicht, dass es eins zu eins genutzt werden kann, weil 
natürlich Prekarität auch wahnsinnig viel beschränkt – die Leute haben 
überhaupt keine Zeit.

Josefine: Ich würde wieder nach Gröpelingen gehen. Problematisch 
ist dort allerdings, dass es viele städtische oder sozialstaatliche Akteu-
r:innen gibt, von denen wir uns nicht so gut abgrenzen können. Auf den 
ersten Blick sehen wir wahrscheinlich relativ ähnlich aus, hauptsächlich 
junge weiße Deutsche. Wir versuchen uns dann politisch abzugrenzen 
mit dem, was wir sagen, und indem wir nicht mit diesen Akteuren zu-
sammenarbeiten. Aber ob das für andere Leute wirklich durchsichtig 
ist? Wahrscheinlich nicht. Wir haben noch nicht ganz raus, wie wir Leu-
ten, die bei uns vorbeikommen, erklären können, wer wir sind, was wir 
wollen und warum wir wollen, dass sie zu uns kommen.

Emma: Wir haben auch geschaut, in welchen Bereichen und anhand 
welcher existenziellen Probleme sich andere Bewegungen organisieren. 
In Deutschland gibt es immer noch die sozialstaatlichen Abfederungs-
systeme. In einem Stadtteil wie Gröpelingen werden Kinderprogramme, 
Frauenkurse, Mädchenangebote, Boxclubs angeboten – vom Staat 
organisiert, von Trägern umgesetzt. Es ist nicht so, dass da eine Leere 
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herrscht, in die eine politische Bewegung einfach reinspringen und 
ein Angebot machen kann. Und im Zweifelsfall haben die anderen 
mehr Geld. Zum Beispiel hat in unserer Straße vor einem Jahr ein vom 
Innenministerium finanziertes Projekt namens »Europa Zentral« zur 
Verhinderung des Abgleitens ärmerer Stadtteile begonnen. Die machen 
Kulturelles, Beratungen, Straßenfestivals und so weiter. Das bringt am 
Ende null im Sinne konkreter Verbesserung, aber ist ein Projekt, das nur 
eine Ecke weiter sitzt. Es gibt auch ein Quartiersmanagement. Darüber 
wird ja in Deutschland auch wahnsinnig viel staatliches Geld in solche 
ärmeren Stadtteile reingepumpt. Das kommt zwar bei den Leuten nicht 
an, hat aber eine fette Schicht von Sozialarbeit zur Folge.

Insa: Woran wir auch im Rahmen unserer Umstrukturierung immer 
noch arbeiten, ist die Frage, wie wir den Leuten relativ schnell das 
Gefühl geben können, dass es ihnen etwas bringt, Sachen mit uns zu 
machen und trotz ihrer prekären Lage noch zu einem Treffen oder in 
den Laden zu gehen. Deswegen wollen wir mit der Verbindung von 
Beratungsansatz und Versammlungsansatz zusätzlich zu den Komitees 
einen Raum schaffen für Leute, die wir anfangs einfach unterstützen 
können, um danach erst den Vorschlag zu machen: »Hast du Lust, mit 
uns zusammen auch Sachen zu gestalten?« Wie das funktioniert und 
was es bringt, können wir dann in zwei Jahren erzählen.

■ Mittelfristige Ziele

Anna: Emma, du hattest vorhin gesagt, dass ihr bei kollektiv mit 
der Basisorganisierung immer ein revolutionäres Ziel verbunden 
habt. Was heißt das übersetzt in mittelfristige Ziele?

Emma: Mit dem neuen Ansatz drehen sich die Diskussionen darum, zu 
einer festeren, organisierteren Struktur zu kommen und sich zu über-
legen: Wie können wir populäre Macht oder Gegenmacht von unten 
aufbauen? Ich würde sagen: Das mittelfristige Ziel wäre, dass viele 
Leute, die über die Beratung zu uns kommen, sich mit uns organisieren, 
an Vollversammlungen teilnehmen, in den Komitees aktiv sind, kultu-
relle Veranstaltungen machen und sich Solidarisch in Gröpelingen 
zugehörig fühlen; und dass Solidarisch in Gröpelingen eine soziale 
politische Organisierung im Stadtteil ist, mit einem fest organisierten 
Rahmen, mit klaren Prinzipien, und dass bei den regelmäßigen Voll-
versammlungen die Möglichkeit besteht, Themen zu diskutieren, die 
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im Stadtteil aktuell sind, zum Beispiel: »In der 
letzten Beratung hatten fünf Leute das glei-
che Problem mit der und der Leiharbeitsfir-
ma – gibt es die Möglichkeit, dass wir eine 
kollektive Aktion machen?«

Es geht also immer um die Frage: Wie 
können wir die individuellen Probleme aus 
der Beratung in ein gemeinsames kollekti-
ves Handeln umwandeln? Gleichzeitig gin-
ge es darum, einen gemeinsamen Rahmen zu 
schaffen, zu dem sich immer mehr Leute zugehörig 
fühlen und in dem Lernprozesse stattfinden können: Wie 
laufen Versammlungen ab, wie läuft Basisdemokratie ab, wie laufen 
kollektive Aktionen ab, wie spreche ich, wie mache ich eine Kundge-
bung? Revolutionären Charakter bekäme das aber nur in Verbindung 
damit, dass Gleiches oder Ähnliches in vielen anderen Stadtteilen und 
Städten auch entsteht und daraus eine soziale Bewegung wird.

Tabo Lamarca: Zu den mittelfristigen Zielen gehört auch, dass wir eine 
überregionale Organisierung entwickeln müssen. Eine Revolution, 
eine tiefe Gesellschaftsveränderung kann man nicht in einem Stadt-
teil alleine erreichen. Das ist eine Abgrenzung von Ansätzen wie dem 
Community Organizing. Es geht nicht um eine Community, sondern 
um eine Gesellschaft. Um eine Veränderung an der Wurzel zu schaffen, 
müssen wir größer werden. Wir streben auf jeden Fall an, nicht nur in 
Gröpelingen, sondern in Bremen und überregional als Stadtteilbasis-
arbeitsbewegung größer zu werden. Es ist eine Herausforderung, eine 
revolutionäre Kraft zu entwickeln.

■ Überregionale Organisierung

Anna: Wir haben über diesen Punkt auch mit Hände weg vom Wed­
ding gesprochen. Die haben das auch so gesehen, dass eine revolu-
tionäre Arbeit zwar auf Stadtteilarbeit angewiesen ist, aber darüber 
hinausgehen muss. Sie haben aber betont, dass eine überregionale 
Organisierung ihrem Eindruck nach überhaupt erst dann funktio-
niert, wenn man lokal schon sehr gut verankert ist. Würdet ihr das 
auch so sehen oder würdet ihr eher sagen, dass es eine Wechselwir-
kung gibt und dass man mit der überregionalen Organisierung nicht 
warten kann, weil sie auch bei der Stadtteilarbeit hilft?
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Josefine: Es ist die Frage, was fest verankert genau heißt. Sobald 
Leute mit Leuten im Stadtteil in Kontakt sind, gemeinsam Dinge tun 
und Erfahrungen haben, kann man sich darüber austauschen und 
kann voneinander lernen. Bei unserer politischen Bildung war einmal 
jemand von Berg fidel Solidarisch, und es war spannend zu hören, 
was dort passiert, was sie versuchen und was bei denen gut klappt und 
was nicht. Ich glaube schon, dass man damit etwas anfangen kann, 
auch um sich Mut zu machen und zu sagen: Jetzt bloß nicht aufhören, 
auch wenn es gerade scheiße läuft oder nicht so viel dabei rumkommt.

Insa: kollektiv ist stärker in die überregionalen Prozesse involviert 
als Solidarisch in Gröpelingen. Deshalb ist es aus der Perspektive 
von Solidarisch in Gröpelingen nicht so einfach zu sagen, was gut 
läuft und was nicht. Leute aus anderen Gruppen waren bei uns zu 
Besuch und wir haben Leute aus anderen Städten auf gemeinsamen 
Veranstaltungen oder Bildungsveranstaltungen getroffen – dort gab es 
einen eher praktischen Austausch. Ich würde sagen, dass gemeinsame 
Bildung gut funktionieren kann, aber die Gruppen müssen sich dafür 
schon relativ ähnlich sein.

Emma: Ein Problem ist es, wenn x-beliebige Gruppen, die sehr unter-
schiedliche Strategien und ideologische Hintergründe haben, quasi 
einen Dachverband gründen wollen, und das auch noch relativ schnell 
und mit hohem Druck. Das funktioniert nicht so gut, würde ich sagen, 
und das war auch das Problem, das wir beim Kongress der Kommunen2 
gesehen haben. Aber es ist wichtig, von Anfang an die überregionale 
Organisierung parallel zur lokalen Praxis zu denken. Denn wenn Grup-
pen erstmal eine total unterschiedliche lokale Praxis haben, wird es 
schwieriger, sie zusammenzubringen.

Was Josefine schon meinte: Es bringt viel, sich auszutauschen und 
gemeinsam über strategische Fragen zu sprechen. Die großen strategi-
schen Fragen, vor denen Gruppen stehen, die einen ähnlichen Ansatz 
verfolgen, können nicht von den einzelnen Gruppen gelöst werden, 
sondern es braucht einen kollektiveren Prozess. Insofern denke ich, 
dass der überregionale Prozess ein wesentlicher Teil auch des lokalen 
Prozesses ist.

2 Eine Initiative zum überregionalen Zusammenschluss von linken Basisgruppen; 
siehe https://lowerclassmag.com/2018/04/23/kongress-der-kommunen/.
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Wenn man mit revolutionärer Basisarbeit anfängt, denkt man, man 
geht irgendwo hin und dann kommen ganz viele Leute aus dem Stadt-
teil dazu und tragen das Konzept weiter. Aber es dauert wahnsinnig 
lange, bis so etwas passiert. Und der Ansatz der revolutionären Basis-
arbeit ist in der radikalen Linken immer noch marginal. Das heißt, dass 
es auch eine politische Kraft braucht, die diesen Ansatz stärker macht, 
sodass mehr Leute sich dafür interessieren. Das braucht gemeinsame 
Bildungsveranstaltungen, wo man sich die Skills und Herangehenswei-
sen aneignet, um so etwas umsetzen zu können. So etwas haben wir 
in der ersten politischen Bildungsveranstaltung von Solidarisch in 
Gröpelingen gemacht. Aktuell sind wir dabei, uns mit anderen Stadt-
teilgruppen zu organisieren.

Anna: Verbindet ihr dann auch bei Solidarisch in Gröpelingen 
mit überregionaler Organisierung mehr als wechselseitige Besu-
che zwecks Skillsharing?

Insa: Aus meinem Verständnis heraus würde es schon darum gehen, 
mit Gruppen, die eine ähnliche Strategie, eine ähnliche Praxis und auch 
einen ähnlichen theoretischen oder ideologischen Hintergrund haben, 
zu schauen, dass es auch auf einer Organisierungsebene auf Dauer 
enger werden kann.

Emma: Bei kollektiv sehen wir das genauso. Das eine ist ein reiner Aus-
tausch von Fähigkeiten, das ist eine Sache auf der praktischen Ebene. 
Aber damit sich ein Ansatz von revolutionärer Basisarbeit im Stadtteil 
mit einer Perspektive von tatsächlicher Gesellschaftsveränderung 
verbinden kann, braucht es auch Initiativkräfte, die so eine Strategie 
verfolgen, und das geht über einen Austausch hinaus. Es ist ein ge-
meinsamer Suchprozess, eine gemeinsame Weiterentwicklung von 
Strategien und Praxen, um eine Parallelität von Praxen zu entwickeln 
und auch auf einer organisatorischen Ebene zusammenzuwachsen. Or-
ganisierung ist für die Linke weltweit eine offene Frage. Wenn man auf 
Selbstorganisierung setzt und gleichzeitig eine revolutionäre Perspek-
tive anstrebt, dann müssen Antworten auf die Frage gesucht werden, 
wie das Verhältnis von politischer Organisation und Basisorganisation 
aussieht oder wie das Verhältnis zwischen Initiativkräften und neuen 
Mitgliedern gestaltet werden kann. Wie kann die Verbindung zwischen 
dem Organisierungsansatz der politischen Organisationen und dem 
der Basisorganisationen so aussehen, dass es nicht autoritär gelöst 
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wird, und trotzdem der Notwendigkeit von Organisierung gerecht 
wird?

Tabo Lamarca: Die eine Sache schließt die andere nicht aus, sondern 
beide ergänzen sich. Wenn wir über kollektiv oder Solidarisch in 
Grö pe lingen sprechen, sollten wir klar haben, dass es um zwei Arten 
von Organisierung geht, um politische Organisationen, die bestimmte 
Aufgaben haben. Solidarisch in Gröpelingen ist meiner Meinung nach 
eine Protoform eines Teils einer organisierten sozialen Bewegung, die 
nicht in einem einzelnen Stadtteil entwickelt werden soll. Zur Organi-
sierungsform von Solidarisch in Gröpelingen gehört auch, groß und 
überregional zu werden. Man kann das in Münster, Berlin, Hamburg 
sehen. Überall passiert das schon, dass Leute sich organisieren, um 
den Stadtteil zu bewegen oder die Basisarbeit zu entwickeln. Dahinter 
steht die Frage, wie wir diese Welt verändern können. Wenn man die 
Welt und die Gesellschaft verändern will, dann braucht man mehr Kraft 
und mehr Leute, auch mehr Erzählung. kollektiv und Solidarisch in 
Gröpelingen haben verschieden Aufgaben, was diese Erzählung, die 
Diskussionen und Debatten angeht. Beide sollen auf ihrer Ebene größer 
und überregional vernetzt werden.

Anna: Ich bin mir nicht sicher, ob ich es ganz verstanden habe. Du 
meinst, dass die verschiedenen Ebenen, auf denen sich kollektiv 
und Solidarisch in Gröpelingen bewegen, von der Sache her 
auch dauerhaft getrennt sein müssen? Wenn du sagst, es sind zwei 
Arten der Organisierung, dann sind das nicht bloß verschiedene 
Ebenen innerhalb eines Gesamtprozesses, sondern zwei unter-
schiedliche Stränge von Aktivitäten, die organisatorisch nicht 
aufeinander bezogen werden müssen oder können?

Tabo Lamarca: Politik ist der Anker: Beide müssen zusammenarbeiten, 
aber es sind zweierlei Sachen. Wenn wir an die Geschichte der alten Lin-
ken denken – orthodoxe Kommunistische Partei, Sozialdemokrat:innen 
usw. – galt für die immer, dass es eine Partei für eine Gesellschaft oder 
eine Bewegung gab. Alles gehört zur Partei. Wir hingegen möchten das 
nicht – wir sagen, diese Bereiche sollten getrennt werden. Unsere Ge-
sellschaft ist heterogen und wir können nicht eine einzige Organisierung 
entwickeln. Was wir tun können ist auf politischer Ebene zusammenzu-
arbeiten. Solidarisch in Gröpelingen hat politischen Übereinkünfte: 
populäre Macht, Basisdemokratie, Antikapitalismus, Veränderung 
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dieser Gesellschaft. Das bedeutet, dass wir als Solidarisch in Gröpe-
lingen auch eine bestimmte Art und Weise von Politik entwickeln, die 
anders ist als das, was kollektiv macht. Wir sind nicht gleich, aber wir 
können zusammenarbeiten. Ich gehöre zu kollektiv und gleichzeitig zu 
Solidarisch in Gröpelingen, eine Sache schließt nicht die andere aus. 
Wir können auf dieser Ebene keine Politik entwickeln, indem die einen 
die anderen dominieren oder kontrollieren, also indem wir autoritär 
arbeiten. Das möchten wir nicht.

■ Bildung und Politisierung

Luise: Zielt ihr mit eurer Arbeit darauf ab, dass die Leute, mit 
denen ihr interagiert, antikapitalistische Positionen einnehmen? 
Und wenn es so ist: Wie stellt ihr euch den Weg dahin vor? Seht ihr 
euch als Agitator:innen, oder geht ihr eher davon aus, dass sich 
solche Positionen organisch im kollektiven Prozess herausbilden?

Insa: Ich denke wir machen beides. Wir sehen den Schwerpunkt schon 
im gemeinsamen Prozess, machen aber auch Öffentlichkeitsarbeit oder 
versuchen, Gesprächen eine bestimmte Richtung zu geben … Wir gehen 
allerdings davon aus, dass das der deutlich schwächere Weg ist im Ver-
gleich dazu, gemeinsame Erfahrungen zu machen und dabei zu lernen.

Josefine: Um den Kapitalismus zu überwinden, ist es unabdingbar, 
dass Leute antikapitalistische Positionen einnehmen. Wir sind auf 
der Suche danach, wie wir das befördern können. Leute haben unter-
schiedliche Zugänge, und die versuchen wir zu bedienen. Wir schauen 
zum Beispiel Spielfilme mit einem politischen Background oder einem 
gesellschaftlichen Thema und sprechen danach miteinander. Oder 
wir versuchen, bestimmte Erfahrungen zu thematisieren  – wobei ich 
nicht sagen kann, welche Erfahrungen eine antikapitalistische Haltung 
nahelegen.

Luise: Ihr habt ja schon angesprochen, dass ihr auch Bildungsarbeit 
macht und eine Bildungs-AG habt, die sich darum kümmert. Welche 
Bildungsformate gibt es bei euch, und wie entscheidet ihr über die 
Inhalte? Welche Rolle spielt Bildung im Politisierungsprozess?

Emma: Unser Bildungsprogramm hat sich bisher vor allem auf uns als 
Strategiegruppe bezogen. Am Anfang haben wir relativ regelmäßig alle 
sechs Wochen ein Bildungstreffen gemacht. Dann haben wir das ein 
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bisschen schleifen lassen, aber jetzt mit der AG für politische Bildung 
wieder aufgenommen. Zuletzt haben wir auch eine längere interne 
Bildungsveranstaltung gemacht, um uns als Gruppe zu entwickeln.

Die Frage nach der politischen Bildung im Stadtteil ist davon teil-
weise getrennt. Wir fangen an, im Zusammenhang mit den zukünftigen 
Vollversammlungen darüber nachzudenken. Natürlich haben wir im 
Mietkomitee Filme gezeigt oder darüber diskutiert, was die Mietsitua-
tion mit dem Kapitalismus zu tun hat, aber eher unstrukturiert in den 
Gesprächen, oder teilweise in den Versammlungen. Eine Idee ist, die 
Versammlungen auch zu nutzen, um stückweise einen Raum für nied-
rigschwellige politische Bildung zu schaffen, also bei Versammlungen 
zum Beispiel zu sagen: »In den Beratungen der letzten vier Wochen 
hatten viele Leute Probleme mit dem Jobcenter, lasst uns mal gemein-
sam gucken: Was ist das Jobcenter, und woher kommt das eigentlich?«

■ Utopien in der Stadtteilarbeit

Luise: In der achten der »11 Thesen« von kollektiv geht es darum, 
dass die Auseinandersetzung mit Utopien, mit gesellschaftlichen 
Alternativentwürfen in der Praxis wieder einen größeren Stel-
lenwert haben sollte. Spielt das in der Arbeit von Solidarisch in 
Gröpelingen eine Rolle?

Emma: Ich würde sagen, dass das eine gemeinsame Herausforderung 
aller Linken ist. Stadtteilarbeit kann auf Dauer nicht funktionieren, 
ohne eine Perspektive aufzuzeigen. Wenn man der Unterscheidung von 
Tabo folgt – das eine ist eine politische Organisation, das andere eine 
organisierte soziale Bewegung –, brauchen beide eine Gesellschaftsper-
spektive. Die Klarheit, mit der vor 100/150 Jahren Kommunismus oder 
Sozialismus als einende Perspektive gesehen wurde, besteht heute so 
nicht mehr. Ich glaube es ist notwendig, ein Verständnis und Narrativ 
von einem Sozialismus von unten zu entwickeln, der feministische, öko-
logische und basisdemokratische Aspekte umfasst, und die konkrete 
Praxis damit zu verbinden.

Ich komme immer mehr zu der Überzeugung, dass wahnsinnig viele 
Leute wissen, dass Kapitalismus nicht gut ist und wie viele Probleme es 
gibt. Es wird aber auf Dauer nicht funktionieren, Leute immer nur über 
Probleme zu organisieren. Das Haupthindernis ist, dass Leute sagen: 
»Ja klar, wir wissen, dass ganz viel schief läuft, aber es gibt keine Alter-
native.« Das ist einer der Knackpunkte, auf die man Antworten schaffen 
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muss – auf der einen Seite durch konkrete, erkämpfte Erfolge, aber auch 
durch eine überzeugende gesellschaftliche Perspektive.

Josefine: Ich glaube, die Frage nach gesellschaftlichen Alternativen 
stellt sich sehr häufig. Als Person, die im Stadtteil unterwegs ist und 
davon redet, dass Gesellschaft sich verändern muss, ist es ganz wich-
tig, dafür Beispiele zu haben. Wir haben in letzter Zeit immer wieder 
gemerkt, dass wir auch für unser eigenes Auftreten im Stadtteil die 
Auseinandersetzung über Perspektiven brauchen, und vielleicht auch 
mal einen Hinweis, dass es anderswo auch jetzt schon Alternativen 
gibt – Leute, die andere Wege gehen, weil sie erkannt haben, dass es 
ein Problem gibt, und es gerne anders machen würden. Wir sollten uns 
auch als Gruppe viel mehr mit jetzt schon existierenden alternativen 
Modellen beschäftigen und für uns in Diskussionen klarer kriegen: Fin-
den wir das gut? Denken wir, dass es wirklich die Lösung ist, das so zu 
machen? Darüber könnten wir auch noch viel mehr reden, auch anhand 
von konkreten Beispielen, um uns noch besser kennenzulernen und 
herauszufinden, wo wir alle stehen.

Tabo Lamarca: Das ist schon eine große Frage. Solidarisch in Gröpe-
lingen und kollektiv sind kleine Organisierungen, kollektiv ist fünf 
oder sechs Jahre alt, Solidarisch in Gröpelingen drei. Solidarisch in 
Gröpelingen ist jetzt schon eine praktische Antwort auf die Frage. Denn 
zum Beispiel bedeutet Utopie für viele Leute auch Solidarität. Diese 
Solidarität in einen Stadtteil und in eine Gesellschaft zu bringen, in der 
die Leute sich immer mehr allein fühlen, diese Solidarität von unten mit 
einem politischen Ziel zu verbreiten, ist schon eine Art Utopie. Natür-
lich brauchen wir mehr Zeit, wir müssen uns mehr auseinandersetzen, 
wie wir eine Utopie verbreiten, und was das für die anderen Leute im 
Stadtteil bedeutet: Wie können wir es schaffen, dass die Leute das nicht 
nur auf der Verstandesebene erfassen, sondern auch im Gefühl? Dabei 
hilft auch die Erfahrung, nicht allein zu sein und zu sehen, dass es an-
dere Leute gibt, die mit ihnen etwas machen und dabei eine politische 
Perspektive für die Gesellschaftsveränderung haben. Auch das ist eine 
Frage von Utopie: Immer diese Perspektive zu zeigen.

■ Debatte um eine Neuausrichtung der Praxis

Luise: Mit unserem Interviewprojekt beziehen wir uns auch auf 
die Debatte um die Neuausrichtung der Praxis der radikalen Lin-
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ken, die sich im Anschluss an die Euro-Krise entwickelt hatte. Wie 
schätzt ihr diese Debatte und die Initiativen, die daraus hervorge-
gangen sind, inzwischen ein?

Emma: Ich finde, dass diese Debatte sehr wichtige Impulse gesetzt hat, 
dass die große Frage aber immer ist, wie sich diese Impulse in eine 
Praxis umsetzen lassen. Es verbleibt manchmal auf einer theoretischen 
Ebene. Es wurden viele theoretische Artikel und Beiträge veröffentlicht, 
und als kollektiv haben wir die Erfahrung gemacht, dass wir zwar 
mit sehr vielen Gruppen in Austausch waren, viel zu Veranstaltungen 
eingeladen wurden, dass es aber leider noch nicht entsprechend viele 
praktische Ansätze gibt. Gleichzeitig geben die praktischen Ansätze, die 
entstanden sind, aber viel Hoffnung, dass die verschiedenen einzelnen 
Praxen mehr zusammenwachsen und sich zu einer Strömung entwi-
ckeln, die zwar momentan noch relativ marginal ist, aber in Zukunft 
hoffentlich stärker wird, sodass neue Generationen von radikalen Lin-
ken diesen politischen Ansatz miterleben und sich da hineinentwickeln.

■ Auswirkungen der Pandemie und Zukunftserwartungen

Luise: Das leidige Thema Corona haben wir bisher ausgespart. 
Was hat sich für euch durch die Pandemie verändert? Welche 
Veränderungen erwartet ihr im Hinblick auf eine ökonomische 
Krise, die sich jetzt möglicherweise verschärfen wird? Spielt das 
für eure Arbeit eine Rolle?

Emma: Für uns war es anfangs schwierig, vor dem Hintergrund einer Pra-
xis, die viel an gemeinsame Treffen und gemeinsame Räume gebunden 
war, eine Orientierung zu bekommen, wie wir die Situation einschätzen 
sollten und was wir machen 
könnten. Aber wir haben dann 
eine Zeitung entwickelt.

Insa: Corona macht unsere 
Praxis schon schwieriger. Wir 
haben den offenen Treff im 
Zuge der zweiten Welle im No-
vember wieder deutlich ein-
geschränkt. Es ist jetzt noch 
schwieriger, Räume für Ver-
sammlungen zu bekommen, 
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aufgrund der Raumgröße, die wir aktuell benötigen. Viele Leute sind 
auch zurückhaltender, andere Menschen zu treffen. Aber dafür können 
wir die strategische Diskussion intensiver führen.

Emma: Ich denke, wir stehen am Anfang einer relativ großen Krise und 
für den Beratungs- und Organisierungsansatz ist das vielleicht eine 
Möglichkeit, weil es definitiv mehr Bedarf an Beratung geben wird 
und auch mehr Bedarf, sich zu organisieren und sich zu wehren. Es ist 
jetzt schon klar, dass die Ausgaben, die gerade getätigt wurden, um 
Unternehmen zu retten, wieder reingeholt werden, dass schon der 
Haushalt für 2021 krasse Kürzungen im sozialen Bereich und in Ge-
sundheit usw. aufweist und es danach weitergehen wird. Insofern hat 
dieser Versuch, eine Organisierung im Stadtteil aufzubauen, die sich 
wehren kann, auch etwas mit einer sich verschärfenden Krise zu tun. 
Ich persönliche finde es abgefahren, wie wenig die radikale Linke sich 
mit dieser Krise beschäftigt. Es wird viel Zeit darauf verwendet, sich 
gegen die Corona-Leugner:innen zu positionieren, statt eigene Posi-
tionen zu dieser Krise zu entwickeln. Ich glaube, es gibt zwei größere 
Bündnisse3, aber anson sten fehlt eine konkretere Diskussion, auch bei 
uns selbst im Stadtteil.

Tabo Lamarca: Sowohl kollektiv als auch Solidarisch in Gröpelingen 
erwarten die Folgen dieser Krise. Wir denken, dass wir mehr existentiel-
len Problemen begegnen werden und darauf zielen wir ja auch mit dem 
Beratungsansatz, dem neuen Organisierungsansatz ab. Das bedeutet 
nicht, dass wir in der Lage sind, eine Antwort zu geben, aber schon, dass 
wir uns Gedanken machen, wie wir in Zukunft – vielleicht im nächsten 
Jahr – solchen Sachen begegnen können.

Mit der neuen Organisierung möchten wir die einfache Basisarbeit 
überwinden und eine komplexe Basisarbeit entwickeln. Es geht da-
rum: Wie verbinden wir Leute, wie entwickeln wir Verbindlichkeiten, 
wie Zugehörigkeiten, damit die Leute sich nicht allein fühlen? In der 
kommenden Phase einer tiefen Krise brauchen wir diese komplexen 
Organisierungsformen.

Baldo: Könnt ihr die Unterscheidung zwischen einfacher und 
komplexer Basisarbeit genauer erklären?

3 Gemeint sind die Bündnisse Wer hat der gibt und Nicht auf unserem Rücken.
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Tabo Lamarca: Einfache Basisarbeit meint: Wir mobilisieren Leute im 
Stadtteil, um bestimmte Ziele zu erreichen, aber am Ende werden diese 
Leute nicht Teil der Organisation, es zeigt sich keine Verbindlichkeit. 
Das trägt dazu bei, dass sich keine komplexe Form der Organisierung 
entwickelt, bei der es um die Schaffung einer Basis geht. Man kann 
keinen kontinuierlichen Bildungs- oder Politisierungsprozess durchfüh-
ren, weil die Betroffenen einfach weggehen, wenn die Sachen erledigt 
sind. Mit komplexer Basisarbeit ist gemeint, dass zu dieser Form der 
Basisarbeit drei Seelen gehören – wir Migrant:innen sagen Seele, aber 
unsere deutschen Freund:innen nennen es eher Säule oder Aspekt. Die 
eine Seele von Basisarbeit ist, dass wir durch die Arbeit im Stadtteil 
eine Basis für eine Organisierung von unten schaffen möchten. Und das 
bedeutet gleichzeitig, dass wir einen ständigen Bildungsprozess, eine 
Politisierung mit der Basis entwickeln. Das ist auch Basisarbeit. Und 
das bedeutet gleichzeitig, dass diese Basisarbeit mit den Leuten im 
Stadtteil auf Augenhöhe stattfindet, mit einer intersektionalen Haltung.

Luise: Habt ihr abschließend noch etwas, das ihr loswerden möch-
tet?

Emma: Eine Hauptfrage für uns ist: Wie kann man kontinuierlichere 
Organisierung erreichen? Wir haben festgestellt, dass Leute sich für 
bestimmte, konkrete Probleme mobilisieren lassen, aber es ist nicht 
so, wie ursprünglich gedacht, möglich, daraus schon kontinuierli-
chere Prozesse abzuleiten. Eine Politisierung passiert nicht einfach 
durch Mobilisierung für eine bestimmte Problematik. Das braucht es 
zwar auch, aber es ist nicht ausreichend, dass verschiedene Leute 
zusammenkommen und zusammen für ihre Interessen kämpfen. Eine 
Schwierigkeit ist auch, dass unsere Strategiegruppe – wir sind nicht nur 
weiß und deutsch, aber dennoch – im Vergleich zum Stadtteil zu wenig 
heterogen ist. Ich glaube, da sind wir immer auf der Suche, wie wir die 
Initiativkräfte erweitern können.

Insa: Es ist ja wahrscheinlich schon klar geworden, dass wir danach 
suchen, wie revolutionäre Stadtteilarbeit oder Basisarbeit gut funktio-
nieren kann und dabei noch am Anfang stehen. Wir hoffen, dass es auch 
in anderen Städten Gruppen gibt, die so eine Praxis ausprobieren und 
entwickeln wollen, und freuen uns darüber, wenn Leute sich bei uns 
melden oder mit uns in Kontakt treten.
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Wilhelmsburg Solidarisch | Hamburg

Die Initiative Wilhelmsburg Solidarisch wurde 2014 im Ham-
burger Stadtteil Wilhelmsburg gegründet. Im Zentrum ihrer Akti-
vitäten steht das offene, zweiwöchige Treffen, der »Anlaufpunkt«, 
bei dem individuelle Anliegen besprochen und gemeinsam 
Lösungsstrategien entwickelt werden. Solche Anliegen können 
zum Beispiel Konflikte mit dem Jobcenter, mit Vermieter:innen 
oder bei der Lohnarbeit sein. Das Ziel ist, gemeinsam eine wi-
derständige Strategie zu entwickeln und so der Vereinzelung 
entgegenzuwirken. – Bei den ebenfalls offenen, aber tendenziell 
auf mehr Kontinuität und Verbindlichkeit angewiesenen Refle-
xionstreffen nehmen diejenigen teil, die auch organisatorische 
Arbeiten übernehmen und die Anlaufpunkt-Treffen vorbereiten. 
Dort wird auch die Zusammenarbeit reflektiert und es werden 
auftretende Probleme ausgewertet. Bei beiden Treffen werden 
Aktionen und Bildungsveranstaltungen geplant.

Das Interview führten wir im September 2020.

■ Das politische Konzept der Gruppe

Luise: Wie ist eure Initiative entstanden?

Paul: Wir sind beide nicht seit der Gründung dabei, aber der Gedanke 
von denjenigen, die angefangen haben, war zum einen, wegzukommen 
von klassischer linker Kampagnenpolitik. Es gab aber auch ein großes 
Interesse daran, nicht nur individuell in Jobcenterfragen und Arbeits-
recht- oder Arbeitskampffragen involviert zu sein, sondern einen Weg 
zu finden, solche Fragen kollektiv zu bearbeiten und zu lösen: sich zum 
Beispiel gegenseitig zum Jobcenter oder zu andern Behörden zu beglei-
ten und Leuten, die privat anfragen, sagen zu können, »Hey, geh doch 
da hin, und da bearbeiten wir das dann kollektiv.« – Gleichzeitig gab es 
das Interesse, eine Gruppe zu gründen, die sehr stark auf sich Acht gibt 
und nicht immer aktuellen Themen hinterherrennt, bis sie total außer 
Puste ist und sich erstmal ein halbes Jahr wieder regenerieren muss, 
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sondern die in den Fokus nimmt, wie wir miteinander umgehen und auf 
unsere Ressourcen achten können.

Luise: Wie schlägt sich das in euren Tätigkeiten nieder? Wir haben 
zum Beispiel auf eurer Website gelesen, dass ihr regelmäßig 

Reflexionstreffen habt.

Richard: Das Reflexionstreffen ist auf jeden Fall ein 
Teil davon. Da machen wir zum Beispiel eine »Wie-
geht’s-mir-Runde«, und wir haben eine Wohlfühlfra-
ge, die sich daran anschließt und die zum Beispiel 
lautet: »Werden deine Erwartungen in der Gruppe 

gerade erfüllt, oder fühlst du dich überfordert?« Diese 
Frage beantworten wir alle und kommen darüber ins 

Gespräch. Dann wissen wir das voneinander.
Wir haben außerdem beispielsweise die Gruppe Survival of 

the Sickest gegründet, um einen kollektiven Austausch über und eine 
Normalisierung von Krankheit zu bewirken. Survival ist eine »Kran-
kenselbstorganisation«, bei der die gesellschaftlichen Ursachen und 
Bedingungen von Krankheit nicht ausgeblendet werden.

Luise: Was war der Hintergrund der Wahl des Stadtteils Wilhelms-
burg als Ort? Wenn ich das richtig verstanden habe, ist es nicht 
der Stadtteil, in dem ihr selbst lebt?

Richard: Doch, wir haben genau deshalb hier angefangen. Alle Leu-
te, die gerade regelmäßig verbindlich dabei sind, wohnen auch hier 
im Stadtteil. Auf der anderen Seite ist Wilhelmsburg ein ehemaliges 
Arbeiter:innenviertel mit hohem migrantischen Bevölkerungsanteil und 
aufgrund der intensiven, auch städtisch vorangetriebenen Gentrifizie-
rung treten hier viele Konfliktlagen und Diskriminierung hervor. Das ist 
auch ein Grund, warum dieser Kontext sich hier entwickelt und etabliert 
hat. Wir sind nicht von außen hingegangen und haben gesagt, »Wilhelms-
burg, da gibt es zu wenig Angebote, da müssen wir jetzt etwas ändern«, 
sondern der Ansatz ist, an dem zu arbeiten, was einen selbst betrifft.

Anna: Ihr wollt euch also wechselseitig im Alltag helfen, und ihr 
baut dafür ein solidarisches Netzwerk auf. Ist das auch selbst das 
Ziel eurer Arbeit? Oder versteht ihr das als Teil einer größeren 
Praxis, beziehungsweise erhofft ihr euch von dieser Art von Praxis 
Effekte, die darüber noch hinausgehen?
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Richard: Ich denke, da gibt es ganz unterschiedliche Positionierungen 
und Perspektiven der Einzelnen in der Gruppe. Wir fokussieren uns 
weniger auf unser Selbstverständnis, als auf die Arbeit, mit der wir 
nach außen gehen wollen. Im Zentrum unserer Arbeit stehen auch 
nicht so etwas wie starke gesellschaftliche Forderungen, sondern die 
Selbstermächtigung.

Paul: Ich würde sagen, wir sind dogmatisch keine homogene Gruppe. 
Einigkeit besteht darin, dass das Ziel ist, ein gutes Leben für alle herzu-
stellen. Es gibt aber keine konkrete revolutionäre Theorie, die ganz weit 
oben steht oder die alle teilen. Ich glaube, da schlägt man ganz schnell 
in der Realität auf, wenn man dann auf dem Anlaufpunkt ist und mit 
anderen kleinteilige Konflikte bespricht.

Ich denke, es ist sehr wichtig, dieses solidarische Netzwerk im Viertel 
zu haben und der Vereinzelung von Konflikten entgegenzuwirken. Wenn 
alle Leute sich dem System gegenüber als vereinzelt wahrnehmen, wer-
den sie ohnmächtig und wenden sich anderen Formen der Kollektivität 
zu, irgendwelchen kirchlichen oder faschistischen Gruppen. Indem 
dieses Netzwerk im Stadtteil existiert, Konflikte anders angeht und eine 
andere Praxis als Antwort bereitstellt, auch einen empathischen Um-
gang der Menschen miteinander – damit, würde ich sagen, bewegen wir 
sehr viel in den Köpfen der Menschen, die zum Anlaufpunkt kommen 
oder die davon als Option wissen.

Darüber hinaus bieten wir ein Forum, um einzelne Kämpfe zu kollek-
tivieren. Dabei stellt sich die Frage, wie die Machtverhältnisse zurzeit 
sind. Davon, würde ich sagen, hängt ab, wie erfolgreich die Kämpfe ge-
führt werden können. Es ist auch ein Thema bei uns, dass wir Konflikte 
nicht nur rechtlich versuchen wollen zu lösen, sondern auch gucken: 
Wie können wir hier sinnvoll in einen Konflikt hereingehen? Dabei gibt 
es natürlich immer mal wieder auch Ernüchterung, weil viele Leute das 
nicht wollen und es eine kleinteilige Arbeit ist, sich rechtlich durch das 
System zu scharwenzeln. Trotzdem: Ich nehme unsere Initiative als das 
Sinnvollste wahr, was ich politisch jemals getan habe.

■ Etablierung im Stadtteil und Aktivitäten

Luise: Wie adressiert ihr Leute im Stadtteil? Wie werden Leute auf 
euch aufmerksam und stoßen zu euch? Welche Erfahrungen habt 
ihr beim Aufbauen von Kontakten und Beziehungen gemacht?
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Paul: Mittlerweile ist die Gruppe ziemlich 
stark im Stadtteil etabliert und wir sind im-
mer mindestens zehn Leute beim Anlauf-
punkt, teilweise sogar über zwanzig. Das 
spricht sich dann rum und Leute verweisen 
auch häufig auf die Gruppe. Unsere Treffen 
finden immer im Infoladen in Wilhelms-
burg statt. Dort hängt auch unser Plakat 
im Schaufenster, und der Raum wird ein 
Stück weit mit der Gruppe assoziiert.

Gewisse Aktionen führen auch dazu, 
dass die Gruppe bekannter wird. Das war 
am Anfang vielleicht noch stärker der Fall. Kurz nach der Gründung 
der Gruppe gab es eine Zwangsräumung, die wir versucht haben zu 
verhindern. Dafür wurde ziemlich stark mobilisiert. Wir sind im Viertel 
durch die Häuser gegangen, haben bei den Leuten geklingelt und mit 
ihnen gesprochen. Bei einzelnen Aktionen haben wir immer wieder ge-
flyert. Zum Beispiel hatte ein größerer Vermieter in Wilhelmsburg eine 
Vertragsabschlussgebühr verlangt und bei einem anderen Vermieter 
gab es Schwierigkeiten mit der Untervermietung. Da haben wir Flyer 
ausgeteilt und aufgehängt – an den Hauseingängen, der Bushaltestelle 
und so weiter – und Leute motiviert, zum Anlaufpunkt zu kommen.

Richard: Letztes Jahr haben 
wir eine Infoveranstaltung ge-
macht, für die wir direkt gewor-
ben haben; es gab dafür ein Pla-
kat und einen Flyer, und wir ha-
ben dazu eingeladen, uns ken-
nenzulernen. Wir haben eine Art 
Abriss gemacht – ich glaube wir 
haben das »Wilhelmsburg So-
lidarisch gestern, heute, mor-
gen« genannt. Und viele Leute 

sind davon ausgehend neu dazugekommen und aktiv.
Teilweise machen wir auch Workshops. Einen Debattenabend hatten 

wir eine Zeit lang, und es ist auch in Planung, das weiterhin zu ma-
chen. So kriegt man dann auch von der Gruppe mit. Am Anfang hatten 
wir außerdem eine Connection zu einzelnen linken bis linksradikalen 
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Sozialarbeiter:innen, die die Leuten bei manchen Themen an uns ver-
wiesen haben, wenn sie das Gefühl hatten, dass die Leute ihre Konflikte 
kämpferischer angehen wollen.

Luise: Welche Funktion haben die Bildungsformate, die ihr gerade 
schon angesprochen habt, für eure Arbeit? Dienen sie vor allem 
dazu, Aufmerksamkeit zu generieren und neue Leute anzuziehen, 
oder geht die Funktion noch darüber hinaus?

Richard: Dazu ist grundsätzlich zu sagen, dass wir unsere Arbeit im 
Allgemeinen als Bildungsarbeit sehen. Wir bilden uns gegenseitig, im 
Idealfall zur Selbstermächtigung – über den Konflikt, über das Anliegen, 
das die Leute haben.

Eine konkrete Funktion ist, die Leute aus der Gruppe zu ermächtigen, 
beispielsweise dazu, Begleitungen zum Amt zu machen. Und wenn wir 
einen Flyer dazu machen und aushängen, auf dem steht, dass alle Leute 
im Endeffekt Begleitung zu Behörden machen können, dann hat das 
auch eine gewisse Außenwirkung und setzt vielleicht auch Prozesse in 
Gang. Ich würde nicht sagen, dass das unser erstes Anliegen ist, aber 
das ist auch nicht unwichtig: »Ach so, ich muss überhaupt nicht allein 
zur Behörde gehen? Begleitung ist eine Option?« Und dann thematisiere 
ich das vielleicht bei nächster Gelegenheit, wenn ich zum Amt muss, 
oder suche mir jemanden.

Anna: Könnt ihr ein paar Themen nennen, die ihr auf den Bil-
dungsveranstaltungen und Debattenabenden behandelt?

Paul: Wir behandeln immer Themen, die uns selbst interessieren oder 
die für unsere Praxis relevant sind. Wir sind jetzt tendenziell weniger 
Theoriechecker:innen als am Anfang, und aktuell geht es viel darum, 
uns auszutauschen, Unsicherheiten zu einzelnen Fragen abzubauen, 
und einfach aus Interesse am Thema Bildungsarbeit zu machen.

Richard: Ich würde es untergliedern. Zum einen gibt es praxisorientierte 
Wissensweitergabe: Wenn beim Anlaufpunkt Fragen auftauchen, zum 
Beispiel rechtliche Fragen was ALG I oder II angeht, und wir sie auf dem 
Anlaufpunkt nicht beantwortet kriegen, dann bildet sich eine Gruppe von 
Leuten, die Interesse daran haben, sich damit zu beschäftigen, und die 
einen Termin ausmachen, um sich dazu Wissen zu beschaffen. Jetzt gera-
de geht es zum Beispiel um Mailverschlüsselung, und es gibt einen Work-
shop zu der Frage: »Wie begleite ich zum Jobcenter oder zu Ämtern?«
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Und politische Bildungsarbeit im engeren Sinne wäre dann vielleicht 
die Diskussionsveranstaltung und Buchvorstellung mit den Angry Wor-
kers1 oder das, was dann unter dem Begriff »Debattenabend« firmiert: 
eine Veranstaltung zu bestimmten Themengebieten wie Utopie, Krank-
heit als Waffe oder Staatsvertrauen. Damit versuchen wir auch, nach 
außen zu treten. An den Debattenabenden haben bisher die meisten 
Leute teilgenommen.

■ Zusammensetzung und interne Struktur

Anna: Was sind es für Leute, die zu euch kommen? Bleibt es eher in 
der linksradikalen Szene, oder gelingt es darüber hinauszukommen?

Richard: Ich glaube, das ist ziemlich unterschiedlich bei den verschie-
denen Sachen, die wir machen. Wir sind in der Kerngruppe überwie-
gend weiße Studierende, auch wenn das nicht auf alle zutrifft. Auf der 
anderen Seite gibt es Leute, die beim Anlaufpunkt und bei den Events 
auftauchen, aber nicht beim Reflexionstreffen. Es fällt mir schwer zu 
sagen, welche Menschen zu welchen Treffen kommen.

Es wechselt auch viel: Erst letztes Jahr sind fünf Leute neu verbind-
licher dazugekommen, die tendenziell einen anderen Hintergrund 
hatten als die Leute, die vorher da waren. Insgesamt würde ich aber 
sagen, dass die Leute, die regelmäßig dabei sind – wenn auch weniger 
als die Gruppen, die ich vorher erlebt habe – verhältnismäßig homogen 
sind, was Herkunft und teilweise auch den Bildungsstand angeht, und 
dass es uns bisher noch nicht gelungen ist, das zu ändern. Wir werben 
beim Anlaufpunkt immer dafür, zum Reflexionstreffen zu kommen, 
und sprechen Leute auch direkt an. Ich wüsste nicht, wie wir es besser 
machen sollten als bisher.

Luise: Ihr habt gerade schon von der Kerngruppe gesprochen. 
Gibt es eine Trennung zwischen dieser Gruppe und Leuten, die 
bei einzelnen Projekten und Aktionen dabei sind, oder kann man 
das eigentlich nicht beobachten?

1 Die Angry Workers sind ein kleines politisches Kollektiv in London. 2014 zogen 
sie in einen Stadtteil in Westlondon und unternahmen verschiedene Organisie-
rungsversuche in der Nachbarschaft, in Lagerhäusern und Fabriken. Über ihre 
Erfahrungen haben sie in dem Buch »Class Power on Zero-Hours« berichtet; 
darüber hinaus veröffentlichen sie Analysen und Beiträge zur Strategiedebatte 
auf ihrem Blog: https://www.angryworkers.org.
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Richard: Das Reflexionstreffen hatten wir ja schon: Darüber formiert 
sich sozusagen die Kerngruppe; das sind Leute, die regelmäßiger am 
Start sind. Aus dem Reflexionstreffen heraus finden sich immer Per-
sonen, die die Verantwortung für die einzelnen Anlaufpunkt-Treffen 
übernehmen. Wir teilen uns das dann auf, damit immer verantwortliche 
Leute da sind – allein wegen des Schlüssels für den Laden und solcher 
Geschichten.

Paul: Diese Gruppe hat dann auch einen eigenen E-Mail-Verteiler, an 
den zum Beispiel die Mails von der Gruppenadresse hingehen, die 
vielleicht nicht für alle Leute interessant sind, die auf dem großen 
Verteiler sind. Die Leute, die zum Reflexionstreffen kommen, sind 
tendenziell daran interessiert, an der Gestaltung von Wilhelmsburg 
Solidarisch mitzuwirken und die entsprechenden Informationen zu 
bekommen.

Richard: Das Reflexionstreffen ist offen und es wird auch bei den 
Anlaufpunkt-Treffen gesagt, dass Leute sehr gerne dazukommen sol-
len, wenn sie Bock haben, regelmäßiger und auch organisatorisch 
mitzumachen. Es gibt aber auch Leute, die ich auch zur Kerngruppe 
von Wilhelmsburg Solidarisch zählen würde, die vielleicht nie aufs 
Reflexionstreffen kommen, aber regelmäßig zum Anlaufpunkt kom-
men. Und die Frage »Gehören die jetzt zur Kerngruppe?« ist nicht so 
relevant, weil die Entscheidungen gemeinsam beim Anlaufpunkt von 
den Leuten im Konsens getroffen werden, die da sind. Es ist nicht so, 
dass eine Kerngruppe das abnicken müsste.

Richard: Probleme mit Machtverhältnissen sehe ich eigentlich eher 
nicht. Natürlich gibt es immer einen Unterschied in der selbst wahrge-
nommenen Handlungsfähigkeit, ob Leute das erste oder das 30. Mal 
dabei sind. Aber wir gehen damit offensiv um, indem wir Aufgaben 
auf dem Anlaufpunkt an alle verteilen und viel Struktur auf dem An-
laufpunkt haben mit Einführung, Vorstellungsrunde, Übersetzung und 
Handzetteln, auf denen die einzelnen Aufgaben erläutert sind. Diese 
Struktur wirkt aktiv informellen Hierarchien entgegen. Zum Beispiel 
hatten wir einmal einen Menschen, der zum ersten Mal beim Anlauf-
punkt war und direkt die Moderation übernommen hat. Das war si-
cherlich jemand, der das schonmal woanders gemacht hat, aber durch 
die Tools, die wir haben, und die Art, wie wir vorbereitet sind, ist das 
möglich, und dadurch werden schon viele kommunikative Probleme, 
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die ich aus anderen Treffen kenne, im Vorfeld umgangen; durch das 
Aufeinander-Achten als eine der Maximen, die wir haben.

■ Konflikte, Schwierigkeiten und Lösungsstrategien

Luise: Welche Schwierigkeiten tauchen in eurer Arbeit auf, und wie 
geht ihr damit um? Welche Probleme und Lösungsstrategien gibt 
es, was hat sich als erfolgreich herausgestellt und was eher nicht?

Richard: Wir versuchen, alle Konflikte oder Probleme zu dokumentie-
ren und auch offensiv anzugehen, beim Reflexionstreffen oder wenn 
nötig auch darüber hinaus. Wir haben ein Protokoll von unseren Anlauf-
punkten, da stehen keine Namen drin und keine konkreten Fälle. Was 
dokumentiert wird sind die Themenbereiche, um die es gerade geht – 
ist es gerade viel ALG1, viel ALG2 oder etwas anderes? Das machen 
wir, um im Nachhinein daraus Schlüsse zu ziehen und eine Kampagne 
anstoßen zu können, wie wir es zum Beispiel mit hohen Mieten bei der 
Vonovia gemacht haben. Da gab es dann eine temporäre Extragruppe, 
die dazu mobilisiert und vor Ort, beim Vermieter und den Leuten, die 
dort wohnen, gearbeitet hat.

Paul: Ein Problem, das uns über die 
letzten Jahre begleitet, ist sicher-
lich, dass viele Leute Wilhelms-
burg Solidarisch eher als eine 
Rechtsberatung nutzen und es oft 
wenig Interesse daran gibt, Konflik-
te öffentlich anzugehen. Das läuft 
dann meinem Interesse entgegen, 
Konflikte zu politisieren und die 
gesellschaftliche Dimension durch 

öffentliche Aktionen aufzuzeigen und Veränderung zu bewirken. Ande-
rerseits ist unsere Form der kollektiven Unterstützung natürlich auch 
eine Politisierung von Konflikten mit Ämtern, Vermieter:innen etc. – halt 
eher auf der Mikroebene: dadurch, dass ich den Konflikt gegenüber 
einer Vielzahl von Leuten öffne und damit auch meine Erfahrungen 
und meinen Umgang damit teile, was einen solidarischen Umgang 
ermöglicht. Und natürlich gehen die Tipps und Unterstützungsange-
bote aus der Runde beim Anlaufpunkt deutlich über das hinaus, was 
eine Rechtsberatungsstelle sonst macht. Und wenn sich die Leute eher 
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durchwursteln wollen, weil sie grad bis zum Hals in der Scheiße stecken 
und vielleicht auch wenig Kraft für eine große Aktion haben, kann ich 
das individuell auch nachvollziehen. Schade ist es natürlich trotzdem, 
und es führt manchmal dazu, dass es sich ein bisschen frustrierend 
anfühlt.
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Luise: Wie geht ihr damit um? Versucht ihr dann, explizit zu ma-
chen, dass ihr mit eurer Arbeit eigentlich etwas anderes wollt?

Richard: Es wird auf jeden Fall versucht, am Anfang immer zu sagen, 
was wir machen. Wir haben einen Einführungsteil, in dem die Band-
breite an Möglichkeiten, politisch mit den Konflikten umzugehen, 
aufgezeigt wird. Und manchmal versuchen wir es auch beim Reflexi-
onstreffen, bei dem dann gesagt wird, »Hey Leute, also in letzter Zeit 
gab es zu viel Paragrafenstruggle, lasst uns doch auch mal wieder ein 
bisschen – was weiß ich, eine Aktion machen oder mehr einfordern als 
die blanken Rechte«. Das funktioniert dann mal besser, mal schlechter.

Ich hab es auch schon erlebt, dass man sich da einfach wirklich in 
diese Rechtslogik so richtig reindreht – und das soll wahrscheinlich 
auch genauso sein –, und dann gibt es immer wieder Momente, in de-
nen Leute sagen: »Das fuckt hier voll ab. Lass das mal anders machen, 
ich brauch da mehr Freiheit.«

Paul: Das ist auch nicht nur schlimm; der kreative Umgang mit Rechts-
fragen ist ja auch etwas, das bei Wilhelmsburg Solidarisch durchaus 
dazu gehört, aber wenn es sehr stark in den Fokus rückt, dann versu-
chen wir, uns vorher dafür zu sensibilisieren, wie wir anders mit solchen 
Themen umgehen könnten: Lässt sich das Problem vielleicht nicht nur 
durch einen Widerspruch lösen, sondern indem wir zu fünft beim Job-
center aufschlagen und auf diese Weise Druck machen, zum Beispiel.

Ansonsten gibt es gelegentliche Probleme mit alten weißen Män-
nern, die viel reden wollen. Dadurch, dass auf dem Anlaufpunkt die 
geschlechtermäßige Besetzung divers ist und wir eine Moderation und 
eine strukturierte Vorgehensweise haben, wird einem dominanteren 
Verhalten ziemlich gut Einhalt geboten, und die Erfahrung zeigt, dass 
sich Leute mit dem Anliegen zu dominieren bei uns nicht so gut aufge-
hoben fühlen und dann auch nicht mehr wiederkommen.

Richard: Sprache ist eine Hürde oder Barriere. Da versuchen wir entge-
genzuwirken, indem wir anbieten, eine:n Dolmetscher:in zu bezahlen, 
wenn wir es selbst nicht stemmen können. Es bleibt aber natürlich 
trotzdem eine Hürde, noch jemanden dazwischen zu haben, und es ist 
einfacher, mit allen sprechen zu können. Dieses Problem kommt immer 
wieder. Aber es ist etwas, das uns durchaus auch näher aneinander 
heranbringen kann. Die Normalität, dass Mehrsprachigkeit gleichwertig 
Raum hat, ist auch eine Erfahrung von Solidarität.
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■ Verhältnis zu Arbeitskämpfen

Anna: Ist es schon mal vorgekommen, dass ihr Arbeitskämpfe 
direkt praktisch unterstützt habt, oder geht es eher darum, dass 
man sich über die Arbeitsbedingungen austauscht oder sich zum 
Beispiel informiert, was es bringt, einen Betriebsrat zu gründen?

Paul: Bis letztes Jahr hatten wir den Anlaufpunkt gegen Arbeitsunrecht 
als separaten Termin, auf dem es schwerpunktmäßig um Arbeitskon-
flikte und Arbeitskämpfe ging, zusammen mit der FAU, mit den IWW 
Hamburg und der Grupo de Acción Sindical. Es war ursprünglich die 
Idee, das konkreter betrieblich auszurichten. In der Tat ist es aber eher 
so, würde ich sagen, dass wir in den Arbeitskämpfen die individuellen 
Perspektiven unterstützen. Ich selbst habe mit Wilhelmsburg Soli-
darisch zumindest noch keine betriebliche, in die gewerkschaftliche 
Richtung gehende Arbeit gemacht.

Paul: Es ist schon festzustellen, dass wenige Leute ihre Konflikte am 
Arbeitsplatz in einer größeren Gruppe thematisieren wollen. Es kommt 
zwar immer mal wieder vor, aber eine konkrete Unterstützungsarbeit an 
einem Arbeitsplatz hat sich daraus nicht ergeben. Aber ich bespreche 
zum Beispiel die Themen, die ich am Arbeitsplatz habe, auch gerne in 
der Gruppe, um Rückmeldungen zu bekommen, wie ich mit einzelnen 
Dingen umgehen kann, und das habe ich in der Vergangenheit als sehr 
hilfreich wahrgenommen, auch wenn ich daraus noch keinen konkre-
ten Kampf mit Unterstützungsarbeit von Wilhelmsburg Solidarisch 
gemacht habe.

Was wir zum Beispiel schon mal gemacht haben: Jemand war zum 
Personalgespräch eingeladen, und dann ist jemand von uns zur Ver-
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stärkung und als Zeug:in mit hingegangen und hat Notizen gemacht. 
Oder wir haben die Schwierigkeiten, die jemandem aufgrund eines 
Arbeitsgerichtsverfahren hatte, durchgesprochen und ihn emotional 
supportet. Das schon, aber keinen Streik oder dergleichen.

Luise: Wir haben gelesen, dass ihr eine Kampfkasse habt. Wie 
funktioniert sie? Wie kommt das Geld da rein, wie wird darüber 
entschieden, wie es verteilt wird? Wie wichtig ist diese Kasse für 
eure Arbeit?

Paul: Das Geld kommt über Spenden rein. Die Kampfkasse für sich 
genommen wird wirklich sehr wenig in Anspruch genommen. Sie 
dient dazu, es Leuten zu erleichtern, wenn sie bestimmte Kämpfe 
führen wollen und dadurch finanzielle Einbußen hätten. Sie hat also 
eigentlich die Funktion, Ängste zu nehmen vor Kämpfen, oder auch zu 
verhindern, dass das Geld vorgeschoben wir als Grund dafür, dass man 
Kämpfe nicht führen möchte. Faktisch ist es aber meist so, dass Leute 
nicht bereit sind, das Geld anzunehmen, obwohl wir wirklich sehr stark 
dafür werben.

Aus unserer Gruppenkasse werden auch Fahrkarten, Kinderbe-
treuung und Übersetzungen gezahlt und solche Sachen, einfach um 
Beteiligung zu ermöglichen für Leute ohne oder mit sehr wenig Kohle. 
Aber das ist nicht unbedingt die Kampfkasse, sondern einfach Geld, 
das dafür zur Verfügung steht. Entschieden über die Ausgabe in einer 
konkreten Situation wird immer von denjenigen Menschen, die in dem 
Moment beim Anlaufpunkt sind, wenn das Thema auftaucht.

■ Umgang mit der Corona-Pandemie

Anna: Was hat die Pandemie mit euren Aktivitäten gemacht?

Richard: Dafür mussten wir uns ganz schön umstrukturieren. Aber wir 
haben zu keinem Zeitpunkt aufgehört zu arbeiten und haben verschie-
dene Wege gefunden, die Arbeit anders zu strukturieren. Den Anlauf-
punkt können wir jetzt digital machen beziehungsweise wir haben jetzt 
die Option, dass sich Leute digital dazu schalten können.

Paul: Wir haben ein Raummikrophon und dadurch können die Leute, 
die live beim Anlaufpunkt sind, verstanden werden. Das war unser 
Weg, für möglichst Viele einen Zugang zu schaffen, denn der digitale 
Anlaufpunkt schließt extrem viele Leute aus. Wenn es einen Überset-
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zungsbedarf gegeben hätte – und das hat es nicht, was Bände spricht –, 
dann wäre es nicht so leicht gewesen, eine Simultanübersetzung hin-
zubekommen.

Paul: Corona ist natürlich super scheiße gewesen, wenn es darum 
geht, mit Leuten im Viertel in Kontakt zu treten. In der Anfangszeit von 
Corona hatten wir die Initiative aus dem Anlaufpunkt heraus, mit den 
Nachbar:innen zu sprechen und Leute dabei zu unterstützen, mit ihren 
Vermieter:innen in Kontakt zu treten, um Miete zu sparen. Das ist im 
Endeffekt gescheitert. Es war auch einfach nicht so realistisch, mit Leu-
ten ins Gespräch zu kommen, während in der Anfangsphase der Pan-
demie viel Unsicherheit und große Ängste bei Kontakt vorherrschten.

■ Überregionale Zusammenarbeit

Anna: Ihr hattet eben schon gesagt, dass ihr zumindest am Anfang 
auch mit anderen Gruppen zusammengearbeitet habt. Ist das 
etwas, das ihr weiterhin macht oder vorhabt zu machen, und wie 
sieht diese Zusammenarbeit aus?

Richard: Wir haben immer mal wieder, und am Anfang verstärkt, 
Netzwerkarbeit betrieben – das heißt: Zwei »Kernmenschen« sind viel 
rumgereist. Und ich treffe überall immer mal wieder Leute, jetzt kürzlich 
in Freiburg, die meinten, »Wilhelmsburg Solidarisch, die waren doch 
mal bei uns vor fünf Jahren«. Und über diese Netzwerke haben dann 
Leute, die von woanders her nach Hamburg kommen, auch schon von 
der Gruppe gehört.

Paul: Es gab vereinzelte Besuche von anderen Gruppen bei uns, aber 
es ist nicht so, dass man sagen könnte, dass die Vernetzung bei uns im 
Vordergrund steht.

In der Vergangenheit hatten wir auch Konferenzen für Skillsharing mit 
anderen Gruppen, die im Bereich der Selbstorganisation in Alltagskämp-
fen arbeiten. Unser Ziel ist es weiter mit ähnlich arbeitenden Gruppen im 
Austausch zu bleiben. Aktuell gibt es mit der Ini Wer hat der gibt eine 
sehr schöne Möglichkeit, Aktionen verschiedener Initiativen unter deren 
Dach zusammenzuführen. Hier haben wir uns auch kürzlich mit einer 
Aktion beteiligt und planen das auch weiter zu verfolgen.

Anna: Findet ihr Vernetzung wichtig, auch über konkrete Anliegen 
wie zum Beispiel Skillsharing hinaus? Würdet ihr in einem überre-
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gionalen Zusammenschluss von Basisorganisationen auch einen 
Selbstzweck sehen, oder gibt es diese Perspektive bei euch nicht?

Paul: Wir versuchen, Vernetzung nicht als Selbstzweck zu betrachten, 
sondern mit einem konkreten Anliegen an die Vernetzung ranzugehen. 
Wenn du sowas ansprichst wie sich zu vernetzen, um gemeinsam 
Dinge durchzusetzen für eine gesellschaftliche Transformation, dann 
würde ich sagen: Wir sind noch nicht an dem Punkt, an dem wir rea-
listisch Veränderung damit bewirken können. Die Vernetzung ist recht 
arbeitsintensiv. Wir schauen gerade auch, wer was wofür geben kann, 
und die Vernetzung steht eher hintan. Bisher hatten wir Vernetzung 
vor allem zum Skillsharen, und der Wunsch besteht auch weiterhin. 
Bei der Vernetzung lernt man sich kennen, und da gibt es immer auch 
sinnvolle Impulse.
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Hände weg vom Wedding | Berlin

Hände weg vom Wedding ist eine Gruppe im Norden Berlins, 
die sich 2012 gegründet und 2018 nach einem rätekommunis-
tischen Modell umstrukturiert hat. Seitdem gibt es neben der 
Vollversammlung vier themenspezifische Kommissionen – zu 
Arbeitskämpfen, Feminismus, Mietenkämpfen und Antirassis-
mus/Antifaschismus –, die offene Angebote wie Bildungsver-
anstaltungen, Kundgebungen und Cafés organisieren und über 
sogenannte Vorfeldstrukturen in den Stadtteil hineinwirken. 
Die Kommissionen entsenden Delegierte in den Rat, der für 
die Analyse und strategische Ausrichtung zuständig ist und 
unter anderem auch interne Weiterbildungen für die Gruppe 
plant. Hände weg vom Wedding betreibt gemeinsam mit ande-
ren Gruppen das Kiezhaus »Agnes Reinhold« und gibt mit der 
Kiezkommune Wedding die Stadtteilzeitung Plumpe heraus.  
Das Interview haben wir im September 2020 geführt.

■ Organisationsstruktur

Baldo: Am Anfang würden wir gern ein konkreteres Bild davon 
bekommen, was ihr eigentlich macht und wie eure Gruppe funk-
tioniert.

Jule: Wir sind nach einem rätekommunistischen Modell organisiert und 
arbeiten aktuell in vier Kommissionen: zu Arbeitskampf, Mietenkampf, 
Feminismus und Antirassismus beziehungsweise Antifaschismus. De-
legierte aus diesen Kommissionen treffen sich in einem Rat – dem 
»Kern« –, in dem gemeinsame Beschlüsse gefasst werden.

Marcel: Die Delegierten im Rat sind per imperativem Mandat an ihre 
Kommission gebunden. Je eine delegierte und eine co-delegierte Per-
son füllen diesen Rat. Die Kommissionen haben eine gewisse Autono-
mie im Rahmen ihrer eigenen Praxis. Aber der ideologische und orga-
nisationstheoretische Rahmen wird gemeinsam vom Kern beschlossen. 
Der Kern hat a) eine strategische sowie koordinierende Funktion und 
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b) ist er der Ort, wo die organisationstheoretischen Leitplanken und die 
gemeinsame Theorie formuliert und weiterentwickelt werden.

Anna: Und dass sich die Leute aus den Kommissionen im Rat oder 
Kern abwechseln, bedeutet, dass sich dieser nicht verselbststän-
digen kann?

Marcel: Auf jeden Fall, das wird aktiv verhindert. Die Gruppe ist darüber 
demokratisch legitimiert, dass regelmäßig Wahlen der Delegierten statt-
finden, sodass der Kern nicht von der realpolitischen Praxis entkoppelt 
bestehen kann, sondern immer wieder daran angebunden wird.

Anna: Wenn es im Rat einen theoretischen Diskussionsprozess 
gibt und die Delegierten regelmäßig wechseln, dann müsste man 
eigentlich, um da weitermachen zu können, wo eine andere Per-
son aufgehört hat, wirklich die ganze Zeit die Diskussion genau 
mitrezipiert haben. Ist das so? Oder bildet sich dadurch, dass 
gewählt und nicht rotiert wird, dann doch so eine Theoretiker – 
vielleicht :innen oder auch nicht :innen (Lachen) – -Kombo?

Jule: Also ich bin Teil der feministischen Kommission, und wir haben 
das immer so gehandhabt, dass wir richtig eine Diskussion darum ge-
führt haben – nicht nur, wie es kapazitätentechnisch aussieht, sondern 
auch, wie es Sinn macht und wer welche Unterstützung braucht, wenn 
er oder sie in den Kern kommt. Und wir haben es eigentlich bisher ganz 
gut hinbekommen zu rotieren. Das war bisher noch kein Problem – bei 
den anderen Kommissionen eigentlich auch nicht.

Anna: Gelingt es durch diese Struktur, Hierarchien informeller Art 
zu vermeiden?

Jule: Ich denke, es ist ein Modell, in dem Hierarchien abgebaut werden, 
weil es so transparent ist. Wir haben Delegierte mit klaren Verantwort-
lichkeiten. Es wird diskutiert und beschlossen, wer wofür zuständig ist. 
Informelle Hierarchien sind natürlich immer ein Punkt. Wir werden auch 
nicht irgendwann alle auf dem gleichen Wissensstand sein. Aber es ist 
so eine Struktur, die uns hilft zu erkennen, wer wofür gerade zuständig 
ist und an wen ich mich wie wenden und auf welcher Ebene ich welchen 
Beschluss fassen und wie mitwirken kann.

Marcel: Das ist ja gerade die Stärke des rätekommunistischen im 
Gegensatz zum autonomen Modell. Es gibt nichts Undemokratische-
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res als eine autonom verfasste Gruppe, in 
der alle über alles entscheiden und die 
relevanten Entscheidungen dann doch 
eher beim Bier in der Kneipe oder in 
der WG getroffen werden. Wenn du bei 
einer autonomen Gruppe nicht auf dem 
wöchentlichen Plenum bist, hast du ein 
Problem, dann bist du weg von der Infor-
mationskette. Wenn du im autonomen Zir-
kel zum Beispiel ein persönliches Problem 
hast, das aber vielleicht politisch aufgeladen 
ist, dann kennt man das doch, dass es sich fraktio-
niert und teilweise einen Sprengcharakter für alle hat. Das verhindern 
wir mit unserer Organisationsform.

Wir haben nicht nur ein Selbstverständnis – in dem geht es um Inhal-
te –, sondern wir haben auch ein Statut, das unsere Organisationsform 
regelt und das auch immer weiterentwickelt wird, wenn es zum Beispiel 
darum geht, wie Aufnahmeprozesse ablaufen oder welche Funktionen 
und Ämter es gibt, die Leute temporär übernehmen. Damit ist dann 
auch durchsichtig, was an welcher Stelle passiert und was die Anforde-
rungen an die Menschen sind. Da wird einem nicht vorgegaukelt, dass 
es ein Mitmachzirkus sei, sondern alles ist formal demokratisch geklärt.

Anna: Ich persönlich finde das total gut, erlebe es aber auch, dass 
Leute davon abgestoßen sind, weil sie solche organisatorischen 
Festlegungen als Gegenteil von Freiheit empfinden oder weil sie 
es für überflüssig halten, alles durchzuformalisieren. Hattet ihr 
da Debatten?

Marcel: Es gibt ja auch Leute, die seit unserem Umstrukturierungspro-
zess von einer postautonom zu einer rätekommunistisch verfassten 
Organisation nicht mehr dabei sind. Aber das sind Leute – darüber freue 
ich mich auch –, die uns teilweise sozial und politisch erhalten geblie-
ben sind. Durch unseren Reorganisationsprozess sind wir von diesem 
individual-anarchistischen Verständnis, was Freiheit bedeutet, weg und 
hin zu einer sozialistischen, rätekommunistischen Perspektive gekom-
men, die bestimmte Notwendigkeiten, Kollektivität und Ernsthaftigkeit 
betont. Die Betonung liegt hier auf Verbindlichkeit: die Maßgabe, dass 
Politik eine Lebensaufgabe ist und nicht eine kulturelle Phase, die ich 
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gerade durchlaufe, und dass es notwendig ist, eine gemeinsame Linie 
zu haben, die wir uns als Gruppe gemeinsam überlegen.

■ Arbeitskampfkommission

Baldo: Wie betreibt ihr Politik, aktuell hier im Kiez?

Marcel: Als Arbeitskampfkommission, der ich angehöre, wollen wir 
einerseits Momente der Solidarität zu bestehenden Arbeitskämpfen 
sowohl aus dem Kiez heraus- als auch in den Kiez hineintransportieren 
und andererseits …

Anna: Sagst du mal kurz, was das heißt – »aus dem Kiez heraus 
… in den Kiez hinein«?

Marcel: Als Arbeitskampfkommission haben wir die Aufgabe, Solidari-
tät für Arbeitskämpfe zu schaffen – auch im Kiezhaus1, der räumlichen 
Entsprechung unserer Organisation und dem Multiplikationsort für 
unsere Praxis. Zum Beispiel im Wedding wären das Arbeitskämpfe wie 
am Vir chow-Klinikum, wo die ins Charité Facility Management outge-
sourcten Kolleg:innen der Charité gerade in die Auseinandersetzung 
gehen. In der Vergangenheit waren das auch die Kolleg:innen der S-
Bahn oder der BVG. Beispielsweise findet eine Kundgebung am Bahnhof 
Gesundbrunnen zum Thema S-Bahn-Privatisierung statt, und es gibt 
eine Streikkundgebung von BVG-Fahrer:innen hier in der Afrikanischen 
Straße. Wir suchen den Kontakt zu den Kolleg:innen und zeigen neben 
der symbolischen Solidarität auch, dass wir sie als Lohnabhängige 
mit uns – ebenfalls Lohnabhängigen – und dem Stadtteil in Kontakt 
bringen.

Wir wollen Momente der Solidarität schaffen, indem wir die Streik-
kundgebungen besuchen und indem wir thematische Veranstaltungen 
dazu hier im Kiezhaus machen. Aber andererseits wollen wir natürlich 
auch aus diesem beschränkten ›Lokalismus‹ raus. Zum Beispiel machen 
wir bei der Kampagne gegen Outsourcing und Befristung mit. Getra-
gen wird diese Kampagne berlinweit von Akteur:innen aus verschie-
denen gewerkschaftlichen und gewerkschaftsnahen Strukturen. Wir 
wollen auch andere Arbeitskämpfe miteinbeziehen und perspektivisch 

1 Gemeint ist das »Kiezhaus Agnes Reinhold« im Wedding, dessen Nutzung sich 
Hände weg vom Wedding mit den Initiativen Lagermobilisation Network Ber-
lin, Oficina Precaria Berlin und Solidarische Landwirtschaft teilt. https://
www.kiezhaus.org/.
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zum Beispiel zu Union-Busting, Veränderung von gewerkschaftlicher 
Arbeit in den Betrieben wie etwa aktuell bei Starbucks arbeiten. Dazu 
zählt auch der Solidaritätstreff für die Kolleg:innen der Sozialen Arbeit, 
den wir regelmäßig durchführen und der über den Bezirk hinaus Lohn-
abhängige in diesem Bereich erreicht.

■ Kommissionen und Vorfeldstrukturen

Anna: Das klingt alles nach irrsinnig viel – wie viele Leute seid ihr 
denn?

Marcel: Ja, tatsächlich sagen wir das gar nicht nach außen. (Lachen) 
Die Stärke unserer gemeinsamen Organisation liegt darin, dass sie den 
Kommissionen den Rücken freihält sowohl für ihre Praxis als auch für 
Bildung, und dass wir dadurch, auch durch die Koordinierung mit dem 
Kern und seiner strategischen Arbeit, eine ganz neue Ansprechbarkeit 
und politische Schlagkraft nach außen hin haben. Und die Stärke einer 
Kommission hängt nicht nur daran: Jede Kommission hat wenigstens 
eine Vorfeldstruktur, wo ihre Arbeit nochmal multipliziert wird: wo Leu-
te dazukommen, die nicht Teil von Hände weg vom Wedding sind, die 
aber sagen: »Ich brenne für dieses Thema und möchte das unterstüt-
zen.« Das ist vielleicht der erste Raum der politischen Berührung und 
ein aktionsorientierter, solidarischer Arbeitsrahmen. Deshalb müssen 
wir nicht alles allein tun, sondern arbeiten gemeinsam mit den interes-
sierten Multiplikator:innen, die mehr Verantwortung in den Vorfeldern 
übernehmen wollen.

Diese Vorfeldstrukturen entstehen aus einer gewissen Analyse he-
raus. Als wir damals in dem Umstrukturierungsprozess waren, haben 
wir bewusst vier populäre Themenfelder aufgegriffen, wo wir sagen: 
Die sind einer revolutionären Praxis integral. Wir wollen keinen Anti-
faschismus ohne Arbeitskampf, und keinen Arbeitskampf ohne jedes 
andere Standbein umsetzen. Und diese Vorfeldstrukturen sind einfach 
wie offene Strukturen, die von uns inhaltlich mitangeleitet werden. Wir 
haben natürlich als Kommission eine koordinierende, aber auch eine 
inhaltlich sinnstiftende Funktion. Deswegen, glaube ich, ist das auch so 
interessant für viele: weil wir so verschiedene Lebensrealitäten berück-
sichtigen können und weil die Vorfelder eine inhaltliche Orientierung 
geben. Die Erwartung ist klar: Es ist keine autonome Vollversammlung, 
sondern ein offenes Arbeitstreffen, für das bestimmte Verantwortlich-
keiten geklärt sind und wo wir den organisatorischen und inhaltlichen 
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Rahmen stellen. Das empowert Leute zu sagen: Ja, da kann ich mich 
auch mit meinen geringen Kapazitäten zum Thema Mietenkämpfe 
oder zu anderen Kämpfen, Antifaschismus zum Beispiel, einfach direkt 
engagieren.

Seit unserer Umstrukturierung bauen wir also diese vier Kommissio-
nen auf, aber es gibt natürlich noch ganz andere Themen, die abge-
deckt und populär gemacht werden müssen, zum Beispiel Ökologie, 
Gesundheit und weitere. Solchen Themenfeldern werden wir uns in 
Zukunft auch widmen.

Baldo: Wie generiert ihr diese Vorfeldstrukturen? Wenn ich das 
richtig verstehe, gibt es von euren Kommissionen organisierte 
Treffen, zu denen Leute von außen regelmäßig dazukommen?

Jule: Ich kann es ja mal für den Frauen*streik Wedding erklären. In der 
feministischen Kommission haben wir ein Vorfeld, das Frauen*streik-
Komitee Wedding. Das ist eine offene Gruppe, die perspektivisch auch 
eine Plattform für feministische Themen im Kiez sein soll. Da haben wir 
einmal im Monat eine Vollversammlung. Wir versuchen, darüber immer 
wieder Leute anzubinden.

Baldo: Wie ladet ihr dazu ein? Wie kriegen Leute überhaupt mit, 
dass es das gibt?

Jule: Ganz viel über Social Media, und dann sind wir auch viel im öf-
fentlichen Raum – über Kundgebungen zum Beispiel. Es gibt einmal 
im Monat den Hände-weg-vom-Wedding-Tresen. Und das Kiezhaus ist 
auch ein Raum, worüber wir Aufmerksamkeit auf uns ziehen.

Anna: Welche Art von Leuten sprecht ihr damit an?

Jule: Zum Frauen*streik kommen anpolitisierte Menschen. Das müs-
sen nicht Leute aus der linksradikalen Subkultur sein, aber das sind 
Menschen, die zum Beispiel schon mal was mit dem Wort Patriarchat 
anfangen können. Wir bauen gerade wieder ein Frauen*-Café auf, das 
es im Kiezhaus auch schon mal gab, und ich könnte mir vorstellen, 
dass man darüber mit Menschen in Kontakt tritt, die vielleicht nicht 
speziell aus der linken Denke kommen. Aber wir machen uns auf jeden 
Fall keine absurden Vorstellungen davon, dass wir mit der Politik, 
die wir betreiben, jetzt die gesamte Nachbarschaft hier ansprechen 
würden.
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Marcel: Wir wollen ja auch nicht alle ansprechen. Es ist halt ein Klas-
senansatz, den wir fahren. Wir bewegen uns hier auch in Feldern, 
die hochgradig von Verdrängung, von sexualisierter Gewalt geprägt 
sind – Femizide waren und bleiben im Wedding tatsächlich ein großes 
Thema –, genauso von rassistischer Gewalt, aber natürlich auch von 
Arbeitskämpfen. Und da versuchen wir im Sinne Neuer Klassenpolitik, 
auch einen neuen Klassenbegriff zu formulieren. Wer sind eigentlich die 
Leute, mit denen wir revolutionäre Praxis entwickeln wollen?

Baldo: Noch einmal zurück zur Arbeitskampfkommission: Wie 
sieht deren Verhältnis zu Gewerkschaften aus?

Marcel: Wir üben einerseits Kritik an Sozialpartnerschaften und an 
Gewerkschaftsfunktionär:innen, die völlig entkoppelt von ihrer Basis 
ein Rädchen im System sind und häufig gar kein Interesse haben, die Si-
tuation der Beschäftigten oder die ökonomische Ordnung grundlegend 
zu ändern. Die Dialektik besteht darin, mit den häufig sehr patenten 
Basisgewerkschaftler:innen (nicht nur die FAU, auch die GEW, teilweise 
auch Ver.di oder bei Ryan Air die Flugbegleiter:innen-Gewerkschaft) 
und mit den Leuten an der Basis zusammenzuarbeiten und ihnen dort 
von uns, als außerparlamentarische und außergewerkschaftliche Kraft, 
die Solidarität kundzutun und die Basis darüber zu stärken. Das ist na-
türlich eine sehr kleinteilige Arbeit. Wir sind weit davon entfernt, eine 
machtvolle gesellschaftliche Kraft zu sein. Aber das ist der Aufbaupro-
zess, den wir uns gerade geben.

Baldo: Bei Arbeitskämpfen geht es ja immer um die Verbesserung 
der Situation der Lohnabhängigen, aber meistens geht es ja nicht 
darüber hinaus; meistens haben diese Kämpfe keinerlei Perspek-
tive auf Überwindung der kapitalistischen Strukturen. Wie wählt 
ihr aus, wo ihr eingreift?

Marcel: Ich glaube, es kommt auf das Feld an: Reden wir gerade zum 
Beispiel von dem Arbeitskampf an der Charité und dem Virchow, ist 
das nochmal etwas ganz anderes, weil da die Gewerkschaftsführung 
überhaupt kein Interesse an einer Kooperation mit uns hat. Gegen 
uns – als Kampagne gegen Outsourcing und Befristung, bei der wir 
mitmachen – gibt es teilweise eine sehr aggressive Stimmung. Da gibt 
es auch Versuche, die Belegschaft dazu zu bewegen, unsere Solida-
ritätsaktionen nicht zu besuchen. Dass es solche Versuche gibt, liegt 
in der Natur der Sozialpartnerschaft. Aber davon lassen wir uns nicht 
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entmutigen. Die Kolleg:innen, 
die wir erreichen, erreichen wir 
vielleicht auch nur, indem wir 
einen Kuchen vorbeibringen 
oder ein Protestzelt organisie-
ren oder einen Redebeitrag auf 
ihrer Kundgebung halten. Das 
ist wie gesagt eine ganz klein-
teilige, aber notwendige Arbeit.

Bei dem Kampffeld Soziale 
Arbeit ist das nochmal anders, denn da gibt es kaum gewerkschaft-
liche Organisierung. Da fangen wir eine kleine Wühlarbeit an, wobei 
es darum geht, erst einmal eine Grundlage zu schaffen: Wie kann ich 
denn mein eigenes Lohnarbeitsverhältnis verbessern in so einer krass 
neoliberalisierten Trägerlandschaft, die auf ganz eigene Art und Weise 
auf Profite getrimmt ist, in einer krass isolierten Kolleg:innenlandschaft 
mit krass isolierten Trägern, die massiv im Konkurrenzverhältnis zuei-
nander stehen? Der Betriebsrat ist auch nichts Revolutionäres, aber 
besser ein Betriebsrat als keiner, und es ist eine sehr gute Ausgangslage, 
um sich als Lohnabhängige zu emanzipieren – oder zumindest einen 
Grundstein dafür zu legen.

Anna: Wie kommt das eigentlich an? Wenn ihr beispielsweise zu 
einem Streik geht, wo die Leute euch nicht kennen: Was sagt ihr 
denen, warum ihr da seid? Und wie reagieren sie darauf?

Marcel: Wir sagen denen das gleiche, was wir euch auch gesagt haben. 
Wir gehen mit einem gewissen Selbstbewusstsein da rein und sagen, 
dass wir als Lohnabhängige, als Arbeiter:innen ein gemeinsames In-
teresse haben, dass es einen Grund gibt, warum wir ihnen Solidarität 
zeigen, ohne gleichzeitig zu sagen, die Gewerkschaftsfunktionäre wären 
jetzt die Verräter – so leicht ist es dann ja auch nicht. Wir laden sie zu 
Veranstaltungen ein, wo dann vielleicht auch nur fünf Leute kommen, 
die nicht unbedingt in diesen Kämpfen drinstecken – aber die sind auf 
einer gemeinsamen Veranstaltung, beziehen sich das nächste Mal auch 
solidarisch auf diesen Arbeitskampf, tragen die Inhalte der Arbeits-
kämpfe – zum Beispiel gegen Privatisierung, gegen Outsourcing oder 
auch für einen Ausbau der betrieblichen Mitbestimmung – auch weiter, 
vielleicht zu ihren Freund:innen, in ihre Familien, in ihre politischen 
Kreise; vielleicht wird es auch Teil einer akademischen Ausbildung oder 
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Abschlussarbeit. Aber so etwas empfinden wir schon als Erfolg, auch 
wenn hier Solidaritätsplakate im Kiez hängen. Das ist, glaube ich, eine 
sehr langfristig angelegte Arbeit, aber dem müssen wir uns stellen. 
– Das ist das eine, das andere ist natürlich, die eigene Lohnarbeit zu 
thematisieren.

Jule: Und man muss diesen Mut erlernen, »radikale Linke« nicht als 
Schimpfwort zu verstehen (alle lachen), also dass wir lernen auszudrü-
cken, dass dahinter Werte stehen, von denen wir überzeugt sind, und 
dass das nicht etwas wird, das wir verstecken.

Anna: Diesen Vorwurf gegenüber dem Ansatz der Stadtteilarbeit 
habe ich schon öfter gehört: dass es eine Tendenz gäbe, sich zu 
sagen: Wir müssen jetzt in den Alltag rein, und um das hinzukrie-
gen, müssen wir uns verstecken. Gibt es das bei euch?

Marcel: Natürlich müssen wir in den Alltag der Klassengeschwister. 
Es ist schließlich unser gemeinsamer Alltag als Lohnabhängige. Ich 
komme zum Beispiel aus einer Bewegung, in der Linkssein sehr fleißig 
versteckt wurde, wo es eine militante, klandestine, subversive Art gab. 
Aber das war ein strategischer Fehler. Wir sind ja in Berlin, wir haben 
hier liberale Ausgangsbedingungen, die uns auch bestimmte Dinge 
ermöglichen.

Anna: Was sind Themen, Formate und Aktionsformen, mit denen 
ihr Leute gut ansprechen könnt?

Jule: Wir haben im letzten halben Jahr die Erfahrung gemacht, dass 
Kundgebungen und das Verteilen von Infomaterial, beispielsweise 
unsere Ausgaben der Forderungskataloge zur Lösung der Coronakrise, 
als Format ziemlich gut laufen – sich zum Beispiel vor dem Jobcenter 
auf dem Leopoldplatz hinzustellen, wo Leute schon kurz stehenbleiben. 
Das ist ein Format, das wir zuletzt häufig benutzt haben – gerade in der 
Coronazeit haben wir teilweise einmal pro Woche, manchmal alle zwei 
Wochen eine Kundgebung gemacht. Ansonsten gibt es die Internatio-
nalistischen Abende, die meist in Kampagnen oder größere Bündnisse 
eingebettet waren. Die sind auch ziemlich gut gelaufen, da war das 
Kiezhaus immer dabei.

Marcel: Der eben erwähnte, mehrfach aktualisierte Forderungskatalog 
zu Corona-Maßnahmen hat reißenden Absatz gefunden – wir haben 
ihn aktiv auf der Straße auch außerhalb der Kundgebungen verteilt. 
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Wir haben auch die Forderungen der Solidarischen Aktion Neukölln 
und anderer unterstützt, um die soziale Frage von links zu besetzen. Es 
war uns ein großes Anliegen, dass nicht faschistische Kräfte oder andere 
Reaktionäre dieses Themenfeld mit ihrem Wahnsinn besetzen. Und im 
Wedding wurden die Forderungen sehr gut rezipiert. Es war gut, dass 
es überhaupt diese Kundgebungen und Infotische gab. Die Materialien 
an diesen zentralen Orten zu verteilen, hatte für mich eine sehr interes-
sante Ausstrahlung, das war sehr ermutigend für viele. Darüber haben 
einige Leute den Weg zu unseren Inhalten gefunden.

■ Die Rolle des Kiezhauses

Baldo: Eine Sache, die mich noch interessieren würde: Wie ist das 
Verhältnis zwischen eurer Gruppe und dem Kiezhaus? Habt ihr es 
gemietet? Seid ihr als Gruppe der Betreiber oder nutzt ihr das mit?

Marcel: Wir sind eine der Säulen des Kiezhauses. Wir haben den Pro-
zess 2015 aus der Analyse heraus begonnen, dass wir für unsere Praxis 
eigene Räume brauchen. Wir können nicht darauf angewiesen sein, in 
Stadtteilzentren, die kommunal finanziert werden, oder in subkultu-
rellen linken Räumen wie Hausprojekten oder Kneipen unsere Inhalte 
umzusetzen. Wir brauchen auch eigene Räume, die wir inhaltlich fül-
len können: die keinen Mikrokosmos bilden, sondern immer wieder 
versuchen, die Wurzeln nach außen zu schlagen und sich im Stadtteil 
einzubinden.

Seit 2018 gibt es das Kiezhaus. Wir sind einer der prägenden Teile 
und es gibt noch andere Organisationen, die das mitbestimmen. 
Uns fällt es auch als Gruppe zu, die Ratsstruktur des Kiezhauses mit 
umgesetzt zu haben, die auch ein rätekommunistisches Modell ist, 
sehr ähnlich zu Hände weg vom 
Wedding. Wir administrieren das 
Kiezhaus gemeinsam, beispiels-
weise die Raumanfragen und die 
Renovierungsarbeiten, die zu tä-
tigen sind. Wir haben ein gemein-
sames Selbstverständnis inhalt-
lich erarbeitet, wir haben eine 
Kiezhausordnung, um zu zeigen, 
wofür das Kiezhaus steht, was 
wir hier wollen und was nicht. 
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Das ist auch online nachzulesen.2 Wir sind aber nicht der Träger des 
Kiezhauses.

Baldo: Könnt ihr noch einmal die Gründe nennen, warum ihr sagt: 
»Wir brauchen ein Haus, das nicht subkulturell ist, wir brauchen 
etwas Eigenständiges«? Warum ist es so wichtig, in dieser Form 
im Stadtteil vertreten zu sein?

Jule: Zum einen ist das Kiezhaus ein Raum, den wir als Gruppe selbst 
nutzen, in dem wir uns selbst ermächtigen, aber zum anderen ist es 
auch die Möglichkeit, sich mit anderen Gruppen im Stadtteil zu organi-
sieren, politische Inhalte nach außen zu tragen, und der Raum, in dem 
wir potenziell mit mehr Gruppen politisch zusammenkommen können.

Marcel: Und das Kiezhaus steht ja auch – man sieht das, finde ich, schon 
ästhetisch – für einen Bruch mit bestimmten anderen tradierten Formen 
linker Subkultur, autonomer Subkultur. Wir schaffen Strukturen, die 
generationsübergreifend sind, die andere Zugänge ermöglichen, wo wir 
– da spreche ich auch für uns – selbst altern können, wo es nicht darum 
geht: Zwischen 20 und 29 bin ich Teil der radikalen Linken in Berlin, und 
danach bin ich fertig, habe meine Ausbildung beendet, beginne eine 
kleinbürgerliche Existenz und gehe im Linksliberalismus auf.

Baldo: Was sind die Ideen, wenn du sagst, »gemeinsam altern«? 
Habt ihr euch dazu schon Gedanken gemacht, oder ist das gerade 
eher ein Wunsch und noch nicht so ganz ausgefüllt, wie das genau 
funktionieren kann?

Jule: Es geht darum, das Bewusstsein und die Perspektive zu schaf-
fen, dass Politik Teil des Alltags und eine Lebensaufgabe ist und kein 
Projekt, das man mal macht, oder Aktivismus, den man kurz betreibt. 
Dass verschiedene Lebensrealitäten, Menschen mit Kind zum Beispiel, 
Menschen verschiedener Generationen, an so einem Raum teilhaben 
können.

Anna: Im Unterschied zu einer Kiezkneipe, in der es die Tendenz 
gibt, dass man – erfahrungsgemäß – irgendwann nicht mehr dort 
hingeht …

Marcel: Oder Leute bleiben hängen! (Lachen)

2 Vgl. https://www.kiezhaus.org/ueberuns/.
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Anna: … wo es einen bestimmten Stil gibt und so weiter.

Marcel: Genau. Wir hatten das am Anfang ausgelassen, es gibt ja – das 
war auch ausschlaggebend für unsere Umstrukturierung – den Artikel 
im revolt:magazine »Zum Ende einer Bewegung und eines Orga ni-
sationsansatzes«3. Der kommt nicht von uns, aber daran haben wir uns 
in der Umstrukturierung orientiert. Das Kiezhaus ist kein alternatives 
Jugendzentrum, sondern es versucht, wirklich ein soziales Zentrum zu 
sein. Deswegen bricht es mit ganz vielem.

■ Bildung nach innen

Anna: Als Gruppe bildet ihr euch auch gemeinsam weiter. Wie 
genau funktioniert das?

Jule: Es geht darum, Bildung nicht als verkopfte und entkoppelte An-
forderung an die Organisation zu stellen. Das bedeutet zum Beispiel, 
dass wir im Rahmen unserer regelmäßigen Vollversammlungen theo-
retische und strategische Debatten führen. Wir haben beispielsweise 
die Frage debattiert: »Wie können wir feministische Inhalte jenseits 
der feministischen Kommission in unseren Arbeits- und Kampffeldern 
implementieren, als verbindlicher, integraler Bestandteil unserer Praxis 
und Theorie?« Und wir haben natürlich auch eine Debatte um die Frage 
nach der Dialektik von Reform und Revolution geführt: Was ist unsere 
Position in unseren realpolitischen Kämpfen? Gleichzeitig machen 
wir theoretische Arbeit dazu, um eben auch dem Anspruch gerecht zu 
werden, revolutionär zu sein und sich nicht von liberalen oder anderen 
reformistischen Akteuren in diesen Betrieb integrieren zu lassen.

Bildung wird über den Kern delegiert. Dort wird besprochen, welche 
Bildung anstehen könnte, wie wir einen Bildungsplan aufstellen können 
und welche Inhalte da verankert werden sollen. Dieser Bildungsplan ist 
dann verbindlich für die Gesamtorganisation. Das heißt, wir überlegen 
uns eine inhaltliche Reihe, überlegen, welche Teile davon gruppenin-
tern sind, welche Teile wir öffentlich machen, zum Beispiel mit einer 
Kiezhausveranstaltung.

Es gibt bestimmte Aufgaben in der Gruppe, die wir für elementar 
halten und an Personen delegieren, die diese klar definierten Funkti-
onen dann ausfüllen. So etwas gibt es auch bei der Bildung: Der Kern 

3 Siehe https://revoltmag.org/articles/zum-ende-einer-bewegung-und-eines-
organisationsansatzes/.
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delegiert das an Bildungsbeauftragte, die den Auftrag haben, den 
Bildungsplan terminlich zu koordinieren und die Inhalte, die über die 
Kommissionen in den Kern gegeben werden, in den Bildungsmodulen 
praktisch umzusetzen.

Anna: Wie gestaltet sich so eine Bildungsreihe? Hat das dann eine 
Lesegruppenform oder Seminarform? Ladet ihr Leute ein, oder 
macht ihr das selber? 

Jule: Wir suchen uns interne und externe Dozierende, zum Beispiel ma-
chen wir eine größere Bildung zum Thema materialistischer Feminis-
mus. Ich stelle mir beim Thema Feminismus aber auch vor, dass wir die 
Verhaltensebene mit den materiellen Lebens- und Arbeitsbedingungen 
verbinden. Es geht darum, die Überwindung der Widersprüche der Ge-
sellschaft mit einer kollektiven revolutionären Perspektive zu vereinen.

■ Bildung nach außen

Anna: In diesem Kontext taucht ja Bildung als ein Tool auf, das 
man für die Praxis braucht. Tretet ihr mit Bildung auch nach au-
ßen, um aufzuklären, zu agitieren? (Jule und Marcel lachen) Und 
wenn, warum?

Jule: Natürlich, das ist ein ganz wichtiger Teil der politischen Bewusst-
seinswerdung. Bildung ist das A und O. Agitation ist ein wichtiges Tool in 
unserer politischen Arbeit, und sie muss gelernt werden und vor allem 
mit Inhalt gefüllt sein.

Anna: Also so selbstverständlich finde ich es nicht. Es gibt ja in 
der Linken auch die Position, dass das Allerwichtigste so etwas 
wie Erfahrung und Solidarität ist. Und es gibt ja auch die Position, 
dass man explizit nicht agitieren soll und kann, weil Politisierung 
nicht so funktioniere. Warum ist es für euch das A und O?

Marcel: Also das Spannende ist, Bildung als etwas Planvolles zu begrei-
fen. Die Relevanz von Erfahrungen wird ja nicht bestritten. Aber Bildung 
kann nicht alleine über die Erfahrung gehen, denn woher soll denn das 
Bewusstsein kommen? Nehmen wir zum Beispiel Diskriminierungsfor-
men: Woher kommen sie, welche Funktionsweise haben sie gerade in 
diesen Verhältnissen? Die Antworten darauf fallen ja nicht vom Himmel. 
Und auch die Leute, die beispielsweise Rassismus oder Antisemitismus 
erfahren, können ganz unterschiedliche Schlüsse daraus ziehen, warum 
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das passiert. Das kann auch wiederum rassistische oder diskriminie-
rende Formen annehmen. Da wäre es dann schon gefährlich zu sagen, 
dass das alles so wertfrei nebeneinandersteht und die Erfahrung alles 
ist. Nee, die Erfahrung ist wichtig, aber die materialistische Deutung 
ist ja nicht davon wegzudenken. Man versucht ganz klar, den Leuten zu 
vermitteln, warum man jetzt zu dieser Position kommt. Und die hat ja 
auch etwas Objektives, man erklärt es gesellschaftlich.

Baldo: Was ja nicht so leicht ist … Wie ist da eure Erfahrung? 
Wenn man anfängt, radikalere Ideen zu äußern, gerät man leicht 
in diese Schublade.

Marcel: Das ist aber auch unser gesellschaftlicher Auftrag. Weil in einer 
Gesellschaft, die so krass von Neoliberalismus geprägt ist, behauptet 
wird – gerade nach 1989 –, das sei das Ende der Geschichte. Und dann 
gibt es einen massiven antikommunistischen Diskurs hier in Deutsch-
land, gerade in dieser deutschen Gesellschaft mit der Erfahrung des 
Faschismus und dem Abriss von Tradierungen innerhalb der Linken. 
Natürlich stoßen wir da auch auf Widerstand. Das sind einfach die 
aktuellen gesellschaftlichen Objektivitäten. Aber das ist die kleinteilige 
agitatorische Arbeit, das immer wieder zu vermitteln. Natürlich gibt es 
Leute, die behaupten, es gäbe keinen antimuslimischen Rassismus, es 
gäbe keine Klasse – mit so einem liberalen Verständnis von »irgendwie 
müssen doch jetzt alle gut miteinander sein«. Solche Gespräche habe 
ich schon geführt, aber das ist die Gesellschaft, die kann ich nicht sofort 
verändern. Wir haben den Realismus, dass wir mit unserer Agenda nicht 
alle erreichen können oder wollen.

■ Professionalisierung

Baldo: Wir haben schon viel über eure Organisationsstruktur ge-
sprochen. Gibt es noch Punkte, die ihr ergänzen wollt, bevor wir 
zum nächsten Thema übergehen?

Marcel: Ich glaube, ich hätte was: Gibt es in so einer Organisation 
auch Möglichkeiten, sich so weit zu professionalisieren, dass eine pro-
gressive Konzeptionierung von Berufsrevolutionär:innen möglich ist? 
Sozusagen Leute, die hauptamtlich und demokratisch legitimiert für 
die Organisation arbeiten, nicht als ewige Funktionäre, aber mit den 
Möglichkeiten, die man in dieser Gesellschaft hat. Das haben wir ange-
fangen zu diskutieren, aber das wird eine längerfristige Debatte, weil 
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es natürlich enorme Schwierigkeiten bedeuten kann. Trotzdem gibt es 
da auch Potenziale, die noch nicht ausgeschöpft sind.

Anna: Es soll auf diese Weise also eine andere Art von Arbeitsin-
tensität möglich werden? Wenn ihr größer werdet und dadurch 
mehr Leute habt, die einige Stunden in der Woche Zeit haben, 
dann wäre das nicht äquivalent zu jemandem, der sich sozusagen 
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hauptberuflich einen Kopf um das Funktionieren der Organisation 
macht. Ist das der Gedanke?

Marcel: Es gibt immer notwendige Büroarbeit, zum Beispiel Mails zu 
beantworten. Da geht es nicht ums Konzeptionalisieren – das muss 
in der Basis passieren –, sondern einfach um Rückenfreiheit, indem 
bestimmte Verwaltungsaufgaben übernommen werden. Dann gäbe es 
nochmal einen enormen Boost, weil du nicht mehr damit befasst bist, 
in deinen drei Stunden politischer Arbeit außerhalb der Lohnarbeit 
anderthalb Stunden Mails zu schreiben. Und man muss anerkennen, 
dass jede erfolgreiche kommunistische Bewegung auf dieser Welt 
immer so einen Apparat hatte – grundsätzlich, mit unterschiedlichen 
Ausprägungen, aber so, dass Leute bestimmte technische sowie ideolo-
gische Verantwortung hatten und dafür auch ihre Miete und das Essen 
bezahlen konnten, agitieren konnten. Aber die Frage ist immer, wie das 
an der Basis gemeinsam legitimiert ist und keine Fachidiotie und kein 
Apparatschik daraus entsteht.

■ Sozialistische Stadt

Anna: Als Nächstes geht es um eure Ziele. Bei manchen der Stadt-
teilgruppen ist auf die Frage »Was wollt ihr?« eine Antwort: Soli-
darität herstellen. Oder: Sich gemeinsam gegen die Zumutungen 
des Kapitalismus wehren und sich wechselseitig stärken. Teilt ihr 
das? Oder habt ihr primär die Perspektive, revolutionäre Politik 
zu machen?

Jule: Natürlich wollen wir Solidarität schaffen, natürlich vermitteln wir 
auch das Gefühl, sich gegen die Ausgrenzung, die man im Kapitalismus 
erfährt, zur Wehr zu setzen. Aber die große Perspektive ist, revolutio-
näre Politik im Stadtteil zu verankern, und darüber hinaus eine breite 
linke Bewegung aufzubauen.

Marcel: Wir beziehen uns auf die »sozialistische Stadt«. Das ist auch 
unser Ausdruck in den Kommissionen, um beispielsweise zu sagen: 
Wohneigentum soll vergesellschaftet werden; oder bei uns in der Ar-
beitskampfkommission wären das die Arbeitsabläufe, die Produktions-
mittel und die Arbeitsverhältnisse, die vollkommen vergesellschaftet 
werden sollen. Natürlich hat das in der feministischen Kommission oder 
der Antifa-Kommission auch eine Entsprechung, dass man hier nicht 
versucht, eine Kosmetik der bestehenden Verhältnisse zu machen. 
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Wir können natürlich gerade nur von der kapitalistischen Stadt als 
Ausgangspunkt reden, weil das das Feld ist, in dem wir uns bewegen. 
Es ist auch ein längerfristiges Ziel, noch viel klarer zu formulieren, wie 
eine sozialistische Stadt aussieht.

Anna: Was genau meint ihr mit dem Wort »sozialistisch«?

Marcel: »Sozialistisch« ist für uns ganz klar die vollkommene Vergesell-
schaftung der Produktionsmittel und aller Lebensbereiche, im Sinne 
des Klasseninteresses der Lohnabhängigen. Das bedeutet zum Beispiel 
in Mietkämpfen die Abschaffung von privatem Wohneigentum, Profiten 
und Renditen. Es bedeutet, den Widersprüchen des Kapitalismus, die 
sich auch in Femiziden oder rassistischer Gewalt äußern, zu begegnen 
und faschistische Akteure, die in unserem Kiez und in der ganzen Stadt 
existieren, als klare politische Gegner anzugehen. Es bedeutet, Arbeits-
kämpfe zu stärken und sie als Emanzipationsmoment zu begreifen. 
Wir arbeiten nicht monothematisch, zum Beispiel zum Thema Racial 
Profiling oder für den bloßen Austausch über Diskriminierung aufgrund 
des Geschlechts. Diese Teilbereichskämpfe nutzt man ja als Katapult 
für eine gemeinsame revolutionäre Bewusstseinswerdung als Klasse 
der Lohnabhängigen.

Baldo: Ich habe noch nicht ganz verstanden, welche Bedeutung 
der Begriff oder das Konzept der »sozialistischen Stadt« für euch 
hat. Richtet ihr eure Realpolitik daran aus wie an einem Ideal? 
Schaut ihr euch konkret an, wie die Stadt, in der wir gerade leben, 
funktioniert, und wie es anders sein müsste?

Marcel: Das ist etwas, was stetig entwickelt wird. Es braucht eine neue 
Form der Klassenanalyse. Neue Klassenpolitik bedeutet ja auch, dass 
man sich nicht die Gesellschaft von vor hundert oder zweihundert Jah-
ren anschaut; die Gesellschaft ist durch den Neoliberalismus teilweise 
anders strukturiert, wenngleich die Ausbeutungsverhältnisse selbstver-
ständlich immer noch da sind. Sie zeigen sich teilweise anders, haben 
sich entweder verschärft oder sind versteckter geworden. Im Rahmen 
unserer Bildung haben wir zum Beispiel einen Schwerpunkt zu Klasse, 
wo wir genau das entwickeln, also auch schauen, wie unser Kiez, unsere 
Stadt ökonomisch strukturiert ist und wie unser eigener Zugang zu Klas-
se, unsere eigene klassenspezifische Herkunft ist. Daraus entwickelt 
sich ja auch eine Programmatik, die man realpolitisch umsetzt. Auch zu 
sagen: Ich mache jetzt nicht nur die Arbeit gegen steigende Mieten, weil 
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ich das ungerecht finde, dass wenige Leute 
ganz viel Geld und ganz viele Leute ganz 
wenig Geld haben, sondern aufgrund einer 
Vorstellung, die man dazu entwickelt, wie 
man das umstürzen kann, wie man eine 
andere Gesellschaft und Produktion sowie 
Verteilung des gesellschaftlichen Reich-
tums strukturieren kann, emanzipiert und 
gleichberechtigt. Wo der gesellschaftliche 
Reichtum gerecht verteilt ist und die Pro-
duktionsweise allen zugutekommt.

Wir versuchen, uns zu bilden und ein Programm zu entwickeln, weil 
es das in einer spontaneistischen, aktionsorientierten radikalen Linken 
häufig gar nicht gibt, jenseits von Phrasen, die gedroppt werden. Die 
sind manchmal richtig, die Phrasen, aber sie müssen gefüllt werden. 
Und das ist tatsächlich eine große Arbeit. Die kann in Berlin besondere 
Spezifika haben und in einer Stadt wie Reutlingen oder einer Region 
wie dem Ruhrpott noch mal andere.

■ Stadtteilpolitik als revolutionäre Realpolitik

Baldo: Was ist für euch die Idee dahinter, diese Form von Stadt-
teilpolitik zu wählen? Seid ihr optimistisch, dass euer Ansatz 
mehr dazu beiträgt, dass die Zahl der Leute, die den Kapitalismus 
überwinden wollen, größer wird – im Unterschied zu autonomer 
Vollversammlung, im Unterschied zu linksradikalen Kleingrup-
pen, die Bildungsarbeit machen, oder auch zu Gruppen wie die 
TOP, die Kampagnenarbeit machen?

Jule: Stadtteilpolitik schafft das Bewusstsein, dass der Kampf vor der 
Haustür stattfindet. Das hat den Vorteil, dass die Menschen merken: 
Das ist Teil meines Alltags, es passiert um mich herum. Gerade in einer 
Stadt wie Berlin, die so groß ist mit so unterschiedlichen Bezirken, 
die sozioökonomisch unterschiedlich aufgestellt sind, ist es wichtig, 
dass innerhalb der Stadtteile Basisarbeit gemacht wird. Die Stadtteil-
perspektive muss aber gesamtgesellschaftlich als Klassenperspektive 
gedacht werden.

Marcel: Es gibt immer ein Spannungsfeld zwischen der realpolitischen 
Ausformung und dem revolutionären Anspruch. Beispielsweise in der 
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Mietenpolitik: Wenn die Zwangsräumung verhindert wird, ist das gut; 
wenn sie nicht verhindert wird, aber man hat es geschafft, aus dem 
Haus heraus oder dem Stadtteil heraus Solidarität zu generieren, 
eine große Kundgebung dagegen oder eine symbolische Blockade zu 
machen, ist das auch gut. Das ist Realpolitik. Gleichzeitig haben wir 
den theoretischen Anspruch, revolutionär zu sein, den wir natürlich 
erstmal auch theoretisch formulieren. Dann bleiben wir nicht dabei 
stehen, die Zwangsräumung zu verhindern, sondern greifen gleich das 
Wohneigentum an, das Eigentum an Wohnraum. Genauso sieht es ja 
auch beim Arbeitskampf und unseren anderen Themenfeldern aus. 
Klar kämpfen wir gegen Rassismus, klar kämpfen wir gegen patriarchale 
Unterdrückung, aber integriert, als wichtiger Bestandteil in gemein-
samen Kämpfen, wo man sagen kann, dass das Kämpfe mit wirklich 
antikapitalistischem Charakter sind, weil wir anfangen, eine Vorstellung 
einer neuen sozialistischen Gesellschaft zu entwickeln; und nicht nur zu 
sagen: Am Ende steht ein Aufruf oder es steht da noch ein Punkt gegen 
Kapitalismus. Das drückt sich schon im Kiezhaus und in unserer eigenen 
Organisationsform aus. Deswegen haben wir uns ja in einem rätekom-
munistischen Modell organisiert, weil wir der Überzeugung sind: So wie 
wir uns organisieren, sollte auch eine Gesellschaft organisiert sein – in 
einer ähnlichen Weise, nicht eins zu eins. In ähnlicher Art und Weise 
sollte auch die Verteilung von Gütern und von gesellschaftlichem Reich-
tum funktionieren. Die Gesellschaft ist viel komplexer. Aber wir müssen 
zumindest anfangen, die Perspektive zu entwickeln, die übrigens auch 
gar nicht so neu ist. Wir haben uns an historischen Modellen und auch 
aktuellen Modellen orientiert.

Jule: Und die Perspektive, dass Kapitalismus scheiße ist, ist glaube 
ich auch nichts, was man vielen Menschen erklären muss. Wir müssen 
nicht nur sagen: Antikapitalismus, sondern wir müssen auch erklären, 
was unsere Vorstellung einer sozialistischen Stadt ist; wofür wir stehen. 
Und ich glaube, wir sind jetzt, verschärft durch diese Krise, an einem 
Punkt zu sagen: Die ökonomischen Formen, die Gesellschaftsform, in 
der wir leben, sind nicht tragfähig.

Anna: Du hast eben gesagt, der Antikapitalismus ist eher der the-
oretische Teil. Das klingt ein bisschen so: Ihr macht auf der einen 
Seite reformistische Praxis, und wenn ihr unter euch seid, um es 
mal polemisch zu sagen, dann macht ihr noch antikapitalistische 
Theorie. Ich weiß, dass das nicht so gemeint war, aber könnt ihr 
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genauer sagen, welche Relevanz dieser theoretische Teil hat? Es 
ist ja immer eine total schwierige Frage, wie man Theorie und 
Praxis vermittelt.

Marcel: Beim Thema Miete ist der realpolitische Teil zum Beispiel der 
Versuch, Zwangsräumung zu verhindern, und dabei wird Propaganda 
gemacht. Und die besteht nicht einfach darin, das ganze dadurch 
propagandistisch zu begleiten, dass man sagt: »Das Wohneigentum ist 
hier das Problem«, sondern dies braucht auch eine praktische Entspre-
chung. Das bedeutet zum Beispiel, dass man ein Solidaritätskomitee 
gründet, das versucht, die Leute aus dem Haus zu agitieren, die Leute 
auf der Straße und aus dem Viertel zu agitieren. Das hat dann einerseits 
die Seite, ganz praktisch die Zwangsräumung verhindern zu wollen; 
andererseits hat es aber natürlich symbolischen Charakter, denn wir 
können innerhalb Kapitalismus ja das Wohneigentum nicht einfach auf-
heben. Aber das müssen wir verbalisieren und auch noch verschärfen: 
Es gilt nicht nur, diese Zwangsräumung zu verhindern, sondern es gilt, 
alle Zwangsräumungen zu verhindern. Es geht grundsätzlich darum, 
das System Miete, das System Wohneigentum, wenn wir mal bei die-
sem Beispiel bleiben, anzugreifen. Und darum geht es auch in unseren 
Vorfeldstrukturen: Da wird inhaltliche Arbeit gemacht mit den Leuten, 
die dazukommen, sich solidarisch zeigen, diese Zwangsräumung ge-
meinsam verhindern wollen. In unserer Verantwortung als Kommission 
gehen wir da rein und fragen: Warum wollen wir sie verhindern? Wo ist 
das grundsätzliche Problem? Das ist eine Form der Bildungsarbeit, die 
man macht, eine Form der Agitationsarbeit, um Zusammenhänge im 

Kapitalismus zu erklären.
Ein Beispiel ist dann eine Kampagne 

wie Deutsche Wohnen & Co. enteignen 
oder wenn sich – auch von uns mit an-
geleitet – Mieter:innen von Covivio, Ake-
lius etc. treffen, also von großen Woh-
nungskonzernen. Das sind Ansätze, wo 
man auch jene Mieter:innen erreicht, 
die sonst nie zum Hände-weg-vom-
Wedding-Tresen oder zu einer Kundge-
bung von uns gehen würden, weil sie 
vielleicht auch gar nicht davon wissen, 
weil sie gar nicht an unsere Kommuni-
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kationskanäle angeschlossen sind; oder die vielleicht im Rahmen ihrer 
eigenen Bedrohung anfangen, das Bewusstsein zu entwickeln.

■ Kollektive Ausrichtung und individuelle Solidarität

Baldo: Wir haben bisher nicht über innerlinke Solidarität ge-
sprochen, aber viele der Solidarisch-Gruppen konstituieren sich 
wesentlich darüber, dass sie erstmal gegenseitige Unterstützung 
organisieren. Ihr habt bisher vor allem davon erzählt, wie ihr in 
den Stadtteil hineinwirkt. Wie ist das Verhältnis zwischen diesen 
Seiten – sind es überhaupt zwei Seiten eurer Organisation?

Jule: Ich finde das megaschwer zu beantworten, weil beides ja mit-
einander einhergeht. Ich begreife mich als Teil der Gesellschaft, ich 
versuche, nach außen zu arbeiten. Ich bin gleichzeitig Teil einer Gruppe, 
in der ich mich selbst ermächtige.

Marcel: Wir haben ja mit dem Kiezhaus einen Ort, der auch Dienstleis-
tungscharakter hat, weil es Beratungsangebote gibt, wie heute zum 
Beispiel mit der Oficina Precaria4 oder auch mit der Sozialberatung 
oder dem Sprachcafé für Geflüchtete. Das nutzen wir auch selber als 
Instrument, wenn Probleme mit dem Jobcenter oder andere Dinge auf-
tauchen; wo wir hin vermitteln können, auch uns selbst. Aber viele der 
Solidarisch-Gruppen, das ist mein Eindruck, machen viel über diesen 
Beratungscharakter, als Empowerment. Im Wedding macht das zum 
Beispiel Basta, die Erwerbslosen-Initiative. Das ist bei uns natürlich 
nicht im Fokus. Bei uns ist das eine andere Art von politischer Aktivität, 
die weniger an einem konkreten Fall einer Person, als an einem gesell-
schaftlichen Thema arbeitet.

Anna: Ist es vielleicht nicht eher so: Ihr setzt an Konflikten an, die 
eher kollektiver Natur sind, während diese Solidarisch-Gruppen 
sich erstmal als Individuen begegnen?

Marcel: Ich würde sagen, das ist richtig, wenn du es so ausdrückst, ja.

Anna: Und habt ihr dazu eine Meinung? Also würdet ihr sagen, das 
ergänzt sich, oder würdet ihr sagen, dass Solidarisch-Gruppen 
eine eher unpolitische Selbsthilfe sind?

4 Oficina Precaria bietet spanischsprachige Sozialberatung und Unterstützung 
bei Behördenkram.
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Marcel: Ich will mich nicht entsolidarisieren. Das ist falsch. Nicht alles 
kannst du im kollektiven Kampf auflösen, wenngleich aber die repressi-
ve Struktur dahinter angegriffen werden muss. Wenn dein Leistungsbe-
zug um 100% gekürzt wird, hilft dir keine politische Kundgebung davor, 
da hilft dir eine konkrete juristische oder fachliche Beratung. Aber mei-
ne persönliche Haltung ist zu sagen, dass man aufpassen muss, dass 
es nicht so einen Dienstleistungscharakter bekommt.

■ Umgang mit diskriminierenden Haltungen

Baldo: Ihr habt ja eine Feminismuskommission, eine Antira-Kom-
mission und offenbar auch interne Auseinandersetzungen mit 
diesen Themen. Wie geht ihr bei Veranstaltungen und Aktionen 
mit sexistischem oder rassistischem Verhalten um?

Jule: Wir haben das marxistische Grundverständnis, dass der Mensch 
Produkt der Gesellschaft ist, also der materiellen Verhältnisse, dass 
wir Sexismus und Rassismus internalisiert haben, aber auch, dass wir 
klare Grenzen aufweisen können. In unsere öffentlichen Veranstaltun-
gen kommen schon viele Menschen nicht, weil die Veranstaltungen 
entsprechend beworben werden. Ich erinnere mich an einem Abend 
zum Thema antimuslimischer Rassismus, bei dem es zu rassistischen 
Äußerungen kam. Das ist etwas eskaliert, und wir haben die Person 
dann aus dem Kiezhaus rauswerfen müssen. Für uns war dann auch 
klar, dass der Punkt gesetzt werden muss: Du darfst jetzt nicht hier an 
diesem Ort sein, das geht so nicht; wir stellen uns gern mit dir nach 
draußen und erklären dir genau, warum das nicht ok ist.

Baldo: Wenn ihr eine Solidaritätsaktion mit Streikenden macht, 
mit denen man in Kontakt kommen will, dann ist das nochmal 
etwas anderes …

Anna: Ja, so war die Frage gedacht: Man verlässt den Schutzraum 
der radikalen Linken und redet mit Leuten, die anders denken. 
Funktioniert es auch in solch einem Kontext zu sagen: »Sobald ras-
sistische oder sexistische Äußerungen kommen, schmeißen wir die 
entsprechenden Personen halt raus oder reden nicht mehr mit ihr«?

Jule: Das ist, glaube ich, auch die Erfahrung, die viele von uns machen 
und die wir auch gemacht haben, als wir in den CFM-Streik reingegan-
gen sind. Bestimmt sind da auch AFD-Wähler:innen, und auf jeden Fall 
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sind da sexistische Kommentare gefallen. Es gehört zum Klassenbe-
wusstsein dazu, das einordnen zu können, und es gehört auch dazu, 
dass wir einen Umgang mit diesen Widersprüchen erst einmal lernen 
müssen.

Marcel: Das bedeutet ja nicht, dass man sie einfach stehen lässt. Es 
ist unser politisch-pädagogischer – das ist auch wieder so etwas be-
griffsschwanger – Auftrag, dann in die Auseinandersetzung zu gehen. 
Und die passiert natürlich je nach Situation, je nachdem, wen du da 
gegenüber hast, sowieso. Aber ich glaube, das ist genau auch der Fehler 
gewesen, dass die Linke gemeint hat, sie hätte Schutzräume außerhalb 
der herrschenden Gewalt. Die hat sie ja nicht. Sie hat sich sozusagen 
rausgenommen aus der Gesellschaft und hat behauptet, es gäbe so 
etwas wie einen Freiraum oder einen Schutzraum. Also mir ist bis heute 
schleierhaft, was das denn sein soll. Natürlich gibt es Sexismus, sexua-
lisierte Gewalt auch in den linken Strukturen.

Anna: Naja, aber es stimmt ja schon in der Weise, dass es inner-
halb der radikalen Linken etablierte Formen gibt damit umzuge-
hen. Wenn ihr beispielsweise eine linke Gruppe einladet, dann 
könnt ihr zwar nicht davon ausgehen, dass kein Sexismus vor-
kommen wird, aber doch davon, dass es bei vielen eine Einigkeit 
darüber geben wird, dass man sich zu Sexismus verhalten muss. 
Wenn man dagegen eine Streik-Soli macht, gibt es da vielleicht 
nicht unbedingt bereits etablierte Verhaltensweisen, auf die man 
zurückgreifen kann. Ich glaube, ich würde da zumindest denken: 
»Scheiße, was machen wir denn jetzt?« Möglicherweise habt ihr 
da schon Erfahrungen gemacht: Funktioniert es, auf Leute zuzuge-
hen und ihnen einfach sehr offen die eigene Position mitzuteilen? 
Oder ist dann das Gespräch zu Ende?

Marcel: Klare Haltung zeigen, würde ich sagen. Das hatten wir auch in 
der Vollversammlung zum Thema Sexismus. Die ideologische Position 
ist da, aber ich muss auch die Haltung haben, sie ganz klar zu signali-
sieren. Wir als Kommission sagen dann schon, wofür wir stehen, und 
dass das nicht in Ordnung war. Und dann entscheidet sich anhand der 
Reaktion, ob die Person das annimmt – und das tun auch ganz viele – 
oder du eine Person vor dir hast, die einfach nicht zu überzeugen ist 
und sich beispielsweise auf rassistische oder sexistische Weise gegen 
seine Kolleginnen abzugrenzen versucht. Dieses Spiel spielen wir nicht 
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mit, das würde unsere Grundsätze verletzen. Da arbeiten wir mit un-
seren Selbstverständnissen nach innen und nach außen, auch hier im 
Kiezhaus. Man hat ja auch ein niedergeschriebenes Selbstverständnis, 
auf das man verweisen kann. Also wenn du keinen Veränderungswillen 
zeigst, dann … Natürlich sind die Leute das Produkt ihrer Gesellschaft 
und materiellen Verhältnisse, natürlich erzählen die zum Teil Mist, aber 
man gesteht den Leuten auch zu, dass sie sich verändern können.

■ Überregionale Organisierung

Anna: In dem Text im re:volt magazine über eure Neukonstituie-
rung5 habt ihr das Ziel einer überregionalen Organisierung formu-
liert. Ist das nach wie vor euer Ziel, und arbeitet ihr derzeit darauf 
hin – oder fokussiert ihr euch auf die kleinteilige Arbeit, von der 
ihr eben gesprochen habt?

Marcel: Wir arbeiten darauf hin. Aber das ist ein Spagat: Einerseits gibt 
es gerade den fortgesetzten eigenen Aufbauprozess, für den wir uns 
auch die Zeit zum Konsolidieren nehmen müssen. Und wenn ihr unser 
Selbstverständnis lest6 – und das ist auch im internen Statut formu-
liert –, dann braucht es andererseits eine übergeordnete Organisierung. 
Hände weg vom Wedding wird nicht die Massenorganisation sein. Was 
wir aber brauchen, ist eine breite gesellschaftliche Basis, auf der wir die-
se Praxis als Lohnabhängige machen. Und die muss es natürlich auch 
in anderen Städten und anderen Regionen geben. Die Themen, die wir 
haben, die sind immer aktuell. Die Organisationsform, die wir haben, 
kann immer angewendet, immer weiterentwickelt werden, soll weiter-
entwickelt werden für andere Städte, andere Regionen. Da sind wir ja 
auch schon im Austausch gewesen mit anderen Organisationen aus 
anderen Städten im Austausch gewesen, die sich ebenfalls umstruk-
turieren. Aber das ist etwas, was bundesweit sehr zaghaft funktioniert.

Der Aufbauprozess einer übergeordneten Organisierung wird auch 
von uns schon thematisiert und muss erfolgen. Die Frage ist: Wie kann 
so etwas langfristig und tragfähig und verbindlich und auch ausstrah-
lungskräftig passieren? Es sind ja auch viele Prozesse gescheitert, zum 

5 Gemeint ist der Text »Bau auf. Bau auf! Revolutionäre Stadtteilarbeit neu 
organisieren«, https://revoltmag.org/articles/bau-auf-bau-auf-revolutionäre-
stadtteilarbeit-neu-organisieren/. 

6 Siehe »Unser Selbstverständnis«: https://www.unverwertbar.org/ueber-uns/
unser-selbstverstaendnis/.
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Beispiel der »Kongress der Kommunen«7, aus unterschiedlichsten 
Gründen. Und um zu versuchen, das richtig zu machen und aus diesen 
Prozessen zu lernen, dafür braucht es noch ganz andere und viel mehr 
Akteure, mit denen man sich inhaltlich und organisationstheoretisch 
verständigt und zu dem Punkt kommt, dass man miteinander Berüh-
rung schaffen und gemeinsam nach vorne gehen kann. Das ist alles 
immer so sehr phrasenhaft, weil das Thema komplex ist. Das merken 
wir ja auch, dieser Aufbauprozess wird Zeit brauchen.

Letztens haben uns Gruppen aus anderen Städten gefragt, ob sie 
unser Statut lesen können und ob wir uns vorstellen können, sie mal zu 
besuchen oder sie uns besuchen kommen. Da denke ich: Es ist schön, 
diese Ausstrahlungskraft zu haben.

Anna: Ich weiß nicht, ob ihr euch solche Fragen zum jetzigen 
Zeitpunkt überhaupt stellt, aber was wäre der Sinn eines solchen 
überregionalen Zusammenschlusses? Man könnte ja sagen, dass 
das gar nicht wichtig ist, weil entscheidend ist, dass es ganz viele 
solche Gruppen in allen möglichen Stadtteilen in Deutschland 
und auf der ganzen Welt gibt. Was wäre das Spezifische, das ein 
solcher Zusammenschuss bewirken würde  – über das hinaus, 
was ihr schon macht und was andere analog in vielen anderen 
Stadtteilen machen könnten?

Marcel: Das ist natürlich jetzt im Aufbauprozess nur ein Punkt von 
sehr vielen, die teilweise höhere Priorität haben. Aber wir haben ja 
schon in unserem Statut ganz klar: Wir wollen eine übergeordnete 
Organisierung, damit auch mehr Leute andocken können. Eine über-
geordnete, zum Beispiel bundesweite Struktur muss eine Form von 
Massenorganisation sein, die ideologisch arbeitet. Eines darf allerdings 
nicht passieren: Viele Strukturen, die in Metaorganisationen wie zum 
Beispiel Ums Ganze oder teilweise die Interventionistische Linke 
gegangen sind, haben versucht, ihre lokale Schwäche in einem bun-
desweiten Prozess aufzuheben. Diese Gruppen haben dann nur noch 
für einen Metaprozess gearbeitet, aber waren teilweise nicht mehr vor 
Ort verankert. Teilweise haben sie sich dann auch aufgelöst. Gerade 
in den letzten Jahren sind viele bundesweite Organisationsprozesse 
zum großen Teil gescheitert. Und der Spagat ist hier, sich eben nicht 

7 Eine Initiative zum überregionalen Zusammenschluss von linken Basisgruppen; 
siehe https://lowerclassmag.com/2018/04/23/kongress-der-kommunen/.
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von sozialdemokratischen oder linken Akteur:innen, parlamentarisch 
wie außerparlamentarisch, in das bestehende System integrieren zu 
lassen. Als ›kritische Stimme‹ etwa. Und das wollen wir anders machen: 
Wir wollen mit den Klassenbrüdern und -Schwestern selbstverständlich 
eine lokale Wirkmächtigkeit haben.

Wir arbeiten auch nicht für einen unkontrollierten, verselbststän-
digten Apparat, der entsteht und politische Dynamiken durch über-
bordende Bürokratisierung lähmt. Sondern es braucht immer eine Ent-
sprechung in der Basis. Was übergeordnet ist, das muss noch genauer 
skizziert werden. Aber das muss die Möglichkeit für Leute bieten, auch 
bundesweit auch eine ideologische Ausstrahlungskraft zu haben und 
die Möglichkeit geben zu sagen, ja natürlich, das ist unsere gemeinsame 
Organisation, da können Leute Mitglied werden und können Teil von 
einer größeren, klassenkämpferischen Bewegung sein.

Anna: Es geht also um Sichtbarkeit, aber auch um Erreichbarkeit …

Baldo: Ihr habt ja schon relativ viel über eure Rätestruktur ge-
sprochen. Ich finde das schon relativ spannend: Sich in Räten zu 
organisieren, das verbinde ich mit einer Theorie und Praxis von 
vor hundert Jahren (Lachen). Eure Erfahrungen damit scheinen 
ja ziemlich positiv zu sein, und gleichzeitig gibt es Ideen wie: »Das 
kann man auf eine überregionale Ebene einfach übertragen, und 
es muss sozusagen immer nur höhere Räte geben« – wo ich mich 
frage, ob das überhaupt etwas ist, das skalierbar ist. Ihr habt 
eine Vollversammlung, ihr habt diesen Rat, von dem immer alles 
zurückgetragen wird in die Kommissionen, in denen dann alles dis-
kutiert wird und so weiter – das ist ja in der Form nicht übertragbar 
auf überregionale oder bundesweite Strukturen …

Anna: Warum nicht?

Baldo: Weil das einfach zu viele Vermittlungsschritte wären, glau-
be ich. Das wären so viele Ebenen, nicht einfach nur ein Rat und 
dann die Kommissionen: Man hätte einen Stadtteilrat und einen 
Stadtrat und einen Regionalrat und so weiter, das heißt man hätte 
es mit vielen Vermittlungsschritten zu tun, bei denen mir unklar 
ist, wo die Zeit herkommen soll, das überhaupt alles zu machen.

Marcel: Ja, ist dann komplex. Wir denken, dass es möglich ist, aber die 
Frage ist die Form, in der es möglich ist. Es gibt historische und aktuelle 
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Beispiele – die würde ich überhaupt nicht über einen Kamm scheren, 
das machen ja ganz viele Linke: Barcelona 1936 ist zum Beispiel etwas 
Anderes als das sozialdemokratische Modell in Rojava. Historische 
Beispiele zeigen, dass bestimmte Formen von Rätedemokratie oder 
Rätekommunismus möglich sind.

Das imperative Mandat ist dabei ganz elementar bei uns. Als Dele-
gierte bist du gebunden an die Diskussion der Basis, du gibst das demo-
kratisch weiter, handelst das aus. Aber natürlich gibt es auch bestimmte 
Funktionen, die – und das ist dann, glaube ich, die Herausforderung 
der Linken – sich nicht verselbstständigen, die keinen eigenen Apparat 
bilden dürfen und die es nicht unnötig zu bürokratisieren gilt, damit 
es nicht dazu führt, dass sich bestimmte Machtpositionen oder kleine 
Oligarchien entwickeln, die dem ganzen Modell zuwiderlaufen. Das 
zeigt auch das Beispiel der Russischen Revolution 1917, die ganz anders 
gestartet ist, aber dann eine ganze eigene Dynamik entwickelt hat. Aber 
anstatt hier den antiautoritären Zeigefinger zu heben, könnte man sich 
als klassenkämpferische Linke auch die Frage stellen, was die materi-
ellen Bedingungen und die Widersprüche waren, unter denen solche 
revolutionären Umwälzungen stattfanden. Und daraus auch wirklich 
fruchtbare Schlüsse für Theorie und Praxis in diesem Jahrtausend stel-
len. Wir können also daraus lernen, und wir fangen erstmal im Kleinen 
an … Wir können noch keinen nationalen Anspruch erheben. (Lachen) 
Und die Frage, wie aus den historischen Irrungen und Wirrungen der ei-
genen Geschichte und den reaktionären Angriffen des Kapitals zu lernen 
sei, wird häufig unterkomplex, ja moralistisch beantwortet. Also bleibt 
es unsere Aufgabe als revolutionäre Linke, uns einerseits in die revolu-
tionären Traditionen zu stellen, andererseits uns auch ideologisch wie 
organisationstheoretisch weiterzuentwickeln.





Kiezkommune Wedding | Berlin – 137 –

Kiezkommune Wedding | Berlin

Die Kiezkommune Wedding besteht aus Nachbar:innen, die sich 
in und um den Stadtteilladen »Kommune 65« in der Buttmann-
straße in Berlin-Wedding organisieren. Das Hauptaugenmerk 
liegt dabei auf dem Aufbau nachbarschaftlicher Kontakte, einem 
engen Netzwerk im direkten Umfeld des Ladens. Dort findet wö-
chentlich ein offenes Café als Anlaufpunkt für alle Nachbar:innen 
statt. Die Kiezkommune organisiert darüber hinaus Demos, 
Stadtspaziergänge und Infotische und gibt gemeinsam mit 
Hände weg vom Wedding die Stadtteilzeitung Plumpe heraus.
Intern ist die Kiezkommune in Kommissionen untergliedert, 
aktuell mit den Arbeitsfeldern Kultur und Soziales, Bildung und 
Geschichte, Wohnen, Gewalt gegen Frauen und Gesundheit. 
Zudem gibt es eine autonome Frauen*kommune, deren Voll-
versammlung einmal im Monat stattfindet. Die Kiezkommune 
Wedding ist Teil von Stadtteilkomitees, die derzeit in verschie-
denen Bezirken Berlins sowie in Magdeburg-Stadtfeld bestehen.
Das Interview haben wir im April 2021 geführt.

Luise: Als erstes soll es um eure Arbeitsweise gehen. Könnt ihr 
zunächst beschreiben, wie ihr euch im Kiez etabliert habt und wie 
sich eure Arbeit seitdem entwickelt hat?

Jeni: Angefangen haben wir 2018 mit einer kleinen Gruppe. Anfangs 
haben wir viele Befragungen durchgeführt, um uns einen Überblick 
über den Stadtteil zu verschaffen. Wir haben Kontakt zu Einzelperso-
nen, verschiedenen Gruppen und Initiativen aufgenommen und dann 
die Zusage für diesen Laden bekommen. Wir haben ihn renoviert und 
umgebaut, bis dann die Corona-Pandemie kam. Letzten Oktober, quasi 
in der Woche unserer Eröffnung, kam der zweite Lockdown und das 
hat uns in unserer Arbeit sehr zurückgeworfen. Wir konnten die ganzen 
Pläne, die wir geschmiedet hatten, gar nicht richtig umsetzen, weil 
wir nicht öffnen konnten. Wir haben momentan zwar trotzdem jeden 
Freitag eine offene Sprechstunde, aber Aktivitäten wie gemeinsames 
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Kochen oder die Initiativen, die wir in unserem Laden haben, funktio-
nieren gerade nicht. Trotzdem haben wir es geschafft, personell relativ 
stark anzuwachsen, gerade während Corona, sodass wir gerade über 
30 Leute sind, die bei uns in der Gruppe aktiv mitwirken. Wir haben 
uns entsprechend unserer Arbeitsfelder in Kommissionen und Arbeits-
gruppen aufgeteilt und die Gruppe wieder mit der Frauen*kommune 
zusammengeführt, die sich 2019 autonom aus der Kiezkommune heraus 
gegründet hatte. Zu den aktuellen Arbeitsfeldern werden noch weitere 
dazukommen, zum Beispiel Ökonomie.

■ Befragungen im Kiez

Luise: Worum ging es bei den Befragungen, die ihr durchgeführt 
habt? Was wolltet ihr herausfinden, und wie seid ihr dabei vor-
gegangen?

Jo: Das hatte mehrere Ebenen. Wir haben zu türkischem Nationalis-
mus im Wedding recherchiert und eine Art Mapping erstellt. Wir ver-

treten einen internationalistischen Ansatz in 
unserer Arbeit: Wir versuchen gemeinsam mit 
anderen Kiezkommunen, international Kon-
takte aufzubauen, und gleichzeitig suchen wir 
Kontakte zu verschiedensten migrantischen 
Communities in Berlin-Wedding. Wir haben 
zum Beispiel enge Kontakte zur kurdischen 
Bewegung und zur türkischen Linken, aus der 
wir auch viele Ideen aufnehmen, und deshalb 

war es uns am Anfang wichtig, uns über die Lebensrealität im Wed-
ding als einem sehr migrantisch geprägten Bezirk einen Überblick zu 
verschaffen. Dazu haben wir eine Recherche gemacht, eine Broschüre 
herausgegeben, Stadtspaziergänge organisiert usw.

Konkret zu den Befragungen haben wir das Konzept der militanten 
Untersuchung diskutiert, das von den Operaist:innen aus dem Italien 
der 70er Jahre stammt, und haben es ein Stück weit an unsere Ver-
hältnisse angepasst. Wir haben einen Fragebogen zu verschiedensten 
Themenbereichen entwickelt, um für uns einen Gesprächsaufhänger 
und Leitfaden zu haben, und sind klingeln gegangen: Wir haben uns 
eine Straße ausgesucht, sind die Häuser abgegangen, haben geklingelt 
und gefragt, wer Lust hat, mit uns ein paar Fragen zu besprechen. Wir 
hatten zusätzlich einen Infostand in der Straße und haben uns vorher 
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mit Flyern angekündigt. Eine richtige soziologische Auswertung war 
nicht das Ziel; wichtig war für uns, erst einmal ein Gefühl für den Kiez zu 
bekommen und zu merken, dass es voll klargeht, einfach zu klingeln – 
manche Leute haben keinen Bock, aber manchmal wird man auch 
auf Sofas eingeladen und unterhält sich dort dann eine Stunde. Die 
Erfahrung war sehr wichtig, und die Kontakte bestehen teilweise noch.

Wir haben das letzten Sommer noch einmal diskutiert und wollten 
es im Umfeld des Ladens noch einmal ausweiten, haben uns aber dazu 
entschlossen, in einem ersten Schritt ein offenes Gespräch ohne Frage-
bogen zu führen. Wir klingeln zum Beispiel bei Wohnungen im Haus, in 
dem unser Laden ist, und versuchen zu informieren, was wir machen, 
ins Gespräch zu kommen und herauszufinden, was die Leute sich wün-
schen, was sie bedrückt und welche Vorstellungen sie darüber haben, 
was in unserem Laden passieren sollte. Diese persönlichen Gespräche 
sind ein sehr zentraler Moment unserer Arbeit.

Jeni: Es ist aber auch die größte Hürde, die wir haben. Obwohl es sich 
eigentlich natürlich anfühlen sollte, sich mit seinen Nachbar:innen zu 
unterhalten, ist das oft eine sehr verkopfte Angelegenheit und man 
muss sehr viele Blockaden abbauen, um zu merken, dass das ein ganz 
normales Gespräch ist. Wenn es einmal anläuft, klappt es aber meistens 
ganz gut.

■ Ansprechbarkeit im Laden

Luise: Ihr habt von einer Sprechstunde erzählt, die regelmäßig 
im Laden stattfindet. Wie müssen wir uns das vorstellen? Was 
passiert dort, und mit welchen Anliegen kommen Leute dorthin?

Jeni: Manchmal gibt es gar keine konkreten Anliegen. In letzter Zeit 
sind besonders häufig Leute reingestolpert, die Stress mit dem Job-
center hatten oder auf Wohnungssuche waren und die unser Angebot 
vielleicht überinterpretiert haben, weil sie dachten, dass wir bei der 
Wohnungsvermittlung helfen. In solchen Fällen vermitteln wir an ande-
re solidarische Gruppen aus dem Wedding weiter, zum Beispiel an die 
Erwerbsloseninitiative Basta! oder die Berliner Mietergemeinschaft, mit 
der wir beim Thema Mietrecht eng zusammenarbeiten.

Die Sprechstunde ist der erste Schritt, um überhaupt mit Menschen 
in Kontakt zu kommen: Sie merken, dass wir da sind und Probleme 
ernst nehmen, und meistens ist das ein ganz guter Türöffner, Leute wei-
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terzuvermitteln, denn oft kommen sie auch wieder und wir versuchen 
dann, engen Kontakt zu halten. Meistens bringen die Leute interessante 
Biografien mit. Das kann man dann zum Beispiel in Interviews für unse-
re Stadtteilzeitung Plumpe aufgreifen und sagen, »du bist doch in der 
Pflege tätig und hast gerade deinen Job verloren – das kann man sehr 
gut skandalisieren.«

Jo: Darüber hinaus ist es für uns wichtig, regelmäßig persönlich erreich-
bar zu sein. Wenn Leute interessiert sind, dann treffen wir uns immer zu 
dieser Zeit mit ihnen im Laden, wenn Aktionen geplant sind, bereiten 
wir sie während dieser Zeit vor und wir verteilen in dieser Zeit Plakate 
an Interessierte. Das ist unser Anlaufpunkt, an dem wir uns treffen und 
Dinge erledigen. Zusätzlich zu dem, was Jeni schon gesagt hat, ist es 
für den Laden sehr wichtig, dass er nicht nur da ist, sondern auch offen 
wirkt, dass wir präsent sind und die Leute auf der Straße sehen, dass 
dort etwas passiert. Wir trinken im Laden mit Nachbar:innen Kaffee 
oder Tee, man redet ein bisschen, und es geht viel darum, sich kennen-
zulernen und auf dem Laufenden zu halten – vom Postboten, der die 
Straße langgeht und mittags dort Kaffee trinkt, bis zum Spätibesitzer 
oder dem Fleischverkäufer von nebenan.

■ Kontaktaufnahme und Neuzugänge in der Gruppe

Luise: Wie reagieren Leute auf euch, wenn ihr Kontakt zu ihnen 
aufnehmt, und wer sind die Leute, die Interesse an eurer Arbeit 
haben? Ihr habt erzählt, dass ihr als Gruppe ziemlich stark gewach-
sen seid, das fand ich sehr beeindruckend; falls ihr das verallge-
meinern könnt, was sind Momente, die dazu führen, dass Leute zur 
Gruppe dazukommen und sich entschließen, aktiv mitzumachen?

Jeni: Ich denke, der Großteil der Rekrutierungsarbeit passiert an In-
fotischen oder bei den Kundgebungen. Wir haben mittlerweile ein 
Standing im Wedding, sodass die Leute uns kennen. Oft sind das 
junge, weiße Menschen mit akademischem Background – die meisten 
unserer Genoss:innen sind zwischen 20 und 40 Jahren alt. Da gibt es 
noch keine besonders große Diversität. Ein paar sind dabei, die einfach 
von der Straße in unseren Laden gekommen sind, sich eine Plumpe 
und ein Konzept1 mitgenommen und recht schnell an unseren Plena 

1 Gemeint ist der Text »Das Konzept Kiezkommune«, ein Gründungstext der Kiez-
kommunen, 2018 verfasst von radikale linke | berlin, Kiezkommune Wedding, 
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oder am Transpi-Malen teilgenommen haben. Ich glaube, am besten 
funktioniert es, wenn man direkt Angebote für eine konkrete Sache 
schafft – zum Beispiel Zeitungverteilen oder Flyern, so kann man die 
Leute schnell einbinden, mit dem Gefühl, dass sie auch etwas beitragen 
können und ohne dass es ein einseitiges Verhältnis wird.

Ich würde jedenfalls sagen, dass am meisten Leute nach unseren 
Kundgebungen zu uns gekommen sind; sie sind auf uns aufmerksam 
geworden und hatten Interesse an unserer Arbeitsweise, und dann 
sind wir in Austausch getreten. Nach Türgesprächen kommen die Leute 
schon ganz gerne mal auf einen Kaffee vorbei, oder man unterhält sich, 
aber dass es zur Organisierung kommt, also zu einer aktiven Teilnah-
me an der Arbeit, die über ein Plenum hinausgeht – das klappt mit 
den Türgesprächen allein noch nicht so gut. Wobei das auch gar nicht 
unbedingt Ziel der Sache ist. Ich bin nicht sicher, ob man das so stark 
unterscheiden sollte.

Jo: In Bezug darauf, wen wir erreichen, haben sich im letzten Jahr durch 
Corona ein paar Vorzeichen verändert. Die Frage von Organisierung 
stellt sich in der direkten Arbeit in unserer Straße jetzt etwas anders. 
Wir sind ein bisschen davon weggekommen, alle Leute, mit denen wir 
dort einen Austausch haben, auch direkt auf die Treffen mitnehmen zu 
wollen. Ich glaube, Organisierung heißt nicht nur, Teil des Kollektivs 
zu sein. Im Umfeld vom Laden fassen wir das ein bisschen weiter auf. 
Im letzten Jahr gab es durchaus einige Leute, die zwar nicht zu unse-
ren Treffen kommen, die aber beispielsweise zu bestimmten Themen 
sprechen, wenn wir Schulungen oder interne Veranstaltungen haben. 
Oder wir gestalten einzelne Projekte gemeinsam. Zum Beispiel haben 
wir jetzt den Plan, einen Stolperstein zusammen mit einem Nachbarn 
zu verlegen, der dazu sehr lange Recherchen gemacht hat. Wir versu-
chen, auf unterschiedlichen Ebenen die Kontakte zu nutzen und uns zu 
überlegen, wie wir Leute einbinden können. Aber wir bringen nicht alle 
Leute bei einem Onlinetreffen zusammen.

Baldo: Wie werden Individuen dann verbindlich Teil der Kiez-
kommune?

Jeni: Wir sind eine sehr offene Struktur und wollen nicht zögerlich 
sein mit Leuten, die wir in die Struktur mit aufnehmen. Wie halten 

Kiezkommune Kreuzberg-Neukölln & Kiezkommune Friedrichshain: https://
kiezkommune.noblogs.org/die-kiezkommune/.
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das bewusst offen und niedrigschwellig. Es bestehen persönliche 
Kontakte, dann redet man zum Beispiel beim Transpi-Malen mal ein 
bisschen länger über die Wohnkommission, um das näherzubringen, 
und dann können die Leute auf Plena kommen. Was wir auch etab-
liert haben, ist eine Art »Buddy-System«, um Leute an das Konzept 
heranzuführen. Das »Konzept Kiezkommune« wird im besten Fall von 
den Leuten gelesen, bevor sie beitreten, und die Buddys können es 
nochmal genauer erläutern und Fragen klären, sodass den Leuten im 
Dialog klar wird, worauf sie sich mit der Kiezkommunenarbeit einlas-
sen. Darüber wird auch ein bisschen Verbindlichkeit geschaffen. Es 
ist uns wichtig, dass Leute nicht einmal in der Woche kommen und 
stillschweigend auf dem Plenum sitzen, sondern dass es Spaß macht 
und die Leute nicht überfordert sind. Aber es gibt bei der Teilnahme 
keine Hürden, sondern wir versuchen, so transparent wie möglich 
zu machen, wie wir arbeiten und was unsere Ziele sind. Irgendwann 
werden die Buddys vielleicht auch mal losgelöst, aber erst einmal 
bleibt man in einem vertrauten Verhältnis, damit man immer wieder 
Nachfragen stellen kann. Und dann können die Leute auch sofort auf 
eine VV von uns kommen. Das kann am Anfang überfordernd sein, 
aber im Prinzip ist es offen.

■ Außenwirkung als radikale Linke

Luise: Gebt ihr euch offensiv als radikale Linke zu erkennen, wenn 
ihr auf neue Leute zugeht, oder haltet ihr das eher zurück? Spielt 
diese Label für euch überhaupt eine Rolle?

Jeni: Wir outen uns schon recht schnell als Linke. Es ist ja auch unser 
Ziel, unsere Position als Linke nicht verdeckt zu halten, sondern an-
schlussfähig zu machen, ohne sie zu verwässern. Unsere Nachbar:innen 
bekommen mit, dass unser Laden eine linke Ausrichtung hat, ohne 
dass er ein autonomes Hausprojekt oder so etwas ist. Und wir kommen 
auch dadurch in Gespräche, dass wir Themen von links nochmal neu 
anstoßen. Ich wüsste nicht, was der Sinn wäre, das zu verstecken. Durch 
Offenheit schafft man auch Vertrauen, was bei uns ziemlich wichtig ist. 
Die Leute sind nicht blöd, und merken, dass wir Linke sind.

Jo: Was wir versuchen, nicht nach außen zu tragen, sind bestimmte 
Formen, die mit linker Politik beziehungsweise der linken Szene ver-
bunden werden.
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Jeni: Wir versuchen einen bestimmten Ha-
bitus, der der linken Szene aus unserer Sicht 
immanent ist, nicht zu reproduzieren: typi-
sche Verhaltensweisen oder Codes in der 
Sprache, die auch Ausschlussmechanismen 
produzieren.

Luise: Habt ihr das Gefühl, dass ihr manch-
mal gegen diese Wahrnehmung der radi-
kalen Linken als Szene anarbeiten müsst? 
Spielt das im Umgang mit Leuten, die die-
sen Szenehintergrund nicht haben, eine 
Rolle?

Jeni: Da kommt es darauf an, wen wir an-
sprechen. Ich glaube schon, dass Menschen, 

auch Linke, die nicht aus dieser Bubble kommen, bestimmte Annahmen 
und Vorurteile über Linksradikale mitbringen. Ich weiß nicht, ob wir 
dagegen anarbeiten müssen, aber ich persönlich versuche schon, diese 
Vorurteile abzubauen und von diesem Stigma wegzukommen.

Jo: Mir fällt auf, dass der Laden nicht damit in Verbindung gebracht 
wird und dass das für viele kein großes Thema ist. Von außen, aus der 
Nachbarschaft, wird das nicht so oft angesprochen, es spielt aber bei 
den Verhaltensweisen intern schon mal eine Rolle, und es gab einzelne 
Leuten, die damit nichts anfangen konnten oder ein komisches Gesicht 
gemacht haben.

Jeni: Zum Beispiel kommt es vor, dass Leute in die Gruppe kommen, 
die einen aktivistischen Hintergrund haben und für die es ganz klar ist, 
dass man nach dem Plenum vor dem Laden noch zwei, drei Bierchen 
kippt. Das geht mit dem, was wir mit dem Laden vermitteln wollen, 
nicht so ganz zusammen, weil wir Rücksicht auf die verschiedenen 
Bevölkerungsgruppen nehmen wollen, die in der Straße vertreten 
sind, ob das Kinder sind oder Menschen, die keinen Alkohol trinken. 
Für einige leuchtet das vielleicht nicht sofort ein. Wir arbeiten da 
also stärker nach innen. – Ansonsten glaube ich, dass ganz viel über 
die Sprache passiert: wenn wir miteinander und mit Nachbar:innen 
sprechen und versuchen, aus bestimmten Codes und Sprechweisen 
rauszukommen.
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■ Arbeit in Kommissionen

Luise: Wie sieht eure interne Struktur aus?

Jo: Wir haben monatliche Vollversammlungen, zu denen alle eingela-
den sind, die Teil der Kiezkommune Wedding sind. Es gibt außerdem die 
autonome Vollversammlung der Frauen*kommune, die Kommissionen 
– das sind Arbeitsgruppen, die zu verschiedenen thematischen Feldern 
arbeiten – und projektbezogene AGs, beispielsweise zu Demos. Diese 
projektbezogenen Arbeitsgruppen sind meist zeitlich begrenzt und es 
werden ein paar Genoss:innen bestimmt, die das organisieren.

Luise: Wie sieht das Verhältnis der Kommissionen zur Vollver-
sammlung der Kiezkommune aus? Hände weg vom Wedding 
arbeitet beispielsweise mit dem Delegiertenprinzip. Gibt es bei 
euch etwas Vergleichbares? Besteht eine Rechenschaftspflicht 
der Vollversammlung gegenüber, oder sind die Kommissionen 
weitgehend autonom darin, welche Inhalte sie bearbeiten und 
wie sie Entscheidungen treffen?

Jo: Die Kommissionsstruktur ist noch sehr neu. Wir mussten mit dem 
Wachstum unserer Gruppe neue organisatorische Schritte gehen, und 
das war einer davon. Wir haben bald eine Evaluation. Die Frage von 
Delegierten aus den Kommissionen in der Vollversammlung haben wir 
vertagt, das ist also noch offen. Jetzt gerade ist nichts formalisiert, de 
facto gibt es aber ein Berichtswesen von den Kommissionen an die 
Versammlung. Gleichzeitig werden den Kommissionen Themen zuge-
teilt, wenn sie auf der Vollversammlung als wichtig angesehen werden.

Baldo: Mal zu den einzelnen Kommissionen: Womit beschäftigt 
sich die Kommission für Bildung und Geschichte – mit der Ge-
schichte des Stadtteils? Bildung spielt bei allen Stadtteilorgani-
sationen, die ich kenne, eine Rolle, aber so eine Kommission ist 
etwas Spezielles.

Jo: Ein Standbein der Kiezkommunen war immer auch politische 
Bildung. Einerseits gibt es regelmäßige Schulungen zum »Konzept 
Kiezkommune«, zur Geschichte und Entstehung des Konzepts, und 
gleichzeitig auch zu allgemeinpolitischen Themen. Wir wollen die 
Kommune als Raum begreifen, in dem sich Leute, die vorher einen 
sehr individuellen Zugang oder gar keinen richtigen Zugang zu po-
litischer Bildung hatten, mit politischen Themen auseinanderset-
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zen können. Deshalb haben wir uns dafür entschieden, dem mit 
dieser Kommission von Anfang an einen Ort zu geben, an dem das 
strukturiert und organisiert wird. In der Vergangenheit haben wir 
beispielsweise Stadtteilspaziergänge zur Widerstandsgeschichte im 
Wedding organisiert. Das ist ein ganz konkreter Verbindungspunkt 
zwischen politischer Lokalgeschichte und linker Theorie, und darüber 
macht sich die Kommission generell viele Gedanken: Um nicht bei 
einer Gegenüberstellung von Theorie und Praxis zu landen, sondern 
einen festen Ort in der Kommune zu haben, an dem die Vermittlung 
stattfindet, und von Anfang an klar zu haben, dass wir uns politisch 
nur weiterentwickeln können, wenn wir politische Bildung kollektiv 
organisieren – sonst wird die Praxis blind, und dass wir gleichzeitig 
praktisch arbeiten müssen, aber auf Grundlage strategischer und 
ideologischer Überlegungen.

Luise: Bildung hat in eurer Gruppe also die Funktion, Theorie und 
Praxis miteinander zu verzahnen. Gibt es darüber hinaus noch 
Funktionen, die Bildung für eure Arbeit erfüllt? Wie wichtig findet 
ihr Bildung generell für eure Arbeit?

Jeni: Unabhängig von der Bildungskommission versuchen wir, uns 
gemeinsam ideologisch zu bilden. Durch die Bildungskommission 
wurde uns das ein bisschen abgenommen, indem sie beispielsweise 
vorbereitet und unterstützt, dass wir gemeinsame Ansätze finden, 
dass die inhaltliche Auseinandersetzung zu Bewusstwerdung oder 
Persönlichkeitsentwicklung führt und dass Wissen weitergegeben 
wird.

Zu uns kommen viele Leute, die keine klassische Unilaufbahn in 
Politikwissenschaft durchgemacht, aber viel Erfahrung in bestimmten 
Bereichen haben. Ein zentraler Teil von Bildung ist es, hier eine Über-
setzungsarbeit zu leisten und Wissen weiterzugeben, damit Hierarchien 
abgebaut werden.

Wir versuchen auch, Bildung nicht eindimensional zu betrachten 
und das auch nach außen zu vermitteln, zum Beispiel durch die Spa-
ziergänge, die wir zu ganz verschiedenen Kämpfen im Kiez, aber auch 
aus feministischer Perspektive anbieten. Wir hatten außerdem viele 
Diskussionsabende und ein paar Filmabende, bevor wir offiziell eröffnet 
haben. Auch das ist für uns ein Ort, an dem Bildung eine Rolle spielt, 
wo Wissen weitergegeben wird und Sachen reflektiert werden – für uns 
als Gruppe, aber auch für unsere Nachbar:innen.
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■ Feministische Arbeit

Luise: Wenn ich das richtig verstanden habe, hat sich die Frauen*­
kom mune autonom gegründet und hat auch weiterhin eine auto-
nome Vollversammlung. Wie ist denn das Verhältnis zur Kiezkom-
mune insgesamt? Und was sind die Themen und Aktivitäten der 
Frauen*kommune?

Jeni: Die Frauen*kommune hat sich damals autonom gegründet – 
ich glaube, das war in den Vorbereitungen zum 08. März. Wir hatten 
stärker mit dem Frauen*streik Berlin zusammengearbeitet und haben 
beschlossen, das auf eine lokale Ebene zu ziehen. Damals haben wir 
relativ viele Leute vom Frauen*streik mitgenommen. Es gab keine 
strategische Entscheidung, warum wir die Frauen*kommune autonom 
führen wollten, sondern das ist aus einem Bedürfnis heraus erwachsen, 
eine Fokussierung auf feministische Themen vorzunehmen. Durch die 
Trennung haben sich die Arbeitsweisen, die eigentlich die gleichen 
waren, relativ stark voneinander entfremdet. Gerade Genoss:innen aus 
der Frauen*kommune haben sich nicht mehr als Teil der Kiezkommune 
wahrgenommen. Durch die Zusammenführung haben wir versucht, das 
wieder aufzubrechen. Es gab in der Frauen*kommune auch ein starkes 
Bedürfnis, die feministischen Themen nicht outzusourcen, sondern sie 
mit den anderen zu verbinden und sich inhaltlich breiter aufzustellen. 
Als wir die Kommissionen gegründet haben, war klar, dass es keine 
feministische Kommission geben kann, wenn wir uns entlang von Le-
bensbereichen organisieren wollen – wir fanden, dass Feminismus Teil 
jeder Kommission sein muss. So hat sich das relativ organisch wieder 
zu einer engeren Zusammenarbeit von Frauen*- und Kiezkommune hin 
entwickelt. Trotzdem gibt es das Bedürfnis, sich weiter autonom abzu-
sprechen – das hängt unter anderem damit zusammen, dass wir auf 
diese Weise Frauen* 
und FLINT-Personen 
in den Frauen*cafés, 
die wir organisieren 
und ausrichten, leich-
ter ansprechen kön-
nen. Wir arbeiten viel 
über den Aspekt der 
Selbsterfahrung und 
versuchen, Themen 
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wie Reproduktionsarbeit nicht nur in der Frauen*kommune zu bespre-
chen, sondern auch als Teil der Kiezkommune.

Ihr habt im Vorfeld die Frage gestellt, ob die Verteilung von Care und 
Reproduktionsarbeit im Kiez für uns eine Rolle spielt, und da sind wir 
ein bisschen ins Stocken geraten. Wir besprechen das auf einer abs-
trakten Ebene ziemlich viel, aber konkret ist es noch nicht geworden. 
Klar sprechen wir darüber, dass in unserer Utopie Reproduktionsarbeit 
anders verteilt werden muss und bedürfnisorientiert laufen soll, aber 
von der Umsetzung sind wir noch etwas weiter entfernt. Gerade mit 
Corona ist es schwieriger, gemeinschaftlich Kochen oder Einkaufen 
oder Pflege füreinander zu übernehmen. Am ehesten findet so etwas 
in der Kommission für Soziales und Kulturelles statt, wenn wir dort 
versuchen, die sozialen Netzwerke miteinander zu stärken und darüber 
die Care-Arbeit gemeinsam zu organisieren. Es ist eine schwierige Frage 
und wir haben es noch nicht geschafft, unsere eigenen Bedürfnisse und 
die unserer Nachbar:innen zu erfassen und darauf, was da in einer sehr 
privaten Sphäre passiert, zu reagieren und es politisch aufzugreifen.

Luise: Ich kann kurz etwas dazu sagen, warum wir diese Frage 
gestellt haben. Uns ist aufgefallen, dass dieses Thema in den 
Strategiediskussionen bei verschiedenen Gruppen immer wieder 
auftaucht: Es wird gesagt, dass sich im Bereich der Care- und Re-
produktionsarbeit die Widersprüche des Lebens im Kapitalismus 
besonders deutlich zeigen und dass man es eigentlich im Stadtteil 
gut angehen und versuchen könnte, Beziehungen aufzubauen, weil 
da räumliche Nähe gegeben ist. Eigentlich spielt es bei allen Grup-
pen, die wir bisher interviewt haben, in den strategischen Überle-
gungen eine Rolle, aber es bleibt sehr abstrakt und es scheint, als 
könnten die Gruppen in ihrer Praxis keinen richtigen Zugang dazu 
finden – was bestimmt auch mit dem zusammenhängt, was du 
gerade schon angesprochen hast: dass es in einem privaten Raum 
stattfindet und die Umgangsformen nicht etabliert sind, aus die-
sem privaten Raum rauszukommen und Care- und Reproduktions-
arbeit als etwas Kollektives zu begreifen und anzugehen. Unsere 
Frage zielt darauf ab, besser zu verstehen, woran das eigentlich 
liegt und ob es vielleicht auch Lösungsansätze dafür gibt.

Jeni: Auf strategischer Ebene war es der Ansatz der Frauen*kommune, 
in den Frauen*cafés mit Menschen ins Gespräch zu kommen. Das 
meinte ich vorhin mit Selbsterfahrung: Es geht darum, über eine Be-
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wusstwerdung zu zeigen, dass Care-Arbeit auch kollektiv verhandelbar 
und umsetzbar ist. Weit gekommen sind wir damit bisher nicht; es gibt 
noch eine starke Diskrepanz zwischen dem, was wir wollen, und dem, 
was wir machen. Ich will nicht alles auf Corona zurückführen, aber ich 
glaube nicht, dass es möglich ist, so etwas bei einer Onlinekonferenz 
mit Nachbar:innen zu besprechen, die man nicht gut kennt. Wir müssen 
weiter ausprobieren, wie wir Menschen mit dem Thema erreichen kön-
nen, und das nicht nur rund um den 08. März, sondern kontinuierlich.

■ Umgangsweisen und Fürsorge

Jo: Ich möchte eine Sache ergänzen: Aus meiner Sicht versuchen wir 
als Kollektiv aktiv nachzufragen, wie es uns gerade geht. Wenn zum Bei-
spiel jemand gerade in Quarantäne muss, dann ist es in einem Kollektiv 
selbstverständlich, dass man sich anbietet, einkaufen zu gehen. Wir se-
hen uns in unterschiedlichen Kontexten, bei kleinen Aktivitäten. Es gibt 
Genoss:innen, die einmal in der Woche Sport anbieten. Ich würde das 
nicht nur unter diesem Begriff Care- und Reproduktionsarbeit fassen, 
aber das soziale Netzwerk innerhalb der Kiezkommune spielt durchaus 
auch in den politisch-strategischen Überlegungen eine Rolle, und wir 
versuchen daran zu arbeiten, was auch heißt, dass wir permanent an 
uns selbst arbeiten.

Jeni: Genau, da gibt es auch immer mehr Versuche, das auszubauen, 
ohne es zu institutionalisieren, aus der Erkenntnis heraus, dass das 
soziale Netzwerk gerade jetzt noch stärker von uns beansprucht wird. 
Das Miteinander hat einen sehr genossenschaftlichen Charakter, und 
das ist auch eine feministische Perspektive: dass alle Arbeiten sehr 
wertgeschätzt werden und dass alle Zahnräder sind, die unersetzbar 
sind. Das machen wir uns ziemlich stark deutlich, nicht nur in der 
Frauen*kommune, und ich glaube, das führt zu einer starken Bindung 
und gegenseitigen Wertschätzung und ist auch Teil der Care-Arbeit, die 
wir miteinander und füreinander leisten.

Luise: Es ist also Teil eurer Arbeit, aufeinander zu achten und 
bestimmte Umgangsweisen zu etablieren. Würdet ihr sagen, dass 
es in eurer Arbeit utopische Momente gibt, in denen etwas von 
den Verhältnissen, auf die ihr hinarbeitet, schon realisiert ist oder 
erfahrbar wird?
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Jo: Aus meiner Sicht gibt es das in allen möglichen Aktionen, die wir 
machen. Wenn sie gut laufen, hat man Momente, die einen bestärken 
und für ein anderes Miteinander stehen, und in diesem Sinne ist es 
auch utopisch. Wenn, ganz klein gesprochen, freitags irgendwelche 
wildfremden Nachbar:innen vorbeikommen und mit uns Tee trinken 
und ich versuche, mit einem Familienvater, der kaum Deutsch spricht, 
eine Unterhaltung zu führen, und er versucht, mit mir eine Unterhaltung 
zu führen, dann hat das etwas Utopisches, weil wir uns vorher noch nie 
begegnet sind und uns plötzlich sehr nah sind. Im Konzept der Kiezkom-
mune wird von Sozialismus geredet, und natürlich verstehen wir uns als 
Teil einer weltweiten revolutionären Bewegung, aber uns ist auch klar: 
In der Kommune fangen wir im Hier und Jetzt an, Neues aufzubauen. 
Dafür braucht es in gewisser Weise einen neuen Menschen, eine neue 
Lebensweise, neue Ansprüche an uns selbst, und die fallen ja nicht 
vom Himmel, sondern entstehen aus etwas. Damit setzen wir uns jetzt 
schon ein Stück weit auseinander, auch wenn uns klar ist, dass in der 
Gesellschaft, wie sie jetzt funktioniert, nicht alles möglich ist. Aber wir 
können uns zumindest auf den Weg begeben, und dabei gibt es viele 
von diesen utopischen Momenten.

■ Kiezzeitung Plumpe

Luise: Ihr gebt die Kiezzeitung Plum-
pe mit heraus, und uns würde in-
teressieren, welche Funktion sie in 
eurer Arbeit hat. Könnt ihr sagen, 
wie viele Leute sie erreicht und ob 
sie vielleicht auch Leute erreicht, 
die ansonsten nicht von eurer Arbeit 
angesprochen werden? Welches Ziel 
verfolgt ihr mit der Zeitung?

Jo: Wir können das nicht quantifi-
zieren. Die Auflage beträgt derzeit 
3.000 bis 4.000 Stück, die Zeitung 
kommt alle drei bis vier Monate he-

raus. Die Redaktion teilen wir uns mit Hände weg vom Wedding. Zwei 
Aspekte waren für uns zentral dafür, dass wir das mit aufgebaut haben. 
Wir wollten ein politisches Organ im Wedding etablieren, das eine Art 
Gegenhegemonie etablieren kann durch einen lokalen Diskurs, der ex-
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plizit linke Initiativen aufgreift und zu Wort kommen lässt – aber nicht 
nur linke Initiativen, sondern auch möglichst viele Menschen, die hier 
leben und viele Sachen zu erzählen haben. Das ist ein Kontrast zu den 
Zeitungen, die die verschiedenen Quartiersmanagements herausgeben 
und zu irgendwelchen Lifestyleblogs hier im Wedding, die seit Jahren 
schicke Restaurants bewerben und erzählen, wie toll doch dieser Arm-
aber-sexy-Lifestyle ist. Wir wollen außerdem bestimmten Vereinen und 
Institutionen – Freikirchen, reaktionären Moscheen, faschistischen 
Vereinen – etwas entgegensetzen. Das ist unsere Hoffnung und das 
politische Ziel, das wir mit der Plumpe verfolgen. Gleichzeitig ist es für 
uns ein Werkzeug im doppelten Sinn: Einerseits ein Türöffner, um einen 
Bezugspunkt für Gespräche zu haben – zum Beispiel anzubieten, dass 
wir mit Leuten ein Interview über ihr Thema machen. Das ist eine gute 
Möglichkeit, um ein flüchtiges Gespräch zu vertiefen und sich besser 
kennenzulernen. Der zweite Aspekt ist, dass wir die Zeitung verteilen, 
indem wir durch die Straßen gehen, in Spätis gehen oder zu Frisörsa-
lons und Arztpraxen, und fragen, ob wir sie auslegen dürfen – in dem 
Moment ergibt sich auch die Gelegenheit für ein kleines Gespräch.

Mein Eindruck ist, dass wir damit relativ viele Leute erreichen, auch 
dadurch, dass es ein kontinuierlich laufendes Projekt ist. Es gibt im 
Wedding keine andere lokale Stadtteilzeitung mit einer linken Perspek-
tive; und es ist eine relativ hohe Auflage, deshalb können wir die Zeitung 
großflächig verteilen und erreichen damit automatisch schon einige 
Leute. Was wir außerdem etabliert haben, sind öffentliche Verteilstel-
len. Das sind schwarze Bretter, die rund um den Laden stehen, und da 
stecken wir die Zeitungen rein, bringen neue Plakate oder Flyer an und 
halten unsere Nachbarschaft so ganz analog auf dem Laufenden. Und 
auch wenn die Briefkästen, aus denen man sich die Plumpe mitnehmen 
kann, ab und zu kaputt oder leer sind, fallen diese Bretter auf und sind 
für uns ein Punkt, auf den wir verweisen können, beziehungsweise der 
Leute zu uns führt.

■ Kooperationspartner:innen

Baldo: In eurem Laden habt ihr Kontakt mit Vereinen und anderen 
Initiativen. Was sind das für Initiativen?

Jo: Im und um den Laden arbeiten wir vor allem mit einem somalischen 
Verein von geflüchteten Frauen zusammen, mit einem Jugend- und 
Kinderorchester, das ursprünglich in einem anderen Stadtteilladen 
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ansässig war und jetzt zu uns gekommen ist, und mit einem kongole-
sisch-angolanischen Verein, der leider sehr von Corona mitgenommen 
wurde. Wir sind auf der Suche nach neuen Initiativen und Gruppen, die 
im Laden Angebote schaffen, und mit denen wir uns im Kollektiv orga-
nisieren können. Außerhalb vom Laden gibt es natürlich noch andere 
Kooperationspartner:innen.

Baldo: Wie müssen wir uns die Kooperation vorstellen? Habt ihr ge-
meinsame Aktivitäten oder sind es vor allem persönliche Kontakte?

Jo: Das ist unterschiedlich. Um zwei Beispiele zu nennen: Wir haben 
mit dem Nelson-Mandela-Kulturhaus Kontakt; das ist ein von Leuten 
aus Kamerun getragener Verein, der zwar nicht mehr im Wedding ist, 
aber früher ganz in der Nähe des Ortes war, an dem wir jetzt sind. Die 
Freund:innen vom Verein haben engen Kontakt zu der Kommission 
gegen Gewalt gegen Frauen*, und sprechen auch oft bei deren Kundge-
bungen oder beteiligen sich anderweitig daran. Der somalische Verein, 
der bei uns im Laden ist, macht viel Beratung und Unterstützung in Be-
zug auf Ämter usw. für die Community, und wir laden sie beispielsweise 
auch zu Kundgebungen ein, wo sie dann sprechen. Im Herbst, kurz vor 
dem Lockdown, haben wir mit Vereinen aus der Straße ein Straßenfest 
organisiert. Der somalische Verein hat gekocht und Essen verteilt, das 
Kinder- und Jugendorchester hat Musik gemacht und das Fest maß-
geblich organisiert. Ein syrischer Verein ist bei uns in der Straße, der 
manchmal Leute zu uns schickt. Wir sind im Austausch und diskutieren 
miteinander, viel auch mit Einzelpersonen. Beispielsweise ist dort ein 
älterer Genosse aktiv, mit dem wir inhaltlich viel zu tun haben und der 
bei uns auf einem Kulturabend mal einen Vortrag gehalten hat. Wir 
nutzen das einerseits, um persönlichen Kontakt zu haben, um Leute 
in einzelne Aktivitäten einzubinden und so einen Verbindungspunkt 
zu schaffen, und andererseits, um die Netzwerke von den jeweiligen 
Vereinen nutzen zu können.

■ Wirkungskreis der Initiative

Baldo: Ihr habt am Anfang gesagt, dass der Kiezladen und die 
Buttmannstraße das Zentrum eurer Aktivität sind. Nun seid ihr ja 
die Kiezkommune Wedding, und Wedding ist natürlich viel größer. 
Deshalb würde mich interessieren: Wie schätzt ihr euren Wir-
kungskreis ein? Ist das diese eine Straße, ist das das Viertel, das 
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nicht dem Bezirk Wedding entspricht, oder ist das vielleicht auch 
unterschiedlich, je nach Kommission? Und damit zusammenhän-
gend stellt sich mir die Frage: Wenn sich weitere Kiezkommunen 
gründen würden, was wäre dann eure Idee, wie viele Kiezkommu-
nen in den Wedding passen?

Jo: Im direkten Umfeld des Ladens fällt es uns am leichtesten zu arbei-
ten. Wir erreichen eine relativ breite Nachbarschaft, auch außerhalb 
einer linken Blase. Das ist ein qualitativer Unterschied zum Rest des 
Bezirks, glaube ich. Unsere Infotische machen wir nicht nur im direkten 
Umfeld, sondern auch in einem weiteren Umkreis, und die Plumpe ver-
teilen wir wesentlich breiter – da sprechen wir uns mit Hände weg vom 
Wedding ab. Wir nutzen die Online-Kanäle, die im Wedding von einer 
bestimmten Blase recht breit geteilt werden. Außerdem plakatieren wir 
eigentlich überall.

Jeni: Im Laden arbeiten wir am kontinuierlichsten und sind am prä-
sentesten, nicht nur mit unserer Arbeit, sondern auch mit unseren 
Gesichtern. Ich denke, dass wir als Genoss:innen mit dem Laden asso-
ziiert werden, weil einige von uns auch häufiger in der Buttmannstraße 
unterwegs sind, und dementsprechend können wir dort am besten 

Kontakte und ein Netzwerk aufbau-
en. Und gerade, weil der Kontakt zu 
den anderen Vereinen in der Straße, 
zu den Spätibesitzer:innen und auch 
zu manchen Einzelpersonen ganz gut 
ist, ist der Laden ein Angelpunkt, aber 
wir versuchen, auch darüber hinaus 
zu wirken.

Jo: Zum zweiten Teil deiner Frage: Wir 
nennen es Kiezkommune Wedding, 
aber das Konzept der Kiezkommune 
ist ja die Bildung einer territorial eng 
begrenzten Einheit. Wenn wir uns den 
Wedding mit 170.000 Einwohner:innen 
anschauen – die werden nicht in so 
etwas organisiert sein, wie wir es gera-
de machen. Wir stoßen jetzt schon an 
Grenzen, allein bei uns in der Straße 
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sind locker 500 Mietwohnungen. Die Vorstellung ist, dass die Kommune 
einen Straßenzug, einen Häuserblock oder ähnliches umfassen kann 
und dass sich das dann, je mehr Menschen partizipieren, auch umso 
mehr aufteilen kann. Im Wedding könnte man Dutzende Kommunen 
gründen, aber es braucht Zeit, das zu etablieren. Wir haben es bloß 
unter diesem Namen angefangen, weil es gerade sinnvoll für uns war.

■ Ziele, Strategien und Hürden

Luise: Als Nächstes soll es vor allem um Zielsetzungen, Lernpro-
zesse und Schwierigkeiten in eurer Praxis gehen. Was würdet ihr 
als das Ziel eurer Arbeit benennen? Unterscheidet ihr zwischen 
kurzfristigen, mittelfristigen und langfristigen Zielen?

Jo: Kurzfristig ist für uns als Kiezkommune wichtig, eine feste Basis im 
Stadtteil aufzubauen, über unser Netzwerk von persönlichen Kontakten 
und die Zusammenarbeit mit Vereinen. Der Anspruch ist, dass sie für uns 
ein Stück weit mobilisierbar sind, das heißt auch gewillt sind, mit uns 
gemeinsam zu kämpfen und entlang von politischen Widersprüchen 
Stellung zu beziehen; und dass wir als Kiezkommune ein thematisch 
breit aufgestelltes Umfeld haben, das alle Lebensbereiche umfasst. 
Mittelfristig geht es – so steht es im »Konzept Kiezkommune« – um den 
Aufbau von Gegenmacht im Stadtteil, einerseits vielleicht territorial, 
aber vor allem in thematischen Feldern – darum, nicht dem Staat die 
Hegemonie zu überlassen, sondern selbst einen Anspruch an Hegemo-
nie zu haben und auch dazu fähig zu sein, Gegenmacht zu verteidigen, 
auf ideologische wie praktische Art und Weise. Ein langfristiges Ziel ist 
die Errichtung der Kommune und der Aufbau einer sozialistischen Ge-
sellschaft. Da brauchen wir noch ein bisschen (lachen). Aber das große 
Ziel im Auge zu haben, ist schon auch wichtig für uns, um uns nicht im 
Klein-Klein zu verlieren.

Jeni: Die langfristige Strategie wird bei unserer jetzigen strategischen 
Ausrichtung im Kiez allerdings nicht so viel diskutiert. Wir sind, zum 
Beispiel in der Wohnkommission, an einem Punkt, an dem wir häufiger 
auf Sachen reagieren müssen, als dass wir Sachen neu anstoßen. Wir 
sind also in der Lage, auf Eingriffe in den Kiez zu reagieren, aber es ist 
schwierig, darüber hinaus zu planen, wenn man sich an verschiedens-
ten Problemen abrackert, ob jetzt der Mietendeckel kippt oder der 
nächste Großinvestor kommt und irgendetwas aufkauft oder Häuser 
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verkauft werden. Deshalb hangeln wir uns momentan an diesen Kämp-
fen entlang, versuchen aber immer zumindest ein Stück weit die Idee 
und die Utopie, die wir uns ausmalen, dabei mitzudenken und trotz der 
Kämpfe Neues zu errichten.

Jo: Bei Gründung der Wohnkommission haben wir diskutiert, dass wir 
einerseits Zwangsräumungen verhindern oder die Großinvestoren, die 
bei uns sehr präsent sind, einschüchtern wollen. Wenn wir anderer-
seits wie hier in Berlin über Deutsche Wohnen Enteignen2 sprechen, 
sprechen wir auch über Sozialisierung und Demokratisierung von 
Wohnraum und darüber, welche Rolle in diesem Prozess perspekti-
visch die Kommune einnimmt. Oder darüber, wo die Kiezkommune in 
unserer jetzigen Form hinwill und wie für uns demokratisch verwaltete 
Nachbarschaften und Wohnraum aussehen: Wer sagt, wer die Wohnung 
bekommt? Was sind die Kriterien? Wie ist Wohnraum perspektivisch 
geschaffen, damit es auch ein gutes Wohnen ist?

Das sind zwei zentrale Aspekte: der Aufbau von Neuem und der 
Kampf gegen die Hegemonie des Staates, des Kapitalismus, des Pat-
riarchats.

Luise: Ist es eines eurer Ziele, dass Leute im Laufe eurer Arbeit 
antikapitalistische Positionen einnehmen und falls ja, wie ist euer 
Weg dahin? Geht es euch um Agitation, oder geht ihr eher davon 
aus, dass sich solche Positionen organisch im Prozess entwickeln?

Jo: Wir machen Kundgebungen und Demonstrationen, das ist ein Mo-
ment von Agitation. Der Fokus liegt aber eher auf einem Bewusstwer-
dungsprozess durch Solidarisierung, politische Bildung und Vertrauen.

Jeni: Unsere Hoffnung ist, dass sich organisch Momente ergeben, 
in denen Leute antikapitalistische Positionen entwickeln: durch ein 
Erkennen von Strukturen und das Herauskommen aus der Individua-
lisierung. Das hängt aber mit Agitation zusammen: Sie soll ja zu einer 
Bewusstwerdung führen.

2 Deutsche Wohnen & Co. enteignen ist eine Initiative, die einen Volksentscheid 
über die Vergesellschaftung aller Berliner Wohnungen vorbereitet hat, deren 
Eigentümer profitorientierte Unternehmen sind und mehr als 3.000 Wohnungen 
in Berlin besitzen. Der Entscheid fand am 26.09.2021 statt und 56,4 % stimmten 
mit »Ja«. Zurzeit steht eine Ausarbeitung eines Gesetzesentwurfs im Berliner 
Abgeordnetenhaus an. Mehr dazu auf https://www.dwenteignen.de/.
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Luise: Als wir das Konzept der Kiezkommune diskutiert haben, 
haben wir länger darüber gesprochen, dass darin auch das Ziel 
formuliert wird, über die Kiezkommunen einzelne gesellschaft-
liche Bereiche der staatlichen Kontrolle zu entziehen und selbst-
verwaltete Strukturen zu schaffen, die den Staat letztlich auch 
ersetzen können. Wir haben uns gefragt, wie ihr euch das genau 
vorstellt: Welche Bereiche könnten das sein, und wie kann das 
gelingen? Denkt ihr, dass das ohne direkte Konfrontation mit 
staatlicher Gewalt möglich wäre?

Jo: Ich glaube, da kommt es stark auf das Themenfeld an. Wir haben 
eine Kommission zur Gewalt gegen Frauen*, und wir können uns re-
lativ sicher sein, dass in der Straße, in der unser Laden ist, häusliche 
Gewalt stattfindet – wir kriegen nur einfach nichts davon mit. Ein Ziel 
könnte da für uns sein – und der Schritt ist, denke ich, durchaus mög-
lich –, ein Klima zu schaffen, in dem das nicht mehr möglich ist, ohne 
dass es sanktioniert wird. Da kann man also durchaus, ohne in direkte 
Konfrontation mit dem Staat zu gehen, gesellschaftliche Veränderung 
zumindest im Kleinen erkämpfen, und wenn so etwas stattfindet, kann 
man auch Handlungsmacht oder Gegenmacht entwickeln.

Bei der Konfrontation mit großen Aktienkonzernen – und das steht 
ja auch im Konzept der Kiezkommune – ist es für eine lokale Einheit 
sehr schwer, etwas zu erreichen. Deshalb ist es von Anfang an Teil des 
Konzepts gewesen, dass wir nicht nur in einem Kiez anfangen können, 
sondern es von Beginn an größer denken müssen – nicht nur in einem 
Stadtteil, sondern in einer Stadt und darüber hinaus, bestenfalls bun-
desweit beziehungsweise international.

Für uns ist wichtig, dass das auf verschiedenen Themenfeldern pas-
siert, also beispielsweise auch im Bereich der Bildung. In den Schulen 
als staatlichen Institutionen wird eine Art ideologischer Kampf geführt, 
indem eine bestimmte Sicht auf die Welt vermittelt wird. Wir wollen 
durch eine andere Form von Bildung und mit anderen Themen dieser 
staatlich vermittelten Ideologie eine eigene sozialistische Sichtweise 
entgegensetzen. Auch da muss es nicht zu einer physischen Konfron-
tation kommen. Oder in der Ökonomie: Man kann Kollektivbetriebe 
gründen und auch an der Stelle ein Stück weit Terrain abtrotzen, wenn 
man sie unter demokratische Kontrolle stellt.

Gleichzeitig wollen wir keine Inseln schaffen, weil uns bewusst ist, 
dass das nicht funktionieren kann und es Widersprüche geben wird – 
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aber wir können unsere Position im Grabenkampf verschieben. Das war 
jetzt ein bisschen viel Gramsci (lachen) …

■ Warum Stadtteilarbeit?

Luise: Bei den Beispielen, die ihr für eure Aktivitäten gegeben 
habt, ist angeklungen, dass sich die Themen, die ihr bearbeitet, 
stark voneinander unterscheiden und jedes Arbeitsfeld seine ei-
gene Dynamik hat. Was hat euch zu der Entscheidung gebracht, 
verschiedene Themen in Form von Kiezarbeit zusammenzufüh-
ren? Wo seht ihr die Vorteile dieses Ansatzes im Vergleich dazu, 
sich ein Themenfeld herauszusuchen, in dem es gerade besonders 
brennende Anlässe gibt, und sich über Stadtteilgrenzen hinweg 
entlang dieses Themas zu organisieren?

Jo: In der Frage stecken mehrere Aspekte. Einerseits sagt das »Konzept 
Kiezkommune« in seiner ursprünglichen Fassung, dass man sich nicht 
auf den Stadtteil beschränken kann, sondern auch in der Schule oder 
im Betrieb arbeiten muss und sich die Konzeption dabei nicht groß 
unterscheidet. Das ist dort nicht weiter ausgeführt. Wir haben uns für 
den Stadtteil entschieden, weil wir mit der Annahme arbeiten, dass wir, 
um politische Organisierung anzustoßen, drei Schritte gehen müssen: 
an den sozialen Beziehungen zwischen den Menschen ansetzen, diese 
Beziehungen beziehungsweise Vertrauensverhältnisse politisieren und 
dann schlussendlich organisieren. Wir haben gesagt, dass es bestimmte 
gesellschaftliche Bereiche gibt, in denen solche Beziehungen durch 
Neoliberalismus noch nicht 
vollends zerstört wurden, 
beispielsweise in Familien, 
im Stadtteil unter Nachbar-
:innen, genauso aber auch 
in der Schule zwischen Klas-
sen kamerad: innen oder in 
Betrieben zwischen Kolleg-
:innen. Wir haben uns dann 
entschieden, einen dieser 
Bereiche, der uns am uni-
versellsten und am zugänglichsten klang, auszusuchen, und das ist die 
Nachbarschaft, also der Stadtteil.
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Der zweite Aspekt sind die Konfliktlinien: Die 
Kommune soll ja bestenfalls alle Lebensbereiche 
organisieren. Das steht im Widerspruch dazu, 
sich bestimmte Teilbereiche klar voneinander 
abgegrenzt herauszupicken. Jeni meinte das 
vorhin schon mit feministischen Themen: Wenn 
wir sagen, wir kämpfen gegen Kapital, Patriar-
chat, Herrschaft und Rassismus, dann muss das 
in allen Lebensbereichen thematisiert werden, 
weil es uns in allen Lebensbereichen betrifft. 
Deshalb haben wir uns davon wegentwickelt 
und gesagt, wir gründen Kommissionen etwas 
mehr entlang dieser Linien – wenn es auch eine 
Frage der Aushandlung bleibt, welchen Raum 
feministische Aspekte beispielsweise bei einem 
Wohnungskampf bekommen.

■ Messbare Erfolge

Baldo: Was mir insgesamt noch dunkel geblieben ist, ist eure 
Einschätzung, was ihr konkret erreicht habt. Habt ihr das Gefühl, 
dass ihr in der Buttmannstraße und im kleineren Umfeld in den 
Stadtteil gewirkt und schon Leute außerhalb eurer Gruppe er-
reicht habt, auch mit euren Demonstrationen oder Infoständen?

Jeni: Wenn man von einer gradlinigen aktivistischen Ebene wegkommt, 
kann man Erfolge nicht über die Anzahl von Flyern oder Personen auf 
einer Kundgebung angeben. Das macht Erfolg schwer messbar für uns. 
Wir merken, dass wir in einem Teil des Weddings angekommen sind – 
damit meine ich eher die 20- bis 40-Jährigen, die eh schon links einge-
stellt sind, da sind wir mittlerweile voll verankert. Aber wie man Erfolg 
ansonsten messen kann … Ich freue mich ehrlich über jede Person, die 
in den Laden kommt und danach wiederkommt. Das ist für mich ein 
Erfolg, der messbar ist: Dass Menschen über ein Gespräch, über einen 
Dialog gemerkt haben, dass das etwas Kollektives ist, und dass das ein 
Anreiz für die Person ist.

Jo: Ich glaube schon, dass wir in der Straße bei vielen Leuten angekom-
men sind. Über die Straße hinaus eher weniger. Nach einem Jahr Prä-
senz wird der Laden aber trotz Corona regelmäßig besucht. Wir haben 
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im letzten Jahr viele Kontakte gehabt, mit unterschiedlichsten Leuten, 
die nichts mit linker Politik in herkömmlichem Sinne am Hut haben, die 
aufgeschlossen sind. Daraus haben sich sehr viele Ideen entwickelt. Ich 
würde das als einen Erfolg begreifen, das hätte ich vor einem Jahr nicht 
gedacht. Es war sehr schwammig und jetzt wird es konkreter, dass man 
mit so einem Laden solche Schritte gehen kann. Und gleichzeitig ist es 
eine sehr labile Situation – es kann auch innerhalb von zwei Monaten 
wieder weg sein.

Baldo: Auf welcher Ebene, würdet ihr sagen, gibt es diese Prä-
senz? Auf einer untersten Ebene würde man sagen, die Leute 
nehmen wahr, dass es den Laden gibt und kommen mal vorbei, 
und es gibt irgendeine Art von sozialem Austausch, den es vorher 
nicht gab. Geht der Nutzen für die Leute noch darüber hinaus, hat 
es vielleicht ein Moment von Politisierung für die Leute, die nicht 
eh schon in der Linken aktiv waren?

Jo: Ich glaube, das lässt sich schwer beantworten. Ich weiß, dass ich 
bei ein paar Leuten in der Straße vorbei gehen kann und sie um Sachen 
bitten kann, oder dass wir bei einigen Vereinen und Läden in der Straße 
offen empfangen werden, dass Leute an uns verweisen, auch Leute 
auf uns zukommen, mit uns einen Stolperstein verlegen wollten. Das 
hätte ich vor einem Jahr nicht gedacht. Es ist also sehr unterschiedlich. 
In persönlichen Gesprächen schwingt auch etwas Politisches mit: Die 
Leute wissen, dass es da eine politische Position gibt. Wir haben es nicht 
hingekriegt, innerhalb von einem Jahr ein geschlossenes überzeugtes 
revolutionäres Weltbild zu vermitteln – aber das war auch nicht unser 
Ansatz und das haben wir, glaube ich, bei uns selbst auch noch nicht 
so ganz geschafft.

■ Schwierigkeiten bei der Kontaktaufnahme

Baldo: Habt ihr auch schon Methoden ausprobiert, die nicht funk-
tioniert haben? Davon kann man ja auch lernen …

Jeni: Ein Beispiel für etwas, das nicht so gut funktioniert hat, wäre unser 
Mietendeckelprogramm. Das war noch bevor wir die Wohnkommission 
gegründet haben. Als der Mietendeckel aufgeploppt ist, dachten wir, 
es ist eine coole Idee, mit Menschen in Kontakt zu kommen und sie 
über den Mietendeckel aufzuklären. Das haben wir gemeinsam mit der 
Mietergemeinschaft organisiert, und weil das während der Pandemie 
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war, haben wir die Aktion draußen in Form eines Picknicks gemacht. 
Wir hatten ziemlich aufwändig Plakate designt, geflyert und geklebt, 
aber am Ende kam niemand.

Jo: Eine Person ist gekommen.

Jeni: Wir hatten zwei Wochen lang in Zusammenarbeit mit der Mie-
tergemeinschaft Flyer ausgelegt, das war ein großes Projekt. Aber wir 
haben gelernt, dass man auf Menschen zugehen muss und dass Türge-
spräche tausendmal effektiver sind, als sich mit einer Picknickdecke 
hinzusetzen. Es kostet mehr Überwindung, bei Leuten zu klingeln, aber 
es ist viel nachhaltiger und effektiver. Man muss es manchmal auch 
mehrmals probieren und aus der Passivität rauskommen, rein in ein 
aktives Ansprechen, auch wenn es am Anfang beide Seiten nervt.

Wir haben mit Sicherheit Fehler gemacht, manchmal auch bei den 
Türgesprächen, wenn wir eine künstliche Spaltung zwischen uns und 
den Nachbar:innen aufgemacht und uns da in einer Rolle gesehen 
haben, die wir gar nicht innehaben – dass wir uns nicht einfach als 
Nachbar:innen und als Teil der Community sehen. Das meinte ich vor-
hin auch schon: Viel passiert vorher im Kopf, man zerdenkt das, und 
eigentlich ist es nur ein Türgespräch oder ein Kaffee. Da müssen wir 
hinkommen.

Baldo: Aber ihr klingelt ja nicht einfach so an der Tür, sondern ihr 
wollt ja auch etwas. Ich zumindest gehe nicht einfach so zu mei-
nen Nachbar:innen, außer ich will zum Beispiel, dass sie die Musik 
leiser machen. Insofern hat das ja schon einen Hintergrund, wenn 
ihr euch bestimmte Gedanken macht und es als etwas anderes 
anseht als einen Besuch von eine:r Nachbar:in bei eine:r anderen.

Jo: Das Mindeste ist zu sagen, dass es uns gibt und dass wir da sind: 
»Ich erzähle dir kurz, was wir machen, und ich will hören, wo bei dir der 
Schuh drückt oder was du gut findest.« Deshalb nutzen wir die Zeitung 
sehr viel, das ist ein guter Aufhänger, um kurz vorbeizukommen. Gera-
de können wir auch Unterschriften für Deutsche Wohnen Enteignen 
sammeln.

■ Umgang mit sexistischem oder rassistischem Verhalten

Baldo: Wie geht ihr damit um, wenn sich Leute, mit denen ihr ins 
Gespräch kommt, rassistisch oder sexistisch äußern?
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Jeni: Wir haben da keine vereinbarte Linie. Aber am häufigsten geklappt 
hat es, die Menschen damit zu konfrontieren und ihnen, nicht herablas-
send, sondern auf Augenhöhe zu erklären, warum das nicht so cool ist.

Wir versuchen, ein Klima zu schaffen, in dem man sich über solche 
Sachen austauschen kann, das vertrauensvoll und wohlwollend ist und 
wo es die Annahme gibt, dass bestimmte Verhaltensweisen Produkte 
der Umwelt sind, die wir gemeinsam überwinden müssen. Es passiert 
auch, dass die migrantischen Communities bei uns in der Straße ganz 
schön aggressiv und rassistisch untereinander sind, und es ist nicht 
immer einfach, damit umzugehen.

Gerade bei sexistischen Verhaltensweisen ist es wichtig, die Genos-
sinnen – die meistens davon betroffen sind – nicht damit allein zu las-
sen, sondern das als Gruppe aufzugreifen und gemeinsam zu schauen, 
wo die Grenzen sind, und einen Umgang zu finden.

■ Abgrenzung von sozialarbeiterischen Tätigkeiten

Baldo: Ein Problem, das viele Gruppen beschäftigt, ist, dass sie 
eigentlich revolutionäre politische Arbeit machen wollen, dass 
aber die Leute, mit denen sie in Kontakt kommen, eher Bedarf 
nach einer individueller Beratung haben, die normalerweise 
Sozial arbeiter:innen übernehmen. Vorhin habt ihr gesagt, dass 
ihr Leute zum Teil an BASTA! oder an andere Gruppen verweisen 
könnt, und so wie ich das verstehe, bildet sich durch die sozialen 
Beziehungen um die Gruppe herum eine Art Hilfsnetzwerk. Habt 
ihr dennoch das Gefühl, dass das ein Problem für euch ist, und 
wie geht ihr damit um?

Jo: Ein Themenfeld, in dem wir das konkret sagen können, ist die 
Wohnungsfrage. In den letzten Monaten sind mehrere Leute zu uns 
gekommen, denen fristlos gekündigt wurde und die keine Wohnung 
gefunden haben. Wir haben es dann so gehandhabt, dass wir individuell 
geschaut haben, was wir machen können. Einer hat ganz okay Deutsch 
gesprochen, konnte es aber nicht so gut schreiben, und weil alle Woh-
nungsangebote online sind, haben wir uns mal eine Stunde mit ihm 
hingesetzt, Adressen herausgesucht und Onlineformulare ausgefüllt. 
Mit einer Nachbarin, die wir schon ein bisschen besser kannten, haben 
wir uns auch eine Stunde zusammengesetzt und Jobcenteranträge 
ausgefüllt. Es ist aber nicht so, dass die Leute bei uns Schlange stehen 
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würden, um Unterstützung zu bekommen. Deshalb sehe ich das Prob-
lem gerade nicht so sehr.

Als es im Februar so kalt war, haben wir kurzfristig dazu aufgerufen, 
an zwei Nachmittagen Kleiderspenden bei uns abzugeben. Wir haben 
nur online Werbung gemacht, und innerhalb von zwei Tagen war der 
ganze Laden voll mit Spenden – 150 Leute hatten ihren Hausstand 
vorbeigebracht, auch aus anderen Stadtteilen. Einerseits haben wir 
praktische Fehler gemacht, weil es eine überhastete Aktion war. Ande-
rerseits hat sich dabei auch gezeigt, dass diese Denkweise einer Zent-
ralisierung sehr stark ausgeprägt ist: Die Leute kommen nicht selbst auf 
den Gedanken, bei sich in der Gegend zu fragen, ob etwas gebraucht 
wird – dabei sieht man in Berlin an jeder Ecke wohnungslose Menschen.

Wir sind dann im ersten Schritt dazu übergegangen, soziale Träger 
und Vereine zu fragen, ob sie etwas brauchen, und die meinten, dass 
sie auch keinen Platz mehr dafür haben. Im nächsten Schritt haben wir 
einen Tisch draußen in der Nachbarschaft organisiert, an dem wir das 
verteilt haben, nicht nur für Wohnungslose, sondern für prekäre Leute 
im Allgemeinen. Ein Nachbar, der immer mal vorbeikommt, hat unsere 
Flyer ins Bulgarische übersetzt und wir haben sie an Orten verteilt, von 
denen wir wussten, dass dort viele bulgarische Menschen leben. Das 
war sehr förderlich für uns, weil viele Leute vorbeigekommen sind und 
sich etwas geholt haben. Sie haben ihre Kontakte dagelassen, haben 
sich teilweise eine Plumpe mitgenommen oder sind in den darauffol-
genden Wochen bei uns im Laden vorbeigekommen und haben ihre Ge-
schichten erzählt. Auch wenn es auf den ersten Blick wie eine sozialar-
beiterische Tätigkeit aussah, haben wir es über diesen Umweg vielleicht 
doch noch hingekriegt, daraus eine gute Aktion für uns zu machen, bei 
der wir niedrigschwellig politische Aspekte vermitteln konnten.

■ Zusammensetzung der Gruppe

Baldo: Wenn ich euch richtig verstanden habe, ist eure Gruppen-
zusammensetzung tendenziell weiß-akademisch. Spielt es im 
Kontakt mit dem Stadtteil eine Rolle, dass ihr das Gefühl habt, 
dass es da Bildungsunterschiede gibt? Gerade habt ihr erzählt, 
dass ihr Leute bei Problemen unterstützt habt, die aufgrund von 
Sprachschwierigkeiten im deutschen Kontext auftauchen. Habt 
ihr das Gefühl, das ist eher etwas Trennendes, oder können diese 
Unterschiede auch zum Vorteil der Kiezkommune verwendet und 
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wahrgenommen werden? Wenn zum Beispiel jemand kommt und 
ihr sagt: »Wir können dir da helfen, unser Bildungshintergrund hilft 
uns, den schriftlichen Antrag machen können, den du gerade nicht 
hinkriegst« – ist die Außenwahrnehmung der Kiezkommune dann: 
»Ah, die können das und können uns helfen« oder eher: »Das sind 
weiße Akademiker, die stehen woanders«?

Jo: Ich glaube, von einem Vorteil kann man da nicht reden. Wir haben 
zwar vielleicht einen sprachlichen Vorteil, kennen uns dafür aber bei 
anderen Aspekten nicht aus. Dadurch, dass Unterstützungstätigkeiten 
in diesem Sinne nicht unsere Hauptarbeit sind, fällt das nicht so in 
Gewicht. Es ist uns wichtig, dass wir gegen so eine Gegenüberstellung 
zwischen der Nachbarschaft und uns ankämpfen. Das Ziel ist Selbstver-
waltung, die alle Teile der Nachbarschaft mit einbezieht. Wir müssen 
kontinuierlich gegen diese Zusammensetzung ankämpfen, weil sie sich 
auch selbst bestärkt und reproduziert und in unseren Kreisen auch we-
sentlich präsenter ist als in anderen. Es braucht auch Verbindungsglie-
der zwischen uns und anderen Communities oder Altersgruppen. Uns 
als organisierter Gruppe fällt eine besondere Rolle zu, den Austausch 
anzustoßen. Das ist unser Ziel.

Außerdem sind wir nicht ausschließlich weiß und akademisch. Wir 
haben den Vorteil, dass es Genoss:innen gibt, die Türkisch, Kurmand-
schi, Farsi, Griechisch oder Französisch sprechen. Wir sind breiter 
aufgestellt und das hilft uns auch. Gleichzeit liegt es nicht nur an uns, 
dass wir nur in unserer Bubble bleiben, sondern es liegt auch an der 
Nachbarschaft im Allgemeinen, dass der Schritt, sich zu organisieren, 
kein natürlicher Schritt ist, sondern erst einmal etwas ganz Abstraktes. 
Das ist, glaube ich, auch ein Stück weit im Individualismus und Neoli-
beralismus begründet.

■ Struktur der Kiezkommune insgesamt

Baldo: Im nächsten Block wird es um größere Organisierungsstruk-
turen gehen. Ganz generell betrifft das, glaube ich, die strategischen 
Überlegungen von vielen Stadtteilgruppen. In Strategiepapieren 
steht häufig: Man muss lokal arbeiten, aber gleichzeitig reicht das 
nicht, man braucht an vielen Orten Organisierungen und zwischen 
diesen muss es eine Koordinierung geben. Bisher ist es eine Beson-
derheit der Kiezkommune, dass das bei euch in das Konzept einge-
baut ist. Es ist der einzige uns bekannte Ansatz, der dem Konzept 
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nach von vornherein mehrere Stadtteilgruppen unter einem Dach 
hat, die in unterschiedlichen Teilen Deutschlands aktiv sein sollen. 
Wie genau sieht die Gesamtstruktur der Kiezkommune aus?

Jo: Im Prinzip gibt es drei Ebenen. Zum einen gibt es die Vollversamm-
lung aller Kiezkommunen, die zweimal jährlich stattfinden soll. Derzeit 
ist das stark eingeschränkt, weil es online nicht so gut funktioniert. Die 
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Kiezkommunenvollversammlung, auf der nicht nur die Berliner Kiez-
kommunen teilnehmen, sondern zum Beispiel auch die aus Magdeburg, 
sind dafür da, strategische Entscheidungen und gemeinsame Projekte, 
die alle Kiezkommunen umfassen, festzulegen. In der Vergangenheit 
war das zum Beispiel die Entscheidung, dass man zum 8. März und zum 
1. Mai arbeitet. Außerdem wurden Diskussionen rund um das »Konzept 
Kiezkommune« geführt.

Jede Kiezkommune ist gegenüber dieser Vollversammlung berichts-
pflichtig, das heißt im Vorfeld werden von jeder Kiezkommune Berichte 
über die lokale Arbeit sowie Ideen und Kritiken geschrieben, die dann 
allen zugänglich gemacht und gemeinsam ausgewertet werden.

Dann gibt es die Kiezkommune als lokalen Bezugsrahmen mit lokaler 
Autonomie. Wir arbeiten hier im Wedding zu ganz anderen Themen, als 
wir das in Lichtenberg machen, oder in Neukölln – in Magdeburg sowie-
so. Die Idee ist, dass wir im Wedding am besten bestimmen können, was 
hier die zentralen gesellschaftlichen Widersprüche sind, mit denen wir 
umgehen müssen und an denen wir arbeiten können. Über diese Ar-
beitsweise haben wir lokale Autonomie im Rahmen der gemeinsamen 
strategischen Festlegungen der Kiezkommune.

Dann gibt es noch die Kommissionen, die thematisch eine gewisse 
Autonomie in der Umsetzung haben und die der lokalen Kiezkommu-
nenvollversammlung, hier im Wedding zum Beispiel, unterstellt sind.

Darüber hinaus ist noch wichtig, dass neben diesen drei Ebenen 
auch immer noch eine Organisation im Raum stand, die radikale linke 
| berlin (rlb) die 2018 die lokalen Arbeiten hier gestartet hat. Dadurch, 
dass sie hier in Berlin in allen Kiezkommunen präsent war, hat sie teil-
weise eine koordinierende Funktion übernommen – beispielsweise, um 
schnell einen Treffpunkt zur Demovorbereitung festzulegen oder sich 
unterstützend bei der Vorbereitung von Bildungsveranstaltungen zu 
beteiligen. Die regelmäßigen Schulungen zum »Konzept Kiezkommune« 
für neue Leute wurden maßgeblich von der rlb organisiert. Auch die 
Initiative, neue Kommunen zu begründen und personell zu unterstüt-
zen, kam aus diesem Kreis, genauso wie infrastrukturelle Aspekte. Wir 
haben jetzt einen dritten Laden in Berlin, den wir eröffnen. Gerade 
Kommunen, die klein oder neu sind und sich erst einmal als Kollektiv 
finden müssen, brauchen zu Beginn Unterstützung.

Außerdem war es die Rolle der rlb, sich mit der inhaltlich-ideologi-
schen Richtung auseinanderzusetzen und mit der Frage, wie man das 
Kiezkommunenkonzept weiterentwickeln und verbreiten kann und 
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welche Fallstricke es dabei gibt, weil das Konzept relativ viel Interpre-
tationsspielraum in einigen Sachen lässt. Der zweite Aspekt, der von der 
rlb übernommen wurde, vor allem hier in Berlin, war die Koordination 
zwischen den Kiezkommunen, und ein Stück weit die Außenarbeit, das 
heißt Kontakte zu interessierten Gruppen, zu Interessent:innen für neue 
Kiezkommunen, aber auch Austausch über das Stadtteilthema hinaus, 
mit anderen Gruppen und Initiativen.

■ Vollversammlung der Kiezkommunen

Baldo: Bei der Kiezkommunenvollversammlung würde uns in-
teressieren, wie das organisiert ist: Sind das Delegierte aus den 
einzelnen Kommunen, die mit einem Mandat dorthin geschickt 
werden? Was genau wird dort entschieden, und wie wird es zu-
rückgetragen, wie sind die Informationswege?

Jeni: Unsere Vollversammlung ist tatsächlich eine Vollversammlung im 
wahrsten Sinne des Wortes. Es gibt aber einen Vorbereitungskreis für 
die inhaltliche Ausrichtung, der aus Delegierten besteht. Bisher fand 
die Vollversammlung am Wochenende statt, aufgeteilt auf zwei Tage, 
sodass es erstmal den Berichts- und Rechenschaftsteil gab und eine 
gemeinsame Analyse der gesamtpolitischen Großwetterlage durchge-
führt wurde. Im zweiten Teil gab es dann strategische Überlegungen, die 
nicht nur die lokale Ebene, sondern auch die ganzheitliche strategische 
Ausrichtung der Kiezkommunen betreffen und im Mehrheitsbeschluss 
verabschiedet wurden. Die strategischen Überlegungen betreffen zum 
Beispiel die Bedrohung von aufkommenden Faschismus im Kiez, also 
dass das gemeinsam als Problemlage erkannt wird, darauf reagiert wer-
den muss und in allen Arbeiten der Kiezkommunen darauf der Fokus 
liegen wird. Die Beschlüsse werden dann in die Kommunen zurückge-
tragen und dort umgesetzt.

Baldo: Das Ziel ist also auch, dass da möglichst viele Aktive aus 
den Kommunen an dieser Vollversammlung teilnehmen?

Jo: Das hat auch einen sozialen Rahmen: Es gibt ein Abendprogramm, 
es wird gekocht. Das ist vor allem für die Genoss:innen außerhalb von 
Berlin sehr wichtig, aber auch innerhalb von Berlin, weil man sich in 
der normalen Arbeit kaum kennenlernt. Es sind immer neue Leute 
dabei und man kennt nie alle Leute, die dort anwesend sind. Das ist 
auch eine Erfahrung.
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Jeni: Der Rechenschaftsteil hat auch die Funktion eines Austauschs und 
wir können sehr viel voneinander lernen. Das ist eine gute Möglichkeit, 
um zu fragen: »Ihr habt diese Zeitung rausgegeben, was waren eure 
Schwierigkeiten damit, und was habt ihr daraus mitgenommen? Wir 
wollen jetzt auch eine Zeitung in Kreuzberg etablieren – könnt ihr uns da 
helfen?« Auf den Vollversammlungen können Erfahrungen auch noch 
einmal evaluiert werden.

Baldo: Gibt es über diese Vollversammlungen hinaus noch andere 
Strukturen, die die verschiedenen Kiezkommunen miteinander 
verbinden? Wenn beispielsweise eine Kiezkommune eine große 
Aktion macht und Unterstützung braucht und sich mit anderen 
Kiezkommunen koordinieren möchte – läuft das alles über diese 
Vollversammlung?

Jo: Genau. Einerseits werden zu bestimmten Sachen Delegierte be-
stimmt, beispielsweise zur Vorbereitung der Vollversammlungen oder 
von Demos, aber auch wenn ein gemeinsamer Text verfasst oder zu be-
stimmten thematischen Bereichen gearbeitet wird, wie Jeni es gerade 
beschrieben hat – das passiert immer mal wieder. Daran müssen nicht 
unbedingt alle Kiezkommunen beteiligt sein, nur bei der Vorbereitung 
der Vollversammlungen sind es bestenfalls alle.

Baldo: Könnt ihr etwas dazu sagen, wie bisher der Prozess aus-
sah, wenn neue Kiezkommunen dazukamen? Beruht es auf einer 
inhaltlichen Einigkeit: Leute wollen eine Stadtteilgruppe gründen 
und finden das Konzept super und treten in Kontakt mit euch, und 
dann spricht man darüber, ob es passt?

Jo: Wir haben dazu kein niedergeschriebenes How-To. Es war immer 
wichtig, dass die Kiezkommunenvollversammlung und die Organisati-
on das letzte Wort dazu haben, ob eine neue Kiezkommune gegründet 
wird – schon alleine deshalb, weil eine neue Kiezkommune, die Teil 
dieses Verbunds werden möchte, darauf angewiesen ist, eng und auf 
Basis möglichst vieler geteilter Ansichten mit den anderen zusammen-
zuarbeiten. Bisher waren außerdem in allen Kiezkommunen Leute 
aus der rlb vertreten, und sie waren auch immer diejenigen, die das 
maßgeblich von Beginn an begleitet haben, um Verbindlichkeit und 
Kontinuität herzustellen. Eine Sonderrolle hat die Kiezkommune Stadt-
feld in Magdeburg – dort ist das immer ein bisschen anders gelaufen, 
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aber es gab einen engen Kontakt zwischen der rlb und einer Gruppe 
in Magdeburg, die das dort initiiert hat.

■ Rolle der politischen Organisation

Baldo: Ihr habt vorhin schon etwas zum Verhältnis von der rlb 
als politischer Organisation und den Kiezkommunen gesagt. Habe 
ich das richtig verstanden, dass die rlb diese Rolle mittlerweile 
nicht mehr übernimmt? Würdet ihr sagen, dass es eine politische 
Organisation braucht, die auch ideologisch arbeitet, um eine 
übergeordnete Organisierung von Stadtteilarbeitsgruppen hin-
zukriegen?

Jo: Ja, auf jeden Fall! Gerade vor dem Hintergrund der Erfahrungen 
und Diskussionen der letzten drei Jahre sind wir der Meinung, dass 
es politische Organisationen ergänzend zu Basisgruppen braucht. Auf 
Nachbarschaftsarbeit bezogen gibt es aus unserer Sicht dafür mehrere 
Gründe. Zum einen ist es wichtig, dass es einen Überblick und Koor-
dination gibt, dass also geschaut wird, wie die Verhältnisse zwischen 
den Kommunen sind und dass zur Arbeit in anderen Teilbereichen 
Verbindung gehalten wird; und zum anderen braucht es, wie du schon 
sagst, die ideologische Arbeit, also eine politische Weiterentwicklung 
der eigenen Mitglieder, des Konzepts, aber eben auch grundlegende 
Einschätzungen der gesellschaftlichen Entwicklungen.

Die Verlagerung dieser zwei Aspekte auf die Ebene der Organisation 
ist entlastend und gibt uns größere Freiheiten, uns auf die Weiterent-
wicklung der lokalen Nachbarschaftsarbeit zu fokussieren. Das schützt 
auch davor, in abstrakte Diskussionen zu verfallen, die für unsere Arbeit 
oft eher kontraproduktiv ist, ohne dass aber der Blick fürs große Ganze 
verloren geht. Wir sind der Meinung, dass es nicht »einen« Raum geben 
kann, wo alle politischen und organisatorischen Fragen verhandelt 
werden können, sondern dass es unterschiedliche Ebenen und ent-
sprechende Arbeitsteilung braucht, damit strategische und taktische 
Planung überhaupt möglich wird.

Deshalb müssen wir in linken Projekten auch lernen, erst einmal 
unsere eigenen Kräfte – und auch die unserer Gegner – sinnvoll einzu-
schätzen, um sie dann auch strategisch und taktisch gut einzusetzen. 
Ohne auf die Details einzugehen, konnte die rlb für uns diese Aufgabe 
ab einem gewissen Punkt nicht mehr erfüllen, daher brauchte es neue 
organisatorische Zusammenhänge. Das Konzept der Kiezkommune war 
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für uns nie ein statisches oder abgeschlossenes Konzept. Es ist darauf 
ausgelegt und darauf angewiesen, vor dem Hintergrund von Erfahrung 
und Praxis weiterentwickelt zu werden. Das bedeutet eben auch, dass 
eine Organisation, die sich um die strategische Gesamtentwicklung 
kümmert, Mittel haben muss, praktische Entwicklungen zu analysie-
ren und diese politisch einzuordnen. Dafür muss sie geteilte Werte, 
Prinzipien und Methoden haben. Es braucht politische Kohärenz in der 
Organisation, damit die vielfältigen Dynamiken aus den Kommunen 
auch zusammengeführt und verstanden werden können. Sonst bleibt 
es beliebig und diffus und man rennt den Ereignissen immer hinterher.

■ Internationalismus

Baldo: Im »Konzept Kiezkommune« schreibt ihr, dass euch eine 
internationale Ausrichtung und Vernetzung wichtig ist. Gibt es 
Kontakte, nicht nur zu Communities innerhalb Deutschlands, 
sondern auch zu Gruppen oder Bewegungen außerhalb Deutsch-
lands?

Jo: Grundsätzlich ist es so, dass ein Teil der Leute, die in den Kiezkom-
munen tätig sind, schon lange als politisch aktive Menschen unterwegs 
ist, auch in verschiedenen Ländern. Daraus ist dann in den letzten 
Jahren ein etwas aktiverer Internationalismus entstanden, das heißt 
Genoss:innen von uns waren längere Zeit in Rojava, über mehrere 
Jahre hinweg in der Türkei, in Griechenland, Italien und Spanien un-
terwegs; wir haben viele Projekte besucht und daraus – teilweise aus 
Delegationen, teilweise aus der praktischen Arbeit vor Ort – sind viele 
Ideen, Überzeugungen und Ansichten in das »Konzept Kiezkommune« 
eingeflossen. Es ist nicht so, dass es feste organisierte Zusammenhänge 
gäbe, von denen die Kiezkommune ein Teil ist, aber es gibt regelmäßi-
gen stetigen Austausch mit verschiedenen Organisationen und Bewe-
gungen – im Nahen Osten, in Südeuropa …

Baldo: Wie taucht das bei euch im Wedding auf? Gibt es interne 
Bildungsveranstaltungen oder öffentliche Veranstaltungen dazu, 
oder ist es eher so, dass Leute da sind und man miteinander 
spricht, ohne dass das irgendwie organisiert ist? Die Idee von 
Stadtteilarbeit ist ja, dass man sehr lokal arbeitet, und gleichzeitig 
ist dieses überregionale Netzwerken wichtig. Man trifft sich bei-
spielsweise bei übergeordneten Vollversammlungen mit Leuten, 
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die anderswo eine Kiezkommune haben, aber in welcher Weise ist 
die internationale Ebene präsent?

Jeni: In der Arbeit der Kiezkommunen – wie Jo gerade schon mein-
te – sind es Einzelpersonen, Genos s:in nen von uns, die diese Kontakte 
haben und pflegen, aber einen organisierten Austausch über Strategien 
und Ansätze aus einer internatio-
nalistischen Perspektive haben wir 
als Kollektiv nicht, nicht mit aktu-
ellen Bezügen. Natürlich arbeitet 
die Bildungskommission auch dazu, 
welche Bewegungen es zu anderen 
Zeiten in anderen Ländern gab, aber 
einen aktiven Austausch mit ande-
ren Gruppen in einer organisierten 
Form haben wir noch nicht etab-
liert, zumindest nicht im Wedding. 
Aber wir bekommen auch immer wieder Besuch aus anderen Städten 
oder anderen Ländern und dann treffen wir uns bei uns im Laden auf 
einen Tee.

■ Verhältnis zu anderen Stadtteilgruppen

Baldo: Abschließend würde uns noch interessieren, wie euer 
Verhältnis zu anderen Stadtteilgruppen ist, also zu Stadtteilgrup-
pen, die auch linksradikal aufgestellt sind, aber nicht Teil des 
Kiezkommunen-Konzepts sind. Ihr habt schon gesagt, dass ihr bei 
der Zeitschrift Plumpe mit Hände weg vom Wedding zusammenar-
beitet. Wie würdet ihr das generell sehen: Habt ihr das Interesse, 
dass sich andere Gruppen diesem Konzept anschließen, oder ist es 
gut, wenn es unterschiedliche Ansätze gibt und man an manchen 
Punkten zusammenarbeitet?

Jeni: Hier im Wedding gibt es mit Hände weg vom Wedding eine Stadt-
teilgruppe, sie schon lange sehr starke Arbeit im Kiez leistet. Die gab es 
schon vor dem Konzept der Kiezkommune, und wir haben uns ein paar 
Sachen von deren Arbeit abgeschaut. Über punktuelle Zusammenar-
beit ist es bisher nicht hinausgegangen. Wir treffen Absprachen, gerade 
mit der Plumpe, oder wenn es Kundgebungen und Demos gibt, die wir 
gemeinsam organisieren. Das würde ich als enge Zusammenarbeit 
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bezeichnen, aber es gibt keine gemeinsame strategische Ausrichtung. 
Da arbeiten die Kiezkommunen untereinander enger zusammen, die 
zwar in anderen Stadtteilen liegen, aber eine gemeinsame Ausrich-
tung teilen. Der Anspruch ist nicht, dass wir Hände weg vom Wedding 
schlucken oder dass die unser Konzept übernehmen, aber gerade in 
der alltäglichen Arbeit im Kiez unterscheiden wir uns gar nicht so stark 
voneinander, und es gibt auch immer wieder Annäherungsversuche von 
beiden Seiten, um diese Arbeit ein bisschen stärker zusammenzulegen. 
Aber über Verschmelzungsversuche haben wir bisher nicht besprochen.

Jo: Ich teile das. In den Stadtteilen versuchen wir, mit unterschiedli-
chen Initiativen zusammenzukommen, die grundsätzlich eine ähnliche 
Perspektive von revolutionärer Politik haben, und mit ihnen zusam-
menzuarbeiten. Dabei ist es manchmal gar nicht so wichtig, ob es 
stadtteilbezogen ist oder auf eine bestimmte Community oder einen 
bestimmten Themenbereich fokussiert. Für die jeweilige Kommune 
ist dann nur wichtig, dass sie sich in einem bestimmten Projekt im 
Stadtteil wiederfindet oder es auf den Stadtteil angepasst werden kann.

Wir sind in jedem Fall aufgeschlossen, wenn Leute sich entschließen, 
eine Kiezkommune zu gründen oder das Konzept weiterzutragen und 
mit uns darüber zu diskutieren, welche Kritiken und Vorschläge es gibt. 
Davon hat ja diese ganze Debatte um die Neuausrichtung linksradikaler 
Politik gelebt: dass es verschiedene Perspektiven gab. Und jetzt, nach 
fünf Jahren, gibt es auch die ersten praktischen Erfahrungen und etwas 
Konkretes, worüber man reden kann – es ist eine neue Phase.
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Delegiertendiskussion:  
Berg Fidel Solidarisch & ROSA | Münster, 
Solidarisch in Gröpelingen & kollektiv | 
Bremen

Im Laufe der Interviews haben sich für uns einige Fragestellun-
gen herauskristallisiert, die mehrere oder alle Gruppen betreffen 
und die von ihnen teilweise unterschiedlich bearbeitet werden. 
Zwei davon haben wir im folgenden Gespräch mit Berg Fidel So-
lidarisch und Solidarisch in Gröpelingen noch einmal vertieft 
besprochen: die Frage, für welchen Zweck und auf welche Weise 
eine überregionale Organisierung im Kontext der Stadtteilbe-
wegung angestrebt werden soll, und die Frage nach der Rolle 
der »Initiativkräfte«, die in einer breiteren antiautoritäre Linken 
durchaus kontrovers diskutiert wird.

Eine ursprünglich geplante Diskussion zwischen Delegierten 
aller befragten Gruppen kam leider nicht zustande. Dass es sich 
bei den beiden nun beteiligten Gruppen um Berg Fidel Solida-
risch und Solidarisch in Gröpelingen handelt, die sich beson-
ders nahestehen, spiegelt sich im wenig kontroversen Charakter 
des Gesprächs wider. Wir haben es im Juli 2021 geführt.

■ Überregionale Organisierung

Luise: In den Interviews hat sich gezeigt, dass überregionale Or-
ganisierung für die meisten Gruppen ein wichtiges Thema ist, und 
auch aus unserer Sicht ist es entscheidend dafür, dass der Ansatz 
Wirkmächtigkeit bekommen kann. Gleichzeitig haben eure bishe-
rigen Erfahrungen gezeigt, dass es dabei einige Schwierigkeiten 
gibt und sich die Frage stellt, wie viel inhaltliche und organisato-
rische Übereinstimmung zwischen den Gruppen nötig ist, damit 
es funktionieren kann. Darüber würden wir auch jetzt gerne mit 
euch diskutieren: Welchen Zweck seht ihr in der überregionalen 
Organisierung? Was können Schwierigkeiten dabei sein? Welches 
Maß an Übereinstimmung braucht es? Wie genau könnte die über-
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regionale Zusammenarbeit aussehen? Geht es darum, sich für die 
unmittelbar im Stadtteil anfallende Arbeit zusammenzuschlie-
ßen, oder eher darum, eine separate Organisation zu entwickeln, 
die eigene Funktionen erfüllt?

Josefine (SiG): Es ist ganz interessant, dass jetzt Berg Fidel Solida-
risch und wir hier sitzen, weil wir uns bei der überregionalen Orga-
nisierung schon ein bisschen nähergekommen sind. Einige von uns 
haben sich vor Kurzem in Münster getroffen und wir organisieren gerade 
gemeinsam eine interne Bildungsveranstaltung, bei der wir vier Tage 
zusammen sind, um inhaltliche Diskussionen zu führen und uns auf 
einen gemeinsamen Stand zu bringen.

In dieser Zeit habe ich schon gemerkt, dass es gut ist, Ressourcen 
zu teilen. Eine ähnliche Praxis braucht ähnliche Infrastruktur und die 
können wir dann ja teilen. Zum Beispiel haben wir in Gröpelingen eine 
kleine Übersetzungsgruppe, die relativ zügig übersetzen kann. Das ist 
etwas, das man gut teilen kann, weil beide Gruppen Text produzieren 
und es für die Praxis ganz gut ist, Sachen in verschiedenen Sprache vor-
liegen zu haben. Wir können uns auch gegenseitig den Rücken stärken, 
uns ermutigen weiterzumachen und Impulse voneinander bekommen 
– wenn bei anderen gerade etwas gut funktioniert, dann können wir das 
ja auch probieren. Einmal haben wir einen Audiobeitrag für eine Demo 
nach Münster geschickt, um unsere Solidarität auszudrücken. Diese 
gegenseitige Unterstützung und das Teilen von Ressourcen, damit das 
Ganze am Laufen bleibt, würde ich als einen Zweck sehen.

Nimah (SiG): Ich würde ergänzend sagen, dass eine überregionale 
Organisierung perspektivisch das Ziel ist. Wir denken, dass Basisor-
ganisierung nicht isoliert in einem Stadtteil stattfinden kann, sondern 
dass es einen überregionalen Ansatz braucht. Nach unserer Erfahrung 
kann man das aber nicht so schnell kreieren. Es gab Versuche, vor-
schnell so etwas wie einen Dachverein zu schaffen. Und es war keine 
Überraschung, dass sie nicht funktioniert haben. Wir denken, dass es 
einen gemeinsamen Suchprozess braucht, weil das, was wir vorhaben, 
zumindest in Deutschland noch neu ist. Wir bei Solidarisch in Grö-
pelingen haben dazu kein fertiges Modell. Deswegen ist für uns der 
erste Schritt, mit den Gruppen, die wir kennen, in Austausch zu treten 
und uns bei konkreten Sachen zu unterstützen oder die Ressourcen 
zur Verfügung zu stellen, wie Josefine schon gesagt hat. Allerdings ist 
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weder Austausch noch Vernetzung das Ziel, obwohl beide notwendige 
Ausgangspunkte sind.

Die Hauptsache ist, gemeinsam ein Modell von revolutionärer Stadt-
teilarbeit zu finden, eine Perspektive zu entwickeln, mehr Gruppen 
dazuzuholen und in Richtung einer bundesweiten Organisierung zu 
gehen. Wie bei jeder anderen politischen Arbeit besteht neben der 
Praxis auch die Notwendigkeit von Diskursverbreitung. Man merkt, dass 
die Stadtteilarbeit in den letzten Jahren etwas bekannter geworden ist 
und Leute das cool finden; aber nicht alle, die Stadtteilarbeit machen, 
sehen die Notwendigkeit, etwas über die isolierte Stadtteilarbeit hinaus 
aufzubauen. Dann braucht es lange Überzeugungsarbeit. Wir sind mit 
einigen Genoss:innen und Städten in Kontakt, um gemeinsam über 
diese Themen nachzudenken.

Tabo Lamarca (SiG): Wenn wir zu einer tiefen Veränderung der Ge-
sellschaft beitragen möchten, dann denke ich, dass dazugehört, sich 
überregional zu organisieren. In einem Stadtteil allein können wir keine 
Veränderung der Gesellschaft erreichen. Es ist wesentlich, dass diese 
Arbeiten über die Städte hinausgehen. Das Ziel ist es, eine organisierte 
soziale Bewegung und eine Art übergreifende Stadtteilarbeitsorgani-
sation zu entwickeln. Die Frage ist immer: Was bedeutet überregionale 
Organisierung? Es gibt überregionale Plattformen, Bündnisse, Fronten, 
usw. Aber was bedeutet es für die Stadtteilarbeit, sich überregional 
zu organisieren? Für mich bedeutet es eine Art von Organisierung, die 
nicht nur in einem Stadtteil arbeitet. Es gibt natürlich vieles, was am 
Anfang aufgrund von Kapazitäten problematisch ist. Bestimmte Sachen 
laufen nicht gut, aber die überregionale Organisierung sollte deshalb 
nicht infrage stehen, sondern vorab als Grundverständnis bestehen. Wir 
denken, dass eine andere Gesellschaft möglich ist, und wir möchten sie 
erreichen. Daher müssen wir die Kapazitäten schaffen und die überre-
gionale Organisierung intensivieren.

Tom (BFS): Ich möchte daran anknüpfen: Ich glaube, wir müssen uns 
immer wieder daran erinnern, dass wir Basisarbeit als Methode ent-
wickeln wollen, aber nicht als Ziel an sich, sondern dass das Ziel eine 
gesamtgesellschaftliche Veränderung ist und wir Basisarbeit als einen 
notwendigen Weg dahin sehen. Wenn man sich dann die Frage stellt, 
wie gesamtgesellschaftliche Veränderung passieren kann, ist es ja ei-
gentlich logisch, dass es nicht in einem Stadtteil für sich funktioniert.



– 174 – DELEGIERTENDISKUSSION

Für unsere lokale Praxis ist es wichtig, dass die Organisierung an-
hand konkreter Themen wie zum Beispiel Mietkämpfen ein Hebel ist, 
um Leute überhaupt zu erreichen und in unsere Strukturen zu holen, 
aber nur als erster Schritt, und dass dann eine kontinuierliche Orga-
nisierung und politische Bildungsarbeit folgen müsste: Was hat zum 
Beispiel Miete mit Kapitalismus zu tun, warum können wir in Berg Fidel 
nicht den Kampf gegen die LEG Immobilien gewinnen, warum braucht 
es eine gemeinsame Bewegung? Ich glaube, dafür braucht es überge-
ordnete, überregionale Strukturen, die einem dabei helfen, so etwas 
wie Bildungsarbeit zu machen. Aber auch für die Nachbar:innen, die 
wir hier organisieren, ist es total wichtig zu merken, dass wir nicht die 
Einzigen sind, dass es an anderen Orten Leute gibt, die ebenso aktiv 
sind, dass es eine übergeordnete Idee oder ein größeres Ziel gibt.

Der erste Schritt ist, uns als Initiativkräfte zu vernetzen und uns diese 
Fragen zu stellen. Aber der Effekt, den es haben sollte, ist aus meiner 
Sicht, dass alle Beteiligten sich kennenlernen und als Teil einer Bewe-
gung begreifen, nicht nur als Mieter:innen, die gegen ihre individuellen 
Probleme kämpfen. Das lässt sich nur überregional herstellen.

Jana (BFS): Ich wollte ganz ähnliche Dinge sagen wie Tom. Nimah hat 
vorhin von Diskursverbreitung gesprochen. Dabei geht es darum, den 
Ansatz von Basisorganisierung auch in der Linken stark zu machen und 
mehr Gruppen zusammenzubringen, die Basisorganisierung vorantrei-
ben, um über unsere Gruppe hinaus eine organisierte soziale Bewegung 
anstoßen zu können – damit es mehr solcher Gruppen gibt. Wie Tom 
gerade gesagt hat, kann die überregionale Verbindung auch die Diskur-
se und die Haltung im Stadtteil verändern, dadurch, dass diese einen 
größeren Bezugspunkt bekommen und schneller die Frage aufwerfen, 
wo die verbindenden Elemente zwischen Kämpfen sind, weil wir al-
leine die Kämpfe gegen zum Beispiel die Immobilienkonzerne nicht 
gewinnen können usw. Das ist dann der erste Schritt, ein größeres Bild 
aufzumachen, größere Fragen zu stellen und anzugehen. So kann eine 
überregionale Organisierung auch innerhalb der Basisorganisierung 
dazu beitragen, dass diese kein Selbstzweck bleibt, sondern dass wir 
auf eine größere Veränderung hinarbeiten. Auch darin würde ich eine 
Funktion dieser Organisierung sehen.

Baldo: Ich wollte nochmal nachfragen, wie sich Strukturen oder 
Beziehungen über die einzelne Gruppe hinaus entwickeln lassen. 
Ich glaube, ihr hattet beide in den Interviews gesagt – und das 
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deckt sich auch mit dem, was zum Beispiel Hände weg vom Wed­
ding gesagt hat – dass es nicht funktioniert, die Sache übers Knie 
zu brechen, indem man einfach einen Dachverband gründet. Ist 
für euch aber der Schluss daraus zu sagen: Es geht überhaupt 
nicht, zu so etwas wie einer Konferenz einzuladen, weil das For-
mat zu offen ist? Ist euer Weg gerade, sehr gezielt Gruppen anzu-
sprechen, bei denen ihr schon wisst, dass ihr zusammenarbeiten 
könnt, um die Organisierung aus einer konkreten Zusammenar-
beit heraus wachsen zu lassen, von der schon bekannt ist, dass sie 
etwas bringt – im Gegensatz zu einem abstrakten Vorgehen, bei 
dem man sich einfach deshalb trifft, weil man es wichtig findet, 
eine Organisierung zu haben? Ist das euer Schluss oder denkt ihr, 
man sollte vielleicht noch einmal über andere Wege nachdenken?

Tom (BFS): Ich habe keine Antwort, aber ich versuche, meine Gedanken 
zu teilen. Ich glaube, dass beides wichtig ist: So etwas wie ein Kongress 
könnte die Funktion erfüllen, Gruppen und die Erfahrungen aus der Pra-
xis der letzten Jahren mal wieder zusammenzuführen. Es gab ja solche 
Versuche, wie damals mit dem »Selber-Machen-Kongress« oder dem 
»Kongress der Kommunen«1, wo man immerhin mal zusammengekom-
men ist und wo wir gesehen haben, welche Gruppen ähnliche Sachen 
machen. Man konnte sich austauschen und Erfahrungsberichte teilen. 
Das ist in den letzten Jahren ein bisschen verlorengegangen; diese Orte 
gab es nicht mehr, obwohl sie eigentlich wichtig wären. Denn nach un-
serer Analyse besteht die Gefahr, dass die verschiedenen Ansätze sich 
vereinzeln. Jede Gruppe hat sich ins Lokale zurückgezogen, und man 
muss jetzt eigentlich wieder anfangen, das Ganze auf eine gesamtge-
sellschaftliche oder überregionale Ebene zu heben.

Aus unserer Erfahrung mit diesen Kongressen gelingt es kaum oder 
gar nicht, dadurch überregionale Organisierungsprozesse oder Verbin-
dungen zwischen Gruppen anzustoßen, aus denen auch eine konkrete 
Zusammenarbeit entsteht. Ich glaube, das kann ein Kongress nicht 
leisten, und deswegen braucht es daneben wohl einen Prozess, in dem 
man sich erst einmal kennenlernt und merkt, an welchen Stellen man 
zusammenarbeiten kann, sodass es auch tatsächlich etwas bringt und 

1 Zum »Selber-Machen-Kongress« siehe S. 23, Anmerkung 5. Zum »Kongress der 
Kommunen«, einer Initiative zum überregionalen Zusammenschluss linker 
Basisgruppen, siehe https://lowerclassmag.com/2018/04/23/kongress-der-
kommunen/.



– 176 – DELEGIERTENDISKUSSION

man ein gemeinsames Ziel verfolgt. Ich würde nicht sagen, dass das 
ein Widerspruch ist, aber für einen Organisierungsprozess braucht es 
aus unserer Sicht eher einen langsamen Prozess, der klein beginnt und 
dann wächst.

Josefine (SiG): Ich kann mich da Tom anschließen. Ich glaube, man 
muss einfach überlegen, in was man Kapazitäten und Ressourcen ste-
cken will, und für mich persönlich macht es gerade mehr Sinn, in einen 
engeren Prozess erst einmal mit Gruppen zu gehen, die wir schon ein 
paar Mal getroffen haben oder bei denen Einzelpersonen in Kontakt 
waren; oder zu versuchen, sich häufiger zu sehen und zu sprechen, 
statt alles aufzumachen und ein großes Treffen anzustreben. Gerade 
sehe ich eher die Notwendigkeit, an den kleinen Verbindungen, die es 
schon gibt, dranzubleiben und da Energie reinzustecken. Später daraus 
in größeren Treffen und Konferenzen etwas zu machen, wäre auch cool.

Tabo Lamarca (SiG): Ich denke, wir sollten schauen, wie wir etwas Über-
regionales als langfristigen Arbeitszusammenhang mit Verbindlichkeiten 
auf Grundlage eines gemeinsamen Nenners aufziehen können. Für die 
Frage, wieso die bisherigen Versuche gescheitert sind, ist es wichtig 
zu verstehen, welche Art der Organisierung angestrebt wurde. War ei-
gentlich klar, was genau erreicht werden soll? Ich denke, es ging in der 
jüngeren Vergangenheit häufig darum, etwas aus der Notwendigkeit der 
Situation heraus zu bilden, weil die Sorgen »es gibt einen Rechtsruck«, 
»die Faschisten sind wieder da, jetzt auch im Parlament«, »wir müssen 
schnell etwas entwickeln« sehr präsent waren (und sind). Aber dieses 
Pochen auf Dringlichkeit hat meiner Meinung nach nicht so viel gebracht.

Nimah (SiG): Ein Kongress kann dazu beitragen, sich kennenzulernen 
und auszutauschen, und auch dazu, dass sich der Ansatz der Basisar-
beit auf der Diskursebene innerhalb der Linken verbreitet. In diesem 
Sinne haben die beiden Kongresse den Diskurs jeweils zumindest ein 
bisschen bestärkt. Aber sie sind ihrem eigenen Anspruch nach geschei-
tert, weil sie damit gerechnet haben, dass so etwas wie »Wir sammeln 
uns zufällig, so viele Gruppen wie möglich, und hoffen, dass daraus eine 
Organisierung entsteht« funktionieren kann. Viele von uns denken aber, 
dass es ein Prozess ist, der einen langen Atem braucht. Damit wir uns 
gemeinsam für so etwas organisieren können und um nicht enttäuscht 
zu werden müssen wir – auch in der Anfangsphase – viele Schritte zu-
sammen gehen, um auf dem Weg etwas bauen zu können.
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Um das zu konkretisieren: Die Gruppen, die sich bundesweit um Ba-
sisarbeit organisieren wollen, sollten schon gewisse Gemeinsamkeiten 
in ihrem Grundkonzept und in ihrer Praxis haben, um gemeinsam einen 
Aufbauprozess anfangen zu können. Erst dann können sie – vor dem 
Hintergrund gemeinsamer Ziele und gemeinsamer offener Fragen – zu-
sammen einen Suchprozess entwickeln, um danach eine Übereinkunft 
zu finden, die diese gemeinsame Organisierung ermöglicht. Dieser 
Suchprozess ist nicht bloß eine theoretische Diskussion, sondern es 
ist gleichzeitig auch ein Aufbauprozess, der durch die Praxis läuft. Das 
heißt, wir versuchen unsere Praxis zielführend zu ändern und so zu 
entwickeln, dass weitere Schritte zu einer bundesweiten Organisierung 
möglich werden. In diesem Sinne sollten auch die ersten Schritte ganz 
bewusst so unternommen werden, dass die Voraussetzungen des Auf-
baus eines gemeinsamen Prozesses erfüllt sind.

Anna: Josefine hat vorhin gesagt, die Idee ist: Dadurch, dass man 
sich erst einmal in einem zweiseitigen Prozess annähert, arbeitet 
man auf das Ziel hin, sich später öffnen zu können. Was ich daran 
nicht ganz verstehe: Wenn sich zwei Gruppen annähern, inwiefern 
ändern sich dadurch die Voraussetzungen derart, dass es mit wei-
teren Gruppen nicht wieder den gleichen langsamen Prozess der 
Annäherung braucht? Meine zweite Frage ist, ob es denkbar wäre, 
den Prozess dahingehend zu beschleunigen, dass mehr als zwei 
oder drei Gruppen miteinander arbeiten können, indem man die 
Kooperation auf einer sehr dünnen Basis beginnt – wenn man sich 
beispielsweise zunächst nur zusammenschließt, um sich die Arbeit 
bei Übersetzung oder Ähnlichem zu teilen. Dann müsste man sich 
nicht gleich auf ganz viel einigen, könnte aber pragmatisch zusam-
menarbeiten und sich dabei dann kennenlernen und annähern.

Josefine (SiG): Was wir gerade bei uns in der Gruppe merken: Wenn 
wir aufhören, wirklich darüber zu sprechen, was wir gerade machen 
und wo wir eigentlich hinwollen, zerfasert es ein bisschen. Alle machen 
das, was sie gerne machen, wir teilen ein paar Ressourcen, die wir uns 
schon aufgebaut haben, wie zum Beispiel die Übersetzungsgruppe, 
aber das Ganze verliert dabei an Stärke und an Richtung. Auch wir in 
der Gruppe sind noch nicht so weit, dass wir sagen, »da geht es am Ende 
hin«, und da kann es ganz hilfreich sein, mit einer anderen Gruppe in 
Austausch und Diskussion zu kommen, um einen gemeinsamen Weg 
zu zeichnen und darauf zu bleiben. Das braucht wirklich Arbeit und 
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Zeit, und das kann man nicht mit beliebig vielen Gruppen auf einmal 
machen, sondern man braucht ein Gegenüber, um ordentlich mitein-
ander zu sprechen und zu merken, dass man sich versteht und nicht 
aneinander vorbeiredet. Das ist etwas Langfristiges und Langwieriges, 
und vielleicht sind wir am Ende irgendwann so weit, dass man einen 
Kongress oder Ähnliches macht, um andere Gruppen dazu einzuladen, 
den Weg, den man teilweise gegangen ist, mitzugehen. Aber ich weiß 
nicht, ob es eine Abkürzung mit einem Minimalkonsens geben kann.

Tom (BFS): Genau, ich würde sagen, auch da gibt es wieder zwei 
Ebenen. Die eine Ebene ist die von Austausch und Vernetzung, die, 
glaube ich, total wichtig ist und die man theoretisch auch mit mehr 
Gruppen angehen könnte, zum Beispiel in Form von Skillsharing und 
Erfahrungsaustausch. Aber unsere Erfahrung mit Vernetzung, ob jetzt 
in der Basisarbeit oder unter linken Gruppen, ist auch: Wenn es auf der 
Ebene bleibt, sich ab und zu zu treffen und auszutauschen, schläft es 
entweder relativ schnell wieder ein oder es gelingt nicht, den nächsten 
Schritt zu machen, der darin bestehen würde, sich tatsächlich auch zu 
organisieren, als gemeinsame Struktur zu verstehen und gemeinsa-
me Positionen und Strategien zu entwickeln. Deswegen ist es gerade 
wichtig, überhaupt die Diskussion zu führen, wie so eine überregionale 
Stadtteilbasisorganisation aussehen kann und wie man sie konkret 
füllen kann: Was ist das Ziel, was soll diese Organisation leisten? Wollen 
wir gemeinsame Positionen entwickeln, oder geht es nur darum – wie 
zum Beispiel bei einer Gewerkschaft – sich in konkreten Kämpfen zu 
unterstützen? Organisieren sich nur Basisinitiativen oder auch politi-
sche Gruppen? Unter diesem Label »überregional« sind viele Sachen 
diskutiert worden, aber es gab keinen konkreten Vorschlag, wie so 
eine Organisation aussehen kann. Und so eine Diskussion wäre eine 
zweite Ebene, die wir jetzt vielleicht mit Solidarisch in Gröpelingen 
beginnen: Einen Vorschlag zu entwickeln, ein Modell, wie wir uns die 
Organisation vorstellen. Ich glaube, das ist im kleinen Rahmen erst 
einmal leichter zu diskutieren als bundesweit mit sehr heterogenen 
Gruppen. Die Hoffnung ist natürlich, dass es irgendwann einen Punkt 
geben wird, an dem man mehr wird, am besten auf einen Schlag, aber 
dafür fehlt gerade der konkrete Vorschlag.
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■ Rolle der Initiativkräfte

Baldo: Wir würden vorschlagen, als Nächstes über die Rolle von In-
itiativkräften zu sprechen, und ich möchte eingangs nochmal kurz 
formulieren, worum es uns dabei geht. Generell ist uns aufgefallen, 
dass es bei der Basisarbeit in den Gruppen immer Initiativkräfte 
gibt, also Leute, die die Basisarbeit anfangen und sie häufig auch 
mit bestimmten Zielvorstellungen verbinden. Gleichzeitig gibt es 
Leute im Stadtteil, die sich auf diesen Anstoß hin selbst organi-
sieren und Teil der Gruppe werden. Die Gruppen differenzieren 
sich dann in unterschiedliche Strukturen: Häufig gibt es so etwas 
wie eine Reflexionsgruppe wie in Bremen zum Beispiel, in der 
hauptsächlich Initiativkräfte sind, während es sich in der prakti-
schen Arbeit stark vermischt. Wir haben uns gefragt, wie ihr die 
Zusammenarbeit wahrnehmt. Wird diese Differenzierung von den 
Leuten, die aus dem Stadtteil dazukommen, thematisiert? Habt 
ihr das Gefühl, dass dadurch hierarchische Strukturen entstehen, 
obwohl ihr das eigentlich nicht wollt? Oder habt ihr das Gefühl, 
dass es notwendigerweise so ist, dass unterschiedliche Leute, 
die mitarbeiten, auch unterschiedliche unmittelbare Ziele damit 
verbinden, und dass es nur darauf ankommt, die Entscheidungs-
strukturen und die gemeinsame Arbeit so zu organisieren, dass alle 
bekommen, was ihnen daran wichtig ist? Um es runterzubrechen: 
Habt ihr das Gefühl, dass das ein grundsätzlicher Widerspruch in 
dieser Art von Arbeit ist – dass es sich um Selbstorganisierung han-
deln soll, die aber von Initiativkräften ausgeht – oder ist es eher ein 
Sachverhalt, mit dem man nur einen guten Umgang finden muss, 
sodass er dann eigentlich kein Problem darstellt?

Tom (BFS): Ich würde auf die letzte Frage antworten, dass das Ziel 
von Basisarbeit generell ist, Leute dazu zu aktivieren, sich selbst zu 
Initiativkräften auszubilden, Stück für Stück mehr Verantwortung zu 
übernehmen, sich ein politisches Bewusstsein anzueignen und stra-
tegische Diskussionen mitzuführen. Im Moment fangen Leute, die in 
dem Mieter:innentreffen von Berg Fidel Solidarisch aktiv sind, an, 
solche Entwicklungsprozesse zu durchlaufen und in diesem Kreis 
selbst Verantwortung und eine Initiativkraftfunktion zu übernehmen. 
Ich würde nicht sagen, dass hierarchische Verhältnisse entstehen, 
aber es besteht die Gefahr, dass es separate Bereiche gibt, also die 
Mieter:innenorganisierung auf der einen und die darüber hinausgehen-



– 180 – DELEGIERTENDISKUSSION

de politische Organisierung im Strategietreffen auf der anderen Seite, 
in der dann größtenteils linke Aktivist:innen sitzen.

Die Schwierigkeit ist, wie wir es schaffen, diese Bereiche zu verbin-
den und in einem Feld wie der Mieter:innenorganisierung zu vermitteln, 
dass es uns um eine größere Idee, um eine gesamtgesellschaftliche Ver-
änderung geht und dass wir eine soziale Bewegung aufbauen wollen. 
Erstmal organisieren wir die Leute ja, indem wir sagen: »Ihr habt ein 
Problem mit dem Vermieter, lasst uns gemeinsam dagegen kämpfen«. 
Der nächste Schritt muss sein zu vermitteln, dass sich das Problem nur 
im Rahmen einer gesamtgesellschaftlichen Veränderung lösen lässt. 
Das ist unsere Aufgabe als Initiativkräfte. Deswegen würde ich sagen, 
man muss nicht nur einen richtigen Umgang mit dem Status Quo 
finden, sondern auch daran arbeiten, dieses Verhältnis immer wieder 
aufzulösen. Der Weg dahin wäre wahrscheinlich politische Bildung. Wir 
versuchen das im Kleinen zu machen, aber uns fehlen auch die kon-
kreten Strukturen, um beispielsweise die Leute in die Strategiegruppe 
aufzunehmen und die Grundlagen zu vermitteln, die es dafür braucht. 
Ein instrumentelles Verhältnis entsteht glaube ich nicht, weil unser 
Prinzip ist: Wir entscheiden als Strategiegruppe nicht über Dinge, die 
den Mietbereich betreffen, sondern das wird in den Mieter:innentreffen 
entschieden. Das größere Problem ist, dass uns auch von Seiten der 
Nachbar:innen diese Rolle zugeschrieben wird und es oft unsere Auf-
gabe ist, zu sagen: Wir wollen das gemeinsam machen und ihr müsst es 
im besten Fall selber machen. Da sind wir eher selbstkritisch, als dass 
Kritik an uns herangetragen wird.

Nimah (SiG): Die Rolle von Initiativkräfte ist ein sensibles Thema. Diese 
Diskussion hatten wir bei der Gründung von Solidarisch in Gröpelin-
gen: Wie können wir die Fehler vermeiden, die in der Vergangenheit in 
diesem Bereich gemacht wurden und das negative Bild, das von dieser 
Praxis vorherrscht, prägen? Ich würde sagen: In einer widersprüchli-
chen Zeit kann man nicht widerspruchsfrei leben oder Politik machen. 
Um solche Projekte, die ein Gesamtkonzept entwickeln, durchzuführen, 
braucht es Leute, die das schultern und die Rolle von Organizer:innen 
oder Koordinator:innen übernehmen. Ansonsten besteht die Gefahr, 
dass das Projekt schon in der Aufbauphase nicht weiter geht oder von 
den eigenen Zielen abweicht und keine Perspektive anbietet. Zum 
Beispiel hatten am Anfang einige von uns die Idee, dass es für diejeni-
gen, die aus dem Stadtteil dazukommen, möglich sein muss, als neue 
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Initiativkräfte auf den Strategietreffen dabei zu sein. Wir haben sogar 
eine Weile lang versucht, das zu machen, aber dann haben wir gesehen, 
dass es nicht geht, weil es nicht nur den Prozess einschränkt, sondern 
für viele Personen auch nicht angenehm und eher abschreckend ist, in 
dieser Situation zu sein.

Grundsätzlich denken wir, dass die Gesellschaft heterogen ist, und 
wir nehmen uns als Linksradikale nicht als getrennt von der Gesellschaft 
wahr, sondern sind Teil der gesellschaftlichen Heterogenität. Aber uns 
ist bewusst, dass nicht alle Leute – sei es aus strukturellen oder aus 
zufälligen Gründen – im gleichen Maß politisch engagiert und gebildet 
sind. Das ist teilweise auch das Ziel der Stadtteilinitiative: Es geht 
nicht nur um die soziale Frage, sondern auch darum, eine Möglichkeit 
zu schaffen, dass die Unterdrückten sich politisch entwickeln können. 
Das braucht natürlich, wie Tom gesagt hat, Bildungsarbeit. Aber das 
bedeutet nicht, dass wir nicht auf Augenhöhe mit den Leuten sprechen 
können. Wir versuchen bei Solidarisch in Gröpelingen, den Leuten 
eine Mitmachmöglichkeit anzubieten, bestimmte Angebote, bei denen 
sich die Leute mit dem Prozess vertraut machen können. So können sie 
unser Hauptkonzept besser verstehen und entscheiden, ob sie wieder 
rausgehen oder tiefer einsteigen möchten.

Anna: Tom, du hast gesagt, dass die Kluft zwischen Initiativkräf-
ten und Nachbar:innen vor allem mit dem Politisierungsgrad zu 
tun hat und dass du dir vorstellen kannst, dass Bildungsarbeit da 
etwas bringen würde. Habt ihr das schon mal versucht, und wel-
che Art von Veranstaltungen könnte das sein? Außerdem: Welche 
Erfahrungen habt ihr mit politischen Diskussionen gemacht, die 
über die konkrete Organisierung gegen Mieten oder Ähnliches 
hinausgehen? Habt ihr schon versucht, über Kapitalismus etc. zu 
diskutieren, und wie reagieren Leute darauf?

Tom (BFS): Wie gesagt, damit haben wir noch nicht viele Erfahrungen 
gemacht, zumindest nicht in organisierter Form. Was sich bei uns an 
Diskussionen abspielt, findet meist in informellen Gesprächen statt 
oder wird auf Mieter:innentreffen kurz angerissen. Das geht auch oft 
bis zu dem Punkt, dass man sich darauf einigt, dass der Kapitalismus 
schlecht ist.

Was ich mit solchen Veranstaltungen meinte: Wir wollen Leuten, die 
Interesse zeigen, sich allgemein, also über ein konkretes Thema hinaus 
mit uns zu organisieren, die Möglichkeit bieten, bevor sie auf dem Stra-
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tegietreffen sitzen und über gesamtgesellschaftliche Veränderungen 
reden, sich in Workshops oder Ähnlichem mit unseren Grundsätze und 
Zielen und unserer Art der Diskussion vertraut zu machen. Konkret 
fangen wir gerade an, eine Veranstaltung zu unserem Verhältnis zu 
Parteien und Sozialarbeit zu planen, die wir auch für die Mieter:innen, 
die schon mit uns aktiv sind, nutzen wollen. Es ist für uns ein wichtiger 
Grundsatz, dass wir nicht mit Parteien oder sozialarbeiterischen Insti-
tutionen zusammenarbeiten, und uns ist klar geworden, dass aus Sicht 
der Nachbar:innen nicht so ganz ersichtlich ist, warum. Bei der Konzep-
tion der Veranstaltung sind wir ganz am Anfang. Wir haben überlegt, 
Theaterelemente oder Filme mit aufzunehmen, also andere Formen zu 
finden als einen stumpfen Vortrag oder eine Diskussionsveranstaltung. 
Bisher haben wir es noch nicht wirklich geschafft, Leute in diese Stra-
tegiegruppe aufzunehmen, vielleicht weil uns solche Sachen fehlen.

Josefine (SiG): Filmabende waren ein Teil unserer Bildungsangebote, 
die wir irgendwann nicht mehr gemacht haben, aber eine Zeit lang 
ziemlich regelmäßig: Wir haben politische Spielfilme gezeigt mit dem 
Angebot, danach noch zusammen zu diskutieren. Aus dem Stadtteil 
war es nicht so gut besucht, aber wenn man dann doch Leute trifft, 
bei denen man merkt, dass sie gerne reden wollen, dann ist es unsere 
Idee, sie in eines unserer Komitees einzubinden, wo eine weitere Po-
litisierung stattfinden kann und wo man weiter über Themen spricht, 
beispielsweise Rassismus oder Miete oder Kapitalismus.

Wir wünschen uns immer einen einfachen oder allgemeingültigen 
Weg, wie Leute dann in die Strategiegruppe kommen oder Initiativkräfte 
werden, aber eigentlich habe ich gerade das Gefühl, dass wir auf jede 
Person einzeln zugeschnittene Wege finden müssen, um sie da abzu-
holen, wo sie ist. Wenn wir merken, dass Leute Interesse an den Hinter-
gründen haben und viele Fragen stellen, dann haben wir in der letzten 
Zeit angefangen, transparent zu machen: Wo kommt Solidarisch in 
Gröpelingen eigentlich her, wie hat sich die Gruppe gegründet, wie 
ist ihre Struktur und welche Bereiche gibt es? Damit Leute besser ver-
stehen, wer wir sind und was wir wollen, und sich dann auch mit uns 
organisieren. Bei der Frage, was uns eine überregionale Organisierung 
bringt, habe ich die ganze Zeit gedacht, dass Bildung dazugehört, denn 
wenn Gruppen einander ähnlich sind und sich ähnliche Fragen stellen 
und darauf ähnliche Antworten finden – beispielsweise, was Tom ge-
rade genannt hat, das Verhältnis zu Parteien; das beschäftigt uns in 
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Gröpelingen auch -, dann wäre es cool, das gemeinsam anzugehen, also 
entweder das Veranstaltungskonzept und den Inhalt der Veranstaltung 
zu übernehmen, oder zu versuchen zusammenzukommen.

Baldo: Ich hätte zu dem Themenkomplex noch eine Nachfrage. 
In gewisser Weise ist das ja des Pudels Kern: Der Grund, weshalb 
wir den Stadtteilansatz überhaupt so spannend finden, ist, dass 
von euch und in den Strategietexten zur Basisorganisierung der 
Anspruch artikuliert wird, aus der Blasenpolitik herauszukommen, 
die darin besteht, dass es eine linke Szene gibt, zu der zwar immer 
Einzelne hinzukommen, die aber in sich geschlossen bleibt, sodass 
man nicht besonders viel bewirkt. Und die Idee, sich langfristig im 
Stadtteil zu organisieren, und zwar nicht als Linke, die linke Politik 
machen, sondern gemeinsam mit den Leuten, die dort wohnen, 
beinhaltet die Hoffnung, diese Isolierung aufzubrechen. Und die 
Frage in unserer Diskussion bei Vogliamo tutto, die wir alle ja 
selbst keine Stadtteilpolitik machen, sondern das von außen be-
obachten, ist immer: Funktioniert das? Wenn ihr eure Erfahrung 
beschreibt, dann heißt es, »ja, irgendwas passiert da, irgendwas 
funktioniert da« – auch erstaunliche Sachen, mit denen wir vorher 
nicht gerechnet hätten. Und trotzdem bleibt die Frage: Woran 
bemisst sich eigentlich, dass da etwas funktioniert? Es geht ja 
nicht nur darum, dass man konkrete Kämpfe führt und in diesen 
Kämpfen Erfolge hat, sondern um dieses Allgemeinere, worüber 
ihr gerade gesprochen habt: dass dadurch ein Politisierungspro-
zess angestoßen wird. Habt ihr das Gefühl, es geht darüber hinaus, 
dass sich einzelne Leute in diesen konkreten Kämpfen engagieren? 
Ist es schon sichtbar in dem Sinne, dass ihr merkt, dass bestimmte 
Leute anfangen, sich anders zu verhalten zu dem, was im Stadtteil 
passiert? Tom hat vorhin den Anspruch formuliert, dass Leute 
selber zu Initiativkräften werden und dass das das Hauptziel ist. 
Habt ihr das Gefühl, dass das funktionieren kann, selbst wenn 
es nur Einzelne sind? Erreicht man Leute, die eine linksradikale 
Kampagnenpolitik nicht erreicht?

Josefine: In der Zeit, als wir im Mietkomitee relativ aktiv waren und 
über eine längere Zeit mit denselben Leuten zu tun hatten, habe ich 
wahrgenommen, dass sich die Kultur in den Treffen verändert hat – 
dass Leute am Ende anders geredet haben, dass die Treffen produktiver 
wurden und dass man sich mehr zugehört hat; einfach in der Weise, 
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wie wir zusammenkommen, miteinander sprechen und Dinge planen. 
Was sich am Weltbild der Leute geändert hat, kann ich überhaupt 
nicht sagen. Es war bisher die einzige Gelegenheit, bei der wir lange 
genug mit Leuten in Kontakt waren und sie begleitet haben, um eine 
Veränderung bemerken zu können. Außerdem habe ich gerade noch-
mal gedacht, dass es wirklich wechselseitig ist. Wir sagen, dass wir auf 
eine Politisierung hinarbeiten, sodass sich Leute dafür interessieren, 
in welcher Gesellschaft wir leben, und dass sie sehen, dass man etwas 
verändern kann und das vielleicht auch Spaß macht. Aber auch wir 
Initiativkräfte, die aus dieser Szenenblase kommen, müssen vielleicht 
Dinge verlernen und andere Dinge neu lernen. Es ist ein gegenseitiger 
Prozess, eine Politisierung von beiden Seiten, und das ist vielleicht 
diese revolutionäre Kultur, nach der ihr auch gefragt habt: der Versuch, 
Brücken zu bauen, Verhaltensweisen und Verhaltensmuster abzulegen 
und uns dafür zu entscheiden, ein Stück von unserer Identität und dem, 
was wir gelernt haben, zurückzulassen, um uns anzunähern und neue 
Räume zu schaffen.

Nimah (SiG): Das Projekt, das wir versuchen aufrechtzuerhalten und 
durchzusetzen, ist eine Stadtteilorganisation oder sozial-politische 
Organisation, in der sich links politisierte Leute, die aus dieser Isolation 
herauskommen wollen, verbinden, um in die Gesellschaft zu gehen und 
dort mitzuwirken. Aber gleichzeitig ist es auch eine Plattform, auf der 
Leute aus dem Stadtteil, die nicht links politisiert sind oder Erfahrung 
mit Organisierung haben, einsteigen und Erfahrungen machen können. 
Das Ziel ist, solche Leute aus dem Stadtteil perspektivisch zu Initiativ-
kräften zu machen, aber realistisch gesehen, nach unserer Erfahrung, 
ist das momentan nicht so leicht und braucht eine lange starke Präsenz 
im Stadtteil. Was häufiger stattfindet, ist, dass Leute aus der Linken zum 
Projekt kommen. Die erste Seite der Plattform wird aktuell also mehr 
genutzt, und das ist auch gut, denn wir müssen diese Art von Politik 
erst einmal innerhalb der Linken bekannt und beliebt machen und 
die historische Notwendigkeit davon zeigen. Aber der zweite Aspekt, 
dass wir hoffen, dass Leute den Weg finden, sich zu Initiativkräften zu 
entwickeln, braucht vor allem viel Sichtbarkeit, viele kleine oder große 
Erfolge und Wirksamkeit im Stadtteil, damit die Leute das als einen 
angemessenen Weg zur Politik ansehen. Obwohl wir als Gruppe im 
Stadtteil Gröpelingen bekannt sind – das merkt man, wenn man drau-
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ßen einen Infotisch macht oder Flyer verteilt –, ist unser Gesamtkonzept 
noch nicht bekannt.

Tom (BFS): Ich kann mich vielem nur anschließen, was von Solida-
risch in Gröpelingen schon gesagt wurde. Wir merken auch, dass 
der Ansatz in der Linken Gehör findet und viele das sehr gut finden, 
was wir machen. Es gab noch keinen großen Zustrom aus der linken 
Szene zu uns, aber das haben wir auch nicht fokussiert, sondern eher 
geschaut, dass wir die Leute hier im Stadtteil erreichen. Da merken wir 
auch, dass es sehr lange dauert, was nicht heißt, dass es keine Erfolge 
gibt. Wir haben das ja auch im Interview schon umrissen: Wir haben 
ein Mieter:innenkomitee, das eine Kerngruppe von fünf, sechs Leuten 
hat, die über Haustürbefragung und ihr eigenes Problem mit der LEG 
dazugekommen sind und die sehr fest dabei sind und das Verständnis 
haben, dass wir weiterkämpfen müssen. Sie denken nicht nur über ihr 
eigenes individuelles Problem nach, sondern fangen an, sich mit da-
rüber hinausgehenden Fragen zu beschäftigen: Wie werden wir mehr 
Leute im Stadtteil, warum sind wir so wenige auf den Treffen, was 
können wir machen, was können wir für Aktionen machen? Es bleibt 
noch auf das Mietthema begrenzt, auch bei uns ist das Gesamtkonzept 
also noch nicht vielen Leuten klar, aber das sind eigentlich ganz schöne 
Entwicklungen, finde ich. Wir haben auch zwischendurch Resümeege-
spräche mit den Leuten geführt, und da war klar, dass sie dabeibleiben 
und es ihnen nicht nur um diesen Kampf geht, sondern um den Raum, 
den wir uns schaffen, in dem sich Leute wohlfühlen und das Gefühl 
haben, dass sich etwas verändert – was sie über Jahre bei sozialar-
beiterischen Institutionen oder Verbraucherzentrale etc. nicht hatten. 
Das war für uns ein total cooler Moment: zu merken, die Leute fühlen 
sich auch als Teil davon, auch wenn vielleicht nicht klar ist, worum es 
insgesamt geht; sie fühlen sich als Teil der Struktur, und dieses Banner 
»solidarisch« eignet sich ganz gut, um eine gemeinsame Klammer zu 
finden. Es ist, glaube ich, mittlerweile klar: Wenn man zu uns kommt, 
steht dieses »Solidarisch« im Vordergrund, es geht nicht nur um einen 
selbst, sondern um etwas Kollektives, und wir sind relativ bekannt im 
Stadtteil. Das sind Sachen, von denen ich sagen würde: Da merkt man 
auf jeden Fall eine Veränderung.
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AUSWERTUNG DER INTERVIEWS | 
Vogliamo tutto

Im folgenden Text halten wir die Ergebnisse unserer Auswertung 
der Interviews mit den Stadtteilgruppen fest. Wir fragen, wie sich 
die ›Kopfgeburten‹ der Strategiedebatten vor dem Hintergrund 
der geschilderten Praxis darstellen, welche der Ziele sich bisher 
umsetzen ließen, auf welche Schwierigkeiten die Gruppen gesto-
ßen sind und welcher weitere Reflexions- und Diskussionsbedarf 
sich dabei möglicherweise ergibt.

Natürlich entwickeln sich die Gruppen weiter und modifizie-
ren ihre Praxis. Es handelt sich hier daher um die Auswertung 
einer Momentaufnahme. Allerdings ist die Charakterisierung 
bisheriger Praxisformen und Erfahrungen unserer Einschätzung 
nach davon unberührt.

■ Typen von Stadtteilgruppen

Alle fünf interviewten Initiativen haben sich für den Stadtteil als Mittel-
punkt ihrer politischen Tätigkeit entschieden, um mit einer antikapita-
listischen und herrschaftskritischen Perspektive außerhalb der relativ 
geschlossenen linksradikalen Szene zu arbeiten. In Bezug auf ihre 
strategische Schwerpunktsetzung und die entsprechende Ausformung 
der Praxis haben sich für uns drei Ansätze herauskristallisiert, die wir 
versuchsweise mit folgenden Namen versehen haben: das Konzept der 
solidarischen Selbstermächtigung, das Konzept des Aufbaus antikapi­
talistischer Gegenmacht und das Konzept des politischen Akteurs im 
Stadtteil. Zum Einstieg skizzieren wir diese drei Konzepte, die sich dann 
entlang verschiedener Aspekte der Praxis weiter konkretisieren werden. 
Die Typisierung dient uns zunächst als Tool für die Auswertung der In-
terviews, aber sie hilft vielleicht auch, im Rahmen der Strategiedebatte 
die verschiedenen Ansätze besser diskutieren zu können.

■ Das Konzept der solidarischen Selbstermächtigung

Der Initiative Wilhelmsburg Solidarisch geht es darum, der kapitalis-
tischen Vergesellschaftung, die die Menschen zugleich abhängig macht 
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und vereinzelt, eine Organisation im Stadtteil entgegenzusetzen, in 
der Nachbar:innen gemeinsam und solidarisch ihre Alltagsprobleme 
bearbeiten, lösen oder abfedern können. Damit sich die Einzelnen 
nicht für sich und gegeneinander abstrampeln müssen, helfen sie sich 
wechselseitig beim Umgang mit Konflikten und Belastungen in Ange-
legenheiten der Lohnarbeit, beim Amt oder bei der Betroffenheit von 
Krankheit, von Rassismus oder von einer Zwangsräumung. Als ihr Ziel 
nennt Wilhelmsburg Solidarisch »ein gutes Leben für alle« (S.  97). 
Die Gruppe sieht nicht die Möglichkeit, dies unter den Bedingungen 
der kapitalistischen Produktionsweise zu erreichen und hält entspre-
chend revolutionäre Veränderungen für notwendig. Sie schätzt aber 
die aktuelle historische Situation so ein, dass eine revolutionäre Per-
spektive über Bewusstseinsbildung hinaus keine direkte Relevanz für 
die Ausrichtung ihrer Praxis haben kann. Was sie unmittelbar anstrebt, 
ist Selbstermächtigung, worunter sie das Erlernen und Erfahren einer 
Selbsttätigkeit versteht, die erst in einem solidarisch kooperierenden 
Kollektiv möglich wird. Es sind somit primär die individuell-subjektiven 
Voraussetzungen einer gesellschaftlichen Transformation, denen sich 
Gruppen dieses Typs widmen. Aus dieser Ausrichtung ergeben sich 
auch die dominierenden Praxisformen und der Standpunkt, den Wil-
helmsburg Solidarisch zur Frage einer überregionalen Organisierung 
einnimmt.

Während auch Wilhelmsburg Solidarisch an Türen klingelt, Plaka-
te klebt, innerhalb von Bündnissen auf die Straße geht, Abendveran-
staltungen zu politischen Themen anbietet etc., ist die Form der Praxis, 
die für diesen Ansatz am charakteristischsten ist, das gemeinsame 
Gespräch der Nachbar:innen bei einem wöchentlichen Termin, dem 
»Anlaufpunkt«, in dem Einzelne von ihren Problemen erzählen und 
die Gruppe nach Lösungsansätzen sucht, wobei sich gegebenenfalls 
Kleingruppen bilden, die eine weitere Unterstützungsarbeit durchfüh-
ren. Diese kann unter anderem darin bestehen, dass jemand zum Amt 
begleitet wird, dass rechtliche Fragen recherchiert werden oder dass 
bei einer Zwangsräumung Proteste organisiert werden.

Eine überregionale Zusammenarbeit hat für Wilhelmsburg Soli-
darisch die Funktion, die Arbeit innerhalb der Initiative zu verbessern 
und zu ihrem Wachsen beizutragen. Eine Vernetzung mit ähnlichen 
Solidarisch-Gruppen ermöglicht Erfahrungsaustausch und Skillsharing 
und macht die Gruppen über ihren Kiez hinaus bekannter, wodurch 
etwa Leute, die in eine andere Stadt ziehen, schon einen Bezug zur 
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dortigen Gruppe haben können. Entsprechend ihrer Skepsis gegenüber 
der Möglichkeit, aktuell politisch effektiv mehr anzustreben als eine 
gemeinsame Selbstbehauptung innerhalb feindseliger Verhältnisse, 
schreibt Wilhelmsburg Solidarisch der überregionalen Kooperation 
aber keine die lokale Arbeit transzendierende Funktion zu. Sie strebt 
eine lockere Vernetzung, aber nicht den Aufbau fester überregionaler 
Strukturen an.

■ Das Konzept des Aufbaus antikapitalistischer Gegenmacht

Die Initiativen Kiezkommune Wedding, Solidarisch in Gröpelingen 
und Berg Fidel Solidarisch haben wohl das ihrem Ziel nach an-
spruchsvollste und in der Umsetzung schwierigste Konzept. Ihre Arbeit 
zielt darauf ab, gemeinsam mit den Nachbar:innen im Stadtteil Struktu-
ren zu entwickeln, mit denen sie in der Lage sind, gemeinsam gegen die 
alltäglichen Zumutungen der kapitalistischen Gesellschaft zu kämpfen. 
Ihr Ziel ist es außerdem, sich über den eigenen Stadtteil hinaus mit 
anderen zusammenzuschließen, um perspektivisch eine Gegenmacht 
gegen das kapitalistische Herrschaftsverhältnis aufzubauen, die poten-
ziell einen revolutionären Charakter annehmen kann1.

Die Kiezkommune unterscheidet sich von Solidarisch in Gröpelin-
gen und Berg Fidel Solidarisch darin, dass sie den Nachbar:innen 
bereits stärker eine feste Struktur anbietet. Kiezkommunen, die dem 
Konzept nach perspektivisch in allen Städten, Orten, Stadtteilen ent-
stehen sollten2, werden als mögliche Keimzellen einer zukünftigen 
Rätestruktur gedacht. Nach innen wie in ihrem Verhältnis zu anderen 
Kiezkommunen sind sie entsprechend dem Räteprinzip basisdemokra-
tisch organisiert, haben eine bestimmte Arbeitsteilung und festgelegte 
Entscheidungsprozesse. Solidarisch in Gröpelingen und Berg Fidel 
Solidarisch sind hierin offener gegenüber dem Verlauf des Prozes-
ses, den sie anzustoßen versuchen. Zwar bieten auch sie bestimmte 
Strukturen an (wie verschiedene Komitees und eine Strategiegruppe), 
doch diese fungieren eher als ein gegebenenfalls auch vorläufiges und 
experimentelles Tool, nicht so sehr als eine mehr oder weniger fertige 
Struktur, die von den Nachbar:innen ›nur‹ noch übernommen werden 
muss.

Die bei diesem Ansatz dominanten Praxisformen haben mit dem 
Konzept der solidarischen Selbstermächtigung (Wilhelmsburg Solida-
risch) gemeinsam, dass sie an Alltagsproblemen ansetzen. Sie zielen 
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dabei stärker auf größere gemeinsame Aktionen ab, etwa wenn sie um 
die 100 Mieter:innen zusammenbringen, um gemeinsam gegen einen 
Immobilienkonzern vorzugehen. Besonders kennzeichnend für diesen 
Ansatz sind Türgespräche und Straßenstände in der Nachbarschaft, die 
das Ziel haben, durch individuelle Gespräche Kontakte herzustellen und 
herauszufinden, was die Themen sind, die die Leute umtreiben, und 
unter welchen Bedingungen sie für welchen Praxen ansprechbar sind. 
Auf den Ergebnissen solcher Umfragen beruht die Wahl der Tätigkeits-
felder und Aktionsformen. Hinzu kommen unter anderem kulturelle 
Veranstaltungen und Bildungsformate, wie zum Beispiel thematische 
Stadtspaziergänge oder Filmabende mit Diskussion.

Was dieses Konzept aber vor allem von dem der solidarischen Selbst­
ermächtigung unterscheidet, ist der Maßstab für das Gelingen ihrer 
Praxis: Selbst ein erfolgreicher Kampf um die Verbesserung von Le-
bensbedingungen zählt für sie nur dann als Erfolg der Initiative, wenn 
er etwas zu ihren mittel- und langfristigen Zielen beiträgt, also letzt-
lich zum Aufbau von Gegenmacht. Das zeigt sich zum Beispiel, wenn 
Solidarisch in Gröpelingen die eigene Praxis in größeren Teilen 
umkrempelt, obwohl sie sich bei bestimmten Projekten als durchaus 
mobilisierungsfähig erwiesen hat, oder wenn die Initiativkräfte von 
Berg Fidel Solidarisch den Nachbar:innen zu verstehen geben, dass 
sie nicht bereit sind, sich für ein Projekt einzusetzen, wenn die Initiative 
dafür nicht von den Nachbar:innen ausgeht.

Überregionale Organisierung wird von diesen Gruppen als etwas 
gesehen, das nicht bloß idealerweise hinzukommt, sondern als ein – 
wenn auch noch nicht umgesetzter – integraler Bestandteil der eigenen 
Strategie, weil das Ziel der Entwicklung von revolutionärem Potenzial 
nicht von regional vereinzelten Gruppen erreicht werden kann. Der 
Hauptunterschied zu den Gruppen mit dem Konzept solidarischer 
Selbstermächtigung liegt unserer Wahrnehmung nach an einer posi-
tiven Beantwortung der Frage, ob die Ausrichtung der Praxis an dem 
Ziel des Aufbaus von Gegenmacht sich lohnt oder eher zum unnötigen 
Aufreiben der Beteiligten führt.

■ Das Konzept des politischen Akteurs im Stadtteil

Auch Hände weg vom Wedding hat den Anspruch, das linksradikale Sze-
nedasein zu überwinden, geht das aber auf eine etwas andere Weise an. 
Die Einschätzung der Organisation ist, dass sie ihre Zeit und Kraft auf er-
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folgversprechendere Weise verwendet, wenn sie zunächst einmal nicht 
eine unspezifische Nachbarschaft, sondern den im weitesten Sinne be-
reits linken Teil des Stadtteils adressiert (vgl. S. 114 f.). Ihr längerfristiges 
Ziel, das sie mit Bergfidel Solidarisch, Solidarisch in Gröpelingen 
und den Kiezkommunen teilt, nämlich Teil einer potenziell revolutio-
nären Gegenmacht zu werden, verfolgt sie schwerpunktmäßig weni-
ger durch den Versuch, eine Selbstorganisierung der Nachbarschaft 
zu initiieren, als mit dem Versuch, eine Bewusstseinsänderung in der 
Stadtteilöffentlichkeit zu erreichen, indem sie dort virulente Themen 
und Missstände anspricht und Ansätze von Widerstand unterstützt.3 
Dabei arbeitet Hände weg vom Wedding mit ihren »Vorfeldern« zusam-
men (vgl. S. 113): mit Leuten aus dem Stadtteil, die zwar nicht fest bei 
der Initiative selbst organisiert sind, aber deren Arbeit sie schätzen und 
die sie – teils punktuell, teils regelmäßig – unterstützen.

Der stärker auf Bewusstseinsänderung abzielenden Strategie ent-
sprechend überwiegen Praxisformen wie lokale Kundgebungen, sym-
bolische Blockaden bei Räumungen, Solidaritätsaktionen bei Streiks 
und politische Abendveranstaltungen.

Hände weg vom Wedding steht den anderen Initiativen, die auf eine 
antikapitalistische Gegenmacht hinarbeiten, auch insofern nahe, als 
langfristig eine überregionale Organisierung als Voraussetzung dafür 
angesehen wird, tatsächlich revolutionäres Potenzial entfalten zu kön-
nen. Allerdings stellt sich für die Gruppe der Aufbau einer solchen Orga-
nisierung insofern als weniger dringlich dar, als sie diesen Prozess nicht 
so sehr als Bedingung des Gelingens der eigenen lokalen Arbeit sieht.

Aufgrund dieser Unterschiede zwischen den Ansätzen stellen sich 
bei der Auswertung der Interviews nicht für alle Gruppen dieselben 
Fragen. Daher wird es im Folgenden Abschnitte geben, die sich nur auf 
einen Teil von ihnen beziehen. So betrifft zum Beispiel der Abschnitt 
zur überregionalen Organisierung Wilhelmsburg Solidarisch nicht 
und für Hände weg vom Wedding ist die Frage nach der Einbindung der 
Nachbar:innen weniger relevant.

■ Rolle der Initiativkräfte

Wir haben in der Einleitung die Bedenken angesprochen, die in der stra-
tegischen Debatte bezüglich der Rolle von »Initiativkräften« geäußert 
wurden, also der Rolle derjenigen, die eine Basisinitiative gründen und 
auf Leute im Stadtteil zugehen: dass aus solch einem sozusagen missi-
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onarischen Projekt nur ein verkorkstes und instrumentelles Verhältnis 
zwischen Initiativkräften und Nachbar:innen resultieren könne, in dem 
erstere sich anbiedern und den radikaleren Schlag ihrer Gesellschafts-
kritik zu verstecken versuchen, und dass dieses Verhältnis aufgrund des 
Wissens- und Erfahrungsgefälles nur bevormundend ausfallen könne. 
Unter anderem auf dem Selber-Machen-Kongress (vgl. S. 23, Anm. 5) wur-
de das als Einwand gegen Basisarbeit vorgebracht. Vor dem Hintergrund 
der Interviews ergibt sich in Bezug auf diese Problematik folgendes Bild:

Laut Wilhelmsburg Solidarisch (solidarische Selbstermächtigung) 
stellt sich das Problem für sie nicht. Leute, die neu hinzukommen, 
werden anfangs besonders betreut, damit sie sich möglichst schnell 
einfinden können, aber allen sind die verschiedenen Ebenen der Ini-
tiative (Anlaufpunkt, Bürotag, Reflexionstreffen, Konflikt-AG, Survival 
of the Sickest) sofort zugänglich. Dass die Vermeidung einer formellen 
Hierarchie bei diesem Konzept gut möglich ist, hängt vermutlich damit 
zusammen, dass es, anders als die anderen beiden Konzepte, gar nicht 
auf eine politische Bewusstseinsbildung ausgelegt ist. Ein vorausset-
zungsloses Einbinden aller Beteiligten auf allen Ebenen der Praxis ist 
weniger konfliktträchtig, wenn eine politische Bewusstseinsbildung 
nicht direkt angestrebt wird. Unterschiede in der Gesellschaftskritik 
sind weniger problematisch, wenn es primär darum geht, sich gemein-
sam gegen die Verhältnisse zu behaupten.

Auch vor dem Hintergrund des Konzepts von Hände weg vom Wed-
ding (politischer Akteur im Stadtteil) stellt sich die Problematik des 
Verhältnisses von Initiativkräften zum Stadtteil nicht in der antizipier-
ten Weise, was daran liegt, dass diese Gruppe nur bedingt versucht, 
Nachbar:innen als Aktive direkt in die Initiative zu integrieren. Sie hält 
im Sinne einer Arbeitsteilung die Trennung zwischen Aktivist:innen 
und einem Vorfeld für sinnvoll: Das Vorfeld bietet Menschen, die wenig 
Zeit haben, eine niedrigschwellige Möglichkeit, sich zu engagieren; 
gleichzeitig braucht es in ihren Augen Aktivist:innen, deren Lebenssi-
tuation es ihnen erlaubt, dauerhaft viel Zeit in die Initiative zu stecken 
und so auch die Vorfeldarbeit ermöglichen. Über die Ausrichtung der 
Vorfeldaktivitäten entscheidet Hände weg vom Wedding, während in 
die Entscheidungen über die Details der Durchführung auch diejenigen 
einbezogen sind, die nur im Vorfeld aktiv sind (vgl. S. 113). Wir finden es 
nicht leicht zu entscheiden, ob dieses Verhältnis lediglich als Arbeitstei-
lung zu fassen ist oder auch als Hierarchie, sicherlich ist es aber weder 
durch Anbiederung noch durch Bevormundung charakterisiert.
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Bei Berg Fidel Solidarisch, Solidarisch in Gröpelingen und 
der Kiezkommune Wedding, also den Gruppen, die dem Konzept des 
Aufbaus antikapitalistischer Gegenmacht folgen, stellt sich die Sache 
etwas anders dar. Mit dem Ziel des Aufbaus einer politisch agierenden 
Gegenmacht sind sie darauf angewiesen, Leute nicht nur einzubin-
den, sondern auch eine gemeinsame antikapitalistische Haltung zu 
entwickeln. Sie gehen als Linksradikale auf eine kaum vorgefilterte 
Nachbarschaft zu (wenn man von der Wahl des Stadtteils absieht), und 
zwar mit Zielen, die die überwältigende Mehrheit der Angesprochenen 
nicht unmittelbar teilen.

Was ihr Auftreten angeht, versuchen die Gruppen bewusst, sich 
weder als Linke zu verstecken noch allzu szenemäßig zu erscheinen. In 
Sprache, Haltung und Einrichtung der Räume wird dem Anspruch nach 
möglichst darauf verzichtet, mit Codes und Jargon zu arbeiten, um keine 
überflüssigen Hemmschwellen zu schaffen. Was die Inhalte betrifft, sa-
gen die Initiativkräfte von Berg Fidel Solidarisch, dass sie von Anfang 
an keinerlei Blatt vor den Mund genommen hätten, während beispiels-
weise die von Solidarisch in Gröpelingen berichten, dass sie anfangs 
vorsichtig waren, um nicht direkt als zu radikal anzuecken, das aber 
zunehmend als nicht nur störend, sondern interessanterweise auch als 
überflüssig über Bord geworfen hätten: überflüssig, weil sie die Erfah-
rung des Aneckens in der befürchteten Weise gar nicht gemacht haben.

Dem Entstehen von Hierarchien wird zwar dadurch entgegengewirkt, 
dass alle Entscheidungen über die Arbeitsweise von den jeweiligen 
Untergruppen getroffen werden. Ein potenziell hierarchisches Verhält-
nis liegt aber in der funktionalen Gliederung der Gruppen in einerseits 
thematische und aktionsorientierte Arbeitsgruppen mit der Möglichkeit 
niedrigschwelliger Beteiligung und andererseits eine Strategiegruppe, 
die den Stand der Organisierung reflektiert und Entscheidungen über 
deren längerfristige Ausrichtung, die Gründung von Komitees etc. trifft. 
Dabei werden Wissens- und Einstellungsunterschiede relevant, weil die 
Mitarbeit in einer Strategiegruppe, so Solidarisch in Gröpelingen, ein 
gewisses Maß an inhaltlichem Verständnis der Gesellschaftskritik, der 
Ziele und Strategien der Initiative voraussetzt und Strategiegruppen 
daher nicht unmittelbar für alle offen sein können (vgl. S. 72).

Die Initiativkräfte von Berg Fidel Solidarisch, die recht energisch 
versuchen, ihre Rolle so klein wie möglich zu halten, berichten auch, 
dass es mitunter auch die Nachbar:innen sind, die ihnen immer wie-
der die Aufgabe zuschreiben, Entscheidungen zu übernehmen. Das 
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Entstehen und Abbauen von Hierarchien scheint nicht ausschließlich 
eine Frage des Umgangs mit Wissens- und Erfahrungshierarchien zu 
sein, sondern auch von einem Lernprozess abzuhängen, sich selbst 
überhaupt als zuständig zu betrachten.

Berg Fidel Solidarisch berichtet allerdings auch, dass einige der 
Nachbar:innen, die über Mietkämpfe dazugestoßen sind, inzwischen 
begonnen haben, einzelne Funktionen von Initiativkräften selbst zu 
übernehmen (vgl. S. 179).

Hinsichtlich der geäußerten Bedenken gegen Basisarbeit kann man 
unserem Eindruck nach Entwarnung geben, was das Sich-Verbiegen-
und-Verleugnen der Initiativkräfte angeht; es scheint zwar momenthaft 
aufzutauchen, aber auch gut überwindbar zu sein. Eine weniger deut-
liche Antwort haben wir auf die Frage nach einem emanzipatorischen 
Umgang mit dem Faktum von Wissens- und Erfahrungshierarchien. Der 
Anspruch, dass sich die Initiativkräfte mit der Zeit selbst überflüssig 
machen (s. S. 13), indem sie tatsächlich eine potenziell revolutionäre 
Selbstorganisierung der Nachbar:innen initiieren, ist sicherlich nur mit-
telfristig einlösbar. Doch klar ist auch, dass man diesem Problem der 
Wissens- und Erfahrungshierarchien nicht einfach aus dem Weg gehen 
kann. Auch eine sich konstituierende und von Kapitalismus und den ihn 
begleitenden Herrschaftsverhältnissen befreiende Gesellschaft müsste 
mit diesem Problem kämpfen. Dass es existiert und nur mit Arbeit und 
Offenheit überwunden werden kann, spricht nicht gegen den Versuch, 
sondern für ihn.

■ Ansprechbarkeit der Nachbar:innen

Unserer Vorstellung nach wäre die Ansprechbarkeit von Leuten eine ers-
te große Hürde: Wir hätten vermutet, dass Leute, wenn man bei ihnen 
klingelt, entweder so sehr mit Arbeiten oder Entspannen beschäftigt 
sind, dass sie dankend die Tür zuschlagen, ohne einem Gelegenheit 
zu geben, das eigene Anliegen zu erläutern. Und wir hätten gedacht, 
dass die meisten Leute nicht gerade offen für ihre Umgebung durch 
ihren Stadtteil spazieren und überhaupt wahrnehmen, wenn sie am 
Stand einer Stadtteilinitiative vorbeikommen, sondern im Zweifel 
daran vorbeihetzen und tendenziell mit Misstrauen auf Versuche der 
Kontaktaufnahme reagieren.

Das alles stellt nicht in dem Ausmaß eine Hürde dar, wie wir es ver-
mutet hätten. Alle Gruppen, die mit diesen Methoden der Kontaktauf-
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nahme (Klingeln an der Haustür, Ansprechen auf der Straße) arbeiten, 
haben übereinstimmend berichtet, dass es – zumindest relativ zu den 
eigenen Kapazitäten – genug Leute gibt, die sich auf ein Interview an 
ihrer Wohnungstür einlassen oder sogar auf einen Kaffee hineinbitten, 
wenn man bei ihnen klingelt, und dass es genügend Leute gibt, die 
interessiert an einem Straßenstand stehen bleiben, diskutieren und 
über ihre Lebensbedingungen sprechen möchten. Dabei scheint der 
Erfolg der Versuche, mit den Nachbar:innen ins Gespräch zu kommen, 
auch von den gewählten Methoden, dem eigenen Auftreten und den 
angesprochenen Themen abhängig zu sein.

So werden, wenn es um den Erstkontakt geht, Veranstaltungsan-
gebote wie Filmabende weniger gut angenommen als Aktionen, die 
auf das direkte Gespräch abzielen – wie die bereits erwähnten Türge-
spräche und Straßenstände mit Infomaterial sowie mit Aufrufen, die 
eigenen Erfahrungen im Stadtteil zu kommunizieren. Was die Themen 
angeht, ist es zunächst bemerkenswert, dass es eine gewisse Aufge-
schlossenheit zu geben scheint, über die eigenen Alltagsprobleme 
zu sprechen. Das zeigt sich insbesondere bei den Interviews an der 
Haustür, die viele Gruppen zu Beginn ihrer Tätigkeit im Stadtteil ge-
führt haben, um herauszufinden, welche Probleme die Nachbar:innen 
in ihrem Alltag im Stadtteil sehen, worüber sie Wut empfinden und 
welche Veränderungen sie sich wünschen. Auf diese Weise konnten 
die Gruppen nicht nur in Erfahrung bringen, welche Themen beson-
ders dringend sind, sondern auch Nachbar:innen kennenlernen, um 
später wieder auf sie zugehen zu können. Wiederholt waren dabei die 
Wohn- und Mietverhältnisse ein Feld, auf dem sich die Wut der Leute 
besonders offen zeigte und auf dem leicht für gemeinsame Aktionen 
mobilisiert werden konnte.

Speziell in Zeiten der Pandemie ist darüber hinaus die Kiezzeitung für 
die Gruppen ein bewährtes Mittel. Sie kann relativ weiträumig verteilt 
werden, für Sichtbarkeit sorgen und zudem als Gesprächsaufhänger 
dienen. Außerdem können etwa durch Interviews, die in der Zeitung 
abgedruckt werden, die Probleme der Nachbar:innen sichtbar gemacht 
und anschließend gegebenenfalls in gemeinsamen Aktionen bearbeitet 
werden.

Festhalten lässt sich zur Frage der Ansprechbarkeit: Es gibt durchaus 
Leute, die mit ihren Lebensumständen unzufrieden sind, die darüber 
kommunizieren möchten und die das auch mit Linken tun.
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■ Aktivitäten mit den Nachbar:innen und Tätigkeitsfelder

Wenn es darum geht, ob und inwiefern sich Nachbar:innen nicht nur 
ansprechen lassen und generelles Interesse zeigen, sondern an Aktivi-
täten teilnehmen und diese vorantreiben, fällt das Bild gemischter aus. 
Unter den durchgeführten, begonnenen oder anvisierten Aktivitäten 
der Gruppen – Kundgebungen, Mietenkämpfe, Arbeitskämpfe, femi-
nistische Kämpfe, Frauengruppen, Jugendarbeit, Besprechen indivi-
dueller Probleme bspw. mit dem Jobcenter, Cafés zum Austausch oder 
Spielen, Bildungsveranstaltungen – sind es bisher die Mietkämpfe, die 
mit Abstand am erfolgreichsten waren, sowohl hinsichtlich der Menge 
an Leuten, die erreicht wurden und sich aktiv beteiligt haben, als auch 
hinsichtlich praktischer Erfolge.

■ Mietkämpfe

Die Initiative Berg Fidel Solidarisch konnte ihren Aufbau maßgeblich 
vorantreiben, indem sie Nachbar:innen für einen Kampf gegen den 
Immobilienkonzern LEG zusammenbrachte. Durch eine Kampagne 
konnte effektiv Druck auf den Konzern aufgebaut werden, der in der 
Folge seinen Reparaturservice verbessert und eine Sprechstunde für 
Mieter:innen eingerichtet hat. Da sich bei vielen Leuten im Viertel Wut 
auf den Konzern aufgestaut hatte, war es leicht, sie für ein gemeinsa-
mes Vorgehen zu gewinnen. In diesem Prozess entstand ein Gefühl 
der Zusammengehörigkeit, das auch über die unmittelbaren Aktionen 
hinaus anhält. Überdies kam es zu einer Solidarisierung mit streiken-
den Beschäftigten der LEG durch einige Mieter:innen. Ein anfängliches 
Gegeneinander konnte so überwunden werden. Auch bei Solidarisch 
in Gröpelingen gab es eine in Teilen erfolgreiche Kampagne gegen 
Vonovia, allerdings drängte der Konzern zu einer individualisierten 
Bearbeitung der Anliegen. Auch Wilhelmsburg Solidarisch führte eine 
Kampagne gegen Vonovia und setzt sich ähnlich wie Hände weg vom 
Wedding immer wieder dafür ein, Zwangsräumungen zu verhindern.

Blickt man auf den relativen Erfolg der Berliner Mieter:innenbewe-
gung, ist es wenig überraschend, dass die Mobilisierung rund um das 
Thema Mieten leicht gelingt: Es handelt sich um einen Bereich, der viele 
Menschen stark bewegt, weil die Mietsituation die Lebensbedingungen 
erschüttern und sich bis hin zur existenziellen Bedrohung entwickeln 
kann. Vielleicht hat es darüber hinaus auch ideologische Gründe, wenn 
Leute eher bereit sind, für ihre Wohnsituation zu kämpfen als beispiels-
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weise für die Verbesserung ihrer Arbeitsbedingungen. Oft identifizieren 
sich Leute mit ihrem Arbeitsplatz; sie nehmen den Standpunkt des 
Unternehmens ein und relativieren ihre eigenen Ansprüche bezüglich 
Arbeitsbedingungen und Einkommens an dessen Erfolgsbedingungen. 
Wenn dagegen Vermieter:innen sich weigern, Wohnungsschäden zu 
beheben, kündigen oder gar zwangsräumen lassen, dann werten 
Mieter:innen das unmittelbar als Ungerechtigkeit, ohne ihre Ansprüche 
gegenüber den Profitbedürfnissen der Vermieter:innen zurückzustellen. 
Im Kontext der Praxis der Stadtteilarbeit ist aber vielleicht der wichtigs-
te Aspekt, dass der Stadtteil in Bezug auf Wohnkämpfe Menschen mit 
gleichem Interesse versammelt, insbesondere dann, wenn in einem 
Stadtteil eine Vielzahl von Wohnungen demselben Immobilienkonzern 
gehören.

■ Arbeitskämpfe

Bei Arbeitskämpfen sieht die Situation etwas anders aus. Der Ort, an 
dem sich hier Betroffene mit gemeinsamem Interesse finden, ist zu-
nächst einmal der Arbeitsplatz und nicht der Stadtteil. Vorstellbar sind 
ein Anstoßen und eine Unterstützung von Arbeitskämpfen durch die 
Stadtteilinitiative. Voraussetzung dafür ist eine Beteiligung nicht direkt 
Betroffener. Zudem muss das Verhältnis der Arbeit der Stadtteilinitiati-
ve zur Gewerkschaftsarbeit ausgelotet werden.

Hände weg vom Wedding begleitet Arbeitskämpfe von Pflegenden 
in der Charité und im Virchow-Klinikum mit Solidaritätsaktionen und 
pocht dabei auf den basisdemokratischen Charakter dieser Kämpfe, 
der teilweise eine Abgrenzung von den beteiligten Gewerkschaften 
erforderlich mache. Im Bereich der Sozialarbeit, wo es kaum gewerk-
schaftliche Organisierung gibt, versucht die zuständige Kommission 
den Austausch über die Arbeitsbedingungen zu fördern. Laut Einschät-
zung der Gruppe handelt es sich um eine kleinteilige und langfristig 
angelegte Arbeit.

Solidarisch in Gröpelingen hat sich mit Leiharbeit beschäftigt, die 
insbesondere im Logistikbereich viele Menschen im Stadtteil betrifft, 
hat Infotische und Kundgebungen organisiert sowie Interviews über 
Arbeitsbedingungen im Stadtteil geführt. Die Gruppe berichtet, dass 
eine umfassende Bearbeitung dieses Kampffeldes ihre Kapazitäten 
überstieg und es trotz einzelner Erfolge bisher nicht gelungen ist, über 
das Arbeitskomitee die Organisierung nachhaltig voranzutreiben. Ins-
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gesamt ergibt sich für uns das Bild, dass sich die Gruppen noch in einer 
Suchbewegung befinden, um eine sinnvolle Verzahnung von Arbeits-
kämpfen und Stadtteilorganisierung erreichen zu können.

■ Unterstützung bei Behördenproblemen

Beratung und Unterstützung im Umgang mit Behörden scheint beson-
ders für Gruppen mit dem Konzept der solidarischen Selbstermächti­
gung geeignet, weil es sich um individuell zu lösende Problemstellun-
gen handelt. Sie können zur Kollektivierung und Aufhebung der Verein-
zelung beitragen, indem die Probleme gemeinsam im Plenum bespro-
chen werden und sich bei Bedarf eine Gruppe von Unterstützer:innen 
zusammenfindet.

Handelt es sich um ein Angebot für Leute, die (noch) nicht Teil der 
Initiative sind, kann die Unterstützung leicht den Charakter einer sozial-
arbeiterischen Tätigkeit annehmen und ihren politischen Charakter ver-
lieren. Diese Erfahrung hat beispielsweise Solidarisch in Gröpelingen 
gemacht. Probleme mit dem Jobcenter werden oft als individuell und 
privat erlebt und so erscheint es den Betroffenen zunächst befremdlich, 
diese kollektiv anzugehen. Bei gemeinsamen kämpferischen Aktionen 
kommen die Widerstände der Behörden hinzu, die auf manche Betrof-
fene abschreckend wirken. Für eine kollektive Bearbeitungsweise in 
dem Sinne, dass das Behördenwesen als solches mit seinen Inhalten 
und Gängelungen zum Gegenstand gemeinsamer Politik im Stadtteil 
gemacht wird, scheint in den Gruppen bisher zu wenig Stärke vorhan-
den zu sein, weshalb sich die Aktivitäten hier auf Symbolpolitik und 
vereinzelte Kundgebungen beschränken.

Berg Fidel Solidarisch grenzt sich – wie auch Hände weg vom 
Wedding – davon ab, eine sozialarbeiterische Rolle zu übernehmen. 
Die Gruppe nimmt nur Aktivitäten auf, die von den Betroffenen selbst 
getragen werden. Solidarisch in Gröpelingen hat sich im Zuge einer 
Umstrukturierung entschieden, ein Beratungsangebot zu Themen wie 
Aufenthaltsrecht, Jobcenter, Arbeitsrecht und Miete einzurichten, um 
die unverbindlichen Angebote zu ersetzen, die zuvor als Anlaufpunkt 
für Nachbar:innen fungieren sollten (wie Filmabende oder ein Stadtteil-
café).4 Die Beratung wird aber als Ausgangspunkt einer verbindlichen 
Organisierung verstanden. Ihre Voraussetzung ist die Mitgliedschaft in 
der Stadtteilgewerkschaft, die an bestimmte Bedingungen wie Solida-
rität in kollektiven Kämpfen, Teilnahme an interner Kommunikation, 
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Zahlung eines kleinen Mitgliedsbeitrags etc. geknüpft ist. Ziel ist es 
nicht nur, Leute an die Organisation zu binden, sondern auch, ausge-
hend von den individuellen Themen und Problemen, mit denen sie die 
Beratung aufsuchen, kollektive Kämpfe und Aktionen zu entwickeln. 
– Da dieser Ansatz noch sehr neu ist, bleibt abzuwarten, ob so das 
Ziel erreicht werden kann, neben einer Verbesserung der individuellen 
Lebensbedingungen auch eine organisierte kollektive Kampfstruktur 
aufzubauen.

■ Weitere Tätigkeitsfelder

Weitere Themen, die von mehreren Gruppen bearbeitet werden, sind 
Antirassismus/Antifaschismus und Jugendarbeit. Im Bereich Antirassis-
mus/Antifaschismus bieten die Gruppen teilweise Bildungsveranstal-
tungen an, treten Rassismus entgegen, wo er ihnen begegnet, erklä-
ren sich mit Betroffenen von Rassismus solidarisch und organisieren 
Kampagnen oder Kundgebungen, um Missstände im Stadtteil wie zum 
Beispiel Racial Profiling anzuprangern oder um Fällen rassistischer oder 
antisemitischer Gewalt zu gedenken. Dagegen wurden eigenständige 
antirassistische Kampfformen unseres Wissens bisher nicht entwickelt 
oder ausprobiert.

Bei dem Versuch, eine Jugend-AG zu etablieren, stellte sich Solida-
risch in Gröpelingen die alters- und herkunftsmäßige Zusammenset-
zung der Gruppe als Hürde dar. Das Vorhaben wurde aufgegeben, da die 
Initiativkräfte keinen guten Weg gefunden haben, mit den Jugendlichen 
in Gröpelingen in Kontakt zu treten.5 Hier, wie an vielen anderen Stellen 
der Praxis, gibt es eine ›Henne-Ei-Problematik‹: Die Organisierung soll 
gesellschaftliche Spaltungen entlang ökonomischen, kulturellen und 
migrationsgeschichtlichen Hintergründen überwinden, gleichzeitig 
stehen genau diese Spaltungen einer gemeinsamen Organisierung 
entgegen.

Einige Gruppen haben eigene Strukturen für feministische Arbeit ein-
gerichtet. Bei Berg Fidel Solidarisch dienen diese Strukturen derzeit 
vor allem dazu, sich über Alltagsprobleme auszutauschen und sich ge-
genseitig zu empowern. Hände weg vom Wedding und die Kiezkommu-
ne Wedding haben Kundgebungen anlässlich des Frauenstreiks und aus 
Protest gegen Femizide, die es im Wedding gegeben hat, organisiert.6 
Wilhelmsburg Solidarisch hat sich in Form von Diskussionsveranstal-
tungen mit dem Thema auseinander gesetzt.
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Die Umgestaltung von Care- und Reproduktionsarbeit, die in der 
Strategiedebatte von der Antifa Kritik und Klassenkampf als zentrales 
Kampffeld identifiziert wurde, wird bislang von keiner Gruppe systema-
tisch angegangen. Zwar gibt es Küfa-Angebote (»Küche für alle«) oder 
Kinderbetreuung parallel zu anderen Veranstaltungen. Diese können 
allerdings nur eine punktuelle Entlastung bieten und haben in dieser 
vereinzelten Form nicht das Potenzial, eine umfassendere Kollektivie-
rung von Sorgetätigkeiten herbeizuführen, die den Alltag in der Nach-
barschaft spürbar verändern würde. Als eine mögliche Erklärung dafür 
wurde von den Gruppen angeführt, dass die Auffassung von Care-Arbeit 
als private und individuelle Angelegenheit so tief verankert ist, dass 
eine Kollektivierung aus Sicht der Einzelnen kaum als machbar oder 
überhaupt erstrebenswert erscheint. Die Einschätzung ist, dass dem 
ein langer Prozess vorausgehen muss, in dem es zunächst darum geht, 
Vertrauen aufzubauen und die individuellen Bedürfnisse zu ermitteln.

■ Politisierung und gesamtgesellschaftliche Perspektive

In Münster gibt es Nachbar:innen, die bei den von Berg Fidel Solida-
risch angezettelten Mietkämpfen teilgenommen haben und nach de-
ren Ende dabei geblieben sind, sich als Teil der Initiative sehen und die-
se aktiv mitgestalten. Genau so soll es nach dem Konzept des Aufbaus 
antikapitalistischer Gegenmacht laufen, aber bisher gibt es Prozesse 
dieser Art nur in kleinerem Umfang. Häufig ziehen sich Nachbar:innen 
wieder zurück, nachdem sie an einer bestimmten Aktion teilgenommen 
haben. Würde es dabei bleiben, dass eine dauerhafte Einbindung einer 
größeren Zahl von Nachbar:innen in die Initiative nicht gelingt, wäre 
der Ansatz gescheitert – selbst dann, wenn die Initiativen regelmäßig 
Kämpfe mit großer Beteiligung führen würden, und auch dann, wenn 
diese Kämpfe erfolgreich wären.

Interessenkämpfe haben für sich genommen keinen transformati-
ven Charakter. Der Klassenkampf ist aus Gesellschaften, in denen die 
kapitalistische Produktionsweise herrscht, gar nicht wegzudenken. 
Wenn es gut läuft, resultieren Kämpfe mit Arbeitgeber:innen oder 
Vermieter:innen in einer Verbesserung der Arbeits- oder Wohnbe-
dingungen, was aber nichts daran ändert, dass diese Kämpfe die 
Spielregeln der kapitalistischen Produktionsweise nicht infrage stellen 
(weshalb auch erreichte Verbesserungen immer prekär sind und dem 
Klassenkampf von oben ausgesetzt bleiben). Genauso sieht es aus mit 
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den Ansätzen, den Alltag solidarischer und kollektiver zu gestalten. Aus 
diesen Gründen werden Interessenkämpfe oder Küfa- und Filmabende 
von den Initiativen auch nicht als Selbstzweck betrachtet, sondern als 
Ausgangspunkt einer umfassenderen und dauerhaften Organisierung. 
Vermittelt durch Erfahrungen von Handlungsfähigkeit und Solidarität, 
durch inhaltliche Auseinandersetzungen mit den gesellschaftlichen 
Bedingungen des Gelingens oder Scheiterns von Kämpfen und ihres Zu-
sammenhangs untereinander soll die Organisierung dem Konzept nach 
mittelfristig eine antikapitalistische Ausrichtung annehmen. Indem die 
verschiedenen Konflikte, die verhandelt werden, auf ihre gemeinsame 
Hervorbringung durch das kapitalistische System zurückgeführt wer-
den, soll der Blick für die Möglichkeit geöffnet werden, sie durch eine 
Überwindung des Kapitalismus lösen zu können.

Davon sind die Initiativen zurzeit recht weit entfernt. Aktuell expe-
rimentieren sie mit verschiedenen Ansätzen, bessere Bedingungen für 
eine solche Politisierung herzustellen.

■ Versuche zur Herstellung von Kontinuität

Leute lassen sich, wie sich gezeigt hat, relativ leicht für einzelne Kämpfe 
mobilisieren, sehen aber oft nach Beendigung des Kampfes die Sache 
als erledigt an. Ein Ziel ist daher die Herstellung von Kontinuität, um 
Nachbar:innen dauerhaft in die jeweilige Initiative einzubinden. Ins-
besondere bei der Kiezkommune Wedding ist der Kiezladen hierfür 
zentral. Er ist ein sozialer Treffpunkt – bei einem Straßenfest, Filmabend 
oder beim offenen Cafébetrieb. Mit Küfa, Nachhilfe, Bastelnachmitta-
gen, Repair- oder Sprachcafés wird ein Angebot geschaffen, regelmäßig 
Aspekte der Reproduktionsarbeit und Alltagsorganisation mit anderen 
zu teilen. Wenn Interesse an einer politischen Mitarbeit besteht, gibt 
es Möglichkeiten der punktuellen und niedrigschwelligen Partizipation 
an der Organisation, etwa die Teilnahme am Malen von Transparenten. 
Für Leute, die Mitglied der Kiezkommune werden möchten, gibt es ein 
›Buddy-System‹: feste Ansprechpartner:innen, die es erleichtern, sich 
einzufinden.

Für Berg Fidel Solidarisch spielen Angebote, die auf eine gemein-
same Alltagsgestaltung abzielen, als Weg zu einer dauerhaften Einbin-
dung eine eher untergeordnete Rolle. Die Einbindung soll sich hier darü-
ber ergeben, dass Leute über einen einzelnen Kampf oder eine einzelne 
Aktion hinaus die Ausrichtung der Aktivitäten der Initiative mitgestalten 
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wollen und sich so allmählich ein Verantwortungsgefühl entwickelt. Die 
Initiativkräfte versuchen, diesen Prozess zu unterstützen, indem sie 
immer wieder betonen, dass sie keine Dienstleister:innen sind und die 
Arbeit der Initiative nur bei einer aktiven Beteiligung aller möglich ist.

Anders als die Kiezkommune Wedding, die berichtet, dass die of-
fenen Angebote teilweise gut angenommen werden und zum Aufbau 
eines nachbarschaftlichen Netzwerks beitragen, hat Solidarisch in 
Gröpelingen bisher wenig gute Erfahrungen mit Angeboten dieser 
Art gemacht. Das neue Konzept der Gruppe, Beratung, an der es ihrer 
Analyse nach einen existentiellen und hohen Bedarf gibt, nicht bloß als 
einseitiges Angebot zu gestalten, sondern als Grundlage für die Organi-
sierung solidarischer Kämpfe (s. S. 67–69), könnte sich auch als Antwort 
auf das Problem mangelnder Kontinuität herausstellen.

■ Bildung als Mittel zur Politisierung

Die Gruppen sind sich darin einig, dass sich eine umfassende Politisie-
rung im Sinne der Herausbildung einer antikapitalistischen Haltung in 
der Organisierung nicht von alleine ergibt, sondern dass dafür Bildungs-
arbeit vonnöten ist. Dabei setzen sie nicht auf ›klassische‹ linksradikale 
Bildungsformate, die einzelne Themen in oftmals akademischer Weise 
behandeln, sondern versuchen, einen Bezug zur Praxis und zu den Le-
bensbedingungen vor Ort herzustellen. Die Kiezkommune Wedding hat 
eine Bildungskommission eingerichtet, die neben internen Schulungen 
zum Konzept der Kiezkommune für neue Mitglieder beispielsweise 
Filmabende und Stadtspaziergänge organisiert. Bei Hände weg vom 
Wedding sind die Kommissionen für ähnliche Bildungsformate zu-
ständig, mit denen sie sich an die Vorfelder wenden. In beiden Fällen 
sollen die Bildungsangebote Kontinuität und Sichtbarkeit schaffen und 
Deutungsangebote für aktuelle Ereignisse und Zustände im Stadtteil 
bereitstellen.

Auch Berg Fidel Solidarisch und Solidarisch in Gröpelingen 
haben sich mit Filmabenden und Ähnlichem an die Nachbarschaft ge-
wandt, um auf diese Weise das Interesse an den Initiativen zu wecken. 
Inzwischen sind sie allerdings dazu übergegangen, den Bedarf nach 
Bildung auch unmittelbar aus den Kämpfen abzuleiten, etwa wenn 
für eine Aktion bestimmte Fähigkeiten gebraucht werden oder es zu 
Meinungsverschiedenheiten kommt, die dann in einer Bildungsveran-
staltung vertieft besprochen werden können. Zudem führen sie gezielt 
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Gespräche mit Personen, die sich bereits beteiligen beziehungsweise 
Interesse an einer kontinuierlichen Mitarbeit haben. Beide Gruppen 
äußern die Einschätzung, dass bei vielen Leuten aus Unzufriedenheit 
mit den Verhältnissen eine antikapitalistische Einstellung bereits in 
Ansätzen vorhanden ist und dass politische Bildung daher vor allem 
die Funktion hat, eine gesamtgesellschaftliche Alternative vorstellbar 
zu machen.

■ Politisierung durch Erfahrung und  
überregionale Organisierung

Noch ist offen, ob und wie es gelingen kann, an unterschiedlichen 
Orten dauerhaft größere Teile der Nachbarschaft einzubinden und zu 
einer geteilten kapitalismuskritischen Ausrichtung zu gelangen. Über 
die angeführten Versuche hinaus gibt es weitere Überlegungen zu der 
Frage, was einen solchen Prozess befördern könnte:

Insbesondere praktische Erfolge, die eine – auch selbst nur geringfü-
gige – Verbesserung der Lebensbedingungen mit sich bringen, führen 
nach der Erfahrung von Berg Fidel Solidarisch zu Euphorie, Solidari-
tät und einem Gefühl von Handlungsfähigkeit, und das macht es wahr-
scheinlicher, dass Leute dabeibleiben und sich auch an Kämpfen be-
teiligen, von denen sie nicht direkt betroffen sind. Wenn Bildungs- und 
Diskussionsformate zur Folge hätten, dass mehr Aktive auch Aufgaben 
von Initiativkräften übernähmen und sich in die Strategiegruppen ein-
binden ließen, könnte der Kreis der Initiativkräfte heterogener werden, 
was zum Wachsen der Initiative beitragen und die Chancen auf erfolg-
reiche Kämpfe erhöhen würde. Und wenn es gelänge, dass sich die Ini-
tiativen überregional gemeinsam organisieren, könnten die einzelnen 
Basisgruppen Kämpfe an anderen Orten mitverfolgen und diskutieren, 
was bei einer Identifizierung mit diesen Kämpfen zumindest punktuell 
mit einem Erleben größerer Handlungsmacht einhergehen könnte. 
Eine wechselseitige Unterstützung der Initiativen würde außerdem die 
Bedingungen dafür verbessern, Kämpfe erfolgreich zu führen und auch 
nach außen hin sichtbarer zu werden. Damit würde es auch näherlie-
gen, eine gesamtgesellschaftliche Perspektive einzunehmen. Die The-
matisierung und Konkretisierung der angestrebten gesellschaftlichen 
Alternative zum Kapitalismus könnte diese Perspektive überzeugender 
machen (vgl. S. 48).
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■ Überregionale Organisierung

Fast allen Gruppen zufolge7 braucht es eine überregionale Organi-
sierung als dauerhaften integralen Bestandteil der Stadtteilarbeit, 
also nicht bloß als Ergänzung der lokalen Arbeit, sondern auch als 
eine Voraussetzung ihres Gelingens, und zwar auf praktischer wie auf 
symbolisch-politischer Ebene. Auf der praktischen Ebene kann es eine 
überregionale Zusammenarbeit ermöglichen, durch Arbeitsteilung 
und durch das Teilen von Erfahrungen und Expertise, gegebenenfalls 
auch durch direkte personelle Unterstützung von Aktionen, lokal eine 
größere Schlagkraft zu entwickeln; auf symbolisch-politischer Ebene 
ist die überregionale Organisierung die Voraussetzung dafür, dass aus 
der Stadtteilbewegung eine gesellschaftliche Kraft entstehen kann, 
die als solche agiert und von außen wahrgenommen wird, öffentlich 
sichtbar und ansprechbar ist. Nach innen verbessert der überregionale 
Zusammenschluss die Bedingungen dafür, dass die lokalen Aktionen 
aus einer gesamtgesellschaftlichen Perspektive betrachtet werden. 
Das kann in Kombination mit gemeinsamen Reflexionen der Praxis, 
politisch-strategischen Diskussionen und gemeinsam organisierten 
Bildungsprogrammen dabei helfen, dass sich in der Bewegung eine 
geteilte kapitalismuskritische Ausrichtung durchsetzt.

Sieht man von den Kiezkommunen ab, deren Organisationsform 
bereits gemeinsame Treffen und die Koordination der Kiezkommunen 
untereinander einschließt, muss man sagen: Wirklich erfolgreiche 
Schritte hat es in diese Richtung bisher nicht gegeben. Erste Versuche, 
eine überregionale Organisation zu gründen, etwa beim »Kongress 
der Kommunen« (Vgl. S. 86, Fußnote 4.), sind gescheitert. Als Grund 
dafür wurde in den Interviews genannt, dass zu viel zeitlicher Druck 
aufgebaut wurde und der Versuch, einen Zusammenschluss bloß vor 
dem Hintergrund einiger strategischer Überlegungen und ohne einen 
vorhergehenden Annäherungsprozess herbeizuführen, zum Scheitern 
verurteilt ist. Ungeachtet der Verbesserung auch der Bedingungen der 
lokalen Arbeit, die die Gruppen sich von einer überregionalen Organi-
sation erhoffen, erfordert der Aufbau einer solchen Organisation einen 
hohen Aufwand an Zeit und personelle Kapazitäten, die von der lokalen 
Arbeit abgehen, ohne dass absehbar ist, ob, wann und in welchem 
Umfang sich dieser Aufwand auch für die Arbeit vor Ort lohnen wird.

Eine Zusammenarbeit ist auf verschiedene Arten und Weisen denk-
bar. Sie könnte lockerer oder intensiver ausfallen und auf unterschied-
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lichen Ebenen angesiedelt sein. Denkbar wäre das Modell, Konzepte 
der technischen, politischen und theoretischen Zusammenarbeit zu 
erarbeiten, sich bei einem Kongress auf ein Gesamtkonzept zu einigen 
und dieses dann umzusetzen. Ein zweites Modell könnte so aussehen, 
dass man in ähnlicher Weise eine gemeinsame Organisation gründet, 
die Zusammenarbeit aber zunächst auf technische Aspekte wie Skill-
sharing, Übersetzen und Bildungsarbeit beschränkt und sich für eine 
politisch-strategische Annäherung mehr Zeit lässt. Ein drittes Modell 
wäre, im Rahmen einer zunächst nur lockeren Zusammenarbeit ge-
meinsame politische, strategische und organisatorische Konzepte zu 
entwickeln und so in einen Annäherungsprozess zu gehen, an dessen 
Ende erst eine formelle gemeinsame Organisation stehen würde.

Letzteres ist der Weg, den Berg Fidel Solidarisch und Solidarisch 
in Gröpelingen gehen, die bereits eine Zusammenarbeit begonnen 
haben. Das erste Modell halten sie für gescheitert. Erfolg verspricht 
ihrer Einschätzung nach nur ein Zusammenschluss, wenn er das Ergeb-
nis von »Beziehungsarbeit« zwischen einzelnen Gruppen ist, die eine 
längere Kennenlernphase und das Experimentieren mit verschiedenen 
Formen der Zusammenarbeit einschließt. Auch dass die Gruppen sich 
inhaltlich und strategisch nahe sein müssen, halten sie für eine Vor-
aussetzung.

Die Beschränkung des Prozesses zum Aufbau einer überregionalen 
Organisation auf Projekte mit einer sehr ähnlichen Ausrichtung ist vor 
dem Hintergrund der beschriebenen Erfahrungen nachvollziehbar, 
wirft allerdings das Problem auf, dass nur noch schwer abzusehen ist, 
wie daraus ein größerer Prozess entstehen kann. Dafür wäre wohl eher 
ein großes Maß an Toleranz im Rahmen einer recht weit gesteckten 
gemeinsamen Zielsetzung erforderlich. Vergleichbar stellt sich bei den 
Kiezkommunen die Frage, wie eine überregionale Zusammenarbeit mit 
anderen Gruppen aussehen könnte, die nicht ihrem Konzept folgen. Auf 
lokaler Ebene findet die Zusammenarbeit mit Hände weg vom Wedding 
bereits statt, fällt aber eher punktuell aus; eine gemeinsame strategi-
sche Ausrichtung gibt es bislang nicht.

Angesichts der wichtigen Funktion einer überregionalen Organisie-
rung für Stadtteilarbeit mit revolutionärem Anspruch und angesichts 
der Schwierigkeiten, die in den bisherigen Erfahrungen der Gruppen 
zutage getreten sind, ist es, ähnlich wie bei der Frage nach der Politi-
sierung und dauerhaften Einbindung, sicherlich besonders dringlich, 
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die Diskussion fortzuführen, um die entsprechenden Prozesse voran-
zubringen.

■ Weitere Perspektiven für die revolutionäre Stadtteilarbeit

Ob die Arbeit im Stadtteil tatsächlich die Bedingungen für eine gesamt-
gesellschaftliche Transformation verbessern kann, ist aus unserer Sicht 
zum jetzigen Zeitpunkt noch offen. Der Aufbau von tragfähigen Arbeits-
zusammenhängen und sozialen Beziehungen braucht Zeit; Effekte wie 
eine Verbesserung der lokalen Lebensbedingungen oder eine Bewusst-
seinsänderung stellen sich nicht über Nacht ein. Klar ist, dass dieser 
Ansatz ein revolutionäres Potenzial nur dann entwickeln kann, wenn er 
Verbreitung findet, das heißt wenn sich an vielen verschiedenen Orten 
Initiativen mit ähnlichen Konzepten bilden und der Wirkungskreis der 
bereits bestehenden Gruppen weiter zunimmt. Dafür ist es wichtig, die 
begonnene strategische Diskussion auf Grundlage der bereits gesam-
melten Erfahrungen fortzuführen.

Die Diskussion könnte auch um einige Fragestellungen erweitert 
werden. Bei unserer Arbeit an diesem Band haben wir uns zum Beispiel 
immer mal wieder gefragt, wie eigentlich das Verhältnis der Stadtteil-
gruppen zu anderen Organisierungsformen und sozialen Bewegun-
gen, beispielsweise dem linkeren Teil der Klimabewegung, aussehen 
könnte. Zumindest für die Perspektive eines Aufbaus von Gegenmacht 
scheint uns das eine wichtige Frage zu sein. Hände weg vom Wedding 
und die Kiezkommume Wedding arbeiten bereits mit anderen lokal 
verankerten Initiativen zusammen – zum Beispiel mit Beratungsstellen, 
migrantischen Selbstorganisationen, Erwerbslosen- und Obdachlosen-
initiativen, Basisgewerkschaften und Mieter:innengewerkschaften. Die 
Stärkung eines solchen Netzwerks im Stadtteil oder in der Stadt, in dem 
die Stadtteilinitiativen als Knotenpunkte fungieren,8 hat den Vorteil, 
dass nicht alle Strukturen selbst aufgebaut werden müssen. Personen, 
die Beratung zu einem bestimmten Thema benötigen, können von der 
Stadtteilinitiative an andere Organisationen weitervermittelt werden; 
gleichzeitig kann die Stadtteilinitiative die Funktion übernehmen, eine 
Verbindung zwischen den einzelnen Problematiken herzustellen und 
aus den Tätigkeiten der anderen Initiativen Ansatzpunkte für gemein-
same Kämpfe zu ermitteln. Eine Zusammenarbeit mit dem Netzwerk 
Care Revolution, das an der Entwicklung neuer Modelle für eine 
tiefgreifende Umgestaltung von Reproduktionsarbeit arbeitet, könnte 
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möglicherweise auch als Inspiration für den Aufbau neuer Sorgebezie-
hungen im Stadtteil dienen.

In Bezug auf das Verhältnis zu sozialen Bewegungen und Bünd-
nissen, die sich zu einzelnen Problemfeldern formiert haben, wie der 
Klimabewegung oder dem Frauenstreik, stellt sich die Frage, ob im 
Rahmen der Stadtteilbewegung auch eine ›revolutionäre Realpolitik‹ 
versucht werden sollte. Das Kämpfen für politische Forderungen hat 
den Vorteil, dass sich auf diesem Weg eine Bewegung leichter zu einem 
gesellschaftlich wahrgenommenen Akteur formieren kann. Will man 
dabei nicht das Ziel der Überwindung des Kapitalismus aus dem Auge 
verlieren, müsste es sich um Forderungen handeln, deren Umsetzung 
im Hier und Jetzt nicht nur eine Verbesserung der Lebensbedingungen 
mit sich bringen, sondern auch die Karten für einen Kampf um Trans-
formation neu mischen würde. Wir denken zum Beispiel an die Mobili-
sierung zum Volksentscheid »Deutschen Wohnen und Co. Enteignen«, 
dessen Forderungen zwar einerseits an den Staat gerichtet sind, in dem 
andererseits aber gleichzeitig eine den Kapitalismus transzendierende 
Perspektive nahegelegt wird. Das Konzept könnte ausgeweitet werden, 
etwa um Forderungen nach grundlegender Umgestaltung städtischer 
Infrastruktur in Verkehr, Lebensmittelversorgung usw. Will man nicht 
kleckern, könnte man zusammen mit Krankenhauspersonal beginnen, 
für eine Vergesellschaftung des Gesundheitssektors zu kämpfen. – Das 
sind zurzeit natürlich nur Fantasien, die aber helfen können, die Frage 
zu diskutieren, ob für Stadtteilinitiativen oder deren mögliche überre-
gionale Organisation über die Alltagskämpfe hinaus auch das Stellen 
politischer Forderungen ein sinnvolles Moment der Strategie sein kann.

■ Anmerkungen
1 Wir wählen hier bewusst eine vorsichtige Formulierung. Was genau die Vorstellung 

beinhaltet, dass die Stadtteilarbeit einen revolutionären Charakter bekommt, 
wird von den Gruppen und auch innerhalb der Gruppen sicherlich unterschied-
lich beantwortet. Sie muss nicht mit der Erwartung verbunden sein, dass aus der 
Stadtteilarbeit heraus eine Revolution angestoßen wird, stattdessen kann es auch 
darum gehen, gewissermaßen vorbereitend Strukturen für eine revolutionäre 
Situation aufzubauen, für die der Impuls aber an anderer Stelle gegeben wird.

2 Bisher haben sich sechs Kiezkommunen gegründet: in Berlin die Kiezkommune 
Wedding, die Kiezkommune Kreuzberg, die Jugendkommune Kreuzberg, die 
Kiezkommune Friedrichshain sowie die Kiezkommune Neukölln; in Magdeburg 
die Kiezkommune Stadtfeld: https://kiezkommune.noblogs.org.
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3 Diese Abgrenzung ist eher idealtypisch zu verstehen. Je nach Thematik und Art der 
Aktion wendet sich auch Hände weg vom Wedding an eine breitere Nachbarschaft. 
Ein Beispiel dafür ist die Kampagne gegen den Wohnungskonzern Covivio, zu der 
möglichst viele Betroffene mobilisiert werden sollten. Dennoch besteht in der 
Schwerpunktsetzung ein Unterschied zu den Initiativen, die sich um den Aufbau 
antikapitalistischer Gegenmacht bemühen: Das Ziel, als Akteur:innen mit klarem 
politischen Standpunkt im Stadtteil wahrgenommen zu werden, überwiegt bei 
Hände weg vom Wedding zunächst gegenüber dem Anspruch, möglichst weite 
Teile der Nachbarschaft ansprechen und einbinden zu können. So gehen die Tä-
tigkeiten von Hände weg vom Wedding von den Kernaktiven in der Organisation 
aus, während die Initiativen zum Aufbau von Gegenmacht anstreben, dass es die 
Nachbar:innen sind, die primär die Projekte tragen. Hände weg vom Wedding sieht 
sich auch nicht als eine Organisation, deren Ziele ihre eigene Abschaffung und 
Ersetzung durch eine Selbstorganisation der Nachbarschaft einschließen.

4 Die folgenden Ausführungen zum Beratungsangebot sind Konkretisierungen, die 
im Interview mit Solidarisch in Gröpelingen noch nicht in dieser Form formuliert 
waren.

5 Bei Berg Fidel Solidarisch befindet sich die Jugendorganisierung noch in Pla-
nung. Kürzlich hat sich mit der Jugendkommune Kreuzberg eine neue Kiezkom-
mune gegründet, über die wir bislang allerdings nicht viel in Erfahrung bringen 
konnten und auf deren Entwicklung wir gespannt sind.

6 Die Kiezkommune Wedding ist im Netzwerk gegen Femizide organisiert: https://
wirwollenunslebend.wixsite.com/netzwerkggnfeminizid/about_us

7 Für Wilhelmsburg Solidarisch sieht das anders aus – vgl. S. 108.

8 In dem 2018 veröffentlichten Artikel »Perspektiven gewinnen! Organisierte Nach-
barschaften und Föderationen Hand in Hand« der FAU Dresden wird ein Modell 
vorgeschlagen, nach dem sich Nachbarschaften in Versammlungen und Räten 
organisieren und zusätzlich zum Aufbau eigener Strukturen für die verschiedenen 
Bereiche des alltäglichen Lebens mit anderen, teils überregionalen Organisatio-
nen zusammenarbeiten, etwa mit dem Mietshäuser Syndikat und mit Basisge-
werkschaften. Über die gegenseitige Unterstützung in konkreten Kämpfen hinaus 
hätte dies den Vorteil, dass die überregionalen Netzwerke solcher Organisationen 
genutzt werden könnten, um mit anderen Nachbarschaftsinitiativen in Kontakt 
zu treten und sich auszutauschen oder gemeinsam zu organisieren. https://
direkteaktion.org/perspektiven-gewinnen-organisierte-nachbarschaften-und-
foederationen-hand-in-hand/.


